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belressend . . . 16. VI.

272. VI.

Civil-Verbienst-Medaille — Oroßberzegliche —deten Verlei
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Gestüt zu Morkfuhl. Enneuerung der daselbst seit 1795 bestandenen
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auf das gesetzliche Alter derselben und sonst. Bekanntmachung des
Eisenachischen Ober-Konsislorim . 167: I

Konsirmatious-Zeit der Kinder. Nähere Beslümmung derselben
mit Bezug auf dad frühere Publikondum (vergl. S. 50— 52
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Militcr.Verordnung2 n Dienst deisclben zu un! rl der
o v. 7. Oktober 1333. 169 -176. —

Militär--Dienstpslicht. Gesetz über deeselbe- v. o Juny on
nebst Inslruktionen und Schemaken, als: 173—144. —

·) Instruk tion zum Vrrsahren bey 2 2 und:
Einstellung der Milllär, Pllichtigen 115—154. —

b) Schema zu einer Musterungslite . 155. —
c) Schema iu einer Verloosungs- X— 156. —

Instruktion zu Ausstellung und Woerchtigung dir Onzzusten
 über die Millké-Pflichtigen 157 - 160. —

e) Schema Liste der im Ichre #. N. gegornen ** ·
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unterlassen werden . . . . . 271. IV.
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Ritter= und Freygüter —vorhin steuerfreye — vm. den Besihern
derselben nachgelassent nochmahlige spezielle Bonitirung ihres Grund-
besihts, Behuses der alsdann davon zu entrichtenden Grundeinkom-

62. ul.men- Steutr. Diesfallsige Bekannlmachung . .
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakkt.
Nummer I. Den 25. Februar 1823.

Bebanntmachung.
Auf höchsten Befehl Sr. Königlichen Hoheit, des Großherzogs, wird die nachstehende

nachträgliche und erläuternde Verordnung wegen der Erhebungsweise der alten #bandsteuer
und allgemeinen direkten Ster#er vom öten dieses andurch zur öffentlichen Kunde gebracht.

Weimar den 2##tenS# ar 1823.
Großherzogliche Sächsische Landesregierung.

von Müller.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürstcter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
. .

Es ist Zweifel darüber entstanden: ob der F. 7 Unsrer Verordnung über bie Erbe=

bungaweise der durch das Grundgeseb der Steuer-Verfassung vom r April 1821 be-stimmten alten Landsteuer und allgemeinen direkten Steuer, S. des Regierungs=
Blattes vom Jahre 1821, auch von dem Falle, wo Ore lastrid Personen mit den
von ihnen zu entrichtenden Steuern im Reste bleiben, zu verstehen, oder in einem solchen
Falle die frühere Einrichtung, nach welcher gegen säumige Steuerpflichtige die Erekution von
Unseren Steuer= Behörden selbst nicht nur verfügt, sondern auch ausgeführt wurde, als
noch bestehend anzunehmen sey. Da nun lediglich kas behtere in Unsrer Absicht gelegen
hat und der s. 7 gedachter Verordnung vom gien November 1897 a. C. durchaus nur
auf Unsere Aemter, Unsere Stadt-Gerschte und n6 Dorrimonial. Gerichte sich bezieht,
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welche als Unterobrigkeiten in den ihnen angewiese Grenzen jede Aeußerung derStaatêgewalt zu unterstützen und nahmentlich in Steuer-Sachen, wie Wir andurch noch
auf das Bestimmteste wiederholen, auch von Unsrem bnoschafte,Kollegium Befehle anzu-
nehmen und diesen bey Verantwortlichkeit gegen gedachte r-
Steuerbehorde punktlichst zu entsprechen haben: so verordnen Wir andurch nachtrag-
lich und erläuternd:

daß in allen Fällen, wo schriftsässige Personen mit ihren Steuern, seyen es alte
Grundsteuern oder Einkommensteuern, im Reste bleiben und den deshalb an sie
ergangenen Erinnerungen nicht Folge leisten, mit der sofortigen erekutivischen Beptrei-
bung von Unsrem Landschafts-Kollegium selost durch Einlegung von Militér, Zu-
ruckhalt der Besoldungen und anderer Bezüge aus öffentlichen Kassen, so wie a
jede sonst noch geseblich zulássige Weise verfahren und die Mitwirkung der zuständigen

ustiz -Behörde erst alödann aufgefordert werden soll, wenn es entweder zu dem
Inschtge und öffentlichen Verkaufe eines Grundstücks, oder zur Abpfändung bewegli-
cher Exekutions=Gegenstände, oder zur Beschlagnahme außenstehender Forderungen
bey anderen Privak-Versonen kommen mußte;

woneben es ubrigens, was die Beschlagnahme der Besolbung anlang, auch gischich
nicht schriftsässiger Personen und der von diesen zu zmiichtee Steuern bey dem#
Unsrer Verordnung vom oten November 1821 sein Bewenden hat.

Wir haben diese nachtrágliche und erluternde Verordnung eigenhändig vollzogen und
mit Unsrem Großherzoglichen Staatssiegel bedrucken lassen, befehlen auch, daß dieselbe
durch den Abdruck im amtlichen Regierungs-Blatte zu jedermanns Kenntniß und Nach-
achtung gebracht werde.

So geschehen und gegeben Weimar den öten Februar 2823.

(L. S.) Karl August.
C. W. Freyh. v. Fritsch. Freyherr v. Gersdorf. D. Schweigtzer.

Nachträgliche und erléuternde Verordnung, vadi. Ernst Rüller.
die Erhebungsweise der alten Landsteuer

und allgemeinen direkten Steuer betr.

Ordenaustheilungen.
Des Eroßbertogs anigliche Hoheie, in dem Königlich Baierschen Hofbau= In-tendanten und dirigirenden Hofba h des ern, Hrn. Klenze, zu Munchen, so wiedem Koniglich dasbenhh nien 5n 2 Schlarbaum zu Gent, Adjutan-

ten Sr. Hoheit, des Herzogs Carl Bernhard, beyden das Ritterkreuz Höchstihro
augordens vom weißen Falken unter'm 2/sten Geptember und Zosten Dezember. v. J.

zu verleihen gnädiyst geruhet.



Ehrenauszeichnung.
Se. Konigliche Hoheit, der Großherzog, haben dem Hofrath und Leib-Medikus D.

Schwabe hieselbst, auf dessen unterthänigstes Ansuchen, das Tragen des ihm von Sr.
Masestät, dem Kaiser von Rußland rc. unterm öSten Januar d. J. verliehenen Russisch
Kaiserlichen St. Wladimir-Ordens, 4ter Klasse, am 12ten desselben Mo-
nath gnädigst bewilliget.

Dienstentlafsung und Beförderungen.
Des Großherzogs, Königliche Hoheie, haben den Ober-Konsistorial-Rath

und Archi-Diakonus bey hiesiger Haupt= und Pfarrkirche zu St. Peter und Paul,
Herrn Georg Anton Wahl hier, in gnädigster Anerkenntniß seiner, während eines halben
Jahrhunderté geleisteten treuen, nützlichen und wohlgefälligen Dienste, der sämmtlichen, in
jener doppelten Eigenschaft übergehabten Funktionen wegen hohen Alters ehrenvoll zu ent-
beben und mit Beybehaltung seiner gesammten Dienst-Einnahme und Emolumente in den
Ruhestand zu verseten, demnächst aber den Hof= und Stadt-Diakonus, 10. Ernst Friedrich
Christoph Köhler hieselbst, nachdem derselbe die von ihm biöher versehene Hof-Kollabo-
ratur aufgegeben, gänzlich und ausschließlich zur Stadtkirche zu verseben und in die Besor-
gung sämmtlicher Archi. Dlakonaks-Geschäfte, mit der Anwartschaft auf eine geistliche Stelle
bey der Stadtkirche und unter Beybehaltung seincs bisherigen Charakters als Hof-
Diakonué einrücken zu lassen, unter'm 2.isten Dezember vorigen Jahres gnadigst geruhet.

Sodann haben Allerhöchstdieselben
den Postschreiber Friebrich August Leser, zu Ilmenau, zum Post-Sekretar bey'm

Yostamte zu Eisenach, und den Pfarr-Substituten, Johann Philipp Reinhard,
zu Pserdsdorf, in der Diöces Vacha, zum wirklichen Pfarrer daselbst, mittelst
höchsten Dekrets und resp. Urkunde vom 24 sten und 2##sten Dezember v. J., bestätiger;
so wie den zeitherigen Inspektor bey'm hiesigen Zuchthause, Johann August Stickel,
zum Rechnungöführer bey dieser Anstalt, und den Stabs-Feurier, Friedrich
Krause, zum Zuchthaus-Inspekkor, durch ein höchstes Restript vom 21#sten
Dezember v. J., in Gnaden ernannt.

Bekanntmach ungen.
I. Da es vorgekommen, daß verschiedene Untergerichte Flurzüge, welche durch auswär-

tige angrenzende Behörden, jedoch nicht durch Hoheitsirrungeun veranlaßt worden, unrichtig
als kommissarische Angelegenheiten behandelt, auch Ungewißheiten über die Kostenonsätze
dabey vorgewaltet haben: so wird hiermit offentlich bekannt gemacht, daß bey dergleichen
Flurgrenz= Umgehungen bloß Transport= Verläge und Tagegelder für das Gerichts-Perso-
nal in Ansatz gebracht und restikuirt werden können.

Weimar am a6sten Dezember 1822.
Großherzogliche Sächsische bandesregierung.

von Müller.



II. In Befolgung eines unter'm agsten dieses Monaths anher eingegangen
Rescripts und auf den Grund der auf der kandes-Universitt r entgendenen Böchte
nen Ungebührnisse und groben Excesse werden die aus dem diesseitigen Verwaltungsbezirke
vort studierende Landeskinder, zugleich aber, und ganz besonderé, deren Neltern, Vormünder
oder Pfleger, auf die Strenge der bestehenden Gesetze, nahmentlich des in dem Großherzog=
thume publicirten Bundeötagsbeschlusses vom 2often September 1879, dessen dritter und vierker
Paragraph, als hierher gehörig, nachstehend noch besonders abgedruckt wird, andurch auc-
drücklich verwiesen, hiernächst aber als Sr. Königlichen Hoheit fester Wille ausgesprochen,
daß nur diejenigen bey künftiger Bewerbung um Anstellung im Staats- und Kirchendsenste
sich eine Beachtung oder vorzugsweise Berücksschtigung zu versprechen haben sollen, deren
Betragen auf den Schulen und Universitäten dafür Bürgschaft leistet, dah sie durch frühere
Zucht, besonders im auierlichen Hause, oder von Seiten derer, welche Aelternstelle an ihnen
zu vertreten hatten, zur Sittlichkeit, Geseblichkeit, und zum pünkklichen Gehorsam geßen
ipre Vorgesetzten pflichtmäßig angewöhnt worden find.

Hiernach haben sich sämmtliche Betheillgte, jebt und künftig, gemessenst zu achten, im
Uebertretungsfalle aber die Anwendung des gesetzlichen Nachtheils unfehlbar zu gewärtigen.

Weimar den Zosten Dezember 1822.
Großherzogliches Sächsisches Ober-Konssskorium.

Peucer.

Provisorischer Beschluß
über die in Ansehung der Universitten zu ergreisenden Maaßregeln.

*F
Die seit langer Zeit bestehenden Gesetze gegen geheime oder nicht autorisirte Verblndungen

aus den Universitäten sollen in ihrer ganzen Kraft und Strenge aufrecht erhalten, und ins-
besondere auf den seit einigen Jahren gestisteten, unter dem Nahmen der allgemeinen
Burschenschaft bekannten Verein um so bestimmter ausgedehnt werden, als diesem
Verein die schlechterdings unzulässige Voraussehung einer fortdauernden Gemeinschaft und
Correspondenz zwischen den Universitäten zum Grunde liegt. Den Regierungsbevollmächtigten
soll in Ansehung dieses Punktes eine vorzügliche Wachsamkeit zur Pflicht gemacht werden.

Die Regierungen vereinigen sich darüber, daß Individuen, die nach Bekanntmachung
des gegenwärtigen Beschlusses erweislich in geheimen, oder nicht autorisirten Verbindungen
geblieben, oder in solche getreten sind, bey keinem öffentlichen Amte zugelassen werden sollen.

 K. 4.
Keln Studierender, der durch einen von dem Regierungs-Bevollmächtigten bestätigten,

oder auf dessen Antrag erfolgten Beschluß eines akademischen Senats von einer Universitat
verwiesen worden ist, oder der, um einem solchen Beschlusse zu entgehen, sich von der Unie
versität entferne hat, soll auf einer andern Untversität zugelassen, auch überhaupt kein Stu-
bierender, ohne ein befriedigendes Zeugniß seines Wohlverhaltens auf der von ihm verlasse-
nen Unitversitär, von irgend einer andern Universität aufgenommen werden.



Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 2. Den II. März 1823.

Eröffnung des Landtageé.
Den Landtag der neuen Wahl geruhten Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, vor-

gestern Mittag, nach beendigtem feperlichen Gottesdlenst, in dem großen Saal des Residenz=
Schlosse, mit folgenden Worten Höchstselbst zu eröffnen.

„Ich ersffne beute den bandtag zum zweyten Mahle nach dem Grundgeseh vom Jahr
1816. Um mit ihnen des bandes Wohl zu berathen, umgebe ich Mich mit den zu diesem
bEandtag neugewählten Deputirten Neiner Stände.

Der vorige Landtag hat Mir treu beygrstanden, sehr verwickelte Verhältnisse zu sichten,
und zum Bessern zu ordnen. Ich sage ihm dafür öffentlich Dank.

Von dem jetzt versammelten Landtag erwarte Ich gleiche Unterstühung und gleiches
ernstliches Bestreben, um des Landes Wohl zu befördern.

Dem versammelten bandtag wird nunmehr, auf Meinen Besehl, die Proposftions-=
Schrift vorgelesen werden.“

Es erfolgte hierouf die Verlesung der Hropositions-Schrift, und damit endigte die
V#schkeit.

Ordenaustheilungen.
Des Großherzogs, Königliche Hoheit, haben unter'm 23sten v. N. dem Königlich

Baierschen General-Direktor der Straßen= und Wasserbaue, Herrn von Reichenbach,
zu München, das Komthurkreuz, sodann am gten v. M. dem Koniglichen Preußi-
schen Hauptmann der Artillerie und Chef einer reitenden Batterie, Herrn Zöllner zu
Tennsted#, ingleichen dem Königlich Preußischen Premier-Lieutenant der Artillerie und Di-
rektor der Artillerie-Brigade-Schule, Herrn Schwab zu Erfurt, bepden das Ritter-
krenz Hochstihro Hausordens vom weißen Falken zu verleihen gnadigst geruhet.

Besf örderungen.
Des Großherzogs, Königliche Hohest, haben dem wilrklichen Nath und Geheiwen=

Reserendar, Herrn Carl Emil Helbig, hier, Ritter des Ordens vom weigten Balken,



den Rang und die Prärogativen eines Geheimen -Regserungs= oder Gehei-
men-Kammerraths mittelst höchsten Rescripts vom Zten d. M. gnädigst verliehen.

Sodann haben Allerhöchstdieselben den zeither bey'm Justiz-Amte Kaltennordheim
provisorisch angestellt gewesenen AmtS-Registrator, Johann Valentin Bach, in dieser
Eigenschaft definitiv ernannt und dem bey'm Allstedter Gestüce befindlichen Reitschmid,
Theodor Nicolai, den CGharakter als Roßarzt, mittelst hoher Ministerisl. Dekreke
vom urten v. NR., in Gnaden ertheilt.

Betkannemachungen.
I. Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, haben unter dem 27sten Dezember

vorigen Jahres die höchste Entschliefung hefalt, die im Jahre 1705 aus landesvaterlicher
Vorsorge für die Verbesserung der inländischen Pferdezucht angcordnete Landgestüt= Einrich-
tung zu Marksuhl, welche bis zum Jahre #821 nicht ohne sichtbaren Erfolg für ihren
Zweck und für den Bortheil der Landwirthe und Pferdehalter des Eisenachischen Freises
sorlbestanden hatte und welche, selbst während der Kriegozeit, mit großen Aufopferungen
lediglich aus Kammer-Mitteln unterhalten worden ist, wiederum zu erneuern und daben
zugleich verschiedene, um veränderter Verhältnisse willen nöthig gewordene, oder sonst für
zweckdienlich erachtete Abänderungen in der vormahligen Gestüt-Eilnrichtung treffen zu lassen.

Indem des Grohherzogs, Königliche Hoheit, hierdurch den Bittvorstellungen, welche
bev der im Jahre 1822 eingetretenen Unterbrechung dieser Einrichtung, aus mehreren Gegenden
bes zur Pferdezucht besondero geeigneten Eisenachischen Kreises, eingegangen sind., huld-
volle Berücksichtigung angedeihen sassen wollen, ist die weitere höchste Absicht hierbeyvornehmlich darauf gerichtet, daß, durch Besörderung und Veredlung der inláwdischen.
Pferdezucht, die Erfüllung ber dem Großherzogthume Sachsen Weimar Eisenach hin-
sichtlich der Kavallerfe-Kontingents: Stellung obliegenden Bundeepflichten nicht nur über-
haupt möäglich gemacht und erleichtert, sondern auch gehörig sicher gestellt werden möge!

Um dieser Rücksicht willen ist für angemessen und nsthig erachtet worden, die frag=
liche Gestüt. Anstalt, deren neue Gründung von deo Großherzogs Königliche Hoheit duch
das gnädigste Geschenk von mehreren vorzüglichen Beschälhengsten aus dem Großherzogll=

chen Marstalle und durch die, für dieses Jahr, angeordnete Auchülfe mit Hengsten aus dem-
Grosherzoglichen Gestüte zu Allstedt abermals unterstünt worden ist, mit der Mllitär=
Oekonomie in Verbindung zu bringen und die Oberaufsicht vortber der Grutenoguchn
dandeS -Direktion, resp. alsö Militär-Verwaltungobehörde, zu übertragen, welchedspecielle Leitung und Aussicht dabey durch eine besonders niedergeseßzte untr Gene

K 4 Eisenach ausuben laßt.Auf höchsten Befehl wicd solches, unter Beysügung einer erneuerten, vom laufenden
Jahre an in Kraft tretenden Gestüt-Ordnung, von. dem unterzeichneten Kollegium
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, und, zu mehrerer Aufmunterung und Belebung der in.
Folge übernommener Verpflichtungen nunmehr noch wichtiger gewordenen Pferdezucht des
Eisenachischen Kreises, die Zusicherung erthrilt, daß die für die Grohherzegliche Drago-
ner= Dioision nötbigen Pferde, künftighin, so weit es nur immer möglich und zulässig ist,
durch Kauf im Lande angeschafft werden sollen, wobey jedoch den Großheczoglichen.
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Unterthanen die freye Disposition über die im Milikér-Gestüt gezogenen Fohlen, ebem so
wie bey dem vormahligen Landgestüt, ohne allen diesfallssgen Zwang, sernerhin lediglich
verbleibt.

Weimar den toten Januar 1823.
Großherzogliche Sächsische Landes- Direktiom.

F. Schwendler..

Orduung
für das Militär-Gestüt im Eisenachischen Kreise.

8. r.

Diesenigen Groshherzoglichen Unterthanen, welche bey dem Eisenachischen Militar-
Gestute ihre Mutterpferde belegen lassen wollen, haben solches von nun an, gegen Weih-
nachten jeden Johres, dem Orosvorstande ihres Wohnorts gehörig anzuzeigen, und dabey
Farbe, Abzeichen, Alter u. s, w. der Stuten genau anzugeben.

g. 2.

Vom Ortsvorstande sind über alle im Orte vorhandene Mukterpferde vollständite
eisten zu führen, in welche die vorbesagten Anzeigen pünktlich eingetragen werden müssen,
worauf die Listen am Schlusse jeden Jahres au die Gestüt-Kommission zu Eisenach einzu-
senden sind, um, nach dem bistenergebnisse, die Zahl der für dav kommende Jahr usthigen
Geschälhengste bestimmen und für derenaAusstelung zu Marksuhl und Geisa die erforderliche
Sorge zeitig genug tragen zu konnen.

ébh. 3.
Gegen die Mitee des Februar jeden Jahres werden die Heugste von dem dazu bestimm-

tenPersonal nach Marksuhl und Geisa gebracht, um daselbst bis zum Ende des Monaths
May zu verbleiben.

Die Gestüt-Kommission wird im Eisenachischen Wochenblatte den Tag der Ankunft
immer noch besonders bekannt machen, von welchem an die Herbenbringung der Stuten
geschehen kann.

Auf vorgängige Unmeldung der Besiber bey der Gestür-Inspektion,
a) zu Marksuhl — dem Gropßherzoglichen Rent-Amtmann Rah und

u. Geise — dem Großherzoglichen Rent-Amtmann Koch, wird von derselben das
welter essordtrichr, wegen Bedeckung der Stuten durch die Militär-Gestüt= Hengste unter

gehsrigrr. Aufsicht, angeordnet werden.

d. 4.
Diejenigen Pferdehalter, von welchen die im F. u. besagte Anzeige bey dem Ortsvorn

ltande gehörig gemacht werden wird, haben, in Zukunft, vor denen, welchr sich deshalt-
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erst bey den Gestüt-Inspektionen anmelben, im Kollisons-Falle einen Vorzug hinsichtlich
der Wahl der Hengste und der Zeit.

ö 5.

Die Großherzoglichen Unterthanen entrichten für das Bespringen ihrer Stuten jedes
Mahl, und ohne Rücksicht auf dao Zukommen derselben,

18 ggr. Sprunggeld und
2 ggr. Trinkgeld

zur Gestüt-Kasse resp. für die Stallbedienten; — eben so viel muß nachbezahlt werden,
wenn die Stute ein gesundes Fohlen zur Welt bringt.

d eine im Militär-Gestüt trächtig gewordene Stute in das Ausland verkauft: so
wuß diese Nachzahlung ebenmäßig sofort bewickt werden, worauf die Ortsvorstände, bey
Vermeidung diesfallsiger Verantwortlichkeit, gehörig zu achten, und in den vorgeschriebenen
Jahreslisten das Nöthige deshalb mit anzumerken haben.

Den Herzoglich Sachsen-Meiningschen Unterthanen wird, so lange als den diesseitigen
Unterthanen bey dem dortigen gand-Gestüt gleiche Begünstigung verbleibk, ebenfalls erlaubt,
ihre Stuten von den zu Marksuhl und Geisa stehenden Hengsten bedecken zu lassen, gegen
Entrichtung von 2 thlr. 12 gr. Sprung= und 4 9gr. Trinkgeld, wovon die Hälfte zurück-
gegeben wird, wenn die Stute ein lebendes Fohlen nicht zur Welt bringt, und solches
glaubhaft bezeugt worden ist.

K. 6.
Den inländischen Pferdehaltern, welche ihre Stuten zum Bedecken nach Marksuhl und

Geisa bringen, wird die Chaussee-Freiheit für dieselben in der Maaße zugesichert, daß se
die von ihnen bezahlten Chaussee-Gelder auf die darüber erhaltenen Zeddel aus der Ge-
siür Kasse durch Abrechnung auf das Sprunggeld zurück erhalten.

Behufs dieser Begünstigung haben sich diejenigen, welche davon Gebrauch machen wol-
len, mit glaubhaften Zeugnissen ihres Ortsvorstandes, bey der Gestüte= Inspektion gehörig
auszuweisen.

S 7.
Da durch dse Wiederherstellung eines geordneten und mit vorzüglichen Beschälern ver-

sehenen Gestäüte dem diesfallsigen Bedürfnisse der Pferdehalter im Eisenachischen Kreise, mit
möglichster Erleichterung der Kosten für dieselben größtentheils abgeholfen ist: so wird, zu
westerer Beförderung und Sicherstellung der inländischen Pferdezucht, hiermit verordnet,
daß die Großherzoglichen Unterthanen, welche ihre Hengste zum Beschälen für bohn in
dem Eisenachischen Kreise herumführen wollen, alljährlich vor der Beschälzese elnen Erlaub-
nißschein hierzu bey der Gestät-Kommission zu Eisenach auswirken mössen, welcher von
derselben nur nach vorgängiger Untersuchung und befundener Fehlersreiheit und Tüchtigkekt
des fraglichen Hengstes, unter Beprath des Roharztes, zu ertheilen und bloß auf Ein
Jahr göltig ist. -



9. 38.

und jedes Herumziehen mit Beschalhengsten (welches zum Theil bereits durch 6WiD)in dieser Hinsicht noch nicht wieder ausgehobene Landgestüt-Ordnung vom gösten
ay 77098 verbothen war), ohne dazu durch einen annoch gültigen Eramnigchenn

besugt zu seyn, bleibt von nun an, bey Vermeidung von Zehn Thalern Strafe verbo-
then, wovon dem Denuncianten die Hälfte hiermit zugesichert wird, die andere Hälfte aber
der Gestütekasse gehört.

Weimar den roten Januar 1823.

Großherzoglich Sächsische Landes-Direktion.
F. Schwendler.

II. Se. Durchlaucht, der Herzog zu Sachsen Meiningen, haben huldreichst anzubefeh-
ken geruhet, daß denjenigen hiesigen Landeskindern, welchedieFoFez Akademe zu Drev-bigacker zur Erlernung der Vorktwisseschaft besuchen wollen, d bey den sonst erforder-
lichen Eigenschaften aus Mangel an hinlänglichem Vermögen daran behindert sind, auf
Est ##murhegeupnisse, das Honorar für die Lehrstunden, nach Umständen ganz oder
zur Hälfte, erlassen irrde soll; wälches auf höchsten Besehl diermit zur Kenntniß desP#ohkums gebracht w

Weimar denk#cnn Jannar 13823.
Großherzogliche Sächsische Kammer daselbfl.

Fr. Aug. Freyh. von Fritsch.

III. In einem unterm 28ten Dezember vre Jahres anher erlassenen pöchst Re-scripte wird unterzeichnete Behorde von den leider auf der Landes-UniversitätTena neuerer Zele wieder Statt gehabten rebihimagen und groben Ercessen, so zut von
der Strenge unterrichtet, welche geübt werden mußte, um für die Zukunft Zucht und Ord-
nung immer mehr zu sichern.

In Beziehung Mraus, und dem damit verbundenen aubbrücklihen böchsten Pefehiegemäß, säumen wir nicht, die aus dem dsesseitigen Bezirke studie en Ladeskinder zu Jena v zugliich deren Aeltern, Veschiiber und Vis, n
die Strenge der diesfalls bestehenden Gesetze, nahmentiich aber des in dem Großherzogthume
publicirten Bundestags-Beschlusses vom 2osten September r810 KF. 3. und 4. nachdrücklichst
u verweisen, wornach G. 3.) alle geheime oder nicht autorisirte Verbindungen auft denUniversttäten unbedingt ver helhene Tudiochuen aber, die denselben beygetreten, bey keöosfentlichen Amte zugelassen; und (h. 4.) die von der einen Universität gesetlich Prrwiisenen

Studierenden auf keiner andern ausgenommen werden sollen.

Hiernächst sind wir guädigst beauftragt, e5 als Sr. Königlichen Hohei#t festen
Willen auszusprechen, daß nur diejenigen bey künftiger Bewerbung um Anstellung im
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Staaks= und Kirchendienste sich überhaupt Beachtung oder vorzugsweise Beachtung zu ver-

sprechen haben, deren Betragen auf den Schulen und Unlversitäten ofir htleistet, dah sie durch frühere Zucht, besonders in dem älterlichen Hause,o-m n Seitenderer,welche Aelternstelle an ihnen zu vertreten hatten, zur Sittlichkeit, zur Gweruen und
zum pünktlichen Gehorsam gegen ihre Vorgesehten pflichtmäßig angewöhnt worden (ind.
Es versteht sich hierbey ohnehin, daß die studierenden bandeökinder durch jede notorische
Theilnahme an einem Ercesse, durch jeden erwiesenen Ungehorsam gegen Vorgeseh#te und die
gesammie gesebliche Ordnung, nach erfolgter diesfallsiger Anzeige der akademischen Gerichte,
sich des Genusses solcher Wohlthaten, welche sie von Seiten des Staats genießen, als der
Stipendien, des Antheils an der akademischen Spelseanstalt 2c. selbst gänzlich umwürdig
machen, und davon auf der Stelle ausgeschlossen werden sollen.

Zu unseren studierenden Landeskindern hegen wir dagegen billig und gern das Vertrauen,
daß sie, den höchstwichtigen Zweck ihres Studierens sest und ruhig im Auge behaltend,
durch sirenge Gesehmäßigkeit und insbesondere durch Entfernung von allen strafbaren
geheimen Verbindungen, sich auédauernd so verhalten werden, daß sie unsre, ihrer
Aeltern und des Vaterlandes gerechte Erwartung nie muthwili tduschen oder dem uns ge-
gebenen Versprechen sich jemals untreu bezeigen. Imentgegenstehenden Falle werden die
vorher angedroheten, auf das ganze künftige Leben risseperhen strasenden Maaßregeln, in
AnauSbleibliche Anwendung treten.

Eisenach den 17ten Januar 1823.

Großherzogliches Süchsisches Ober-Konsistorium daselbst.
D. Johann August Nebe.

IV. Da von des Großherzogs Königliche Hoheit mittelst höchsten Rescriptes vom
25sten vorigen Monaths der Dr. med. ci chir. Carl Ludwig Haiser, aus Geisa, zum

Phosikus für die Stadt und den Amttben fteet Geisa ernannt und ihm sein Wohnsicin Geisa angewiesen worden ist: so wird solches hiermit zur öffentlichen Lennhuh gebracht.
Welmar den u#sten Februar 1823.

Großherzogliche Sachsische Landes Direktion.
von Moh.

V. Se. Konigliche Hoheit, der Großherzog, haben zu genehmigen geruhet, dasi
wegen der gestiegenen Fourage-Preise vom roten d. M.an bey sämmtlichen Postanstalten
hiesiger Lande eine Erhöhung der 5 Tare von 9 auf20gGr., und der Kourier-undEstafsetten= Tare von 13 auf14c6Gr. pro Pferd und zmiit eintritt, welches hierdurch
zur Kenntniß des betheiligten uouchtte gebracht wird.

Weimar den #ten März 1823.

Großherzoglich Sächsische Oberpost-Inspektion.
von Mot.



Großherzogl. S. Weimar -Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 5. Den 8. July 1823.

Se. Königliche Majestät, Friedrich Wilhelm IIE,

König von Preußen 2c. 2c., haben am 20sten März dieses

Jahres das Großkreuz des Großherzoglichen Hausordens der

Wachsamkeit, oder vom weißen Falken, angenommen.
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Dißlsmatische Angelegenheit.
Nachdem der am Großherzoglichen Hofe zeither accreditirte Königlich Sächsische Ge-

schäststräger, Herr August Carl, Graf Bose, Königlich Sächsischer Kammeryerr. und
Ritter des Johanniter-Maltheser-Ordens, von seinem Allerhöchsten Hose abgerufen wor-
den war: so geruheten Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, demselden die gewöhnliche
Abschieds-Audienz auf Höchstihro Zimmer am 21sten April dieses Jahres, Mittags halb
3 Uhr, gnsdigst zu ertheilen.

Ordenaustheilungen.
Des Grohherzogê, Königliche Hoheit, haben am 29sten März dem Königlich PreuWi-

schen General der Infanterie, Herrn Grafen von Tauentzien sowie dem Königlich
Preufiischen Setaats= und Kabinetc-Minyister, Herrn Grafen von Berustorff, am usten
May dem Herzoglich Sachsen Coburg-Meiningischen wirklichen Geheimen Nath, Herrn
von Könit, am 4ten May dem Russisch Kaiserlichen wirklichen Geheimen Rath, außer-
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigken Minister am Großherzoglichen Hofe, Herrn
ven Canicof und am 13ten May dem Herzoglich Sachsen Gotha-Altenburgischen wirkli-
chen Geheimen Rath und Minister, Herrn von Lindenau, Ercellenzien, das Großkreuz;
sodann am 2osten April dem Geheimen Kirchenrath und Professor D. Gabler zu Jena,
am oten May dem Herrn Baren Vauthier de Baillamont, vormahls Königlich Französt-
scher Gouverneur des Herzogthums Bounillon, am 18ten May dem Koniglich Baierschen
Geheimen Kabinets-Registrator, Herrn von Steinödorf und endlich am zisten May
aieses Jahres dem Rath und Schatullier Hage, Ritter des Civil-Verdienstordens der
Baierschen Krone, hieselbst, da Ritterkreuz Höchstihro Hausordens der Wachsamkreit,
oder vom weißen Falken, zu verleihen gnädigst geruhet.

Medailien: Vertheilung.
Se. Königliche Hoheit, der Grohherzog, haben dem Privat-Gelehrten, Herrn Pro-

fessor D. Hassel hier, für Ueberreichung des Buches „Statiltischer Umriß der sämmtls-
chen Europkischen und der vornehmsten Außer-Europcischen Staaten“, die goldene Ver-
dienst-Medaille mit der Inschrift „doctorum frontium praemia“ und der Erlaubniß zum
Tragen derselben am Vande des weißen Falkenordens unterm gien May dieses Jahres
gnadigst verliehen.

Beförderungen.
Des Großherzogs, Konigliche Hoheit, haben den Kammerherrn, Ober-Forstmeister

und bisherigen Vorst-Adjutanten beym Ober-Forstamte zu Eisenach, Herrn Carl August
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von Arnswald, zum wirklichen Ober-Forstmeister und Chef des Eisenachi-
schen Öber- Forstamtes, den Kammer= und Jagdjunker, Herrn Rudolph August
Ferdinand von Háseler hier, zum Forst-Adjutanten bey'm hiesigen Ober-Forstamte,
den Kammerherrn und Hauptmann, Herrn Friedrich Lndwig August von Germar hier,
Ritter des Ordens vom weiseen Falken und des Königlich Baierschen Eivil-Verdienster=
dens, zum Major, die Kammerjunker und Stabs-Kapitains, Herrn Ernst Christian
Ruvdolph von Reineck zu Eisenach und Herrn Carl von Metsch hier, sowie den Kam-
mer= und Jagdjunker, Forst-Adjutanten und Hauptmann, Herrn Ludwig Ernst von Hopif-
garten zu Eisenach, ingleichen den Kammerjunker und Steuerrath, Herrn Albert Joseph
Gabriel Ludwig, Frepherrn von Groß hier, zu Kammerherren, den Doktor der
Rechte, Herrn Carl Bartholomaei hier, auf ständischer Seits geschehene Wahl und
erfolgte Präsentation, zum Landrath, den zeither provisorisch angestellten Forstschreiber
Carl Ludwig Riemann hur, delinitiv zum Forstschreiber, den Amts- nbe mKreis= Jusiizamte Neustact a. d. O., Johann Friedrich Peter, zum 2ten Amts
sten daselbst und den Schneidermeister, Heinrich Leonhard Siegen hier, zum erke:
schneider bey der Garderobe Sr. Königlichen Hoheit, des Erbtgroßherzoge ernannt; so-
dann dem Bau-Kontroleur und Expedienten bey der hiesigen Chaussee-Baukommission,
Friedrich Wilhelm Schalling, den Charakter als Kommissions-Sekretar, dem
Amts-Akiuar bey'm Justiz= Amte Weida, Carl Friedrich Haack, den Charakter als Jus-
tiz-Amts-Kommissar, den Hülfslehrerm am Fiesn Gymnasium, D. Ernst Wilhelm
Weber und L. Garl Gottlieb Wilhelm Schneider, einem jeden den Charakter als
Professor, dem Kunst = und Handelsgärtner, Adolpy Breiter zu Leipzig, das Pr
dikat eines Hosgártners sowie dem bey’m Eisenachischen Karthausgarten angestellten
Gärlner, Eduard Sckell, das eines Garten-Kondukteurs, dem Kaufmann, Georg OttoZiegler zu Ruhla, den Charakter als Hof-Agent ertheitt, und den Gellh- tichen,
Andreas Biedenbach, zum Kaplan zu Geisa in Gnaden bestätsget, worüber die höch-
stten Dekrete, hohen Ministerial= Dekrete und resp. Versügungen in den Monaten März,
April, May und Juny d. J. ergangen1 sind.

Demnächst haben Höchstdieselben im Einverständniß mit des Herzogs zu Sachsen Gotha
und Altenburg, Durchlaucht, auf Höchstihro Gesammt-Akademie Jena, den Hofrath und
Professor, Herrn l0. CarlStark,zum außerordentlichen Beysiber der medizinis

schen Fakultät und des akademischen Eints Luueis den Privat- Dozenten, HerrnD.. Emil Huschke, zum auserordentlichen ofesso Medizin unter'm 25ten
Aprit und ##ten v. N. rnanmt und endlich dem nan it dasigen Schoppensiuhls,

A sitáts-Sek „Herrn D. Ludwig von Gohren, mittelstböchsten Dekrets vom una Nay d. J. den Chacakter a Justiz= Rath gnädigst verliehen.

Dienstentlassungen und Penssonirungen.
Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, haben unterm gten April, 2ten May und zten

Juny d. J. anädigst geruhet den Rath und Regierungs-Sekretar, Herr Johann Heirrich
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Franz Seyffarth hier, sowie den Hofgartner und Schloßvoigt, Justus Wilhelm Groß
zu Dornburg, in den Ruhestand zu versehen und zwar beyde mit Verleihung einer lebenslangli.
chen Pension für ihre langjährigen treu geleisteten Dienste, dagegen den Landschaftskasse-Kal-
kulator, Johann Carl Gottlob Weise hier, auf Ansuchen, seines Dienstes zu entlassen.

Ehrenaus zeichn ung.
Des Kénigs von Preußen, Majestät, haben dem Großherzoglichen wirklichen Gehei-

men Rath, Staats-Minister und Ordenskanzlar, wie auch Großkreuz des Großherzogli=
chen Hausordens vom weißen Falken und des Großherzoglichen Badenschen Ordens vom
Jähringer Löwen, Herrn Carl Wilhelm, Frepherrn von Fritsch, Ercellenz, hieselbst, den
rothen Adlerorden, erster Klasse, am usten May dleses Jahres huldreichst zu verleihen
und Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, demselben, auf geschehenes Ansuchen, die Er-
laubniß zum Tragen dieses Königlichen Ordens am röten desselben Monats zu ertheilen
quadigst geruhet.

Bekanntmachungen.
1. Das Großherzogl. und Gesammt-Ober-Appellatsons-Gericht zu Jena hat in Be-

iceff der Förmlichkeiten bey privatim errichteten und durch Testament bestätigten Kodicillen
dab nachstehende pracjudlicium gefaßt:

„Von dem Großherzogl. und Herzogl. Sachs. auch Fürstl. Reuß. Gesammt-Ober=Ap-
pellations-Gerichte zu Jena ist, in Gemäßheit der ihm durch F. 98 der provisorischen
Ober-Appellations-Gerichtsordnung unter Nr. 3. eingeräumten Befugniß, über die streitige
Frage" in wie fern nach Inhalt des rômischen Rechts auch solche privatim errlchtete
Kodicille, welche in einem Testamente bestätigt sind, der Zuziehung von Zeugen bedür-
sen, folgender Beschluß gefaßt:

daß in denjenigen Theilen des Ober-Appellations-Gerichtsbezirk, wo durch besondere
Gesete, oder rechtsbeständige Gewohnheiten, das Gegentheil nicht eingeführt ist, selbst
bey den im Testamente bestätigten Kodicillen, welche privarim errichtet werden und
zu privllegirten nicht gehören, die hehörige Zuziehung von wenigstens fünf fähigen
Jeugen alg wesentlich nothwendig zu betrachten, in deren Ermangelung aber der
privatim errichtete, auch nicht privilegirte Kodicill für ungültig zu achten.“

Beschlossen Jena den 27sten März 1823.

(L. 8.) Großherzoglich und Herzoglich Sächsisches, auch Fürstlich Reußisches
Gesammt-Ober-Appellationsgericht daselbst.

A. v. Ziegesar.
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Es wird daher dasselbe, unter Bezug aus das diesseitige Erlänterungs- Patent zur
provisorischen Ober-Appellations. Gerichtsordnung vom 20sten April 1817 Nr. IV, zo
Jedermanns Nachricht und Nachachtung hiermie öffentlich bekannt gemacht.

Weimar den alsten 1823

reeseen tsiche ardtdttgicruag.
II. An die Stelle des als zeitheriger Verwalter des Wuchter sorn Gerichks Renthen-

dorf freywillig abgegangenen Advokaten, Rath Unteutsch, istderAdvokat, GottlobWachter zu Weida, zum Justiziar bemelderen Gerichts prasentirt * durch das beauf-
tragte Kreihamt Neustadt am 27ten Februar d. J. verpslichtet und eingeführt worden.

Weimar den 15ten May 1823.
Gopherzoguche aichhi r Landeöregierung.F.C

II. Der Dienstknecht Johann Gottlieb Gipser zu Weida hat am 27sten März
dieses Jahres die von einem Stege herab in den Weldaslaß gefallene, schon eine Strecke
von 30 dis 40 Schriet sortgetrieben gewesene, sechsjährige Tochter des Nüllers Marr
daselbst, an einer Stelle, wo das Wasser 3 Eilen tief ist, durch schleuniges Hereinspringen
in den Fiaß aus Tod eegefahr gerettet.

Se. Kigagichen5oeit ber Großherzog, haben demselben für jene lobenswerthe Hand-
lung 4 Belohnung von Zehn Thalern gutoigst zu bewilligen geryhet.Derbestehe#wen anung gemäß wird Odiges hierdurch zur öesfentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar den röten May 1823

arzogüch l- bandes-Direktion.

IV. Dle# snundawitherigen Accessisten 170. Gustav Abverus von Jena,Justus Chrlstian Bernhardel cbaus daher und August Heinrich Theodor Schmitpaus Hardisleben sind, da sie EBann 4% lrer frühern theoretischen Hrüfung, als nachher
in praktischen Arbeiten sich ausgczeichnet babea) zu Amts-Advokaten ernannt und am
27sten desss Monats gehörig verpflichtet woEs wird daher dleses und daß den * tbepden —nachdem der Jusliz-Rath D. As.
verus seiner advokatorischen Praris in den Großherzoglichen Landen, bis auf die bep dem
Hroßherzoguch Sächsischen und Gesammt=Ober--Appellations-Gerichte, gänzlich entsagt

— Stadt Jena, dem Amtsadvokat Schmith aber die Stadt Apolda zu Tuf-gobeae bestimme worden, hiermit zur sffentlichen Kunde gebracht.
Weimar am 209sten May 1823.

Oroßherzogliche Süchsische gandesregierung.
von Müller.
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V. Mie Beziehung auf die im Regierun)s= und hiesigem Wochenblatte bereits, unter
dem raten Juny 1820 erlassene Verordnung werden die Justiz-Aemter, so wie sämmtliche
übrige Gerichts-Unterbehorden hiermit in Kennkniß geseht, daß im Lause dieses Jahres fot-
gende Königlich Preusische Öfsiziere:

der bieutenant von Weyher vom 29osten Infanterie-Regiment,
der Lieutenant wüttmann von der zten Artillerie-Brigade,
der Licutenant Richter von eben derselben,
der Lieutenant von Poyda und
der Lieutenant Reinhold, bepde vom #ylen Infanterie: Regiment,

welche sich durch vidimirte Abschrift eines von Sr. Königlichen Hohelt, dem Grofberzuge,dem Königlich Preusischen General-Lieutenant Herrn von Mäslling unter'm 26sten Ma

1820 auögestellten offenen Brieses zu legitimiren baben, Behufé der trigonometrischenVermessungen in den hiesigen Landen eintreffen werden
Weimar am öten Juny 1823.

Großher zogliche Sichsiche Landesregierung.ülle

VI. Grohherzogliche Kawdes Dlrektion hat dem Barbiergesellen Samuel Karl Kirsch-ba zu Apolda, nach bestandener Prüsung vor Großherzoglicher Sanität-Kommission,die gebetene Erlaubniß zur i der niederen Chirurgie und zwar zum Schröpfen,
Blasenpflasterlegen, Klpstiergeben, Blutigelanselzen, Fontanellenmachen, Zahnauczlehen und
Aderlassen, zu lehterem jedoch nur mit Genehmigung eines Arztes, erthellt und das Gericht
zu Apolda zu Verpflichtung besselben angewiesen. Es wird daher solches hiermit öfentlich
bekannt gemache.

Weimar den 26sten Juny 1

tren, Sonsche Laudes. Direktion.dle
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 4. Den 11. July 1823.

Bekanntmachung.
In Folge eines höchsten Befehls Sr. Königlichen Hoheie, des Großherzogs, werden die

nachstehend abgedrurbten Geseße, welche sowohl aus den Verhandlungen des vom oten
März bis zum 2#sten May bieses Jahres versammelt gewesenen getreuen Landtages, als aus
den mit ihm hierüber getroffenen Verabschiedungen hervorgegangen sind, und nach erfolgter
desinitiver Redaktion die höchste Landesfürstliche Sanktion erhalten haben, nahmentlich:

1. Patent zu Einführung der Altwelmarischen Gesehe in dem Amte Oldisleben, vom
oten May 1823,

II. Geseh über die Wiedereinseyung der Partheyen in den vorigen Stand gegen die
ihnen durch die Vernachléssigung ihrer Advokaten zugezogenen Nachtheile, vom 161en
May 1823,

III. Geseb über den Instanzen, Zug in Steuerfreyheitt= Entschädigungs-Klagsachlachen, vom

löten Juny 1823,

IV. Geseb, die Gerichtskostensreyheit der milden Stiftungen im Großherzogehume Sachsen
Welmar-Eisenach betreffend, vom 1F#en Juny 1823,

V. Gesindeordnung, vom 18ten Juny 1823,

VI. Gesetz über die Vertheidigung in Kriminal-Unkersuchungen, vom Z9osten Juny 1823,
VII. Gesetz über die Nachfolge der so genannten Mantelkinder in Lehngüter, vom Josten

Juny 1823,
VIII. Geseb, die Rettung verungluckter Personen betreffend, vom 19ten Juny 1823,
1X. Judenordnung, vom aosten Juny 1823 und

—2
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XI. Gesetz uber bie Militair- Dienstpflicht, vom 24sten Juny 1823.
hiermit, für den ganzen Umfang des Großherzogthums, zur offentlichen Kunbe gebracht.

Weimar am gosten Juny 1823.

Großherzogliche Süchsische Landeereglerung,
von Müller.

J.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, MarkgrafzuMeißen,gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
. c.

Nachdem Wir auf Untrag. Unsrer Landesregierung allhier und mit Beyrath und Zustimmung.
Unsres versammelten getreuen Landtages für nothwendig angesehen haben, In dem durch das
Patent vom 13ten Dezember 1827 Unsrem Großherzogthume einverleibten Amte Oldis=
leben die darin, wegen des Wechsels der vormahligen Seniorats-Regierungen, nach und
nach geltend gewordenen, ganz verschiedenartigen gesetzlichen Bestimmungen abzuschaffenund
an die Stelle derselben einzig und allein die gesehlichen Vorschriften. Unserer Altweimarischen
Lande treten zu lassen, damit die vielfachen Nachtheile beseitiget werden, die aus jener Ver-
schiedenheit und Ungewißheit des zeitherigen Rechtszustandes für Unsere Unterthanen zu Ol-
disleben nothwendig hervorgegangen: so verordnen Wlr hiermit, wie folget:.

8. 1.
Alle in dem Amte Oldisleben eingefuhrt und gultig gewefene Gefehe uad. Bestimmungen

der früheren Seniorats-Regierungen, nahmentlich auch, die Herzoglich Sachsen Gothaische
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alle Landes= und Prozeß-Ordnung, verlieren vom #sten Januar 1823 an ihre gesehlich
Kraft und Gültigkeit.

5. 2.

An deren Stelle treten, von diesem Tage an, neben den schon zeither dort eingeführten
und nach wie vor in Kraft bleibenden Weimarischen Gesehen, auch die sämmtlichen übrigen,
in Unseren Allweimarischen Landen geltenden Gesetze und Bestimmungen, mithin

die Zandesordnung ven 1589,
die alte kursächsische Prozeß= und Gerichtsordnung vom Jahre 1622,

die Kirchenordnung vom Jahre 1664,
die Sportel-Tare vom Jahre 1704,

die Weimarischen Prozeß-Konstitutionen von r723 und 1775,
das Malversations-Patent vom Jahre 177

die Subhastakions-Ordnung vom Jahre 1798,
das Mänz-Mandat vom Jahre rgor,
die Stempel- Papierordnung vom Jahre 1810,
die hiesige Kriminal-GerichtSordnung vom #ten Dezember r1812,
die provisorische Ober-Appellations-Gerichtsordnung vom Jahre 1816, so wir

überhaupt alle in der Schmidtischen Gesetzsemmlung und deren Fortsehung enthaltene
Gesetze und allgemeine Vorschriften, so weit ihnen durch neuere nicht derogirt
worden, sodann

die seit dem Jahre 1987# durch das officielle Weimarische Wochenblatt, und seit dem

Jahre 1317 durch das Regierungs-Blatt bekannt gemachten gesetzlichen Bestimmun-
mungen und Verordnungen, denen subsidiarisch das gemeine Süchsische Recht und die
gemeinen deutschen, longobardischen, kauonischen und römischen Rechte nach
wie vor zur Seite stehen bleiben, dergestalt, daß die ganze dermahlen bestehende Ge-
sehgebung Unserer Altweimarischen Lande, vom 1sten Januar 1824 an, in gedachtem
Unsren Amte Oldisleben für eingeföhrt und promulgirt geachtet und bey Elngehung,
Vollziehung und Beurtheilung aller bürgerlichen Geschäfte und Handlungen und
ihrer Folgen allenrhalben beachtet und zu Grunde gelegt werden soll.

Dagegen werden
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g. 4.

alke bereits vor dem asten Januar 1824 anhängig gewordene Rechtsstreitigkeiten und-
Straffälle lediglich noch nach den zur Zeit ihrer Entstehung gültig gewesenen Geseczen be-
handelt, beurtheilt und entschieden, sobald nur schon die erste Ladung nach diesen Gesetzen.
ergangen. war, und eben so-

g. 5.

alle ein Rechtsverhaltniß begrundende Handlungen und Begebnisse, die zwar anr 1sten Ja-
nuar 1824 noch nicht vor Gericht anhängig, die jedoch schon vor dieser Zeit existent ge:

worden, noch nach denjenlgen Gesehem beurtheilt und entschieden, die zur Zeit ihrer Entste-
hung gegolten haben und nur im Formellen bep ihrer künftigen gerichtlichen Verhandlung
die jetzt eingeführten Weimarischen Prozeß-Vorschriften zur Anwendung gebracht.

Urkundlich ist gegenwärtiges, Patent, welches durch den Druck zu Jedermanns Kenntniß.
gebracht werden soll, von Uns eigenhändig, vollzogen und mit Unsrem Grohhergoglichen
Scaatinsiegel bedruckt worden.

Weimar am öten May 1823..

(L. 8) Karl August.
C. W. Freyh. v. Fritsch Freyhr v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Erust Müller.

Patent:
zu Einführung der Altwelmarischem

Gesege in dem Amte Oldisleben-



II.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen, gefursteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg,
c. c.

Durch den Antrag Unserer oberen Justiz-Höfe finden Wir Uns bewogen, ein eigeneö
Geset über diejenige Wiedereinsehung in den vorigen Stand zu. erlassen, welche von den
Partheyen in. bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, gegen die Nachtheile gesucht wird, die ihnen
die Vernachlässigung ihrer Advokaten zugezogen haben..

Wir verordnen daher, mit Beyrath und Zustimmung des getreuen Landtages, für den
gesammten Umfang Unserer Lande, wie folget:

I. Jede Wiedereinsehung in den vorigen Stand gegen die Vernachléssigung eines Aovo-

katen setzt nothwendig, voraus,, daß die Parthey ausdrücklich, darum nachge-
sucht habe-

II. Zu Begrünbdung eines solchem Restitutions-Gesuchs wird erfordert:

4A. daß auf eine nicht unwahrscheinliche Art dargethan werde, wie der um die Re-

stitution Bittende bey der Behandlung seines bürgerlichen Rechtsstreites einen wirk-
lichen. Rechtsnachtheil. erlitten habe, und zwar einen Rechtsnachtheil, welcher auch
miktelst besonderer Ausführung (in scparato) nicht wieder abgewendet werden kann;

B. daß die ursache desselben lediglich in einer, wenigstens sahrlässigen, Pflichtwidrig=
keit seines Advokatem zu suchen sey, gleichviel übrigens, es möge sich dieselbe in-
einer nachtheiligen Unthätigkeit, z. B. in der Verabsäumung von Fristen, oder
in einer nachtheiligen: Thätigkeit, z. B. in der freywilligen Uebernahme eines Be-
weises, einer Urkunden-Edition, geäußert haben, und gleichviel auch, es moge der
Advokat, als eigentlicher Rechtsbeystand, oder al Bevollmächtigter erschienen seyn.



C. Das Restitulions-Gesuch ist vor Ablauf einer Sächsischen Frist (von
Sechs Wochen und drey Tagen) von der Zeit an gerechnet, wo der Verlehte selbst
Kenntniß seines crlictenen Rechtönachtheils erlangt hat, bey dem zuständigen Ge-
richte einzureichen.

Spterhin soll dasselbe gleich von Amtswegen verworsen werden, sobald nur
die Akten den Ablauf der gedachten Verjährungszeit mit Bestimmtheit ergeben.

III. Völlig unstatthaft ist demnach (II. B.) ein selbst zeitiges Gesuch dieser Art
wider einen solchen Rechtsnachtheill, welchen die Parthey durch ihr eigenes Ver-
schulden, wenigstens theilweise, sich zugezogen hat.

Dahin soll keinesweges der Fall gerechnet werden, wenn, nach einmahl vom Advokaten
übernommener und nicht schon zuvor wieder abgegebener Besorgung des Rechtsstreites,
bie Parthey mit dem erforderlichen Geldvorschusse zurückgeblieben ist.

IV. Für angebrachtermuaßen unstatthaft ist hiernächst insbesondere dasjenige Re-
(titutions-Gesuch zu achten, welches n) derselbe Advokat unterzeichnet oder entworfen hat,
#wider dessen Vernachlässigung die Wiedereinseung in ben vorigen Stand erbeten wirb, des-
gleichen b) dasjenige Gesuch, dem nicht sofort der in dem Haupt-Prozesse etwa ver-
säumte oder zu ver essernde Vortrag vollständig, so wie er nunmehr bey den Akten
bleiben soll, beygelegt ist.

V. So oft hingegen das bep Gericht angebrachte Restitutions-Gesuch dieser Art nicht so#
sort unstatthaft erscheint, soll die gebekene Wiedereinsehung in den vorigen Stand un-
ter keinen Umständen dreri mann ertheilt werden können, sondern es ist des-

halb jederzeit eine mönbliche Erörterung zum Hrotokolle einzuleiten.
VI. Das zuständige Gericht hat nähmlich in diesem Falle

1) unter Mittheilung des Restitutions-Gesuchs sowohl an den Gegner des angeb-
lich Verlehlen, als auch an dessen einer Pilichtwidrigkeit beschuldigten, frü-
hern Advokaten einen möglichst kurzen — längsteno drey wöchentlichen— Termin
zur mündlichen Verhandlung anzusehen und die genannten drey Interessenten dazu —
insbesondere aber den Imploranten und den angeschuldigten Advokaten zum per-
(Enlichen Erscheinen vorzuladen, in so fern nicht die Umstände es billig und
thunlich erscheinen lassen, den Imploranten vom persönlichen Erschelnen zu entbinden.

3) Im Termine selbst ist zuerst der Versuch zu machen, ob nicht der Gegner in die
Erthellung der Restitution ohne weitere Erörterung willige, tin welchem Falle sich
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dleser Inelbent-Punkt alsvann sofort,inBeziehungaufdiebisherigenstreikendenHaupc-
Personen, durch eine deklaratorischeBescheidsertheklung zum Protokoile erlediget.

In Ansehung der dadurch verursachten Prozeß-Kosten aber ist, wenn der einer
Vernachlássigung beschuldigte Abvokat, oder die Restitution suchende Parthey
folche nicht seepwillig übernimmt, die weitere Erörterung (ohne Aufenthalt des
Haupt-Prozesses) auf dieselbe Art vorzunehmen und darüber zu erkennen, wie in
demjenigen Falle, wo die Interessenten sich über die Bewilligung der gebetenen
Resticution selbst nicht vereinigen können..

In bepden Fällen soll nähmlich
3) sowohl das Dasevn einer Rächtsverlehung in bem Haupt-Prozesse auf Seiten

des die Restitution Suchenden, als auch deren Veranlassung mündlich zu
Protokoll erörtert und darüber keine Art von Schriftwechsel verstattet werden.

Das Gericht hat mithin, nach mitlungener gätlicher Vereinigung,
4 zuerst den angeschuldigten Advokaten,ineinemabgesondertenProtokolleund

unter vorlusigem Abtreten bepder streitenden Haupt-Parehepen, über den ihm zur
Last gelegten Fehler genau und vollständig zu vernehmen.

Aus- dlesem Protokolle müssen mithin sowohl die faktischr Wahrheit des in
Frage stehenden Fehlers und die zu deren Aufklärung allenfalls zu benugenden Be-
weismittel, als auch die Eneschul digungéegründe des Vernommenen zu ersehen
seyn, zu welchem Ende letzterer, bey Vermeidung der. Präklusion, alle5 dasjenige
anzugeben hat, was ihm in beyder Beziehung zu Statten kommen könnte.

Hilerauf hat das instruirende Gericht
5) in elnem ebenfalls besondern Protokelle den beyden slreitenden Haupk-Partheyen

zuvörderst zu eroffiren., ob und in wie weit der UngeschuldigtedieinFrage
kommenden Thatfachen elngeräumt habe oder nicht-

Der Restitutions-Gegner ist sodann sowohl uber die in Frage kommenden
Thaesachen und ober solche zugebr eder bezweiste, alé abch' über seine anderen
Einwendungen zu- Protskollzuvernehmen,undhleraufistunverweiltdieRexlie
des Imploranten und schlüßlich vie-Duplik feines Geguers nieberzuschreiben.

Beyde Haupt-Parth#yen söllen babep, so west es aufstreitige Whaksachen an-
kömmt, verpflichtet seyn, ihre diesfallsigen Bewess= und Gegenbeweismittel bey
Verlustderselben zu- diesem Protokolle sofort anzugeben.“.



Freywillige Zuschiebung des Haupteydes ist hierbey nur dann zulässig, wenn
dieselbe nicht bloses Glauben oder Nichtwissen, sondern die Wahrheit einer er-
heblichen Thatsache selbst betrifft, und der Eyd mit dem Geständnisse des angeschul-
digten Advokaten nicht im Widerspruche stehet.

Ueber solche eingerumte Thatumstände soll vielmehr, ohne daß es der Beeydi-
gung des Advokaten bedarf, nur vom Richteramte ein (nothwendiger) Cyd nach
Befinden auferlegt werden können.

Auch darf die vom Imploraten ektwa abgeleugnete Wahrheit der dem Advoka=
ten zur Last gelegten Vernachlässigung anders nicht, als mit Einwilligung beyder
streitenden Haupt-Partheyen, durch einen Eyd des Angeschulbigten selbst,
in der hier bezeichneten Lage der Erörterung, sofort schon aufgeklärt werden; viel-
mehr sind (außer einer solchen Vereinigung der Partheyen) die von allen Inter--
essenten darüber angegebenen sonstigen Bewessmittel zuvor gehörig anzuwenden.

Dieses Beweis= und Gegenbeweisversahren ist
6) lediglich summarisch und in keinem Falle über Artikel und Fragstücke, sondern

bey nahmhaft gemachten Zeugen oder Sachverständigen dergestalt einzuleiten, daß
solche, selbst in Abwesenheit der Partheyen und ohne Produktion, nach den Vor-
schristen der ###. 50 — 56. des Gesetes d. d. austen May r817 wegen minder=
wichtiger Streitsachen epdlich abzuhören sind.

In Ansehung des Urkundenbeweises und der Behandlung eines Editions-Ge-
suchs zwischen den Interessenten unter sich sind die §h. 45 — 47 des obenge-
nannten Gesetzes gleichfalls analogisch hier anzuwenden, jedoch ist das Gericht
noch überdieß verpflichtet, den Imploranten oder dessen angeschuldigten frühern
Advokaten — nicht aber auch die Gegen-Parthey — von Amtswegen an-

zuhalten, sachdienlich von ihnen besessene Urkunden, nahmentlich bie Manual. Akten,
vorzulegen und dazu eine einzige —in der Regel nur vlerzehntägige — Frist

mit dem Erfolge anzuseten, daß die auß solchen Urkunden zu beurthellende That-

sache zum Nachtheile des die Urkunden nicht Vorlegenden als Wahr ohne
Weiteres (ipso jure) zu achten ist.

Epydeszuschiebungen in den vorhln (5.) bemerkten Fällen leiden hier gleich=
salls keine Artikel, noch eine Einlassung, und eben so wenig eine Gewissensvertre-
tung; ja selbst Eydeszuräckschiebung ist auf Seiten des angeschuldigten Advokaten
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siets unzulässig und nur zwischen den Haupt-Partheyen erlaubt, sofern beyde uber
wahres Wissen (de veritatie) zu schwören im Stande sind und die Zurückschiebung
hlelch in demselben Termine geschieht, worin der Eydesantrag erfolgte.

Uebrigens soll keiner von allen diesen Eypden vor dem Urtheile uber das Resti-

tutions-Gesuch wirklich abgeleistet, sondern erst in diesem nöthigen Falles
darauf gesprochen werden, und zwar mit bestimmter Eydes-Formel und mit be-
dingt angehängtem endlichen Erkenntnisse.

7) Beweis-, Auführungs= oder Anfechtungéschriften sind hier keinem Interessenten
erlaubt; wohl aber soll

3) das instruirende Gericht, wenn es alleß Dienliche und Zulässige zu Aufklärung,
oder Wiederlegung des vorliegenden Resticutions-Antrags erschöpft zu haben
glaubt, die üäber diesen Incident-Punkt abgesondert zu fährenden Akten den
drey Interessenten, welche dazu vor Gericht zu laden sind, vorlegen, um die ekwa
noch für nsthig erachteten sachdienlichen Anträge, bey Verlust berselben, späte-
stens binnen acht Tagen nach diesem Termine zur Beurtheilung des entschei-
denden Gerichts (VII.) zu Protokoll zu geben.

9) Die in Sachen der in Frage stehenden Art von dem instruirenden Gericht an-
zusetzenden Termine sind alle, und zwar von selbst, peremtorische, ohne daß
solches in der Ladung ausgedrückt zu werden braucht, und ohne daß eine Unge-
horsamsbeschuldigung, noch ein Präklusiv-Dekret daben erforderlich oder zulassig
wäre. Sie können jedoch

10) aus erheblichen Gründen vom Gerichte auf längstens drey Wochen hinaus ver-
legt werden.

 Das Erkenntniß über ein solchergestalt instruirtes Restitutions-Gesuch soll niemahls
von einem Untergerichte, sondern ausschließlich von den ganderegierungen
selbst dann gefällt werden, wenn auch die Hauptsache bey elnem Untergerichte anhän-
gig ist, und nur in dem einzigen Fall#, wo gleich Anfangs beyde streitende Haupt-
Partheyen sich über die Gestattung der Restitution vereinigen, ist es dem instrufrenden
Gerichte erlaubt, den oben (VI. 2.) bemerkten, lediglich deklaratorischen Bescheid
selbst zu ertheilen, welcher zugleich die weitere Behandlung der Hauptsache zu reguli-
ren hat.

Diesen so eben gedachten Fall abgerechnet, hat mithin das iastruirende Untergericht
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die (VI. 8.) geschlossenen Atten zur Entscheidung, unter Auschluß der die Haupt-
sache betreffenden Akten, färdersamst einzuschicken.

In denjenigen Sachen aber, die vor einer der Regierungen in erster Instanz
verhandelt sind, soll die Instruktion jedes Restitutions-Gesuchs der fraglichen Art
durch einen Deputirten, oder (unter besonderen Umständen) Kommissar geschehen, wel-
cher dem Kollegium die Akten zur Entscheidung vorzulegen hat.

Findet die erkennende Regierung das Restitutions-Gesuch noch nicht genügend in-
struirt: so hat sie dab Mangelnde, unter Zurücksendung der Akten, dem vorigen In-
struenten bemerklich zu machen und dessen Nachholung vorzuschreiben. Jevoch soll eine
solche Verfügung in keiner Rücksicht einem der Interessenten rechtlichen Nachtheil zu-
ziehen, vielmehr überall nicht rechtskräftig werden, und daher auch wider die-
selbe keine Art von Rechkömittel Statt sinden können.

Wird über das Restitueions-Gesuch selbst definitiv, allenfalls unter Auferlegung eines
Eydes (VI. 6.) erkannt und demselben, wenigstens bedingt, Statt gegeben:
so ist nicht nur dessen Einfluß auf den Haupt-Rechtsstreit zugleich genau zu bestim-
men, sondern auch wegen Bestrafung deS Advokaten, durch dessen Pflichtwidrigkeit
diese Incident-Verhandlung veranlaßt ist, und endlich wegen der Kostenerstattung das
Rechtliche auszusprechen,

Es soll nähmlich
VIIl. berjenige Advokat, dessen Pflichtwidrigkeit durch dieses Erkenntniß als gevögend nach-

gewiesen angenommen ist, zuvörderst schuldig seyn, sämmtliche Prozeß= Kosten, welche
das Restitutions-Gesuch und dessen Erörterung veranlaßt hat, allein zu tragen und
solgeweise beyden Haupt-Partheyen zu erstatten. Ihm sind daher die Gerichto kosten
in diesem Falle sosort zuzuliquidiren; sollte er aber vielleicht insolvent seyn, so muß
der in den vorigen Stand wieder eingesehte Prinzipal die sämmtlichen Kosten des Re-
stitutions-Verfahrens zunächst auslegen, und ihm bleibt nur der Regreß wider seinen
Beystand wegen dieser Kosten, so wie überhaupt und in allen Fällen, wegen jedes ihm
etwa gebührenden weitern Schadenersates vorbehalten.

Außer dem ist
IK. jeder Advokat, welcher auf Veranlassung eines solchen Restitutions-Gesuchs fahrlässig,

oder sonst schuldhaft in seinen Dienstverrichtungen befunden wird, nicht allein gänzlich
und von selbst unsähig, in demjenigen Rechtöstreite für irgend eine Parthey auszu-
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treten, worin gegen sein Verschulben Restitution mit Erfolg gesucht worden ist, son-
dern derselbe ist auch daneben (vorausgeseht, daß nicht etwa wegen ermittelten doli eine
strengere Strafe gesehlich eintreten muß) noch auf folgende Weise zu bestrafen.

a) Wegen einer zum ersten Mahle wider ihn auf diese Art zur Entscheibung ge-
kommenen Vernachléssigung, um fünf bis funfzehn Thaler. Wenn dagegen, nach
erlittener Bestrafung dieses Falles,

b) derselbe Advokak einer neuen Pflichtwidrigkeit (wiewohl gegen andere Klien-=
ten) sich schuldig macht: so soll dessen zweyte Bestrafung in funfzehn bis drey-
Pig Thalern bestehen.

) Zur drikten Bestrasung tritt Eivil-Arrest von acht bis vierzehn Tagen ein.
Sollte der drermahl bereieS bestraste Advokat dennoch neuer Mflichtwidrigkeiten

der hier in Frage stehenden Art sich schuldig machen: so ist
d) eine Suspension von der Praxis auf wenigstens drey Monathe und höchstens ein

Jahr wider ihn zu verhängen; nach deren Erduldung derselbe, abermahls sich
strafbar machende Advokat

ec) von seinem Advokaten-Amte völlig zu entsetzen sst.
Doch wird in Beziehung auf die im Vorstehenden bestimmen Strafgaktungen von

a. bis . incl. noch festgesetzt, daß ein nach erüttener Bestrafung drey Jahre lang
und ununterbrochen beobachtetes, in Hinsicht seiner Umtspflichten völlig untadelhaftes Be-
tragen dem Advokaten zur Tilgung früher von ihm begangener und bestrafter Ver-
nachlässigungen dergestalt gereichen soll, daß diese ihm bey etwa später wieder verwirk-
ter Disciplinar-Strafe obiger Art nicht mehr mit in Anrechnung gebracht werden
dürfen.

X. Bey jeder Unserer Regierungen soll in dieser Beziehung ein besonderes Verzelchniß
auer wegen Verschuldung eines Resiitutions-Gesuchs bestraften Advokaten geführt
werden; zu welchem Behuf von dem Untergerichte auch selbst diejenigen Fälle bericht-
lich vorgelegt werden müssen, wo das Resiitutions-Gesuch durch Zustimmung beyder
Haupt-Partheyen sich sofort erledigte (VI. 2.)

XI. Alle Verabredungen werden für ungültig und strasbar erklärt, durch welche eine Par-
tbev ihrem Advokaten oder Sachwalter, in Beziehung auf ein wegen dessen Pflicht-
widrigkeit anzubringendes oder bereits angebrachtes Restitutions-Gesuch im Eivil--
Prozesse die Verschonung mit Kosten oder mit sonstigem Schadensersah zusichert
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und wohl gar die eintretende Geldstrafe aus sich zu nehmen, oder ihm zu vergüten
verspricht.

Sellte ein solcher Vertrag jemahls eingegangen werden: so wird die Parthey hier-
durch für berechtiget erklärt, dessen ungeachtet jenen SchadensersatzunddieErstattung
der etwa auögelegten Kosten und Strasgelder von dem kontrahirenden Advokaten und
dessen Erben zu allen Zeiten einzufordern.

Leßterer aber soll jeben Falles schon darum allein zu einer besondern Dißciplinar=
Strafe und zwar, wenn er es vermag, zu Erlegung des doppelten Betrags des-
sen, was er ohne jene Abrede zu zahlen gehabt hátte, außer dem aber zu verhältniß-
mäßiger Eivil-Arreststrase verurtheilt werden.

Gegen da5 Erkenntniß über ein Restitutions-Gesuch sindet nur ein einziges Rechtö-
mittel, und selbst dieses nur von Seiten des um Restitution Nachsuchenden oder des

Advokaten, gegen dessen Verschulden die Restitution ertheilt wird, Statt, indem es
dem Restitutions-Gegner genügen muß, sich in dem Haupt-Prozesse nunmehr noch
sattsam vertheidigen zu können.

Dieses RechteEmittel soll lediglich, und zwar ohne Rücksicht auf den Betrag der Be-
schwerden, die Ober-Appellation seyn, wegen deren Rechtfertigung und weiterer
Behandlung die Vorschristen der provisorischen Ober-Appellations-Gerichtsordnung
eintreten, jedoch ohne daß um Akten-Versendung nachgesucht werden darf.

XlII. Dem durch das erste Erkenntniß in dieser Sache für schuldig erklárten Advokaten
stehen in Beziehung auf seine Verurtheilung zu einer Strafe dieselben
Rechtêmittel zu, welche überhaupt in Strassachen nach den Landeögeseben Statt

finden.
Gegen die Verurtheilung zum Schadens= und Kostenersatze hingegen gilt von ihm

dasselbe, was so eben (XII.) wegen des dem Imploranten verstatteten einzigen
Rechtsmittels festgesetzt worden ist.

XIV. Durch vorstehendes Gesetz soll das besondere Recht minderjähriger und sonst unker
nothwendiger Kuratel stehender Partheyen, auch der Gemeinhelten und anderer
Korporationen, nicht aufgehoben seyn, vermöge dessen die Unthätigkeit oder Vernach-
lässigung ihrer Vormünder, oder Pfleger und Aktoren, in Betreibung der Rechtsstrei-
tigkeiten dieser Pflegebesohlnen nur an deren genannten Vertretern selbst zu ahnden
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ist, hingegen dem Pflegebefohlnen uberall keinen Nachtheil in der Hauptsache
zuziehen kann.

Zu Urkund alles dessen haben Wir dieses Geseh eigenhändig vollzogen und mit Unsrem
Großherzoglichen Staatolnsiegel versehen lassen.

Weimar am nöten May 71823.

— Karl Augustt.
C. W. Freyh. v. Fritsch. Freyh. v. Gersdorff. D. Schweierr.

vdt, Ernst Muller.

Geset
über die Wiedereinsehung der Partheyen
in den vorigen Stand, gegen die ihnen
durch die Vernachlassigung ihrer Advokaten

öugezogenen Nachtheile.
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III.

Carl August,

von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar--Eisenach,

Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen, gefursteter

Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg

2c. .

In dem Gesebe über die Steuerverfassung des Großherzogthumes vom 20sien April
1821 isi den Besihern vormahls steuerfreyer Grundgüter, welche die Grundsteuer gegen Ent-
schädigung auf lehtere übernehmen müssen, rechtliche Ausführung bey der hierzu besonders
verordneten Immediat-Kommission für den Fall nachgelassen, daß sie bey der Feststellung
der Entschädigung ganz übergangen, oder mit einer zu niedern Summe anßesebt worden
zu seyn glauben; und zugleich ist bestimmt worden, daß diese Immediat-Kommission solche
Reklamationen endlich entscheiden soll. Wir haben der Sache angemessen erachtet und zur
völligen Beruhigung der Betheiligten beschlossen, die in bürgerlichen Rechtssachen gewöhn-
lichen Instanzen auch in diesen Angelegenheiten eintreten zu lassen und verordnen mit Zu-
stimmung des getreuen Landtages über den Instanzen-Zug in Steuerfreyheits-Entschädi-
gungéklagsachen Folgendes:
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K ##

Die erste Instanz bilbet die zur Verhandlung und Entscheibung der Steuerentschs“
digungsklagen bereits niedergesezte Immediat-Kommission.

.#2.
Gegen die Entscheidung der Immediat-Kommission ist das Rechtemictel der Läuterung,

aker nur Ein für alle Mahl, als zweyte Instanz zulässig.

Die Einwendung und weitere Verhandlung geschieht vor der Immedfat-Kommission
und zwar ohne Anberaumung eines besondern Läuterungs-Fortstellungstermins und nicht von
Mund aus in die Feder, sondern durch Schriftwechsel, nach Analogie des F. 58 und 6r der
provisorischen Ober-Appellations-Gerichtsordnung vom gten Dktober 13816.

Nach Inrotulation der Akten erkennt auf die Läuterung diejenige Landesregierung, in
deren Bereich die in Frage befangenen Güter gelegen sind; die Mitglieder der Immediat-
Kommission dürfen jedoch hierbey nicht Re= oder Korreferent seyn.

Das Erkenneniß der Regierung wicd den Partheyen von der Immediat-Kommissson
eroffnet.

9. 3.

Von der dritten und lehten Jnstanz gelten alle Vorschriften, welche über diese
Instanz in bürgerlichen Rechtssachen überhaupt in den Gesehen, nahmentlich der provisori-
schen Ober-Appellations-Gerichtsordnung &amp;. 16 und dem Publikations-Patente vom goslen
Dezember 1816 unter Zisser VI und VIll enthalten sind. Die Einwendung des Rechte-
mittels gegen das Regierungserkenntniß, das Verfahren, die fernere Verhandlung, die Ver-
lendung der Akten und die Eröffnung der Entscheidung dritter Instanz, erfolgt wieder bey
der Immediat= Kommission.

g. 4

Gegen die Entscheidung der Immediat-Kommission über solche Reklamationen, deren
Gegenstand weniger als Einhundert Thaler Konventions-Geld beträgt, findet nach



32

Analogie des F. VII des Patentes vom 20sten Dezember 1816 nur Läuterung, als lehte
Instanz, mit Versendung der Akten an das Ober-Appellations-Gericht, oder, dasern bepde
Theile darauf antragen, an ein auswärtiges Spruch-Kollegium, jedoch ohne vorheriges
Verfahren, Statt.

Urkundlich von Uns eigenhändig vollzogen und mit Unsrem Großherzoglichen Staats-
Insiegel versehen zu Weimar den nöten Juny 1823.

(L. S.) Karl Augustt.
C. W. Freoh. v. Fritsch. Freyh. v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Muller.

Geseh
über den Instanzen-Zug in Steuer-

freyheits-Entschädigungoklagsachen.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 5. Den 15. July 1823.

IV.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
1c. W.

Da die früheren Gesehe über die Freyheit der milden Stiftungen von Gerichtskosten
in Unfrem Großherzogthume und dessen einzelnen Theilen zu mannichfachen Zweifeln die
Veranlassung gegeben und Wir deshalb auf den Antrag Unserer Justiz-Behörden es für
nöthig erachtet haben, diesen Gegenstand durch ein neues, allgemeines Landesgese zu ord-
nen, besehlen Wir mit Beyrath und Zustimmung Unserer getreuen Stände, wie folget:
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Die milden Stiftungen (Kirchen, Schulen, Hospitäler u. s. w.), welche in dem Groß-
herzogthume selbst bestehen, sollen in allen Fällen, wo sie wegen außenstehender
Schulden als Kläger auftreten, frey von Gerichtskosten seyn.

5. 2.

Es dürfen auch denselben die sonst gewöhnlichen und von dem Kläáger bis zu einem Er-
kenntnisse über die Kosten zu verlegenden Sporteln nicht zuliquidirt werden.

8. 3.

Eben so wenig sind den milden Stiftungen in Fällen, wo Kosten-Kompensation er-
kannt werden muß, die von denselben als Klágern veranlaßten Kosten abzufordern.

 *i

Selbst wenn die milden Stiftungen mit der erhobenen Schuldklage ganz oder ange-

brachtermaßen abgewiesen werden, haben sie an die Gerichtsbehörde keine Kosten zu
bezahlen.

d. 5.

Dagegen lind sie in den obenerwáhnten Fällen (F. 4.) die von dem Beklagten berecits
bezahlten Gerschtskosten, falls nicht auf Kosten-Kompensation erkannt worden ist, dem-
selben zu ersehen verbunden, vorbehalelich des Regresses, nach den Umständen —gegen den
Rechnungsführer, oder gegen den Aktor.

K#. 6.

Auslagen, welche die Gerichtsstelle der erhobenen Schuldklage wegen gehabt haf,
wie z. B. Post. Porto, Requfssitions-Kosten auswärtiger Gerichtsstellen, außerordentliches
Bothenlohn, haben jedoch die milden Stiftungen sofort zu verlegen, vorbehältlich der Er-
stattung von dem in die Kosten verurtheilten Beklagten.
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Die von der klagenden milden Stiftung (8. 2.) zwar uicht verlegten, aber von dem
verurtheilten Schuldner zu erstattenden Gerichtskosten, ferner diejenigen Gerichtskosten, wel-
che wegen Subhastation der verpfändeten, oder sonst zum Hülfögegenstande angegebenen
Grundstücke aufgelaufen sind, überhaupt alle Gerichtskosten, welche der ausgeklagte Schuld-
ner der erhobenen Klage wegen noch schuldig ist, sind aus dem Vermögen des Lettern nicht
eher zu erheben und beyzubringen, bis die milde Stiftung wegen der ausgeklagten Kapital-
und Interessen-Lorderung, wegen der Deserviten des Stiftungsanwaltê und wegen der (K. 6.)
etwa verlegten baaren Auslagen des Gerichts gänzlich befriedigt ist.

5. 8.

Die Gerichtskosten-Freyheit der milden Stiftungen erstrecht sich aber bey ausgebrochenen
Konkursen nicht auf die eigentlichen Konkurs-Kosten und auf die darunter mitbegriffenen
Gerichts-Sporteln, wenn die liquidirten Außenstände der milden Stiftungen durch gerichrliche,
oder lehnherrliche Konsense nicht gesichert sind, oder wenn die Konkurs-Masse, welche für
nicht konseneirte Schulden übrig bleibt, nicht einmahl zurVerichtigung der eigentlichen Kon-
kurê-Kosten zureicht.

 ee

Diese Einschränkung (K. 3.) bezieht sich weder auf die Gerichts-Sporteln, welche durch
die dem förmlichen Konkurse vorangegangene Ausklagung der Außenstände der milden Srif-
tungen erwachsen, noch auf diejenigen Gerichts-Sporteln, welche durch die Liquidation im
Konkurse für die milde Stiftung allein veranlaßt worden sind. Sowohl diese, als jene
Sporteln dürfen nach der Regel F. ., auch bey entstandenem förmlichen Konkurse, nicht
gefordert werden.

8. ro.

Mit dem Tage der Publikation tritt biese Verordnung im ganzen Großherzogthume in
Krast und alle gesehliche Bestimmungen, welche über die Kostensreyheit der milden Stiftun-
gen in den verschiedenen Landebcheilen bisher bestanden haben, sind för aufgehoben zu
achten.
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Urkundlich von Uns eigenhändig vollzogen und mit Unsrem Großherzoglichen Staats-
unsiegel versehen zu Weimar den rten Juny 1823.

(L. S.) Karl August.
C. W. Freyh. v. Fritsch. Freph. v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Geseb,
die Gerichtskosten-Frepheit der milden
Stiftungen im Großherzogthume Sach-

sen Welmar-Eisenach betreffend.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 6. Den 18. July 1823.

V.
Karl August,

von Gottes Gnaden Großberzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,
Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter

Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,
Neustadt und Tautenburg

c. c.

Auf wiederholten Autrag Unserer getreuen Stände und verfassungömäßig mit Beprath
und Zustimmung derselben haben Wir folgende

Gesindeordnung
1. Titel-

Allgemeine Bestimmungen über Miethvertrag, Dienstherrschaft,
Gesinde 2c.

. 1.

Wesen bes Miethvertraget.

Die Berhaltnisse zwischen der Dienstherrschaft und dem Gesinde gründen ssch zunächst
auf den Mieth= oder Dienstvertrag, auf denjenigen Vertrag, durch wolchen der eine
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Theil (Dienstbothen, Gesinde) zu teistung häuslicher oder landwirthschaftlicher Dienste mit
persönlicher Unterwürsigkeit auf eine gewisse ununterbrochene Zeit, der andere Theil (Dienst-
herrschaft) zu bestimmter Vergütung dafür sich verpflichtet hat. Der Dienstvertrag geht
bey der Beurtheilung einzelner Fälle auch dem gegenwärtigen Gesetze vor, diejenigen Verab-
redungen auögenommen, welche in diesem Gesehe für ungültig und unverbindlich erklärt
worden sind.

§. 2.
Seiiind e.

Zu dem Gesinde gehören auch alle solche Dienstleute, welchen vorzüglichere Dienstge-
schäfte oder eine Art Aufsicht über die Haushaltung und Wirthschaft übertragen worden.

Auch Aufwärter und Aufwärterinnen gehören zum Gesinde.

Personen, welche nicht häusliche und wirthschaftliche Dienste, sondern wissenschaftliche
Arbeiten oder Kunstarbeiten leisten, gehören eben so wenig zum Gesinde, als Fabrik-Ar-
beiter, Tagelöhner, Handwerksgesellen und tehrlinge.

Belsugnit, Gesinde zu mielfen.

Nur derjenige, welchem die frepe Versügung über seine Einkünfte oder wenigstens über
einen Theil davon zusteht, darf Gesinde in Dienst nehmen. Im Zweisel muß derselbe auch
nachweisen, daß er im Stande sey, Dienstbothen zu unterhalten und daß der Dienstvertrag
nicht als bloßes Scheingeschäst gemißbraucht werde.

In der ehelichen Gesellschaft wird ein von der Ehefrau mit einem Dienstbothen abge-
schlossener Miethvertrag erst durch die Genehmigung des Ehemannes auf Seiten der Herr-
schaft gültig. Aber der gemiethete Dienstbothe kann aus dem Grunde, weil diese Genehmi-
gung zur Zeit noch fehlt, von dem Vertrage keinesweges abgehen.

. 4.

Belugnif, als Dlenstbothe sich zu vermiethen.

Wer als Dienstbothe sich vermicthen will, muß über seine Person frey zu verfügen be-
rechtiget sepn.
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Kinder unter väterlicher Gewalt können öhne Bewilligung des Vaters, Minderjährige
ohne Genehmigung bes Vormundes nicht in Dienste gehen. Es dürfen sich Ehefrauen nicht
vermiekhen ohne Zustimmung ihrer Ehemänner, Personen im öffentlichen Dienste nicht ver-
miethen ohne Einwilligung ihrer Vorgesebten.

JTeder Miekhvertrag, der einer dieser Vorschriften zuwider läuft, ist ungültig.
Haben sich Soldaten während ihrer Beurlaubung vermiethet: so geht die Militär=

Plicht unbedingt der Verbindlichkeit aus dem Dienstvertrage vor.

K. 5.
Dienstloses Gelinde.

Dienstlos gewordenem Gesinde wird der Aufenthalt auf dem Lande nur mit Vor-

wissen des Ortsvorstandes drey Tage lang, in den Städten nur mit besonderer Erlaubnit
der Orts-Polizey-Behörde acht Tage lang verstattet. Kann ein Dienstbothe während die-
ser Zeit keinen Dienst erhalten: so muß er an seinen Geburtsort oder an den Ort, wo

sein Wohnsih oder der Wohnsig seiner Aeltern zuleht rechtlich begründet ist, zurückkehren.

Wer dienstloses Gesinde beherbergen will, hat sofort nach dessen Ankunft in den Städ-
ten der Orts-Polizey-Behörde, auf dem Lande dem Ortsvorstande eine Anzelge davon zu
machen, bey einer Strase von fünf Thalern oder verhältnißmäßigem Gefängniß. In glei-
che Strafe verfällt derjenige, welcher die Beherbergung bey sich über die gesete Frist, von
acht Tagen in den Städten, von drey Tagen auf dem Lande, dauern läßt.

.6.

Besinbe- Makeley und Abwendigmachen.

Das Geschäft der Gesinde-Mäkeley, welches darin besteht, daß man für Geld dem
Cesinde Herrschaften, den Herrschaften Gesinde zuwesßt, darf nur in den größeren Städten
mit ausdrücklicher Erlaubniß der Orts-Polizey-Behörde getrieben werden. Wer es sonst
und nahmentlich ohne diese Erlaubniß treibt, verfallt in eine Strafe von funf Thalern oder

verhältnißmäßsgem Gefängniß. Bey zehen Thaler Strafe oder verhältnißmäßiger Gefängnis=
strafe ist es untersagt, solches Gesinde, welches noch in Diensten steht, zu deren Aufgabe
und zur Annahme anderer Dienste zu verlelten.



K 7.
Verbältat der Cefäcgailstrase zu der Gelsttraf#e#.

Auch bey den Androhungen des gegenwärtigen Gesetzes wird ein Tag Gefüngniß glesch
geachtet einer Geldstrafe von zehen Groschen.

I!I. Oitel.

Ueber Form und Inhalt bes Miethvertrages.

 0

Abschlleßung des Wiethvertrages.

Der Miethvertrag gründet sich auf die erklärte Einwilligung der Herrschaft und des
Gesindes. Zur Abschliegung desselben bedarf es keines schriftlichen Aufsatzes, keines Mieth-
geldes. Nur wo ein Mlethgeld ausdrücklich verabredet worden ist, hängt von der wirk-
lichen Zahlung dieses Geldes die verbindende Krast des Mlethvertrages selbst ab.

Das Miehgelb wird nicht am Lohne abgerechnet, außer wenn dle Abrechnung im Mieth-
vertrage besonders bedungen war, oder einer der in K. 42 und §. 45. No. 1 bedachten
Fälle eintritt.

. 2.
Aktestate und Dlenslböcher.

Personen, welche noch nicht gedient haben und sich als Dienstbothen vermiethen wollen,
müssen burch Attestate ihrer Obrigkeit darthun, daß bey ihrer Vermiethung kein Bedenken.
obwalte.

Für Ertheilung eines solchen Attestes mit Inbegriff aller dabey nöthigen Mühwaltung
ist nicht mehr als 4 gr. zu liquidiren. Dienstbothen., welche schon vermiethet waren,
müssen bey Antritt eines neuen Dienstes ein Zeugnst der vorigen Herrschaft (K. 37) bep-
bringen. Wer Gesinde ohne ein solches Zeugniß miethet, wird um einen Thaler gestraft.
Ueberdies ist der Dienstvertrag ungültig, sobalb ein Dritter seine Rechte auf die Persen
des Dienstbothen aus einem frühern Dienstvertrage geltend macht.
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Vortsetzung.

Fär die Städte Weimar, Eisenach und Jena werden noch folgende besondere
Bestimmungen festgesetzt:

1) Jeder Dienstbothe, welcher in einer der genannten Städte sich vermiethen will, muß
zuvor bey der Polizey-Kommission daselöst seine obrigkeitlichen Attestate oder Zeug-
nisse der früheren Herrschaft vorzeigen. Dle Polizey-Kommission entscheidet daraus,
ob er als Dienstbothe ausgenommen werden darf, oder nicht. Darf er aufgenommen
werden: so wird ihm ein gedrucktes, auf seinen Nahmen ausgefertigte Dienstbuch
ertheilt. Wer einen Dienstbothen ohne Dienstbuch annimmt, wird, neben der Nich-
tigkeit des Vertrages, um einen Thaler gestraft.

2) Die Aktestate bleiben bey der Polizey-Kommission in Verwahrung, bis der Dienst-
bothe die Stadt wieder verläßt.

3) Das Dienstbuch nimme die Herrschaft an sich. Erst wenn der Dienstbothe aus ihrem
Dienste wieder abzieht, ist dasselbe an die Polizey-Kommission zurückzugeben. Vor
dieser Zurückgabe ist unter den geeigneten Rubriken in dem Dienstbuche selbst zu be-
merken: der Tag des Dienstantrittes, der Tag des Abzuges, die Eigen-
schaft, in welcher der Abziehende gedient hat, z. B. als. Kuescher, als Köchin,
Hausmagd u. s. w., die Ursache des Abschledes, ingleichen ein Zeugniß über die

Aufführung im Dienste.

4) Auf dem Grunde dieses Zeugnisses und sonst hat die Polizey-Kommission zu ermessen,
ob der Dienstbothe ferner für dienstfühig im Orte zu betrachten sey. Ist solches der
Fall: so wird der. Beschluß in das Dienstbuch eingeschrieben.

Der neue Denstherr beobachtet dasselbe (No. 3.), und so dient das Dlenstbuch
dem Dienstbothen so lange zum Fortkommen, als er in der Stadt bleibt

5) Wi oder soll ein Dienstbothe die Stade wieder verlassen: so erhält er von dev Po-
lizey-Kommission, gegen Abgabe des Dienstbuches, seine AMterstate zurück und noch
einen besondern Schein zu seinem weitern Fortkommen.

6) Jeder Dienstbothe, welcher zum ersten Mahle einen Dienst beksmme, wird in die deh
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der Polizey-Kommission zu fuhrenden Gesinde- Tabellen eingetragen und bey seinem
Abgange aus der Stade, oder wenn er aufhört, Dienstboche zu seyn, wieder darin
ausgestrichen.

7) Der Dienstbothe hat zu bezahlen: 4 gr. für das Eintragen in die Gesinde= Tabellen
und für das Dienstbuch, 2 gr. für das Visfren des Dienstbuches bey jeder Dienstver-
änderung, 2 gr. für das Ausstreichen aus den Gesinde-Tabellen, mit Einschluß des
zu seinem weitern Fortkommen auszufertigenden Schelnes.

II.

. bes Gessudes on mehrere Herrschaften zuglelch.

Hat ein Dienstbothe sich bey mehreren Herrschaften zugleich (auf dieselbe Zeit) ver-
miethet: so geht der frühere Vertrag dem spätern vor.

Die Herrschaft, welche nachstehen muß oder freywillig zurücktritt, kann ein etwa ge-
gebenes Miethgeld zurück verlangen.

War einer Herrschaft bey Abschließung des Miethvertrages die frühere Vermiethung
nicht bekannt: so muß der Dienstbothe ihr jeden Schaden ersehen, welchen sie durch Annahme
von Tagelöhnern oder andrem Gesinde um höheren Lohn gehabt hat.

Die Herrschaft, bey welcher der Dienstboehe bleibt, soll auf Verlangen angehalten wer-
den, diesen Betrag vom Dienstlohne abzuziehen und der zurücktretenden Herrschaft zuzustel-
len. Die Hölfte des Lohnes darf so lange als Abzug verlangt werden, bis die Entschädi-
gungê- Summe ganz entrichtet ist.

Der Dienstbothe, welcher sich gleichzeitlg an zwey oder mehrere Herrschaften vermie-
thet hat, wird noch öberdieß bestraft, nach Besinden mit einem Thaler bis zu fünf
Thalern Geld oder verhältnißmäßigem Gefängniß.

Hat eine Herrschaft die frühere Vermiethung eines Dienstbothen gewußt: so tritt auch
gegen sie eine Strase von fünf Thalern und nach efinden von zehen Thalern (§. 6.) ein.

Jeder Miethvertrag mit einem Dienstbothen, welcher noch in Diensten steht, ist ungöl-
tig, wenn er früher, als ein Vierteljahr vor dem Antritte des neuen Dienstes abgeschlos-
sen wurde.
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kohn und Kostgeld.

Die Bestimmung des Lohnes, ob Kost oder Kostgeld, Livree, Jahrmarkts= und
Weihnachtögeschenke, Naturalien, oder was sonst noch gegeben werden sollen, höngt allein
von der bey Eingehung des Miethvertrages getroffenen Uebereinkunft ab.

Fehlt eine solche Uebereinkunft: so ist bloß Lohn und Kost, als stillschweigend bedun-
gen, anzunehmen und jener von der Behörde, nach ähnlichen Verhältnissen, zu ermessen.

13.
Dauer der Dlenstzelt.

Die Dauer der Dienstzeit bleibt ebenfalls gegenseitiger Verabredung uberlanen.

Ist im Miethvertrage nichts darüber bestimmt: so wird bey solchem Gisinde, wel-
ches hauptsächlich zu landwirthschaftlichen Arbeiten gemiethet worden ist, ein Jahr, bey
anderem Gesinde ein Vierteljahr als Dienstzeit angenommen.

Entstehen Streitigkeiten über die verabredete Dienstzett, indem der eine Theil einen
kürzern, der andere Theil einen längeren Zeitraum, als verabredet, will: so soll im Zwei-
kel bev solchem Gesinde, welches hauptsächlich zu landwirthschaftlichen Arbeiten gemiethet
worden ist, der längere, bey anderem Gesinde der kürzere Zeitraum angenommen werden.

Ueber die Auflösung des Vertrages durch Ablauf der Miethzeit enthält . 40 die
nsthigen Bestimmungen.

. 14.

Anteittszelt des Dienstes.

Dle Antrittszeit deß Dienstes und folgeweise die Zeit des Abzuges ist der 24e Januar,
der 2te April, der 2te July und der 2te Oktober jeden Jahres oder, wenn einer dieser
Tage auf einen Sonntag fallen sollte, der nächste Montag darauf.

Diese Tage sind unter den gewöhnlichen Benennungen der Vierteljahre: „Weihnach,
ten,“ „Ostern,“ „Johannic“ und „Mlchaelig“ zu verstehen. Eine andere Zeit des Antrittes
und Abzuges muß, wenn darauf geachtet werden soll, besonders und ausdrücklich verabredet
worden seyn.
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III. Ditel.

Von den aus dem Miethvertrage entspringenden gegenseitigen Rechtes
und Verbindlichkeiten der Herrschaft und des Gesindes.

Erste Abtheilung.
Verbindlichkeiten de Gesindes.

. 15.
Antritt des Dlenstes zur bestimmten zeit.

Der gemiethete Dienstbothe ist schuldig, zur bestimmten Zeit den Dienst anzutreten. Im
Falle einer Weigerung ohne hinlängliche Ursachen wird derselbe durch polizeyliche Zwangs=
mittel zum Antritte des Dienstes angehalten und muß der Herrschaft alle Kosten ersehen,
welche sie knzwischen für Tagelöhner zu Verrichtung der Dienstgeschäfte an seiner Stelle
aufgeweydet hat.

Wird die Herrschaft durch beharrliche Weigerung des Dienstbothen gensthiget, anderes
Gesinde mit mehreren Kosten zu miethen: so muß jener das Miethgeld, wenn er dergleichen
empfangen hat, zurückgeben und den Schaden ebenfalls vergüten. Kann der Dienstbothe die
Schadloshaltung nicht leisten: so wird er auf Antrag der Herrschaft mit Gefängniß von
einem Tage bis zu vierzehen Tagen bestraft.

16.
Rechtmäßlge ursachen, den Dienst uicht anjutreten.

Nur in folgenden Fallen ist das gemiethete Gesinde berechtiget, den Dienstantritt zu
verweigern:

1) wenn in der Zwischenzeit, vom Abschlusse des Miethvertrages bis zur Zeit ded Dienst-
antrittes, das Gesinde durch Krankheit zur Leistung der versprochenen Dienste unfähig
wird;

2) wenn in der Zwischenzeit in der Gamllie des Gesindes durch den Tod eines Verwanb-
ten oder sonst Verénderungen vorgefallen sind, welche dessen Anwesenheit in der
Familie unumgänglich nothwendig machten;

3) wenn das Gestnde durch Heirath oder auf. andere Art vortheilhafte Gelegenheit zu
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Anstellung eigener Wirthschaft erhält, die e durch Annahme des Dienstek versäumen
würde,;

4) wenn die Herrschaft währenb der bevorstehenden Dienstzeit ihren Wohnsich un einen
andern Ort verlegen will und dem Gesinde bey dessen Annahme nichté davon gesagt.
hat;

5) wenn die Herrschaft, ohne solches bey dem Abschlusse des Miethvertrages bedungen
zu haben, mit dem gemiethtten Gesinde eine Reise auf langere Zeit, als die Dienst--
zelt, unternehmen will.

Das Miethgelb verbleibt in dem vierten und fünsten Falle dem Gesinde, in dem ersten,
mweyten und dricten Falle darf es die Herrschaft zurückfordern.

Hat im dritten Falle das Gesinde nicht spätestens sechs Wochen öder, wenn es mo-
nathlich gemiethet war, vierzehon Tage vor Anfang der Dienstzeit, den Dienst wieder aufge-
sagt: so darf die Herrschaft verlangen, daß es dennoch, jener Umstände ungeachtet, den
Dienst antrete und zwar bey viertelséhriger oder längerer Miethzeit auf ein Viertel-
jahr, bey monathlicher Miethzeit auf einen Monath.

#. 77.
Gebhorsam und Ehrerbietung.

Die Befehle und Verbothe der Herrschaft soll das Gesinde bescheiben unnihmen und
ohne Widerrede befolgen, auch überhaupt derselben und ihrer Familie mit Achtung begegnen.

Den häuslichen Einrichtungen und Anordnungen der Herrschaft soll es sich fügen, so
weit es nur ohne Nachtheil für seine Gesundheit geschehen kann.

Ohne Erlaubniß der Herrschaft darf es nicht aus dem Hause gehen, nach erhaltener
Erlaubniß nicht über die bestimmte Zeit ausbleiben.

Nachlässigkeiten und Versehen des Gesindes kann die Herrschaft durch Verweise rügen
das Gesinde muß sie bescheiden hinnehmen, und selbst wenn es unschuldig zu seyn glaubt,
darf es nur mit Bescheibenheit srine Enkschulbigungs= oder Verthribigungsyründe vorbringen.

3. 18.
BestrafungderBergehungenwiderdie Herrschaften.

Vergehungen des Gesindes gegen die Herrschaft werden nach richterlichem Ermessen här-
ter bestraft, als dieselben Vergehungen gegen dritte Personen zu bestrasen seyn würden.
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Wird einem Dienstbothen, wegen Vergehungen gegen die Herrschaft oder sonst, eine
Gefangnißstrafe zuerkannt: so ist die Herrschafe berechtiget, während der Dienstbothe die
Strafe verbüße, die demselben obliegenden Geschäfte auf seine Kosten durch eine andere Her-
son verrichten zu lassen.

10.
Dlenstleistungen.

Das Gesinde hat alle ihm von der Herrschaft übertragene, dem Dienstverhältnisse und
den Kräften des Dienstbothen angemessene Verrichtungen zu jeder Zeit, bey Tag und Nacht,
unverdrossen und pünktlich zu besorgen. Ausgenommen sind nur solche Befehle, welche auf
etwas gesetzlich Unerlaubtes oder Unsittliches gerichtet sind.

Die Einrede eines von der Herrschaft erhaltenen Befehles schübt nicht gegen die An-
wendung eines Strafgesetzes.

Streitigkeiten der Dienstbothen unter einander, wem von ihnen diese oder jene Arbeit
obliege, entscheidet allein die Herrschaft.

Ohne Genehmigung der Herrschaft darf das Gesinde in den ihm aufgetragenen Ge-
schästen durch andere Personen sich nicht vertreten lassen.

Hat es der Herrschaft zu seiner Vertretung wissentlich eine untaugliche oder verdäch-
tige Person vorgeschlagen: so muß es den durch selbige verursachten Schaden ersetzen, oder
wird, imFalle seines Unvermögens, mit Gefängniß von einem Tage bis vierzehen Tagen
bestraft.

8. 20.
Sorsglalt fur die Sachen der Herrschaft.

Das Gesinde muß den Nutzen und das Beste der Herrschaft möglichst zu befordern,
Schaden und Nachtheil abzuwenden suchen. Fügt es der Herrschaft vor säblich oder in
grober Fahrlässigkeit Schaden zu: so hat e diesen Schaden zu ersehen, auch soll
e5 deshalb, wo nicht schon die bestehenden Kriminal-Gesehe eine Strafe gedroht haben
und der Fall nach diesen zu behandeln ist, nach Besinden in Gesängniß von einem Tage
bis zu vierzehen Tagen verurtheilt werden.

Wegen geringer. Versehen ist das Gesinde zum Schadensersaße nur dann verbunden,
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wenn es dasselbe Versehen wiederholt begangen oder dabey gegen ausbrücklichen Befehl der
Herrschaft gehandelt hat.

Zur Entschädigung kann die Herrschaft sich an den Lohn und die Efeekten des Gestabes
alten.

—**
Trenu#c.

Gegen eine feiner ersten, heiligsten Pflicht— die Pflicht der Treue — handelt

das Gesinde nicht nur, wenn es das Eigenthum der Herrschaft durch Diebstahl, Verun-
trauung oder Betrug beeinträchtiget, sondern auch, wenn es mit Vorsah, durch Reden
oder Handlungen, der Herrschaft auf irgend eine Weise Nachtheil bringt, z. B. wenn
es den guten Nahmen seiner Herrschaft durch bobhafte oder verlaumderische Reden herab-
sebt, ihre Fehler oder Geheimnisse, ohne eine rechtliche Verbindlichkeit dazu, Anderen entdeckt,
was im Hause gethan oder gesprochen wird, ausplaudert, die Kinder und Angehörigen der
Herrschaft oder das Nebengesinde zu unerlaubten oder der Herrschaft nachtheiligen Hand-
lungen verleitet u. s. w.

Alle dergleichen pflichtwidrige Reden oder Handlungen sollen, wenn sie auch kein
schon in den allgemeinen Strasgeseben bedrohetes Vergehen sind, unabbittlich mit Gesäng=
niß von einem bis zu vierzehen Tagen geahndet werden.

. 22.

Dlebstohl, Veruntrauung und Belrug des Gestabes an derHerrscheft.

Jeder Dienstbothe, der seiner Herrschaft oder deren Angehörigen, Geld oder Sachen,
ihr. Werth mag groß oder gering seyn, aus gewinnsüchtiger Absicht entwendet, begeht einen
Diebstahl.

Des Verbrechens der Veruntrauung, des Betrugs, macht sich ein Dienstbothe
iedes M ahl schuldig, wenn er aus gewinnsüchtiger Absicht anvertraute Gelder oder Sachen
der Herrschaft unterschlagt, oder diese durch wahrheitswidrige Angaben oder Mißbrauch
ihres Nahmens bevortheilt. Dahin gehort, wenn ein Dienstbothe Gelder. fur sich behalt,
welche er fur die Herrschaft an jemand bezahsen sollte; wenn er in seine Verwahrung ge.
gebene Sachen der Herrschaft zu seinem eigenen Nutzen verwendet, verkauft oder versetzt;
wenn er bey'm Elnkaufe von Lebenömitteln oder anderen Sachen mehr, als er wirklich
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U#gahlt.,, ey'm Verkause weniger, als er erhalten hat, berechnet, wenn er auf den Nab-
men der Ferrschaft borgt u. s. w.

Diese groben Vergehungen sind schon in den Kriminal= Geseten bedroht und unterlie-
gen der Bestrafung nach solchen.

Polizeylich, mit Gesängniß von einem Tage bis zu vierzehen Tagen, soll es auch ge-
ahndet werden, wenn das Gesinde, nicht aus gewiansüchtiger Absicht für sich selbst eder
für Andere, sondern bloß aus Näscherey Speisen oder Getränke angreift, wenn es Trink,
gelder, welche es nach der bestehenden häuslichen Einrichtung oder nach der Bestimmung
des Gebenden mie dem Nebengesinde zu theilen hatte, nicht zur Theilung gebracht hat,
wenn es in das ihm anvertraute Vieh, gegen die Vorschriften und. Anordnungen der Herr-
schaft, Futter verwendet.

Hat die Herrschaft einen Dleustbothen im Verdachte begangener Unredlichktit: so darf
sie auf Durchsuchung seiner Behältnisse und Sachen antragen oder diese — jedoch nur im

Beyseyn des Dienstbothen —selbst unternehmen. Kein Dienstbothe darf sich dadarch belei-
diget halten und deshalb Genugthuung fordern.

K 23.

Kortse#ung.

Eo ist nicht erlaubt, Dienstbothen auf Sachen, von welchen mit Wahrscheinlichkeit zu
vermuthen ist, daß sie der Herrschaft gehsren, zu borgen, oder dergleichen von ihnen zu
kausen. Wer dawider handelt, muß die verpfändete oder verkäufte Sache wwentgeld-
lich zurückgeben und — dasern auch wegen absichtlicher Theilnahme an der begangenen
Unredlichkeit zu einer Strase nicht zu gelangen — die Kosten bezahlen. Niemand darf
dem Gessande auf der Herrschaft Rechnung Waaren vorabfolgen, außer gegen elnen von der
Herrschaft unterschriebenen Zettel, oder wenn diese ein ovdentliches Konto-Buch hälr, in
welches alle gelieserte Waaren eingetragen werden.

Wer mir Urbertretung dieser Borschrist Dienstbothen borge, hot wegen seiner Forde.
rung kein Klagrecht wider die Herrschoft.



5. 24
Stteliche Auffäbruns.

Das Gesinde muß sich sowohl in als aaßer dem Hause der Herrschaft einer gesst=
trien und anständigen Aufführung befleißigen; Zurechtweisungen von Seiten der Herr-
schaft, welche hlerauf abzweckin, hat es mit Bescheidenheit anzunehmen und zu befolgen.
Wer durch Gelegenheitsmachen das Gesinde zu Ausschweifungen verleitet, demselben Gelage
und Zusammenkünfte in seiner Wohnung gestattet, hat nach den Umständen Gefängnißstrase
von einem Tage bis zu vierzehen Tagen zu erwarten.

 25

Ausbalten der Dienstieit.

Das Gesinbe ist vrrbunden, die bestimmte Dienstzeit auszuhalten. Glaubt ein Diensi-
bothe gerechte Grunde zu Verkassung des Dienstes vor Ablauf der orrteagemäßigen oder
gesetzlichen Dienstzeit zu, haben (#. 44 u. 45): so muß er die Herrschaft um den Nbschied
bltten und, wenn dlese ihn verweigere, obritzkeitliche Hülse suchen. In krimem Falle
ist eigenmächtiges Entlaufen aus dem Dienste verstattet. Der entkaufene Dünnstbothe wird
sosort, auf Antrag der Herrschaft, durch die geelgneten Zwangsmittel in den Dienst zunüc-
gebracht, und muß auf Verlangen der Herrschaft dir Dienstzeit aushalten oder, wenn er
triftige Ursachen hat, die frühere Enelassung zu fordern, selbst in den unten G. 40 ange-
gebenenFällen, bis Ende des laufenden Vierteljahves oder, wenn er n#urc Monathsweise ge-
miethet war, bis Ende des laufenden Monathes dienen. Ueberdieß wird er nach den Um-
ständen mit drey bis vierzehen Tagen Gefängniß bey Wasser und Brot bestraft. Die
Herrschaft ist berechtiget, die Wiederannahme eines entlausenen Dienstbothen nach Gutbesin-
den zu verweigern und braucht auf diesen Fall, über den Tag deß Entlaufens hinaus, we-
der Lohn noch Kostgelb zu verabreichen.

#. 26.
HBerblinblichkeit bey Beendfgung de#s Oirnsitet.

Jeder Dienstbothe ist verbunden, ehe er den Dienst, vorläßt, alle ihm von der Herre
schafe in Gebrauch oder Verwahrung gegebene Sachen wieder abzuliesern, Fär den ducch.
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seine Schuld daran entstandenen Schaden oder Verlust muß er nach den Bestimmungen des
6. 20 haften.

zZweyte Abtheilung.
Berbindlichkeiten der Herrschaft gegen das Gelsinde.

27.
Annahme in den Dlenst zur bestimmten Zeit.

Die Herrschaft soll den gemietheten Dienstbothen zur bestimmten Zeit in den Dienst
aufnehmen. Im Falle der Weigerung ohne rechtmaßige Gründe ist sie verbunden, dem
Dienstbothen Lohn und Kostgeld von dem Tage an, welcher zum Dienstantritte bestimmt
war, zu bezahlen.

Weigertsich die Herrschaft beharrlich, den Dienstbothen anzunehmen: so verliert sie
das etwa gegebene Miethgeld und muß dem Dienstbothen Lohn und Kostgeld bezahlen —
auf ein Vierteljahr in monathlichen Raten in Fällen, wo die vertragsmaßige

oder gesetzliche Dienstzeit ein Vierteljahr oder länger ist; auf einen Monath, da wo
der Miethvertrag auf kürzere Zeit als ein Vierteljahr geschlossen wurde. Sollte der Mieth-
vertrag nicht einmahl auf einen vollen Monath abgeschlossen worden seyn: so werden Lohn
und Kostgelb nur auf die Dauer der verabredeten Dienstzeit verabreicht. Diebeistung der
Zahlung muß am usten jedes Monathes für den nächst folgenden Monath zum Voraué geschehen.

Diese Verbindlichkeit der Herrschaft hört auf, wenn der Dienstbothe währenb der Zeit,
auf welche sie Lohn und Kost zu verabreichen schuldig war, einen andern Dienst sindee und
dadurch völlig entschädiget wird. Muß sich aber der Dienstbothe in diesem Dienste mit ei-
nem geringern Lohne begnügen: so hat ihm die Herrschaft auf jene Zeit noch das Fehlende
zu vergüten.

Ebenfalls und zwar unbedingt hört die Verbindlichkeit der Herrschaft zur weiteren
Vergütung der Kost und des Lohnes auf:

) wenn der Dienstbothe in eine solche Lage kommt, in welcher es ihm unmöglich seyn
würde, den Dienst noch anzunehmen, von dem Tage an, wo diese Unmöglichkeit
eintriet;
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2) wenn die Herrschaft von ihrer Weigerung abgeht und den Dienstbothen anzunehmen
sich bereit erklärt, von der Zeit dieser Erklärung an und vorausgesetzt, daß dem

Dienstbothen keine Gründe zur Seite stehen, welche ihn berechtigen würden, den
Dienst sofort und ohne Beobachtung der Aufkündigungs-Frist zu verlassen (F. 44.)

g. 28.

Rechemäzige Ursachen, dem Dienstsothen dee Annahme zu verwelgern.

Die Annahme ded gemietheten Dienstbothen darf von der Herrschaft versagt werden:
1) wenn derselbe mit der fallenden Sucht oder irgend einer ansteckenden oder Ekel er-

weckenden Krankheit entweder bey'm Abschlusse des Miethvertrages schon behaftet war
und solches verschwieg, oder erst später behaftet wurde;

2) wenn in dleser Zwischenzeit der Dienstbothe durch Krankheit, oder sonst unf#hig wird,
die übernommenen Dienstgeschäfte zu verrichten;

3) wenn derselbe in seinem vorigen Dienste sich erwiesener Maßen ein solches Vergehen
zu Schulden gebracht hat, weshalb er von seiner damahligen Herrschaft sofort hätte
entlassen werden können, vorausgesetzt, daß a) diese von dem Entlassungsgrunde keinen
Gebrauch gemachk, auch desselben in dem Attestate (§. 9) nicht erwähnt, und daß
b) der Dienstbothe selbst bey dem Befragen über seine frühere Aufführung solches ver-
schwiegen habe;

4) wenn verheirathete Dienstbothen (beyderlep Geschlechts) daß sie verheirathet sind, in-
gleichen Wiewer oder Witwen, oder ledige weibliche Dienstbothen, welche noch Kin-
der zu emähren haben, diesen Umstand bey Eingehung des Miechvertrages der Herr-
schaft auf Befragen nicht angezeigt haben;

5) wenn weibliches Gesinde schwanger ist;

6) wenn das Gesinde falsche Attestate vorgezeigt hat;

7) wenn in der Zwischenzeit, vom Abschlusse des Miethvertrages bis zum Dienstantritte,

die Vermögensumstände der Herrschaft so in Verfall gerathen sind, daß sie gar kein
Gesinde oder doch nicht so viel als vorher unterhalten kann.

Nur in dem lehten Falle verblesbt das gegebene Miethgeld dem Dienstbothen.



Richtige BVegahlung #es Lohnes.

Der versprochenz Lohn muß dem Gestnde richtig und zur bestimmten Zeit bezahlt wer-
den — wenn nichtö Anderes verabredet worden, nach Mahgabe der Miethzeit, am Schlusse

jedes Vierteljahres, jedes Monathes, jeder Woche.

Hat die Herrschaft die Einrichtung eines ordentlichen Lohnbuches ober Lohnzettels
getroffen, in welchem der Anfang der Dienstzeit,, der bedungene Lohn, das etwa bedungene
Kostgeld bemerkt ist und jede hierauf gemachte Zahlung abgeschrieben wird: so giebt ein
solche6 Lohnbuch oder ein solcher Lohnzettel, bey Streitigkeiten wegen rückständigen Loh-
nes 2c., einen vollen Beweis, vorausgesetzt nur, daß die Abschreibung entweder eigenhändig
von der Herrschaft (dem Hauöherrn oder der Hausfrau) oder in der Form ordentlicher
Quiktung von dem Dienstbothen selbst geschehen ist und in dem ersten Falle von der Dienst-
herrschaft noch eydlich bestärkt wird.

Was den Vorzug des Liedlohnes in Konkursen betrifft, bleibt es bey den bestehenden
bLandesgesetzen und Rechten.

§5. Jr.
Beköstigung.

Ist dem Gesinde Beköstigung versprochen worden: so muß solche nach der Gewohnheit
jedes Ortes, gut, unverdorben und bis zur Sättigung verabreicht werden.

Ilt bev Abschließung des Miethvertrages wegen der Kost gar nichts verabredek wor-
den: so hat nur dasjenige Gesinde, welches die Wohnung im Hause der Herrschaft behält,
Ansprüche auf Beksstigung.

31r.
Klelbung oder iorée.

Kleidung, oder eipre, kann das Gesinde nur dann verlangen, wenn die Herrschafe sie
ausdräcklich versprochen hat.

Die diesfallsige Verabredung entscheidet, welche Stücke und wunn sie gegeben werden
sollen. Ist Livree #berhaupt, ohne nähere Bestimmung der einzelnen Stäcke, versprochen
worden: so muß der Livrce-Bediente einen Hut, einen Rock, eine Weste und ein Paar
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Beinkleider; der Kutscher oder Reitknecht noch überdieß ein Paar Stiefeln und einen Stall-
kittel bekommen.

Die Kleidung fällt dem Dienstbothen eigenthümlich zu — nach einem Jahre, wenn nur

die vorbestimmten Stäcke, nach zwey Jahren, wenn noch ein Oberrock und doppelte Unter-
kleidung gegeben werden.

Bekommt der Bediente vor Ablauf der Livrée-Zeit, iedoch nachdem er wenigstens die

Hülfte derselben gedient hat, den Abschied: so gehört ihm die einfache Unterkleidung und
der etwa gegebene Oberrock. Hat er kürzer, als die Hälfte jener Zeit gedient: so kann
er, den Fall des F. 30 ausgenommen, keine Ansprüche auf divre -Stücke machen. Die
Staats-Liorée, die Kutscherpelze und die Räntel, welche außer der gewöhnlichen Kleidung
gegeben werden, bleiben der Herrschaft.

Nach erhaltenem Abschiede, senp es bey Endigung der Miethzeit oder aus anderem
Grunde, ist es dem verabschiedeten Dienstbothen nicht erlaubt, die verdiente Liorée unver-
Anbert als solche, mit den darauf befindlichen Abzeichnungen, zu kragen.

g. 32.
Gute Behandlung.

Schonende und menschenfreundliche Behandlung des Gesindes ist eine vorzügliche Pflicht
der Herrschaft. Daher darf sie nur solche Arbeiten verlangen, welche den Dienstverhältnis-
sen und den Kräften des Dienstbothen angemessen sind (§. 17.)

Aufier dem Herrn und der Frau vom Hause kommt es nur denjenigen zu, dem Ge-
sinde Ver## aise zu ertheilen, welche ven jenen — dem Hausherrn oder der Hausfrau — zu

einer Aufsicht über das Gesinde bestellt worden sind, e mögen oieselben Mitglieder der Fa-
mine seyn, oder nicht. Selche Aufseher, welche als Verwalter, Administratoren
u . w. einer ganzen Wirthschaft vorstehen und in dieser Eigenschaft nach ihrem Ermessen
das in der Wirthschaft nöthige Gesinde annehmen und verabschieden, die Miethverträge ab-
schließen, stehen ganz au der Stelle der Herrsch#ft und haben auch alle in diesem . den
Herrschaften eingerdumte Befugnisse.

Mäßige häusliche Züchtigung und Scheltworte durch unschickliches Benehmen
des Gesindes der Herrschaft abgenöthigt, sind nicht alo Injurien zu betrachten und geben
dem Gesinde kein Klagrecht, Solche Schimpfworte hingegen, wodurch dem Gesinde Dieb-
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stahl, Veruntrauung oder irgend ein Verbrechen vorgeworfen wird, berechtigen dasselbe
auf Genugthuung zu klagen. — Diese Klage auf Genugthuung darf nach Befinden auch
auf Widerruf und auf Ehrenerklärung gerichtet werden, niemahls aber auf Abbitte.

Wegen gröberer Thätlichkeiten kann das Gesinde volle Schadloshaltung von der
Herrschaft sordern, nach Vorschrift der Gesetze.

Sorge für krankes Ges#nde.

Zieht ein Dienstbothe sich durch grobe Fahrlässigkeit der Herrschaft, oder dadurch,
baß sie ihm ungebührliche, in den Grenzen der Dienstleistungen, zu welchen er ver-
Pflichtet war, nicht liegende Zumuthungen machte, eine Krankheit oder ein Gebrechen zu:
so muß die Herrschaft für seine Verpflegung und Heilung sorgen, ohne ihm dafür am
Lohne etwas abzjehen zu dürsen. Selbst wenn eine solche Krankheit oder Gebrechlichkeit
über die Dienstzeit hinaus dauert, muß die Herrschaft Heilungskosten und nochdürftigen
Unterhalt dem Gesinde so lange geben, bis dleses sein Brot selbst zu verdienen wieder im
Stande ist.

Wird der Dienstbothe ohne solches Verschulden der Herrschaft krank oder gebrechlich,

sep es durch sein eigeneS Verschulden oder ohne dieses, sey es bey Gelegenheit seiner
Dienstverrichtungen oder sonst: so ist dle Herrschaft zu dessen Verpflegung entweder in ih-
rem Hause, oder außerhalb desselben einstweilen und so lange verpflichtet, bis dieie-
nigen (Verwandte, Gemeinden) dazu angehalten worden sind, denen die Aufnahme dec
Hülfebedurftigen überhaupt und die weitere Fürsorge den Geseben nach obliegt. Einen Er-
sah des ihr dadurch verursachten Aufwandes kann sie nur dann von dem Dienstbothen
sordern, wenn dieser die Krankheit oder das Gebrechen durch sein eigenes, grobes Ver-
schulben sich zugezogen hat.

Bey ansteckenden Krankheiten insonderheit sollen die öffentlichen Krankenhäuser, wo
solche bestehen, den Herrschaften zur Unterbringung des erkrankten Gesindes offen seyn;
auch darf das erkrankte Gesinde selbst dieser Unterbringung nicht widersprechen.

Die Begräbnißkosten für einen verstorbenen Dienstbothen sind aus dessen Vermögen,
in des leztern Ermangelung, von dessen Alimentations-pflichtigen Verwandten, und wenn
solche Verwandte nicht vorhanden oder dieselben unvermögend seyn sollten, halb von der
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Herrschaft, halb aus der Armenkasse des Drtes zu bestreiten, wo der Tob erfolgt ist.
Im lehteren Falle dürsen an denjenigen Orten, an welchen die Armenkasse von Bezahlung
der Stol-Gebühren frep ist, solche Geböhren auch von der Dienstherrschaft nicht gefordert
werden.

. 34.

Cerge für itellche Besserung des Gesindes.

Es gehört zur häuslichen Ordnung und Zucht., daß die Herrschaft die sittliche Auffäh-
rung des Gesindes nicht unbeachtet lasse, demselben das Besuchen verdächtiger Orte und
Gesellschaften oder nächtliches Außenbleiben nicht erlaube, überhaupt jede Gelegenheit zur
Unordnung und biederlichkeit gentserne und begangene Unsittlichkeit streng verweise. Zum
Besuche der Kirche soll das Gesinde fleißig angehalten werden.

35.
Auchalten der Miethset#t.

Die Herrschaft muß daß Gesinde bis zu Ende der besiimmten Miekhzeit im Dienste
behalten. Verabschiedet sie dasselbe ohne gesehmäßige Ursache (s. 42 u. 43) vor Ablauf
der Dienstzeit: so ist sie verbunden, Lohn und Kostgeld auf die ganze noch übrige Dauer
der vertragsmäßigen oder geseblichen Dienstzeit und zwar in monathlichen Vorauszahlun-
gen zu verabreichen. Ueberdleß behält noch das ungerecht verabschiedete Gesinde, e mag
viel oder wenig von der Dienstzeie verflossen seyn, die etwa gegebene ganze Liore oder

anderen Kleidungsstücke, selbst wenn e5 sogleich ein anderes Unterkommen sindet. Da-
gegen treten, hinsichrlich der Verabreichung de5b Lohnes und des Kostgeldes, für den Fall,
daß ein verabschiedeter Dienstboche inzwischen durch einen andern Dienst sein Unterkommen
sundet, die Bestimmungen des F. 27 ein.

36.
Catlassung nach geendigter Diensizeit.

Nach Ablauf der vertragömöäßigen oder gesetzlichen Dienstzeit (F. r4), hat die Herr-
schaft das Gesinde zu entlassen und zwar schon am Morgen des festgeseqzten Tages. Vor-
ausgesezt wird dabey nur, daß der abziehende Dienstbothe seine Verbindlichkeit wegen Zu-
rückgabe der ihm anvertrauten Sachen erfüllt habe.
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KLuestellung vos Zeugnisfsen.

Dem abgehenden Dienstbothen hat die Herrschaft ein schriftliches Zeugniß über sein
Betragen während der Dienstzeit zu ertheilen. Auf Verlangen des Dienstbothen soll die-
ses Zeugniß noch vor geendigter Dienstzeit, sogleich nach erfolgter Aufkündigung, gegeben
werden. Auf einem solchen, voraus ertheilten Zeugnisse ist, nach Ablauf der Dienstzeit,
das Verhalten des Dienstbothen von der Aufkündigung bis zur Entlassung in einem Nach-

trage noch besonders zu bemerken. Das Zeugniß muß die strengste Wahrheit, weder
kalsche Beschuldigungen, noch ungegründetes Lob, enthalten.

Weigert sich die Herrschaft ein Zeugniß aucgustellen, oder wird es mangelhaft ausge-
stellt, oder werden darin umvahre Beschuloigungen gemacht: so kann das Gesinde bey der
zuständigen Behörde Beschwerde führen und auf Untersuchung antragen; es muß dieß aber so-
fort und in den ersten acht Tagen von dem Tage des Austrittes aus dem Dienste an gesche-

hen, bey Verlust der Beschwerde und des Antrages auf Untersuchung. Ergiebt sich der Un-
grund der Beschuldigungen: so wird von der Obrigkeit dem Gesinde ein Zeugniß aulf Kosten
der Herrschaft ausgestellt, auch der letztern alle fernere üble Nachrede, bey nahmhafter
Geldstrafe, untersagt.

Hat hingegen die Herrschast einem Dienstbothen wider besseres Wissen ein vortheil-
haftes Zeugniß ertheilt: so soll sse in eine Geldstrafe von fünf bis zwanzig Thalern,
nach Ermessen der Polizey-Behörde, verurkheilt werden.

In jedem Dienstzeugnisse müssen folgende Punkte enthalten seyn:

1) Vor= und Zunahme des Dienstbothen,
2) dessen Geburtsort,
3) dessen Alter,
4) ob er ledig, oder verheirathet,
5) wie lange und
0) in welcher Eigenschaft er gedient hat,
7) sein gutes oder schlechtes Betragen,
8) die Ursache seiner Entlassung,
9) die Angabe des Ortes, Tages und Jahres, wo und wann dieses Zeugniß ausgestellt

worden.
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Um die Ausstellung dieser Zeugnisse zu erleichtern, sollen dergleichen nach dem hierun-
ter bemerkten Formular gedruckt werden.

Sämmtliche Unterobrigkeiten haben sich mit einem hinlänglichen Vorrathe davon zu
versehen und das Exemplar für sechs Pfennige abzulassen.

Ist ein Dienstherr des Schreibens ganz unkundig, so das er nicht einmahl ein solches
gedruckteo Zeugniß= Formular ausfällen und unterschreiben kann: so steht ihm frey, Beydes
durch jemand auß seiner Familie, oder einen Bekannten, in seinem Nahmen bewirken zu lassen.
Dieser Dritte, welcher das Zeugniß ausfüllt, und den Nahmen des Dienstherrn darunter
setzt, hat auch seinen eigenen Nahmen mit zu unterzeschnen und dabey zu bemerken, daß er
von dem Dienstherrn Auftrag erhalten habe, dessen Nahmen zu unterschreiben.

Formular
eines Dienstzeugnisse.

rera aus alt, verheirathet, hat
lang, von als bey mir Endesunterschriebenem

in Dienst gestanden, während buun Zeit sich
verhalten.

Den Abschied hat erhalten, weil

Der Wahrheit gemaß habe ich dieses alles durch gegenwartiges Zeugniß bekraftigen wollen.

den 18
N. N.

In den Städten Weimar, Eisenach und Jena wird das Dienstzeugniß jedem Dienstbothen
bey seiner Entlassung in da6 Dienstbuch (F. 10), mittelst Ausfüllung der in demselben
dazu bestimmten Rubriken, ertheilt.

Das Zeugniß über das Wohlverhalten der Dienstbothen während der Dienstzeit braucht
nur mit den Worten: „war treu, sleißig und gesittet“ gegeben zu werden. Ein Mehreres
dars der Dienstbothe niche verlangen. Kann die Herrschaft eine, oder die andere die,
ler drey Eigenschaften dem Dienstbothen mit Wahrheit nicht bezeugen: so henügt es, wenn
die fehlende nicht erwähnt wird.
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Glaubt die Herrschaft keine dieser drey Eigenschaften bezeugen zu können: so muß
das Gegentheil ausdrücklich bemerkt werden. Auch steht es der Herrschaft frey, dasjenige,
was sie vielleicht sonst noch, entweder zum Lobe oder zum Tadel des Dienstbothen, inson-
derheit zur Begründung ihres Urtheils über die obgedachten drey Haupteigenschaften, der
Wahrheit gemäß, beyzufügen wünscht, auf der Rückseite des Dienstzeugnisseb oder an der
dazu geeigneken Stelle des Dienstbuches zu bemerken.

IV. Ditel.

Von Aufhebung des Miethvertrages.

4 38.

Durch den Ted des Gesinlet.

Durch den Tod des Gesindes wird alle Verbindlichkeit deS Miethvertrages aufgehoben.
Die Erben können Lohn und etwaiges Kostgeld nur bis zu dem Tage fordern, wo der

Verstorbene Dienste zu leisten aufhörte; dagegen sind sie der Herrschaft eben so wenig zu
einem Schadensersaße verpflichtet, als zur Stellung eines andern Dienstbothen.

Stand der Dienstbothe in Livre: so treten deöhalb die Bestimmungen des F. 31 ein.

h. 39.
Durch den Tod der Verrshalt.

Durch den Tod der Herrschaft wird der Miethvertrag nicht sofort und unbedingt
aufgehoben. Es treten folgende Bestimmungen ein:

Jedenfalls ist der Miethvertrag bey monathlicher Dienstzeit fur den laufenden Monath,
bey vierteljahriger oder langerer Dienstzeit fur das laufende Vierteljahr annoch gultig und
musi von dem Gesinde sowohl, als von den Erben der Herrschaft ausgehalken werden. Er-
eignet sich jedoch der Todeöfall in der lehten Hälfte eines Dienstmonatheb oder Dienstviertel-
jahres: so sind beypde Theile auch noch fär den nächstfolgenden Monath oder das nachstfol-
gende Vierteljahr an den Miethvertrag gebunden, versteht sich, wenn die darin bedungene
oder in Ermangelung besonderer Bestimmung gesetzlich (K. 73) anzunehmende Dienstzeit
selbst nicht schon früher abläuft.

Auf längere Zeit, als den nächstfolgenden Monath oder das nächstfolgende Vierteljahr,
ist dagegen kein Theil an den Miethvertrag gebunden; dieser ist für alle etwa noch übrige
Feit jedenfalls für aufgehoben zu achten.
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Die gegebene Liore oder andere Kleidung bleibt ganz dem Dienstbothen, wenn zu der
Zeit, wo er den Dienst verlaßt, mehr als ein Drittheil der bestimmten Haltungszeit ver-
flossen ist. Außer dem muß er solche auf Verlangen der Erben zurücklassen.

öS. 40.
Durch Ablauf der Disensliett.

Mit dem Ablaufe der verkragsmäßigen oder gesehlichen Dienstzeit ist der Mieth-
vertrag ohne weitere Aufkündigung erloschen. Eine stillschweigende Erneuerung des Mieth=
vertrages ist erst dann anzunehmf'#n, wenn nach Ablauf der Dienstzeit das Verhältniß von
beyden Theilen, ohne daß nur einer derselben seinen Willen, solches aufzuheben, erklärt hat,
drey Tage lang fortgeset worden fst.

Beo9y einer stillschweigenden Erneuerung verstehen sich ganz und unverändert die
Bedingungen des früheren Vertrages; bep einer auödrücklichen Erneuerung hängt es ledig-
lich von der Vereinigung beyder Theile ab, unter welchen Bedingungen das Dienstverhält-
niß sortdauern soll.

8. 41.

Durch gegenseltige Uebertinlunft.

Vor Ablauf der Dienstzeit kann der Miethvertrag in der Regel weder von der Heirr—
schaft, noch von dem Gesinde einseitig aufgehoben werden. Die Flle, in welchen ausnahme
weise die einseitige Aufhebung während der Dienstzeit Statt sindet, sind §. 12 bis K. 45
angegeben.

. Der Auslssung durch Uebereinkunft hingegen unterliegt der Miethvertrag jeder Zeit.
Die dabey Vetroffene Verabredung muß entscheiden, auf wie lange Lohn und Bekoöstigung
gegeben werden soll, Ist deöhalb nichts bestimmt worden: so kann das Gesinde Bepdes nur
bis zum Tage des Abzuges verlangen.

Eine geschehene und angenommene Aufkündigung wird durch einseitige Keue nicht
ungültig.
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Easeitige Ausheung des Wiekhvertrage# durch die Horrschaft.
I. Soefort ohne vorgäneige Auskladigung.

Nur in folgenden Fällen ist die Herrschaft berechtiget, das Gesinde vor Ablauf der
Dienstheit und zwar ohne vorgängige Aufkündigung sofort zu verabschieden:

1) wenn das Gesinde die Herrschafe oder deren Familie durch Thätlichkeiten, Schimpf=
und Schmähworte, ehrenrührige Nachreden beleidiget, durch boshafte Verhehungen Fa-
milien-Zwist zu erregen sucht, Kinder, zu deren Wartung und PMflege es gemiethet ist,
vernachlässiget oder gar mißhandelt;

2) wenn es wiederholten Ungehorsam oder Widerseßlichkeit gegen die ordnungemaßigen,
nicht widerrechelichen Befehle der Herrschaft sich zu Schulden kommen läßt;

3) wenn es sich den zur Aufsicht über das Gesinde von der Herrschaft bestellten Perso-
nen mit Thätlichkeiten oder Schimpf= und Schmähreden in ihrem Amte widersett;

4) wenn e5 dem Trunke ergeben ist, oder sonst ein unsittliches Leben führt, oder der er-

haltenen Abmahnung und Warnung ungeachtet wiederholt um Geld pielt;

5) wenn es Kinder oder Verwandte der Herrschaft zum Bösen verleitet, oder verdäch-
tigen Umgang mit ihnen hat;

6) wenn ein Dienstbothe mit der fallenden Sucht oder irgend einer ansteckenden oder
Ekel erweckenden Krankheit behaftet ist, welche er bey Abschließung des Miethver=
trages der Herrschaft verheimlicht oder während der Dienstzeit ohne Verschulden der
Herrschaft sich zugezogen hat;

7) wenn er durch Krankheit, oder sonst unfähig wird, die übernommenen Dienstgeschäfte
zu verrichten, vorbehältlich der Bestimmung 8. 33;

8) wenn er Sxpeisen oder Getränke aus Näscherey entwendet und entweder von der

Herrschaft ausdrücklich davor verwarnt war, oder auch ohne solche Verwarnung sich
dessen wiederholt schuldig macht;

) wenn die Herrschaft durch falsche, ihr von dem Gesinde übergebene Zeugnisse hinter-
gangen worden ist;

ro) wenn das Gesinde einen Diebstahl begeht, oder einer Veruntrauung sich schuldig
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macht, wohin unter andern auch der Verkauf oder das Versehen solcher Livrde-
Stücke gehört, die noch nlcht ganz verdlent find;

11) wenn es sein Nebengeslude zu Diebstahl, Veruntrauung oder Betrug verleitet;
12) wenn es mit Feuer und Licht, nach wiederholter Warnung, unvorsschtig umgeht;

13) wenn, obgleich ohne vorgängige Warnung, durch solche Unvorsichtigkeit wirklich Feuer
auêgekommen ist;

14) wenn weibliches Gesinde schwanger ist, woben demselben jedoch — in so fern nicht
unterdessen die Niederkunft zu befürchten steht — noch eine vierzehntägige Frist, von
Zeit der Eutdeckung an, zu gönnen ist, um ein anderes Unterkommen zu suchen;

15) wenn das Gesinde ohne Erlaubniß der Herrschaft über Nacht aus dem Hause bleibt;
16) wenn es zu Abbußung von mehr als vier Tagen Gefängnißstrafe verurtheilt wird;

tle) wenn es ohne Vorwissen der Herrschaft fremden Personen des Nachts den Aufent-

halt im Hause gestattet oder bey Tage übel berüchtigte Personen, dem Verbothe der
Herrschaft zuwider, zu sich kommen läßt;

18) wenn es in seinem vorigen Dienste einer der unter No. 10. angeführten Vergehun-
gen bewiesener Maßen sich schuldig gemacht und die vorige Herrschaft in dem A-
testate nichts davon erwähnt, auch das Gesinde selbst es der neuen Herrschaft auf
Befragen verschwiegen hat;

10) wenn verheirathete Dienstbothen (beyderley Geschlechts) daß sie verheirathet sind, in-
gleichen Witwer oder Witwen oder welbliche Dienstbothen, welche noch Kinder zu
ernähren haben, diesen Umstand, bey Eingehung des Miethvertrages, der Herrschaft
auf Befragen nicht angezeigt haben;

20) wenn das Gesinde das ihm anvertraute Vieh in einem wesentlichen Stücke der War-
tung und Pfllege vernachlässiget, oder dasselbe in anderer Weise mißhandelt;

27) wenn es die Pflicht der Treue dadurch verleht, daß es ungebührlich und gegen die
ihm ertheilte Vorschrift in das ihm anvertraute Vieh Futter verwendet.

Gesinde, welches aus einer der vorgenannten Ursachen verabschiedet wird, kann bohn
und Kost nur bio zum Tage der Entlassung sordern und muß von dem etwa gegebenen

Miethgelde so viel zurückgeben, als auf die noch öbrige Dienstzelt verhältaißmäßig zu rech-
nen ist.



ö. 43.
1I. Nach gehbriger Ausladigung.

Nach vorgängiger Aufkündigung ist die Verabschiedung im baufe der Dienst-
zeit, also vor dem bedungenen Ende derselben, erlaubt:

1) wenn das Gesinde die nöthige Fähigkeit und Geschicklichkeit zu den ihm obliegenden
Geschästen nicht besiht;

2) wenn während der Dienstzeit die Vermögensumstände oder Einkünfte der Herrschaft
sich so sehr verringern, daß dieselbe ganz ohne Gesinde oder doch mit wenigerem als
vorher sich behelsen muß;

3) wenn das Gessnde durch andauernde Unvertraglichkeit mit dem Nebengesinde, wieder-
holter Warnung ungeachtet, den häuslichen Frieden stört;'

1) wenn es wiederholt ohne Erlaubniß der Herrschaft zu seinem Vergnügen ausgeht,
oder nach erhaltener Erlaubniß über die vergönnte Zeit wegbleibt;

5) wenn es mehrmahls bey Verschickungen ungebührlich lange ausbleibt, oder überhaupt
den Dienst und das Beste der Herrschaft vernachlässiget;

0) wenn es die von selnem Nebengesinde an der Herrschaft begangenen Veruntrauungen
dieser, der Herrschaft, nicht entdeckt.

Die Aufkündigung muß vierzehen Tage oder sechs Wochen vor dem Abschiede
geschehen, je nachdem die verabredete Miethzeit eine nur monathliche oder längere ist. Es
ist nicht nöthig, daß der Abschied mit dem Schlusse eines Dienstmonathes oder Dienstviertel-
jahres zusammentreffe.

Das Gesinde darf in diesen Fällen den Lohn und die Kost nur bis zum Tage des Ab-
schiedes fordern.

8. 4·
Einseleige Aushebung des Milelhvertrages durch das Gesinde.

I. Sofort ohne vorgängige Aufkündigung. «

Andrerseits ist das Gesinde berechtiget, während der Dienstzeit den Abschied zu
verlangen und zwar sofort, ohne vorgängige Aufkündigung:
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1) wenn ihm grobliche Beleidigungen, oder thatliche Mißhandlungen, welche sich nicht
als maßige Zuchtigungen rechtfertigen lassen, von der Herrschaft zugefugt worden;

2) wenn die Herrschaft ihm die gebührende Kost vorenthält;

3) wenn die Herrschaft das bedungene Kostgeld, geschehener Erinnerung ungeachtek, über
eine Woche nach der Verfallzeit vorenthält;

4) wenn dle Herrschaft elne Reise auf länger, als die Dienstzeit, zu unternehmen im
Begriffe steht;

5) wenn dieselbe ihren Wohnsib an einen andern, über drey Meilen entfernten Ort ver-
legt und nicht erklärt, dem Gesinde nach geendigter Dienstzeit die Kosten der Rück-
reise vergüten zu wollen;

6) wenn die Herrschaft das Gesinde zu gesehwidrigen oder unerlaubten Handlungen ver-
leiten will;

7) wenn sie dasselbe vor dergleichen Zumuthungen gegen Personen von der Familie nicht
schüßen will;

8) wenn Gesinde durch Krankheit ober Gebrechen zur Fortsetzung des Dienstes unverms-
gend wird;

9) wenn in der Familie des Dienstbothen solche Veränderungen sich zutragen, welche
dessen Anwesenheft dort nothwendig erfordern.

In den ersten sieben Fällen gebührt dem Gesinde Lohn und Kostgeld auf das laufende
Vierteljahr, oder, wenn es Monathweise gemiethet war, auf den laufenden Monath. Ist
jedoch die gesehmáßige Ursache zu Verlassung des Dienstes erst in der zweyten Hälfee des
laufenden Dienstvierteljahres oder Dienstmonathes eingetreten: so muß Lohn und Hostgeld
auch auf das folgende Vierteljahr, oder den folgenden Monath, vergütet werden.

Im achten und neunten Falle erhált das Gesinde Lohn und Kost nur bis zum Ab-
zugötage.

Wegen der L#iorce finden in den ersten sieben Fällen die Vorschriften des 5. 39 Statt,
im achten und neunten Falle tritt die Beslimmung des F. 37 ein.
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II. Nech gehöriger Aufrändigung-

Auch in folgenden Fällen kann das Gesinde vor geendigter Dienstzeit, aber
nur nach gehörig (s. 43) erfolgter Aufkündigung seine Entlassung fordern:

1) wenn das Gesinde durch Heirath oder sonst vortheilhafte Gelegenhelt zu Anstellung
eigener Wirthschaft erhält, die durch Aushalten der Dienstzeit ihm entgehen würde,
und es der Herrschaft einen andern guten und tüchtigen Dienstbothen stellt;

2) wenn die Herrschaft, der Erinnerung des Gesindes ungeachtet, den Lohn vier Wo-
chen nach der Verfallzeit noch nicht bezahlt hat;

3) wenn dem Gesinde zur Beköstigung mehrmahls nach einander ganz verborbene, unge-
nießbare oder ungesunde Speisen wissentlich gegeben werden.

Lohn und Kost wird in allen Fällen dieses §. nur bis zum Abzugstage verabreicht.

Das Miethgeld, wenn bergleichen gegeben ist, bleibt in den beyden letzten Fallen dem
Gesinde ganz, in dem ersten Falle hingegen nur nach Verhältniß der Zeit, welche e gi-
dient hat.

V. Titel.

Von den Behörden und dem Verfahren in Gesindesachen.

46.
Zusiändiatelt der Polizey, Beherden als Negel.

Die Handhabung gegemwärtiger Gesindeordnung steyt, ohüe Rücksicht auf Rang
und Stand derer, welche sich gegen dieselbe vergehen und ohne Rücksicht
auf Rang und Stand der Dieustherrschaft, den Orts-Polizev-Behör=
den zu, also den Stadtgerichten, Aemtern, Patrimonial, Gerichten und in den drey Stéd-
ten: Weimar, Eisenach und Jena, den Holizey-Kommissionen.

Auch Streitigkeiten zwischen den Dienstherrschaften und dem Gesinde über den Antritt
eines Dienstes und während der Dauer des durch den Dienstvertrag gestifteten Verhüälenis-
ses sind zunächst aus dem Gesichtöpunkte der polizeylichen Ordnung und Zucht zu beträchten.
Sie sollen in der Regel zu einem prozessualischen Verfahren vor den Justiz= Behörden,
alê solchen, durchaus nicht geeignet seyn.



8. .
Zustä#bigkelt der Jalsliz= Behbrden-

Es gehören aber vor die Justiz-Behörden und sind vorkommenden Falles an solche
zu verweisen:

1) alle Verunglimpfungen, wegen welcher eine Klage auf Genugthuung gegen die Dienst-
herrschaft begrändet werden kann (5. 32), vorausgeset, daß der Dienstbothe eine
solche Genugthuung wirklich sordert und sich mit der von der Polizey= Behörde aus-
gesprochenen Aufhebung des Dienstvertrages (. 44) nicht beruhigen will;

a) alle Untersuchungen wegen solcher Vergehen, die nicht in gegenwärtiger Gesindeord-
nung, sondern in den allgemeinen Strafgesezen verpönt sind, ausgenommen a#) bloß
wörtliche, unter der vorstehenden Bestimmung (Nr. 1) nicht begriffene Injurien und
5) solche Entwendungen und andere Veruntrauungen von Seiten des Gesindes, deren
Gegenstand am Werthe nicht über zwey Thaler Konventions-Gelb ansteigt;

3) alle Streitigkeiten über Mein und Dein, wenn dieselben #) erst nach Aufhebung des
Miekhvertrages klagbar werden, oder b) nicht nach gegenwärtiger Gesindeordnung in
dem Miethvertrage und dem Dienstverhältnisse selbst, sondern in anderen Geschäften
und Verhältnissen ihren Grund haben.

K. 8.
Lersohren dev den Polizer, Behbrden.

Alle Gesindesachen sind von den Polizey. Behörden, nach Verschiedenheit des Gegenstan-
des, theils rügen mäßig, theils nach Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes vom Zusten
May 7817, ohne weitere Räcksicht auf den Betrag dre Gegenstandes, als geringfügig
zu behandeln, immer aber auf dem kürzesten und schnellsten Wege abzuthun. Aus diesem
Grunde soll die Behörde an die in jenem Gesetze bestimmten Fristen keinesweges gebunden seyn.

#ol .
Verusung an die andes-Direktien.

Hält sich jemand durch die Entscheidung oder Verfügung der Ortö= Polizey-Behörde
beschwert: so steht ihm eine Berufung au die Landes-Direktion frey, ausgenommen in den-
jenigen Fällen, wo nur auf Verweis oder der Herrschaft zu leistende Abbitee gegen den
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Dienstbothen, auf eine Strafe von einem Tage Gefangniß oder zehen Groschen Geld, auf eine Zah-
lung unter einem Thaler Konventions-Geld erkannt worden ist. — Die Berufung muß bey

Verlust derselben binnen drey Tagen, von Zeit der eröffneten Enescheidung oder Verfügung
an, bey der Orts-Poligey-Behörde angezeigt und begründet werden, worauf dann diese
die Akten sofort mittelst Berichtes einzusenden hat. Gegen die bicrauf erfolgende Ent-
scheidung der Landes-Direktion hat kein weiteres Rechtsmittel Statt.

650.
Vorbeholt der rechtiichen Ausführung.

An der Stelle der Berufung (F. 40) kann sich der eine, wie der andere Theil die recht-
liche Ausführung vor der zuständigen Justiz-Behörde, nach Aufhebung oder Beendi-
gung des Miethvertrages und des dadurch begründet gewesenen Dienst-
verhältnisses, vorbehalten, so bald es sich um einen Anspruch handelt, welcher zur
Verfolgung im Wege des börgerlichen Prozesses geeignet ist und in Gelde oder zu Gelde
angeschlagen über funfzehn Thaler betrégt. Auch von dem Falle gilt solches, wo der sich be-
schwert glaubende Theil den Grund seiner Klage in einem von der untern Polizen-Be-
hörde erzwungenen Dienstverhältnisse, oder in einer von solcher auögesprochenen Aufhebung
des Dienstverhältnisses sindet und deshalb Ansprüche auf Entschädigung gegen die Dienstherr-
schast begründen zu können glaubt. — Ein solcher Vorbehalt, wenn er berücksichtiget wer-

den, wenn nicht durch die Entscheidung der Polizey-Behörde auch jede weitere Versolgung.
des wahren oder vermeintlichen Anspruches vor Gericht ausgeschlossen seyn soll, ist gleich
der Berufung (F. 40) binnen drey Tagen zu erklären.

Kö#r#
Wi n 8.

2) Der Berusung.

Die ergriffene Berufung hat nur bey solchen Punkten des Erkenntnisses eine aufhal-
tende Wirkung, wo·keinNachtheilaufdem Verzuge haftet, also in der Regel nur hin-
sichtlich der Vollziehung erkannter Strasen und Bezahlung rückständiger Forderungen und
Entschädigungsleislungen.

Alle übrige in der Entscheldung oder Verfügung enthaltene wHunkte, nahmentlich An-
tritt des Dienstes und Lelstung aller Dienstoblsegenheiten, Aufnahme in den Dienst und
Verabreichung der Kost, Entlassung oder Entfernung aus dem Dienste, müssen in der Regel



67

einstweilen, bis auf die ergriffene Berufung eine weitere Entscheidung erfolgt ist, in Voll-
zug geseht werden, nöthigen Falles durch Anwendung der geeigneten Zwangemittel.

. 52.

b) De" Vorbeyaltes.

Ein Vorbehale der rechtlichen Ausföhrung vor Gericht nach aufgelößtem oder geendig-
tem Miethvertrage (F. so) hat während der Dauer des Dienstverhältnisses durchaus keine
aufhaltende Wirkung.

5. 53.
Ober- Tppe#llatien.

Eine Appellation an das Ober-Appellations-Gericht sindet in Gesindesachen nur dann

Statt, wenn solche bey einer der Landesregierungen anhängig gewesen und eneschieden wor-
den sind. Ec bleibt diegfalls bey den allgemeinen Bedingungen und Geseten, unter denen
das Rechtêmittel der Ober-Appellation steht und insonderheit noch bey der zur authentischen
Interpretation des F. 2u0 der Ober-Appellations: Gerichtsordnung erlassenen Bekanntma-=
chung vom #rrten Dezember 1821 (Regierungs-Blatt vom Jahre 182# Seite 788.)

mit Unsrer Landessürstlichen Sanktion versehen, solche verfassungsmäßig, auch durch Beydru-
ckung UnsreS Großherzoglichen Staatsinsiegels vollzogen und befehlen, daß dieselbe, als ein
von dem usten Oktober dieses Jahres an gültiges allgemeines Landesgese6, vurch
das Regierungs-Blatt zu jedermanns Wissenschaft und Nachachtung bekannt gemacht werde.

So geschehen Weimar den 18ten Juny 7823.

(L. S.) Karl August.
C. W. Freyh. v. Fritsch. Freph. v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vit. Ernst Müller.

Gesindeordnung.



1. Titel.

Allgemeine Bestimmungen uber Miethvertrag, Dienstherrschaft
Gesinde. 2c.

1. 5. 5.

Wesen des Miethvertrages. Dienstloses Gesinde.

. 2.

Gesinde. *. 5.
Gesinde-Mäkeley und Abwendigmachen.

8. 3.

Besugniß Gesinde zu miethen. *m

* Verhältniß der Gefängnißstrase zu der Gelo-
Befugniß als Dienstbothe sich zu vermiethen. strafe.

1170. Titel.

Ueber Form und Inhalt des Miethvertrages.

K. 12.

Abschließung des Miethvertrages. kohn und Kostgeld.

. 9.

Attestate und Dienstbucher. 8. 13.

g. 10. Dauer der Dienstzeit.

Forlsetzung.

—* K 14.
Vermiethen des Gesindes an mehrere Herr- Antrictszeit des Dienstes.

schaften zugleich.



69

111. Titel.

Von dem aus dem NMiethvertrage entspringenden gegenseitigen Rechten
und Verblndlichkeiten der Herrschaft und des Gesindes.

Erste Abtheilung.
Verbindlichkeiten des Gesindes.

8. 15.“ g. 21.
Antritt des Dienstes zur bestimmten Zeit. Treue.

5. 16. 5. 22.

Rechtmaßige Ursachen, den Dienst nicht an- Diebstahl, Veruntrauung und Betrug des
zutreten. « Gesindes an der Herrschaft.

8. 17. a3.
Gehorsam und Ehrerbietung. Jortsetzung.

8. 18. –". 24.
u der Vergehungen wider die Herr- Sittliche Aufüührung.

. 19. 8. 25
Dienstleistung. Aushalten der Dienstzeit.

8. 20. g. 26.
Sorgfalt fur die Sachen der Herrschaft. Verbindlichkeit bey Beendigung des Dienstes.

zweyte Abtheilung.
Verbliedlichkelten der Herrschaft gegen das Gesinde.

2.. 27. .

AnnahmeindenDienstzurbestimmtenzeit. Gute Behandlung.
S. 28. E. 33.

Rechemäßige Ursachen, dem Dienstbothen die Sorge für krankes Gesinde.
nnahme zu verweigern. 4 34. ·

Sorge fur sittliche Besserung des Gesindes.
8. 29.

- - II

Richtige Bezahlung des Lohnes. Aushalten der Miethzeit.
, (. 30. 5 36.

Beksstigung. Entlassung nach geendigter Dienstzeit.
· »§»-31«. , .37.

Kleidungodcckwnse. Ausstellung von Zeugnissen.



IV. Litel.

Von Aufhebung des Mieshvertrages.
 38. 1) sofort ohne vorgängige Aufkündigung,

Durch den Tod des Gesindes.
S. 39. (. 3.

Durch den Tod der Herrschaft. 2) nach gehöriger Aufkündigung.
Ké#. 40.

Durch Ablauf der Dienstzeit. . u.
Einseitige Aufhebung des Miethvertrages durch

(5. 41. -as Gesinde,
Durch gegenseitige Uebereinkunft. 1) sofort ohne vorgängige Aufkündigung,

+. 4.
Einseitige Aufhebung des Miethvertrages durch . .

die Herrschaft, 2) nach gehsriger Aufköndigung.

V. Titel.
Von den Behörden und dem Verfahren in Gesindesachen.

5. 46. 5. 50.
Zustandigkeit der Polizey-Behorden als Regel. Vorbehalt der rechtlichen Ausfuhrung.

8. 47. 8. 51.
Zuständigkelt der Justiz- Behorden. Wiekungständig Justiz borben a) der Berufung,

 S. 48. 5. 52
Versahren bey den Polizey-Vehörden. b) des Vorbehaltes.

d. 40. ß.
Berufung an die bandes-Direktion. Ober-Appellation.

Berichtigung. S. 32 nach F. 79 lleb: §. 30 für: 5. 31.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blatt.
Nummer 7. Den 22. July 1823.

VI.
Carl August,

von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,
Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter

Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,
Neustadt und Tautenburg

24. W.

In der Ubsicht, die in einzelnen Theilen Unserer Lande verschiedenen gesetzlichen Vor-
schristen über die Vertheidigung in Kriminal-Untersuchungen auf dem Grunde der provisori-
schen Ober-Appellations-Gerichtsordnung zu einigen und zweckmäßig zu vereinfachen, dem-
nächst aber auch den Pflichteiser der Vertheidiger durch jedesmahlige angemessene Vergeltung
ihrer wichtigen Dienstleistung zu beleben, ertheilen Wir, nach dem Gutachten Unfrer hiess-
gen Landesregierung, mit Beyrath und Zustimmung Unsres getreuen bLandtages folgende
gesebliche Bestimmungen für den ganzen Umfang Unserer Lande:

8. 1

Eine feverliche Vertheidlgung wird, sowohl vor als nach dem ersten Straferkennt-
nisse, nur in solgenden Fällen nothwendig erfordert:
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a) vor dem ersten Erkenntnisse, wenn es sich von einem solchen Verbrechen handelt,

auf welchem (in thesi) der Tod oder eine mindestens zehnjährige Freiheltstrafe steht,
es seg denn, daß die Untersuchung so wenig gegen, den Angeschuldigten ergeben hätte,
daß dessen Lossprechung sich ohnehin mit Slcherheit erwarten ließe;

5) nach dem ersten Erkenntnisse, wenn solches wirklich auf den Tod oder auf mindestens
zehnjährige Frepheitöstrase lautet.

5. 2.

In allen anderen Kriminal-Untersuchungöfällen wird feyerliche Vertheidigung nur auf
ausdrückliches Verlangen des Angeschuldigten, dann aber sofort vom Untersuchungs-
richter, ohne vorherigeberichtische Anfrage, verstattet, und zwar sowohl

a) vor dem ersten Erkenntnisse, wenn voraussichtlich auf Zuchthaus= ober eine demselr
ben gleichkommende Strafe zu erkennen steht, als

b) nach dem ersten Erkenntnisse, so bald das erkannte Strafmaß überhaupt noch Be-
rufung auf ein zweytes Erkenntniß zuläßt.

DieseS zweyte Erkenntniß ist aber jeden Falles das lebte, es möge nun — nach
frever Wahl des Angeschuldigteen — von einem abademtschen Spruch-Kollegium, oder vom

Ober-Appellations-Gerichte gesällt seyn, und es möge schon vor dem ersten Erkenntnisse
Vertheidigung Statt gesunden haben oder nicht.

5. 3.

Der Untersuchungsrichter hat, wenn die Akten zu Elnholung des ersten Erkenntnisses
abgehen sollen, dem Angeschuldigten dieses bekannt zu machen, und bey Eröffnung des er-
sten Erkenntnisses — wie §. 32 der provssorischen Ober, Appellations-Gerichtsordnung vor-
geschrieben worden — den Verurthellten über die ihm zuständigen Rechtamittel und die drey-

tägige Nothfrist zu belehren.

8. 4.

Dem Angeschuldigten sleht die Wohl seines Vertheidigers unter den in dem Orte oder
doch in der Nähe des Untersuchungsgerichtes wohnhaften Anwälten zu, dafern er nicht diese
Wahl dem Gerichte überlassen will.
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Außer dem bürfen auch andere, mik der Befugniß zuv Unwaltschafklichen Pr#ris nicht
bekleidete Rechtogelehrte als Verthefdiger ausnahmeweise, nach vorgängiger besonderer Ver-
bflichtung, zugelassen werden, jedoch nur wenn die Angeschuldigten aus besondrem Ver-
trauen sie erwählt, sie den Auftrag unentgeldlich übernommen, und dle Obergerichte in dem
einzelnen Falle auf erstatteten Bericht solches unbedenklich gefunden, und genehmiget haben.

Für die von Amtswegen zu übertragenden Vertheidigungen dürfen die Kriminal-Ge-
richte auch solche bey den Landeöregierungen oder den Untergerichten angestellte Accessisten
wählen, welche ihnen, als vorzüglich für das Kriminal-Jach befähige, die Landesregierun=
den von Jelt zu Zeit nahmhaft machen werden.

8. 5.

Fur die Verthridigungen werden die Gebühren und Verláge in JFällen, wo sie von
dem Angeschuldigten oder dessen gesetzlich zahlungöpflichtigen Verwandten wegen Unverms-
gens nicht zu erlangen sind, von den Untersuchungöbehörden nach den bestehenden Tax-
Normen und resp. nach billigem Ermessen vergütet, jedoch nur, wenn, sie vor dem Erkennt-
nisse zu den Akten verzeichnet worden.

8. 6.

In allen Krimsnal-Sachen, wo Unsere Landeregierungen erkennen, ober wo ein aus-

wärtige6 Spruch-Kollegium erkannt hat, steht ersteren, den Landesregierungen, die Prä-
fung der außHergerichtlichen Gebühren und Verlagsansäße zu; dem Ober-Axpellations-Ge-
richte aber, wenn dieses in zweyter Instanz zu erkennen hat, in. Absicht der Vertheidigung
nach dem ersten Erkenntnisse. Es ist dabey nicht auf die Bogenzahl oder die Wichtigkeit
und Schwierigkeit des Gegenstandes an sich, sondern lediglich auf den innern Gehalt
der Vertheidigungsschrift zu sehen.

.. 7

Dersenige Anwale, dem eine Vertheidigung entweder von dem Angeschuldigten selbst
oder von Amtswegen übertragen wird, darf nur aus wichligen und von dem Gerichte da-

für anerkannten Gründen den Austrag ableihnen, bey Vermeidung ernstlicher Ahndung.
Er muß die ihm gesetzte Frist, welche in der Regel auf acht bis vierzehen Tage, und
nur bey dem K. ## erwähnten Vertheibigungen auf drep Wochen zu bestimmen ist, genau.
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einhalten, und wird entgegengesetten Falles mit einer Orbnungsstrafe von fünf bis zehen
Thalern belegt, auch nach Besinden zum Ersatze des durch seine Schuld vermehrten Deten-
tions-Aufwandes gehalten.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gese, der Verfassung gemäß, vollzogen und mit
Unsrem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen Weimar den zosten Juny 1823.

Im Nahmen und Auftrag Unfres Herrn Vaters,
Königliche Hoheit und Gnaden.

(L. S.) Karl Friedrich, Erbgrohherzog.

C. W. Frevh. v. Fritsch. Freyh. v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Gesetz
über die Vertheidigung in Kriminal=

Untersuchungen.



VII.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Lautenburg
K. 2c.

Auf Antrag und mit Zustimmung Unsres getreuen Landtages verordnen und gebieten
Wir, wie folget:

8. 1.

Kinder, welche von Bekanntmachung dieses Gesehes an außer der Ehe geboren, je-
doch durch die von ihren Aeltern nachher mit einander vollzogene gültige Ehe ilegitimirt
werden, sind, gleich den ehelich Gebornen, zur Erbfolge in Lehen jeder Art, mithin auch
in Geldlehen und Lehenstämme zuzulassen, selbst dann, wenn die Lehenbriefe ausdrücklich auf
ehelich geborne Leibed-Lehenkerben geslellt seyn sollten.

8. 2.

Dagegen bewendet es in Ansehung solcher Kinder, welche bey Bekanntmachuug dieses
Gesehes bereits außer der Ehe geboren ssnd — es mag die spätere Ehe der Aeltern der-

mahlen schon vollzogen seyn oder später noch vollzogen werden —lediglich bey den gesetli-
chen Bestimmungen, nach welchen die Erbfolge der Mankelkinder in behengnter in den ein-
zelnen Theilen Unsres Großherzogkhumek bisher beurtheilt worden ist.

8. 3.

Zur Beseitigung etwaigen Mißbrauches soll in Fällen, wo Kinder der F. 1 gedachten
art nicht auf den Nahmen ihres wahren Vaters getauft sind, deren bloße Anerkennung
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von lebterem zur Begründung der Lehensfolge nicht für hinreichend gehalten, sondern ander-
weiter Beweis der Gaternicét oder Filiation erfordert werden.

b. 4.

Eine Aucnahme hiervon sindet dann Statt, wenn der Vater sene Anerkennung entweder
ver Gericht oder vor dem Geistlichen des Ortes, wo die Taufe geschehen ist, und zwar bey

lebterem entweder in Person oder mittelst einer gerichtlich anerkannten Erklärung, welche
auch verssegelt übergeben werden kann, bewirkt hat.

 -P

Das gegenwärtige Gesetz ist ohne Einfluß auf das Bestehen solcher Familien-Verträge,
welche entweder beyBekanntmachung desselben schon errichtet sind, oder nach Bekanntmachung
desselben von vormahls unmittelbaren Reichsangehörigen, in Gemähheit der deurschen Bun-
de-Akte (Art. 14), künftig errichtet werden.

Urkundlich haben Wir dieses allgemeine Landesgesetz, der Verfassung gemäß, vollzogen
und mit Unsrem Großherzoglichen Staatoinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen Weimar den zosten Juny 1823.

Im Nahmen und Auftrag Unfres Herrn Vaters,
Königliche Hoheit und Gnaden.

(L. S.) Carl Friedrich, Erbgroßberzog.
C. W. Freyh. v. Fritsch. Freyh. v. Gersdorff. I). Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Gesetz
über die Nachsolge der so genannten

Mantelkinder in Lehngüter.



Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 8. Den 25. July 1823.

VIII.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

In Betracht, daß die in Unsrem Patente vom 2#sten Februar 1776 enthaltenen Be-
stimmungen so wie diejenigen gesehlichen Vorschriften, welche über die Recttung verunglück-
ter Personen in einigen der neuerworbenen Gebiethstheile bisher noch bestanden haben, den
Anforderungen der gegenwärtigen Zeit, besonders nach vervollkommneter Kenntniß der Ret-
tungomittel, nicht mehr entsprechen, und daß demnächst eine Gleichmäßigkeit der Gesehge-
bung auch über den erwähnten Gegenstand im Gesammtumfange Unstes Großherzogthumes
wünschenswerth ist, sinden Wir, nach deshalb vernommener Erklärung des getreuen Land-
tages, Uns bewogen, die vorhin angeführten Gesehe oufzuheben und an deren Stelle nun
Folgendes zu verordnen:



 . 1.

Jeder Unterthan und Einwohner des Großherzogthumes hat die Obliegenheit, wenn er

einen Menschen in Lebensgefahr oder schon in einem todahnlichen Zustande sindet, zu Ret-
tung desselben ohne Verzug, so weit es irgend moglich ist, die Mittel anzuwenden, die in
dein mit O bezeichneten Anhange dieses Gesetzes vorgeschrieben sind und nach den Umstän-
den zur Anwendung gebracht werden konnen. So bald hierzu die Mitwirkung Anderer er-

sorderlich ist, sind die zur Hülfe nöthigen Versonen, vornehmlich Arzt und Wundarzt, auf
das Schleunigste berbey zu rufen.

Die Anordnungen des Arztes und Wundarztes sind alsdann von den übrigen Hülfe-
leistenden genau zu befolgen. «

§,-.-.
Dasimvorigen§-bestimmteBerfahkeaistbcy’1n?cufsindeneineöVcruciglückten,wen-I

sich nicht der wirklich erfolgte Tod desselben durch unmittelbar in die Sinne fallende,
entscheidende Erscheinungen, (absolut tödtliche äußere Verletungen z. B. zerschlagene Hirn-
schale, vom Leibe getrennter Kopf oder bereles eingetretene Verwesung)l ohne allen Zweifel
orkennen läßt, augenblicklich in das Werk zu sehen, ohne die Amkunft der Ge-
richtspeosonen zu erwarten.

Doch ist der nächsten Gerichtöbehörde die gebührenbe Anzeige zu machen, so bald eine
der anwesenden Personen von dem Verunglückten sich entfernen kann, ohne daß dadurch
der Beystand zur Rettung verabscumt und entzogen wird.

8. 3.

Jede inländische Obrigkeit, welche dem Orte, wo ein solcher Verunglückter angetroffen-
wurde, sich zunächst befindet, ist nicht allein befugt, sondern auch verpflichtet, alle dem
Zwecke der Lebensrektung förderliche Anordnungen und Verfügungen zu treffen, ohne daß
dieses,hinsschtlich der Gerichtsbarkeits-oder sonstigen Kompetenz-Verhältnisse, irgend alo
Eingriff und Störung von der einen oder als Besikhandlung von der andern Seite be-

trachtet werden kann..

Ein Gleiches gilt auch im Betresf der Wirksamkeit der Aerzte und Wundärztr, sie
mögen för den Bezirk, in welchem der Fall vorkommc, amtlich angestellt seyn oder niche.
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. 4

Zur erllen Unterbringung eines Verunglückten und zum Behuf der mit demselben vore
zunehmenden Retkungöversuche ist Jedermann verbunden seine Wohnung, wenn er nicht über-
wiegende Hindernisse dagegen darzuthun vermag, einzurdumen; deögleichen sind die zu den
Rettungsversuchen erforderlichen Geräthschaften, Betten und sonstigen Gegenstände von jedem
Bosiher, so bald berselbe das diesfallsige Bedürfniß wahrnimmt und erfährt, unverweiger-
lich herzugeben.

Demjenigen, dessen Eigenthum dadurch beschädiget oder unbrauchbar gemacht wird, soll
auf Verlangen der Ersatz seines, vom betreffenden Gerichte zu ermittelnden Schadens. so-
fort aus derStaatskasse dewéhrt werden. Diese darf die Erstattung aus dem Vermögen
des Verunglückten oder von denjenigen Personen fordern, welche zu seiner Vertretung reche-
lich verpflichtet sind.

z. 5.
Wer gegen die Vorschriften in den obigen F. F. unterlßt ober sich weigert, zur

debensrettung eines Verunglückten oder Scheinkodten., so viel den Umständen nach möglich
ist, mitzuwirken und beyzutragen, soll, nach Maßgabe der ihm dabey zur vast fallenden
größern oder geringern Schuld, mie Gefängniß bis zur Zeit von vier Wochen ber
straft, auch soll diese Strafe, nach Befinden der Umstände und so fern dieselbe wegen aus-
drücklicher Verweigerung thunlicher Hülfeleistung und wegen eines, solcher gleich zu
achtenden, absichtlichen Ausweichens und Zurückziehenb ausgesprochen wird, zur Besch-
mung derHartherzigen und zur Warnung für Andere öffentilch bekannt gemacht werden.

8. 6.
Wer einer Person, welche zur Lebenörettung eines Verunglückten z. B. durch Ab-

schneiden eines Erhängten Hand angelegt hat, Vorwörfe macht oder Andere zu solchen
Vorwürfen veranlaßt, gleichsam als ob jene löbliche, ehrende Handlung die börgerliche
Eyre verleht habe, der soll seine Ungeböhr gleichfalls mit einer Gefängnißstrafe büßen,
welche richterlich bis auf vierzehen Tage bestimmt werden kann und in Wiederholungsfällen
entweder angemessen zu verlängern oder sonst zu schärsen ist.

Wöürde aber, wider alles Erwarten, eine ganze Korporation, Gemeinde,
Junft und dergl, ein vernunft und gesetzwidriges Benehmen der bezeschneten Art sich zu
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Schulden bringen: so soll nicht nur die oben angedrohte Gefängnißstrafe alle einzelne
Glieder der Korporation, welche der Ungebühr nicht ausbrücklich und beharrlich wider-
sprochen haben, tresfen, sondern es sollen auch überdieß diejenigen Vorsteher, welche
nicht durch ihren Widerspruch und, bep Erfolglosigkeit desselben, durch Anzeige bey der
Obrigkeit als von jeder Theilnahme an dem erwähnten Vergehen freey sich dargestellt haben,
von ihrem Porsteheramte entfernt und künfstiger Wiedererlangung eines folchen für
unfähig erklärt werden.

8. 7.
Dagegen soll zu besto wirksamerer Anregung der Achtsamkeit und Belebung des Eifers

und Muthes, binsschtlich der bey Lebensrettung eines Verungläckten etwa zu überwindenden
außerordentlichen Gefahren, denjenigen, welche zum Behuf einer solchen Rettung, nach den
im Anhange O enthaltenen Vorschriften, die erste wesentliche Handlung vollbracht z. B.
einen Erhängten, so balo sie ihn gefunden, abgeschnitten, einen in das Wasser Gerathenen
herausgezogen haben 2c., deshalb eine Ösfentliche Belobung, auch im Falle einer be-
wiesenen vorzüglichen Entschlossenheit mit Zweckmäßigkelt des Verfahrens und eines dadurch
bewirkten glücklichen Erfolges eine besondere Ehrenauszeichnung, oder wenn sie aus-
drücklich darum nachsuchen, eine Prämie in Gelb und zwar, nach Maßgabe der von
ihnen bethätigten Anstrengung und Aufopferung, im Betrage von drey bis zehen Thalern
ertheilt werden.

Es versteht sich jedoch von selbst, daß die eben ausgesprochenen Zusicherungen auf die-
jenigen, welche gegen die Personen, für deren Lebensrektung sie sich bemüht haben, außer
der allgemelnen Menschenpflicht und gesehlichen Verbindlichkeit, noch in einem besonderen
Pflichtverhältnisse stehen, wie Ehegatten, Aeltern, Kinder und Geschwister, sich nicht er-
strecken.

6. .
Das Gesuch um eine Rettungs-Prämie ist binnen drey Tagen nach der geleisteten

Rettungsbemühung bep derjenigen Behörde, welche nach §. 3 die weiteren RKektungsversuche
unterslützte, sonst aber bey der Ortsobrigkeit anzubringen, in deren Bezleke der Vorgang
Statt gefunden hat. Es hat die Behörde, bey welcher das Gesuch angebracht worden ist,
im Sinne des vorhergehenden 5. die einschlagenden Thatumstände und Verhältnssse genau
hu untersuchen und in Gewißheit zu sehen, sodann aber mit Beyschluß der Akten über
das Gesuch Bericht an dle Großherzogliche Landes= Direktion zu erstatten.



61

K. 9.
Die hiernach verwilligten Prämien sind aus dem Vermögen oder dem Nachlasse des-

jenigen, zu dessen Lebensrettung die Bemühung angewendet worden ist, zu entnehmen. Bey
Ermangelung diesfallsiger Mittel aber werden jene Prämien aus der Staatskasse gewährt.

 t

Für die auf Lebensrektung Verunglückter sich beziehenden Verrichtungen und Ausferei-
gungen amtlicher Personen und Behörden sind Gebühren und Sporteln durchaus niche zu
sordern. Die Erstattung baarer Auslagen aber soll, nach der Bestimmung im §. 9, aus
dem Vermögen des Verunglückten und, wenn dieses unmöglich ist, aus der Sportel-Kasse
desjenigen Gerichtes geleistet werden, in bessen Bezirke sie nothwendig wurden.

Wir erwarten von allen Unseren Staatödienern und Unterthanen die bereitwilligste und

gewissenhaftelte Befolgung der oben aufgeführten Bestimmungen um so mehr, da ein Jeder
in dieser gesehlichen Geltendmachung einer schon an sich bestehenden allgemeinen Menschen-
pflicht zugleich die Sorge für den Schuh und die Erhaltung seines eigenen Lebens erken-
nen wird.

uUrkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz, der Verfassung gemäß, vollzogen und mit
Unscem Grohherzoglichen Staaksinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen Weimar den tloten Juny 1823.

(L. S.) Karl August.

C. W. Freyh. v. Fritsch. Freyh. v. Gersdorff. D. Schweiger.

vadt. Ernst Müller.

Gese
die Rettung verunglückter Personen

betreffend.
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Belehrung
über die bey Scheintodten und in Fällen plöhlicher Lebensgefahr anjuwendenden

Rekkungomittel.

Allgemeine Vorschriften.

1.

Der Verunglückte ist möglichst schnell, jedoch auch, damit ihm nicht eine weikere Ver-
lehung zugefügt werde, möglichst behutsam an den nächsten Ort zu bringen, wo, nach Maß-
gabe der fär die verschledenen Fälle wester unten folgenden besonderen Vorschriften, seine Be-
handlung am Zweckmäsigsten vorzunehmen ist.

Dieser Ort darf niemahlé eine stark geheihte, sondern nur eine wenig erwärmte Stube
seyn, worin überdieß durch Oeffnen der Fenster die Luft flets rein und frisch erhalten wer-
den muß, ohne daß indessen Zugluft entstehe.

2.

Aller unnöthige Zadrang von Menschen in das Jimmer, in welchem der Verunglückte

sich besindet oder sonst in seine Nähe, ist durchäus zu vermelden.

Außer den wirklich zu seiner Rettung zu gebrauchenden und beschsstigten Personen,
deren höchstens fünfe bis sechse erforderlich sind, ist Jedermann von ihm entfernt zu halten.
Ueberhaupt ist bey Anmendung der Rettungsmiktel nicht tumultuarisch, sondern, mit RKuhe,
Besonnenheit und Ordnung zu verfahren.

3.

Arzt und Wundarzt sind auf das Schleunigste zur Hülfe zu rufen, deögleichen ist an
den Orten, wo ein Rettungs-Apparar sich besindet, solcher herbey zu holen.

4.

Die Rettungsversuche sind wenigstens vier bis fünf Stunden lang fortzuseben, indem
es eln grundloser und sehr tadelnswerther Schluß seyn würde, daß die Wiederbelebung und
Herstellung eines Verungläckten nicht zu hoffen sep, wenn Leben an ihm sich nicht bald zeigt.



83

I. Behandlung eines Ertrunkenen.

1) Der Körper ist, so bald wie möglich, behucfam, mit nach oben grhaltenem Kopse
aus dem Wasser zu ziehen, Gesicht, Mundhöhle und Nasenlöcher sind alsobald von dem
dort besindlichen Schlamme zu reinigen, der Körper ist dann mit dem Oberleibe seitwärts
und etwas abwärts zu neigen, damit, wenn etwa Wasser in der Luftröhre gesammelt ist,

dieses auöfließen könne; dagegen darf der Körper nie mit den Füßen in die Höhe gehalten,
oder wie man es nennt, gestärzt, auch nicht über Fässer gerollt oder sonst roh mit ihm
verfahren werden.

2) Der Körper wiro darauf behutsam an den Ort getragen, wo man die Wiederbele-

bungsversuche anstellen will (dieß kann im Sommer bey gutem Wetter im Freyen geschehen;
bey schlechtem und kaltem Wetter in dem nächsten passenden Hause und zwar auf dem Haus-
xlatze, auf einem luftigen hellen Oberboden, in einer Scheune oder in einer gerdumigen und
auch im Winter nur sehr mäßig erwärmten Stube) und daselbst auf einem frepstehenden
Tische oder auf einem freyliegenden, gehörig festunterstatzten Brete, auf den Rücken, mit
etwas erhöhtem Kopse, hingelegt.

3) Man entlediget den Körper von den Kleidern, welche, wenn sse sich nicht leicht aus-
ziehen lassen, abzuschneiden sind, und reiniget nochmahls sorgfältig Nund, Rachen und
Nase mit einem Schwamm, einem Federbartec.Man wäscht und trocknet den Körper ab,
und sucht ihn nun zu erwärmen, indem man ihn entweder im Sommer der Sonne aussehr,

oder im Winter in gewärmte Decken wickelt und etwas auf die richte Seite legt, ihn sanft
mit Flanell reibt, eine Wärmflasche über das Krenz und Rückgrath bewegt, und die Fug-
sohlen und Handslächen brstet..

4) Man sucht das Athmen wieder herzustellen. Zu diesem Eude bringt man bie mit
einem feuchten Läppchen umwickelte Röhre eines Blasebalges an das eine Nasenloch, wäh-
rend man das andere und den Mund zuhält, und bläst so Luft in die Lunge, bis sich die
Brust ein wenig hebt, dann müssen Mund und Nasenlöcher frey gelassen werden, worauf
die Brust nledersinkt. Dieses Einblasen und Freylassen der Brust wird immer wieder-
holt.— Wenn mau keinen Blasebalg hat: so kann man auch mit dem Munde durch einen
an beyden Enden offenen Federkiel (den man mit veknewand umwickelt in das eine Nasen-
loch einbringt, während das andrre und der Mund zugehalten werden) Luft in die Nase,
oder auch, indem man den Mund auf den Mund de5 Verunglückten legt, geradezu in den.
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Mund des Verunglückten einblasen, während man die Nasenlöcher zuhält, die man her-
nach ##fnet, um die Luft heraus zu lassen, worauf man von Neuem einbläßt und so

sortfährt.

Wenn ein Blasebalg fehlt und Niemand sich zum Elnblasen mie dem Munde ent-
schließen könnte: so muß man wenigstens mit den Händen durch — nicht gewaltsa-
mes — Zusammendrücken der Brust eine so große Menge Luft als möglich auspressen, und
dann abwechselnd den Druck bald anwenden, bald aufhören lassen, um — das natürliche Ath-

men in etwas nachahmend — die athmosphärische Luft in Verhältniß der aus der Lunge

auögepreßten Luft einströmen zu lassen.

5) Wenn hierauf keine Lebenszeichen erscheinen: so wende man ein warmes Bad an;
dieses muß lauwarm seyn und aus einem Theile kochenden und zwey Thellen kalten Was-
sers bereitet, bey anhaltendem Gebrauche dek Bades das Kälterwerden desselben verhütet und
durch Zuschütten warmen Wassers stets die gleiche lauwarme Temperatur erhalten werden.
Die Wanne muß tief genug seyn, um den Körper vollkommen mit Wasser bebeckt zu haben,
der Kopf des Verunglöckten aber außer dem Wasser aufrecht erhalten werden. Während
des Bades wird das Reiben längs dem Räckgrathe und der Brust fortgeseht. Kann man
aus Mangel einer Badewanne oder elner hinlänglichen Menge warmen Wassers kein Bad
anwenden: so lasse man Chamillen, Melisse, Krausemünze, Feldthymian rsc. mit heißem
Wasser aufgießen, tauche Tücher hineln und schlage dieses über die Brust, öber den Unterleib
und um die Arme und Beine, wobey man Sorge tragen muß, daß die Tücher stets warm

erhalten werden.

6) Nach dem Bade bringe man warme Backsteine oder Wärmslaschen an die Fußsohlen.
Abwechselnd spritze man oft kaltes Wasser auf die Herzgrube, oder lasse es, so hoch man
kann, Tropfenweis auf die Herzgrube, die man immer wieder abtrocknet, herabfallen.

7) Man giebt Klpstiere von lauwarmen Wasser, Wasser mit Salz, Chamillen oder
Melissen-Aufguß; wenn dieses unwirksam wäre, von Essig oder auch von Tobaksrauch —

lehtere, indem man zwey brennende Tobaköpfeisen auf einander stürzt und das Rohr der
einen mit Oel bestrichen in den After des Verungläckten bringt, während man durch das
Kohr der andern blätzt, und so den Tobakérauch durch erstere in den Mastdarm treibt.

9) Ist eine Elektrisir-Raschine oder ein Galvankscher Apparat vorhanden: so wird der
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Arzt nicht unterlassen, davon Gebrauch zu machen, wenn die bisher erwähnten Behand-
lungsweisen ohne Erfolg bleiben sollten.

0) Bemerkt man Spuren des wiederkehrenden bebens, wird der Körper etwas warm,
zeigt sich ein Versuch zum Athmen, kommt etwas Schaum vor den Mund, fühlt man
einiges Schlagen des Herzens oder der Pulsadern, werden die bippen elwas roth, bemerkt
man einiges Zucken an den Augen oder Mundwinkeln, oder sonst Zusammenziehungen von
Mubökeln: so fährt man mit der Anwendung reißender Klpstiere, mit dem Reiben mit
warmen Tüchern rc. fort, mit dem Lufteinblasen aber hört man in der Maße auf, als sich
daß eigene Athmen einstellt. Man hält dem Verunglückten etwas zu riechen vor, und sloßt ihm
einige Theelöffel Fliederthee oder warmes Wasser ein. Kann der Mensch wieder schlingen: so
giebt man ihm einige Tassen Thee oder etwas warmes Vier r. und bringt ihn zu Bette,
wo er unter Aufsicht sich dem Schlafe überlassen kann.

ro) Sind aberalle Mittel mehrere (wenlgstens vier bis fünf) Stunden hindurch ohne allen
Erfolg angewendet worden: so könnte man den Ertrunkenen noch in warme Asche oder
Sand, Klepe #. legen oder mit warmen Pferdemist bedecken, dabey aber den Kopf frep
lassen und das Lufteinblasen fortsetzen, auf die sich etwa einstellenden Lebenszeichen achten,
um dann die erwähnten Mittel sogleich von Neuem anzuwenden.

11) Sollten bey dem Ertrunkenen aufgetriebene Halsadern und ein blau aufgelaufene
Gesscht auf einen eingetrekenen Schlagsluß hinweisen, oder der Verunglückte vorher voll-
blütig und stark gewesen und dessen Gliedmaßen noch beweglich oder einiger Kreislauf des
Blutes bemerklich seyn: so wird der herbevgerusene Wundarzt sofort am Arme, oder noch
besser an der duhern Drosselader des Halses etwa zwölf veth Blut ausflieten lassen, die
Aderlaßwunde aber mit Binde und Heftpflaster gehörig verbinden, damit die übrigen Wie-
derbelebungsversuche ungestört vorgenommen werden können.

Ist der Ertrunkene zugleich erfroren: so wird er als Erfrorner behandelt.

II. Behandlung eines Erfrornen.

1) Die Wiederbelebungdversuche sind hier um so beharrlicher anzustellen, da man ge-
wöhnlich nicht weitz, wie lange ein durch Kälte Erstarrter in diesem Zustande zugebracht
hat und von Fäulaltzelchen nichts zu bemerken ist.

) In Beziehung auf den Transport eines Erfrornen ist besonders Sorgfalt zu
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einem andern Zustande große Beschädigung veranlassen kann.

3) Der Verunglückke muß besonders vor Wärme in Achk genommen werden, und wird
daher an einem ganz kalten Orte entkleidet und dann möglichst schnell auf ein Schneelager
gebracht und ganz mit Schnee ein Schuh hoch bedeckt, so daß nur die Oeffnung des Mun-
des und der Nasenlöcher frey bleibt. Ist kein Schnee zu haben: so nimmt man Leinwand,
taucht sie in ganz kaltes und mit gestoßenem Eise gekältetes Wasser und wickelt den Kör-
per in dieselbe, wobey man von Zeit zu Zeit versucht, die Glieder zu bewegen.

4) So bald einige Beweglichkeit der Glieder bemerkt wird, trocknet man den Körper ab
und wickelt ihn in trockene aber kalle Decken. Man sucht nun das Athmen wieder herzu-

stellen (nach der Anleitung oben unter I. 4), giebt Klysliere von lauwarmen Wasser mit Oel,
wendet dac Tropf= oder Spricbbad auf der Herzgrube an, läßt den Körper mit weichen
wollenen Lappen mägig reiben und die Fußsohlen und Handflächen bürsten.

5) Wenn ssch nun einige Wärme des Körpers und andereschwache Zeichen des Lebens
eimtellen: so bringt man den Menschen in ein etwa5 gewärmtes Bett, seht das Lufteinbla-
sen, Relben und Bürsten sort, reibt oie Herzgrube, den Rückgrath und die Glieder mit
etwas Branntwein, giebt ihm etwas reitbende Klostiere von Chamillen= Aufguß mit Salz,
läßt ihm etwas Hokunderkhee oder ein anderes etwad erwärmendes Getränk genießen, und
behandelt ihn nachher, wie die besonderen Umstände und die Einsicht des Arztes vorschreiben.

6) Die noch nicht ganz leblosen, aber von Frost halb Erstarrten muß man im Ganzen eben
so behandeln, und sie nur allmählig mit Schnee, Eis, kaltem Wasser erwärmen 2c. Ein-
zelne gefrorne Theile, Nasen, Ohren, Zehen, Finger rc. müssen ebensalls mit Schnee ge-
rieben oder in eiskaltes Wasser gesteckt, und darin gehalten werden, bis das Gefühl oder
die Wärme sich wieder äußern, wo sie dann erst mit Branntwein oder Kampfergeist gerie-
ben werden mässen.

III. Behandlung eines Erhängten oder Erwürgten.

1) Unverweilt muß der Erhängte abgeschnitten werden, ohne daß er dabey auf die
Erde fällt, dem Erdrosselten der etwa noch um den Halcbefindliche Strick losgeschnitten,
ein etwa in dem Munde steckendes Tuch weggenommen werden; eben so müssen alle fest an-

liegenden Kleldungsstücke und Binden, Halstuch, Hemdkragen, Schnärbrust oder Hosen-
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Blutumlaufes hindern könne.

2) Man bringt den Körper an einen Ort, wo srische Luft ist, in eine geräumige Stube
oder, wenn es die Witterung erlaubt, in das Freye, entkleidet ihn, und bringt ihn in eine
halb sihende halb liegende Stellung, Brust und Kopf etwas erhößt.

3) Das Dringendste ist, eine Blutausleerung der Gefäße des Halses und des Kopfes
zu bewirken. Dieß geschieht am besten durch einen Aderlaß an der ausiern Drosselader oder
am Arm, oder, wenn kein Wundarzt zu haben wäre, durch zehen bis zwölf Blutigel, die
man an den Hals ansetzt.

4) Das Gesicht besprengt man mit Essig oder kaltem Wasser, den Kopf wäscht oder
bespriht man mit kaltem Wasser oder schlägt Tücher, die man in eiskaltes Wasser (worin

man einige Hände voll Küchensalz und Salpeter zergehen läße) getaucht hat, um denselben.

5) Man sucht dürch Lufkeinblasen und Juwehen frischer Luft, nachdem man den Kehl-
kopf, falls er durch den Strick verbogen, wieder zurückgedrückt hat, das Athmen wieder
herzustellen, zu welchem Behuf der Wundarzt zum Lufteinblasen auch eine biegsame Röhre
in die Luftröhre föhren kann.

6) Man reibt den Körper mit etwas Essig (wenn man es haben kann, mit einer
Mischung von zwey Theilen Oel und einem Theile origenirter Salzsäure), bürstet Fußsohlen
und Handslächen mit scharfen Bürsten, wendet das Touche=oder Tropfbad auf die Herz-
grube an, sezt die Füße in ein warmes, durch Senf oder Lauge reicend gemachtes
Fußbad und giebt reihende Klystiere von Chamillen-Aufguß und Salz.

7) Auch von der Elektricität und von dem Galvanismus kann dier durch den urzt

sehr vortheilhaft Gebrauch gemacht werden.
3) Wenn sich mit den übrigen Lebenszeichen das Vermögen zu schlingen wieder ein-

stellt: so giebt man zuvörderst einige Tassen warmen Thee von Holunder oder Chamillen
und was sonst der Arzt etwa verordnen möchte.

IVv. Behandlung eines im Kohlendampfe, oder in anderer schádlichen
Luftart Erstickten.

Ver hier Hölfe leisten will, darf uicht vergessen, für sich selbst elnige Sorge zu tra-
gen. In dieser Hinsicht muß
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a) die Luft in einem verschlossenen, mit Kohlendampse erfüllten Zimmer sofort durch

Oefsnen der Fenster erneuert werden;

b) In verschlossenen Kellern, welche mit durch gährende Dinge enkwickelten, erstickenden
Luftarten angefüllt sind, und in verschütteten Gewölben die Luft durch Eingießen von frischem
kalten Wasser, durch Essig oder durch salzsaure Däómpfe verbessert werden;

q) derjenige, welcher den Erstickten aus tiesen Gruben eder Kellern, nachdem man
für Verbesserung der Luft, wie vorhin unter b bemerkt worden, gesorgt hat, herausholen
soll, die Lufebeschaffenheit mittelst eines an einer langen Sgtange befestigten, brennenden.
Lichtes prüfen, indem wo dieses ausgeht, auch kein Athmen möglich ist. Er muß einen in
Essig getauchken Schwamm oder damit befeuchtetes Tuch vor den Mund binden und die
Kleider mit Wasser und Essig benehen, er kann etwas Braunewein in den Mund nehmen,

vorzüglich aber muß er einen Strick an seinen Körper befestiget haben, mit welchem er,
falls ihm etwas zustieße, oleich selbst herausgezogen werden könnte. Was nun den Er-
stickten selbst anlangt: so ist

1) derselbe vor allen Dingen in eine halb sihzende, halb liegende Stellung zu bringen
und aller beengenden Kleidungsslücke zu entledigen;

2) eß passen hier dieselben Verfahrungsarten, die zu Wiederbelebung gewaltsam Gr-
würgter angegeben worden, besonders Anwehen von kalter Lust, und wenn dieses nicht
genügt, sleißiges und sorgsames Lufteinblasen, kalte Umschläge auf den Kopf, Fußbäder,
Neiben und Bürsten und laue Klystiere. Bey aufgerriebenem Halse und dunkelrothem Ge-
sichte, Aderlaß 2c.

3) Als Rlechmittel sind hier besonders anzuwenden:

bey Erstickung durch saure Dämpfe z. B. von gährenden Dingen rcr., slächtiger Sal-
miak= Geist, Iwiebeln, Meerrettig;

bey betäubenden und besonders bey faulen Dünsten, Essig und Essig-Naphta.

4) Innerlich ist der Gebrauch des Salmiak-Geistes in kleinen Gaben fänf bis sechs
Tropsen in Wasser alle halbe Viertelstunden sehr nöblich.

V. Behandlung eines vom Blitze Getroffeneo.

1) Der Körper muß, wenn er an einem eingeschlessenen Orte z. B. in einer Stube
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liegt, sogleich in das Freye gebracht werden, wobey die Hulfeleistenden die Sorge fur fich
selbst nach der Belehrung IV. a—c. nicht zu vergessen haben.

2) Wird der Korper im Freyen, aber entfernt von einem Orte gefunden, wo die Wie-
derbelebungemittel zu haben sind, oder fehlen letztere: so entkleidet man den Korper und
bedeckt ihn mit frisch aufgegrabener Erde, oder in der geeigneten Jahreszeit mit grünen
Baumbléttern, sucht den Zutritt der Luft zu den Luftwegen dadurch offen zu halten, daß
man etwas zwischen die Zähne bringt und holt nun weitere Hülfe herbey.

3) Dle Behandlung Erstickter sindet auch hier Anwendung, wobey der Körper in dem
Erdbade bleibt; besonders sind die Versuche zu machen mit Einblasen frischer Lust, Be-
sprengen bes Gesschtes mit kaltem Wasser, Reiben des Körpers in der Richtung gegen die
Brust, Bürsten der Handslächen und Fußsohlen, Einreibungen von Oel mit übersaurer
Salzsäure, Anwendung scharfer Riechmittel 2c.

Die Aerzke müssen bestimmen, ob Aderlässe oder eine reihende Behandlung durch Elek-
tricität oder Galvanicmus Statt finden dürfe.

VI. Behandlung eine5s nach einem Falle, oder nach einem Sturze von
einer Höhe leblos Scheinenden.

1) Die mechanischen Verletzungen z. B. etwaige Brüche, Quetschungen sind Gegen-
stände der spezlellen chirurgischen Behandlung.

3) Riechmittel (Weinessig) und Einblasen von Luft, wie überhaupt Besförderungen des
Aehmens, ist das erste, was anzuwenden ist.

3) Auf den Kopf mache man kalte Umschläge (III. 4.), wobey um die Wirkung zu
verstärken, die Haare abgeschoren werden, dabey sprie man von Zeit zu Zeit Wasser in
das Gesicht und auf die Herzgrube.

4) Man bringt den Verunglückten in eln laues Bad und giebt ihm laue Klystiere
mit Salz.

5) Ob Aderlässe passen, hat der Arzt zu bestimmen, der nicht vergessen wird, daß
gerade bep solchen Verunglückten die Elekericlet sich noch ofe wirksam zeigte, wens
man schon alle Hoffnung aufgegeben hatte.
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vu. Behandlung eines, durch den Biß eines wüthenden Hundes, oder
anderen Thieres BVerlehten.

1) Wenn die Blutung aus der Wunde nicht sehr stark ist: so braucht man sie nicht
zu stillen, sondern läßt sie fortdauern, bis man etwas Passendes zum Auswaschen der Wunde
zur Hand bekommt.

2) Zum Auswaschen dient Urin, Aschenlauge, ungelöschter Kalk mit Lauge gemischt.

3) Der so balo als möglich herbeyzurufende Chirurg muß die Wunde ganz und gar
ausschneiden, wo c6 immer thunlich ist; wo es nicht angeht, sind in die gebissene Stelle
Einschnitte zu machen, und die Wunde, wenn sie zu bluten aufgehört hat, mie Schießpul-
ver auzubrennen, oder mit einem glühenden Eisen zu brennen, oder mit rauchender Salpe-
tersäure, oder Spießglanz-Butter, oder Höllen= oder Aehstein zu äben.

1) Die Wunde ist wenigstens sechs Wochen in Eicerung zu erhalten und darf also in
dieser Hinsicht dem Chirurg kein Hinderniß in den Weg gelegt werden, der, wenn die Wunde
zuheilen will, von Zeit zu Zeit mie den Aebmitteln abwechseln muß.

5) Ueber die innerlich zu gebrauchenden Mittel ist die Verordnung des Arztes auf das
Sorgsältigste zu besolgen.

Was diejenigen Naßregeln anlangt, welche getroffen werden müssen, um die nachtheillgen
Folgen ded tollen Hundebisses ganz zu verhüten, oder wenigstens so viel möglich zu vermin-
dern: so ist der Arzt, der den Kranken in der Kur hat, verbunden, bey der Orts= oder

Polizey-Behörde diesenigen Anträge zu machen, welche er nach seiner individuellen Ansicht,
den Umständen gemäß, für geeignet hält. Die Orts= oder Polizey-Behörde ist verbunden
nach diesen Anträgen zu verfahren und bey eigener Verantwortlichkeit darauf zu sehen, daß
die vorgeschriebenen Maßregeln wirklich zur Ausführung gebracht werden.

VIII. Behandlung vergifteter Personen.
Bey allen Vergiftungen ist das Beste, das Gift so schnell wie möglich aus dem Kör-

per zu schaffen, indem dadurch

u) die Gefahr gemindert und oft ganz beseitiget wird;

b) wenigstens, wenn auch nur etwas ausgeleert wird, dadurch erkannt werden kann,
welches Gift verschluckt worden ist.
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Die Fortschafsang der verschluckten Gifte wird durch Erbrechen bewirkt, was bey
manchen Giften von selbst erfolgt, und durch sehr reichliches Trinken einer sehr großen
Menge lauwarmer Milch, warmen mit Oel oder zerflossener ungesalzener Butter gemischten
Wassers begünstiget und, wenn nicht der Rund und Rachen durch scharfe Gifte verbrannt sind,
darch Kigeln des Schlundes mit dem Finger oder einem Federbarte veranlaßt und beferdert
wird.

Eigentliche Brechmittel werden von dem Arzte verordnek, der überhaupt in Vergiftungs=
sällen immer so schnell als msglich herbey zu rufen ist.

Sollte kein Erbrechen veranlaßt und das Gift also nicht aus dem Körper geschafft
werden können: so muß der Wirkung und den Folgen entgegen gearbeitet werden.

Kennt man die Art des Giftes, welches verschluckt worden: so kann oft die Behandlung
hanz besonders darnach eingerichtet werden. Kennt man die Art des Giftes nicht genau: so

muß man sich nach den Erscheinungen richten, die durch das Gift hervorgebracht sind.
Bis der Arzt herbeykommt, hat man vorzüglich Folgendes zu beobachten:

1) Hatte der Vergistete schon bey'm Verschlucken einen widerwärtigen Geschmack im
Munde oder eine brennende Empfindung im Schlunde, stellte sich heftiger Schmerz im Ma-
gen, Würgen, Erbrechen, Durst, Kolikschmerz oder auch wohl blutiger Durchfall ein, be-
merkt man an dem durch Gift Erkrankten Angst, Schauder, Zittern der Glieder, kalten
Schweiß, Ohnmachten, Bewufklosigkeit 2c.; so ist zu vermuthen, dah das verschluckte Gift
scharf und Atend gewesen sey, und dann wird vorzüglich Eyweiß, was überall leicht
zu haben ist und maunchen átzenden Giften ein wahres Geyengift ist, mit Wasser vermischt,
in reichlicher Menge gegeben, daneben und in dessen Ermangelung schleimige Getränke, Gert
stenschleim, Abkochung von Sago, Salep 2c. Man wende ganze und halbe Bäder an, lasse
warme Umschläge über den Unterleib machen und Klystiere von schleimlgen und öhligen
Substanzen geben. Eine Blutausleerung, die oft vorthellhaft ist, hat der Arzt anzuordnen,
der auch die bey'm Sinken der Kräfte nöthigen Mittel aller Art zu verordnen nicht unter-
lassen wird.

2) Haben sich aber nach dem Genusse der Substanzen, auf welche die Erkrankung ge,
solgt ist, eine vorübergehende oder andauernde Berauschung mit Unruhe, Wiloheit des
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Blickes, rollenden Augen, haben slch serner Betlubung, schlagshnlicher Zustand, Suckun-
gen 1c. eingesunden: so ist wahrscheinlich, daß das Gift betäubender Natur sey, und
dann ist immer wieder das Wünschenswertheste, daß man Erbrechen veranlassen könne;
außer dem passen Blutentziehung, kalte Umschläge auf den Kopf, Zuwehen kähler Lust, Wa-
schen des Gesichtes und Körpers mit Wasser und Essig. Dabey läßt man viel äuerliches
Getränk von Wasser und Essig, saure Molken, Buttermilch genießen, giebt Klystiere von
Wasser, Essig und Salz und läßt den Betänbten in angemessenem Grade reiben.

Doch gilt das hier Gesagte nur für den Anfang unb die Zeit, wo der Arzt nicht
zugegen ist, der, so wie er ankommt, die Behandlung nach seiner Einsscht und den beson-
deren Umständen zu leiten hat.

In Beoziehung auf das Verfahren in Vergistungsfällen, wo man die Art des Gistes
kennt, bemerke man Folgendes:

bey Vergiftungen durch Arsenik, Operment, Kobald, Fliegenstein r2c. (desgleichen, wenn
es vorkäme, bey Vergistungen durch Wismuth-, Gold-oder Zinksalze) sucht man durch vie-
les Trinken von Wasser, von schleimigen Abkochungen 2c. den Magen zu füllenund Er-
brechen zu erregen.

Dann läßt man eine Seisenauflösung (ein Pfund Seife in vier Pfund Wasser) oder eine
Mischung vonKalkwasser (Gz welchem Behuf man ein halbes Loth äbenden Kalk fünf bis sechs
Minuten lang in ein und ein halbes bis zwey Nösel Wasser legt und durchseihet) und Zucker-
wasser in Menge trinken; daben laue Klystiere mit Oel und überhaupt das Verfahren, wie
es so eben unter r. angegeben ist, anwenden.

Bey Vergiftungen durch kupferhaltige Substanzen, Grünspan rc. ist Epweiß (von zwelf
bis funfzehen Evern, mit zwey Mah Wasser verdünnt, alle zwey bis drey Minuten ein
Glas voll) das beste Gegengist. Vortheilhaft, jedoch kein Gegengist, ist auch Zuckerwasser.

Bey Vergiftungen durch Bley-Präparate, Bleyzucker, Bley-Ertrakt rc. ist das Beste
eine Auflösung von Glaubersalz oder Bittersalz trinken zu lassen, wodurch das nachtheilige
Vlevwasser in ein unschädliches verwandelt, oft auch durch Erbrechen ausgeleert wird; wozu
noch schleimige Klystiere, warme Umschläge auf den Unterleib kommen mössen.
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#ep Vergiftungen durch Spießglang (Brechweinstein, Spießglanzbutter, Spiehbglang=
wein 2c.) muß man Erbrechen durch den Genuß einer großen Menge lauen Wassers zu de-
wirken suchen, wenn dieses aber nicht erfolgt, vorzüglich einen China= Ausguß und Abko-
chungen von zusammenzlehenden Nitteln z. B. von gestohenen Galläpfeln oder gestoßener
Weiden= und Eichenrinde, in mehreren Gläsern trinken lassen, worauf die übrige Behand-
lung von elnem Arzte geleltet wird.

Bey Vergistungen durch Quecksilbersalz (Atenden Sublimat 2c.) ist eine Auflösung
von thierischer Gallerte oder das so leicht zu erhaltende Eyweiß das beste Gegengift;
nächst diesem Milch (welche auch bey Vergiftung durch Zinnsalze z. B. durch sfalzsaures
Zinn zu empfehlen ist); falls diese beypden nicht zu haben wéren, schleimige Getränke, Absud
von Leinsamen, Malven 2c.

Bep Vergiftungen durch Silberkalk (solpetersaures Silber, Höllenstein) ist Küchensalz,
ein Löffel voll in ein und ein halbes bis zwey Mah Wasser ausgelöst, das Gegengift.

Bey Vergiftungen durch konzentrirte Säuren (Vitriol-Oel, Scheidewasser rc.) ist kalel-
nirte Magnesie, mit Wasser gemischt, das beste Gegengist, welches man, so bald wie mög-
lich, reichlich trinken läße. Bis man sie erhält, braucht man Seifenwasser (ein Loth Seise
und eln Pfund Wasser) oder Milch, oder läßt selbst bloges Wasser in Menge trinken.

Ben Vergiftungen durch Alkalien (ähende und kohlensaure) ist das beste Gegengist Wein=
essig mit Wasser verdünnt.

Nach dem Genusse scharfer vegetabilischer Gifte (z. B. Eisenhut, Kellerhals, Sumach,
Nieswurz, Herbstzeitlose, Wolfsmilch, Ranunkeln te.) läßt man reichlich schleimige Ge-

tränke genießen, wo möglich, bis Erbrechen erfolgt. Nachher ist besonders schwarzer Kaffte
innerlich und in Klystieren zu empfehlen.

Nach dem Genusse betäubender Pflanzengiste 3. B. Bilsenkraut, Kirschlorbeer, Blau-
säure, Gistlattig 2c. wird der Arzt ein Brechmittel von Brechwelnstein oder von Zink.
Vitriol oder von Kupfer-Vitriol verordnen und man kann das Erbrechen durch Fiheln
des Schlunded begünstigen. ·

Wenn das Gift ausgeleert ist, passen sauerliche Getranke mit Essig, Citronensaure ic.,
Essig und Wasser in Klystieren, ferner starker schwarzer Kaffee.
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Der Genuß von betaubend scharfen Pflanzenstoffen, von giftigen Schwammen erfordert
vorzuglich Brechmittel von Brechweinstein, Abfuhrungsmittel und Klystiere. Nachher läßt
man Essig genießen, oder noch besser eine Mischung von Hoffmannschen Liguor mit einem

aromalischen Wasser und Syrup nehmen,

Vergistungen durch Schierling, Tollkirsche, Stechapfel, Fingerhur 2c. erfordern Brech-
mittel, Essig und Wasser und überhaupt saure Getränke. Doch kann, wie schon mehr-
mahls erwähnt worden, in allen diesen Fällen der Nath des Arztes nicht entbehrt werden.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 9. Den 20. July 1823.

IX.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Lautenburg
2c. 2.

Um die Rechte der Juden in Unsrem Großherzogthume fester zu bestimmen, um ihnen
mehr Ordnung in ihren Gemeindeangelegenheiten zu sichern, um hierdurch, so wie insonder-
heit durch eine geeignete und hinlängliche Aussicht über Religions-Uebung und Schulen
auf die Verbesserung ihrer Verhältnisse in der Nitte Unserer übrigen Unterthanen hinzu-
wirken, zugleich aber auch mit noch gebotener Rücksicht auf ihren dermahligen Zustand und
die daraus sich ergebenden Folgen, seben, wollen und verordnen Wir, unter Beprath und
mit Zustimmung Unserer getreuen Landstände, wie folget:

.
Alle Juden, welche in dem Großherzogthume als Unterthanen aufgenommen worden

sind, haben als solche mit den übrigen Staatsunterthanen gleiche Rechte und gleiche Ver-
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bindlichkeiken, vorbehältlich der Bestimmung im §. a#u des Grundgesee aber die land-
ständische Verfassung vom êten May 1816, und in so weit nicht das gegenwärtige Ge-
seb oder andere Gesetze nach ihm eine Ausnahme anerkennen oder begründen. Unter glei-
cher Beschränkung sollen oieselben bey der Ausübung ihrer väterlichen Religion und ihrer.
gottesdienstlichen Gebräuche frey gelassen und geschützt werden.

6.2.
Es skehen die Juden in Jultiz= und Holizey= Sachen unter dem sonst in der Landes-

verfassung angrordneten Behärden und Instanzen, ohne Ausnahme, auch was die Streitig-
keiten über das eheliche Verhältniß und aus Eheversprechen anlangt. Eben so erstreckt sich
die Zuständigkeit der Landes-Direktion, wie solche gesetzlich bestimmt worden ist, auf die
jüdischen Unterthanen und ihre Gemeinden. Demselben Landes-Kollegium sind in solcher.
Beziehung die Rechte, welche dem Staate in Ansehung der Rellgions= Uebung uberhaupt
und der Relsgionc-Gesellschaften insbesondere zukommen, anvertraut. Es hat aber, wo
es sich um die Beaufsschtigung des Gottesdjenstes, die Beaufsichtigung der Schulen, die
Beseczung dahin einschlagender Aemter und die deshalb nsthigen Prüsungen und Visttatio-
nen handelt,, mit den Ober-Konsistorien und zwar nach Maßgabe des einem jeden derfel-
ben angewiesenem Geschäftskreises sich zu benehmen.

;"(. 3,
Auch was die offentllchen: Abgaben betrifft, stehen die judischen Unterthanen unter den

allgemeinen Landesgesehen, nahmentlich dem Grundgesehe uber die Steuerverfassung vom 2osten
Aprit 1821, und den Finanz; Behorden. Der Judenleibzoll, wo solcher Statt fand, ist in
den Grenzen des Großherzogthumes aufgehoben. Ein. besonderes Schuhgelb soll da, wo
dasselbe bisher zu den grundherrlichen Befugnissen mit Recht gezählt und in dessen Gemäß
heit wirklich erhoben wurde, zwar fortbestehen, aber nirgends erhöhet, auch an anderen
Orten auf keine Weise eingeführt, oder hergebracht werden können.

 4

Die Juden und Judengemeindem erhalten einen Zand-Rabiner und einen Adjunkten
desselben für den Fall, daß der Rabiner selbst an der Ausübung seines Amtes gehindert
seyn sollte. Zu diesem Amte gehört neben den kirchlichen und liturgischen Verrichtungen inson-
derheit auch die nächste Aufsicht über die jüdischen Schulen, Spnagogen, milden Stiftun-
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gen und Armenanstalten. In dieser Hinsicht und überhaupt in Ansehung solcher Sachen,
welche nach den Konsistorial-Ordnungen als Konssstorial-Sachen zu betrachten sind, be-
steht, mit Vorbehalt des Rekurses an die Lankes-Direktion, in der ordentlichen Obrigkeit

des Ortes (dem Stadtgerichte, dem Amte, dem Patrimonial-Gerichte) eine Unrerbehörde,
bey welcher dem Rabiner eine berathende Stimme eingerumt wird.

Der Rabiner führt die Geburts-, Heirakhs= und Sterbelisten nach den gesehlichen
Vorschristen und vorbehältlich der alteren Einrichtung, nach welcher die Geburten,
Heirathen und Todessälle der Juden auch in die allgemeinen Register ihres Wohnortes
einzutragen sind.

# 5.
Es bezieht der Rabiner nach der Bestimmung der Landes-Direktion einen angemesse-

nen Gehalt, welcher von den Juden und Judengemeinden aufzubringen ist. Zur Besehung
des Amtes haben die Judengemeinden Vorschläge zu thun. Der Vorgeschlagrne hat sich
einer Prüfung bey dem Ober-Konsistorium zu Eisenach zu unterwerfen, welche Prüfung
vorzüglich auf Gegenstände der Moral= Philosophie, auf Kenntniß der deutschen und der
orientalischen Sprachen, auf Kenntnisse in dem Schulfache, auf behrgabe und Lehrsertigkeit
zu richten ist.

Wird der Vorgeschlagene hierbey nicht tüchtig befunden, oder erscheint derselbe um an-
derer Eigenschaften willen nicht annehmbar: so geht die Wahl und Ernennung ohne Wei-
teres auf die Landes, Direkrion, unter Beyrath des Ober, Konsistoriums zu Eisenach, über.
Dieselven Bestimmungen gelten von dem Adjunkten. Der Rabiner sowohl, als der Ad-

junkt, soll von der Landes-Direktion als Staatsunkerthan und öffentlicher Beamte verpflich-
tet werden.

. 6.

Der jüdische Gotiesdlenst darf nur in deutscher Sprache gehalten und der Unrerricht
in jüvischen Schulen soll nur in dieser Sprache ertheilt werden. Es sind dabey keine ande-
ren Religions- Gebeth= Gesang= und Schulbücher zulässig, als solche, welche bey einem
der Ober-Konsistorien (F. 2) geprüft worden sind und von solchem die Billigung erhalten
haben — Untersuchungen deshalb, insonderheit Untersuchungen der jüdischen Schulen sind
von Zeit zu Zeit und wenigstens des Jahres ein Mahl anzuordnen,
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An denjenigen Orten, an welchen besondere judische Schulen nicht bestehen, sind die
jüdischen Einwohner on die öffentlichen Ortsschulen gewiesen, den Religions= Unterricht
ausgenommen. In solchen Schulen, welche von Ghristenkindern und Judenkindern besucht
werden, ist von Seiten der Vorgeseßten und Lehrer streng darauf zu sehen, daß von bey-

den Seiten die Aeußerungen liebloser Gesinnung unterbleiben.
Wie alle öffentliche jüdische Lehrer vor ihrer Anstellung, Verpflichtung und Einwel-

sung einer Prüfung bey dem Ober-Konsistorium (§. 2) zu unterwersen sind: so soll
in Ansehung der Privat-Lehrer, welchen eln jüdischer Hausvater für seine Kinder halten

ill, eine solche Prüsung ebenfalls Statt finden.

g. 8.

Will sich ein Jude den hoheren Wissenschaften widmen: so steht ihm der Zutritt zu
den Gymnasien und zu der Landes= Universität offen. Er hat, gleich seinen jungen christ-
lichen Mitbürgern, Ansprüche auf Unterstübung, Stipendien u. s. w., in so weit nicht
die Gesebe der hierzu gemachten Privat-Stiftungen ihm entgegen treten.

 9V.

Eine jede Judengemeinde hat sich einen Barnaß oder Schulbheissen zu bestellen. Die
Vestätigung desselben hängt von derjenigen Behörde ab, welche an demselben Orte den
Schuldheissen einer christlichen Gemeinde zu bestätigen haben würde.

 —it

Nach dem Gutachten des Rabiners und der Barnasse werden Gemeindeordnungen ent-
worfen. In denselben ist auch festzusetzen, was die jüdischen Einwohner neben den christli-
chen Einwohnern zu den Effentlichen Ortsanstalten, Gebduden, Brunnen, Wegen u. f. w.
beypzukragen haben. Die gleiche Theilnahme und der gleiche Vortheil begründen die Ver-
bindlichkeit zu gleichen Lasten. Einstweilen und so lange die neuen Gemeindeordnungen noch
nicht zu Stande gebracht worden, verbleibt eß bey der schon bestehenden Einrichtung und
dem Herkommen eines jeden Ortes.

Allein und für sich haben die Juden aufzubringen: 1) die Kosten ihres Kultus;
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2) die Kosten ihrer Schulen; 3) die Kosten ihrer Urmenversorgung; voch sollen sie,
was die Schulen, die Schuleinrichtungen, die Herstellung und Unterhaltung der
Schulgebcude betrifft, verhältnismáßig auf diejenige Unterstümng rechnen
dürfen, welche den christlichen Parochlanen, unter gewissen Bedingungen, aus den
Landeskassen und sonst gesichert ist.— Auch die Schulden der jüdischen Korporationen
behalten die Juden auf sich allein, wenn sie gleich aus früheren Verbindungen
herrühren.

S. 11.

Der Rabiner und die Barnasse haben keine Art der Gerichesbarkeit. Selbst frev-
willig können dieselben von streitenden Parteyen nur als Schiedömänner (Vermittler), nicht
als Schiedorichter gewählt werden. Die Parteyen sind in einem solchen Falle nicht an

ihren Ausspruch gebunden, verlieren keineswegs ihr Klagrecht bey der ordentlichen Gerichts-
stelle. Nur in den Grenzen der ihm verbleibenden Kirchen= und Schul-Disciplin darf der
Rabiner, mit Genehmigung der Orksobrigkeit, Bann= und Schulstrafen aussprechen. Es
sollen Mißbräuche und Ueberschreitungen dieser Vorschriften gegen den Nabiner von der
Landes-Direktion, gegen die Barnasse von der Ortsobrigkeit, auch ohne Klage, von Amtz-
wegen bemerbt und geahndet werden.

#. 12.

Alle Juden in dem Großherzogthume haben, wo es noch nicht geschehen ist, Familien-
Nahmen anzunehmen und sich binnen acht Wochen nach der Bekanntmachung dieses Gesetzes
bepy der Landes-Direktion in die Juden-Matrikel eintragen zu lassen. Unterlassen sie solches:
so werden dieselben durch Strafauflagen dazu angehalten.

# 13.

Von mehreren Söhnen eines jüdischen Vaters, welche sich dem Handelsstande
wiomen, darf künftig nur einer heirathen. Diejenigen aber, welche sich durch ein ande-
res Gewerbe In den Stand gesehe haben, eine Familie zu ernähren, dieses bey der Lan-
dec.Direktion genägend nachweisen und auf den Zurücktritt zu dem Gewerbe des Handels
ausdröcklich verzichten, unterliegen einer solchen Beschränkung nicht. Das Gesetz über das
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zum Heirathen erforderliche Alter vom 15ten May 1821 gilt als allgemeines Landesgeseh
auch fur die judischen Unterthanen. «

F.«l4.
Ohnevorgåiigichlsiz-i,;cbkydekOrwobcigkeitund-ohnehieraufechalkeaeEklaubaiß

dakfbekRabinctkeinJudenpaarttauesLHandeltcdagcqesnsovcrfålltdekselbela
eine Geldsirafe von funszig Thalern und im Wiederholungsfalle in Gefängnißstrase oder nach
Befinden in die Strafe der gänzlichen Dienstentsehung. Trauungen, welche, um diese
Gesetze zu umgehen, ohne Erlaubniß der Landes-Direktion außerhalb Landes vollzogen
wurden, sind null und nichtig und sollen an den Getrauten selbst mit einer Geldstrafe von

funszig Thalern oder achtwöchentlichem Gefängnisse geahndet werden.

. 15.

Die Ehe zwischen Christen und Jüdinnen, Juden und Christinnen isi verstattet, unter
der Bedingung jedoch, daß die in einer solchen Ehe erzeugten Kinder in der christlichen
Religion erzogen und daröber die bündigsten Versicherungen vor Gericht zum Protokolle
erklärt werden.

Ist die Elnsegnung elner solchen Ehe von dem Pfarrer des christlichen Theiles geschehen:
so ist dieselbe in allen ihren Folgen als eine burgerlich gültige Ehe zu beurtheilen. Spätere
Verträge der Ehegatten über die Religions-Bestimmung der Kinder sind durchaus ungültig.

8. 16.

Die Ehe zwischen Juden und Jüdinnen ist in ihren privat-rechtlichen Wirkungen der
Ehe zwischen Christen und Christinnen ebenfalle völlig glelch. Dieß gilt vornehmlich auch
von den Gerechtsamen der Ehefrau und dem damit verbundenen geseblichen Pfandrechte, es
mögen dieselben in den Landesgesehen, oder in den subsidiarischen Rechten, oder in besonderen
statutarischen Rechten gegründet sepn.

8. 17.

Weder Juden-Familien, noch einzelne Juden und Jüdinnen dörfen fortan in das Groß=
berzogthum ausgenommen werden, außer 1) in dem Falle, wo ein schon eingebürgerter
Jude mit einer auswärtigen Jüdin sich verehelicht und dazu von der gandes= Dlrektion die
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Erlaubniß erhalten. hat und 2) in. dem Falle, wo die Besehzung des Rabineramtes mir
einem tüchtigen. Manne die Aufnahme nothwendig macht. — Auch in den. Patrimonial-Ge-

richtsortschaften ist sich hiernach zu. achten und ohne Unterschied, es möge von dem Bürger-
und Nachbarrechte, oder von dem. Rechte eines bloßen Schuhverwandten die Frage seyn.

8. 18.

Fremde Juden, wennsiemik richtigen Pässen versehen sind, haben während ihres zeil.
lichen Aufenthaltes in dem Großherzogthume gleichen Anspruch auf den Staatsschutz wie
andere Fremde, vorbehältlich der Bestimmungen über den Judenhandel §. 22 und 23. *

gründet ein längerer Aufenthalt derselben den Verdacht, daß die Verordnung des 8. 17
umgangen werden solle: so ist. die Ausweisung schleunigst zu. versügen, oder bedenklichen.
Falles an, die Landes-Direktion zu berichten. «

TO»
Die Juden des Großherzogthumes sind, abgesehen von dem ihnen allerdings zustehenden

Rechte, sich glelch Anderen an jedem Orke des Inlandes bloß zeitlich aufzuhalten, auf
ihre dermahligen Wohnorte und wenn sie noch keinen eigenen Wohnsitz begründet haben,
auf den Wohnort ihrer Aeltern eingeschränkt, sollen aber in diesen unweigerlich aufgenom-
men und gedulket werden. Wo ihnen ein eigener Bezirk des Ortes zum Aufenthalte ange-
wlesen ist, verbleibt es bey dleser Einrichtung. Wollen sich Juden an einem andern Orte
oder außer dem ihnen angewlesenen Bezieke niederlassen: so-müssen sie durch einen förmli-
chen, von zwey Dritttheilen sämmtlicher stimmfählgen Elnwohner gesaßten, Gemeindebeschluß
und durch die Erlaubniß der Landes-Direktien dazu berechtiget werden. Die Landes-
Dlrektion darf, des Gemeindebeschlusses ungeachtet, die Aufnahme versagen", nie aber gegen
den. Gemeindebeschluß die Aufnahme anordnen..

# 20#.

Elme Ausnahme von der Bestimmung im 9 70 fiüdet in dem Falle State, wenn nach §. u5 eine
gemischte Ehe zwischen einem Christen und einer schon eingebürgerten Jüdin. abgeschlossen wor-
den ist. Der Aufnahme und Duldung eines solchen Ehepaares stehen am keinem: Orte des
Eroßherzogthumes andere Gründe entgegen, als biesenigen, welche nach: den: Landesgesehen.
und der Ortsverfassung auch dem bloß christlichen Ehepaars# entgegen, stehem würden.
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. 21.

Unter den allgemeinen gesehlichen Bedingungen durfen die jubischen Unterthanen sedt
Art von Gewerbe treiben, mit Ausnahme der Bierbrauerey, der Bäckerey, der Meßgerey,
der Schenk= und Gastwirthschaft.— Sie dürfen nahmentlich Fabriken und Manufakturen
anlegen, Professionen und Handwerke erlernen, auch solche, nach ordnungemäßig erwor-
benem Messterrechte, als Meister ausüben.

Die Verordnung des allgemeinen Zunftgesehes vom 15ten May 1827 5. 277 „Nur
solche Religionsverwandte 2c.“ ist auf die Juden des Großberzogthumes nicht mehr
zu bezlehen.

5. 22.

Aller unb jeder Handel ist, als für sich bestehendes und als Nebengewerbe, demjenigen
unerlaubt, welcher darauf verzichtet und durch diesen Verzicht die Erlaubnig zu seiner Ver-
heirathung erlange hat (s. 13). Außer dem gelten in Ansehung des Handels für inländi-
sche Inden folsende Bestimmungen:

1) der Handel im Großen, so wie die Haltung eines offenen Ladens ist nur von den

allgemeinen, auch für Christen gellenden Bedingungen und davon abhängig, daß der
Jude, welcher sich als Kaufmann ctabliren will, im Stande seyn muß, auch In deut-
scher Sprache ein Handelsbuch ordnungsmäßig zu führen;

2) anlangend den Handel auf Jahrmärkten, verbleibt es lediglich bey den Einrichtungen,
Statuten und Privilegien derjenigen Orte, wo derselbe getrieben werden soll;

3) dasselbe wird bestätiget für den Hausirhandel, so lange nicht diese Art des Handels
durch ein allgemeine Landesgesetz geordnet und überhaupe in andere Grenzen gewic-
sen ist.

Fremde Juden dürfen in dem Großherzogthume keinen Handel treiben, augenommen
1) gröhere Geschäfte, zu welchen sie eine ausdrückliche Exlaubniß der Landes-Direktion be-
rechtiget hat, 2) den Viehhandel, einschließlich des Pferdehandels, auf richtige Handels-
pässe, 3) den Handel auf Jahrmärkten nach Naßgabe der öortlichen Einrichtungen, Statu-
ten und Privilegien.
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g. 23.

Ver gegen die Bestimmungen bes K. 22 sich vergehet, hat Konsiskation der noch nicht
verkauften Waaren, over, wenn sich diese am Werthe über zehen Thaler Konventsons-Geld

belaufen, so wie sonst nach dem Ermessen der Landes-Direktion, eine Geldstrase von zehen
bis funfzig Thalern zu erwarten.

Fremde Juden, welche sich bloß um eines ihnen nicht verstatteten Handels willen in
dem Großherzogehume aufhalten, sind durchaus nicht zu dulden.

8. 24.

Keln Jude darf an den christiichen Sonn- und Zeyertagen Handel treiben, jedoch,
was den Handel im offenen baden anlangt, nur so lange und in so weit nicht, als sol-
ches auch den christlichen Kaufleuten besselben Ortes gese=und ordnungemäßig untersagt ist

Eine jede Uebertrekung dieses Gesetzes ist mit zwey bis zwanzig Thalern Strafe zu
ahnden, von denen ein Drittheil der Kirche, ein Drittheil der Armenkasse und ein Drit-

theil der Polizey= Strafkasse des Ortes zusällt.

.25.
Das Obereigenthum an Grundstücken ohne das nucbare Eigenthum, Zinsen und Zehn-

ten, die nicht zu Grundstücken gehören, ingleichen solche Güter, mit denen das Recht der
Landstandschaft oder andere hrundherrliche Rechte verbunden sind, dürfen noch zur Zeit von
Juden nicht besessen werden. Sind dergleichen Gerechtsame oder Güter einem Juden
entweder auf dem Wege der Erekution und Subhastation gerichtlich zugeschlagen oder ver-
erbt worden: so muß er solche binnen Jahresfrist wieder verkußern, bey Vermeidung des
gerichtlichen Anschlages.

 2.

Andere Grundstücke — Häuser wie Feldgüter — dürfen die Juben an ihren Wohn=

orten sowohl pachten, als eigenthümlich erwerben; was Feldgüter anlangt, unter der De-
dingung jedoch, daß sie dieselben entweder selbst bewirthschaften oder durch andere Juden
bewirthschaften lasen.
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Wird einem Juden ausserhalb seines Wohnortes ein Grundstück entweder auf dem
Wege der Erekution und Subhastation zugeschlagen oder vererbt: so hat er solches eben-
falls binnen Jahressrist und unter der oben (S. 25) ausgesprochenen Androhung wieder zu
verdußern.

5. 27.
Bloß nach den sonst in dem Großherzogthume bestehenden, für Christen gleich verbind-

lichen Rechten sind, ohne Ausnahme, die Geschäfte derjenigen jüdsschen Kauf= und Handels-
leute zu beurthellen, welche in den Städten Weimar und Eisenach größere Handels= und
Wechselgeschäfte treiben, oder daselbst als Innungsverwandte oder Konzessionisten einen
offenen Laden halten, ohne Unterschied über was, mit wem und wo sie kontrahirt haben,
eb auf baare Zahlung, oder auf Kredit.

TAuch andere Juden dürfen ohne an besondere, sonst in den Rechten nicht enthaltene
Beschränkungen und Förmlichkeiten gebunden zu seyn, mit denjenigen Personen Geschäfte
eingehen, welche entweder schriftsässig, oder nach der Wechselordnung vom 2osten April
1810 wechselfähig sind. Wenn aber dieselben mit solchen Personen, welche weder schrift-
sässig, noch wechselsähig sind, kontrahiren: so ist zu unterscheiden:

e) Verträge zwischen Juden und Juden, ingleschen solche Verträge, welche von beyden
Seiten sogleich erföllt werden, durch welche kein dauerndes Schuldverhältniß begrün-
det wird, bestehen ohne eigene Förmlichkeie; ,

b)dasselbcgiltvonVettkägcn,IvclchckinSchuldverhältnißzurücklassen,fobalddkk
christliche Mit-Kontrahent Gläubiger bleibt, oder im umgekehrten Falle die Schuld
deöselben nicht über fünf Thaler Konvention-Geld ansteigt;

P) Vertráge aber, welche eine Schuld des christlichen Mit-Kontrahenten an den Juden
begründen sollen und zwar eine Schuld von mehr als fünf Thalern, geben dem
Gläubiger nur dann eine Klage oder eine Einrede vor Gericht, wenn sie 1) nicht im
Auslande, sondern in dem Großherzogthume und hier 2) entweder vor der or-

dentlichen Gerichtsobrigkeit des einen oder des andern Theiles, oder vor dem Gerichte
des Kontraktes abgeschlossen worden sind.

Auch auswärtige Juden sind diesen und den darauf bezüglichen weiteren Verordnungen
(5. 28 und 20) unterworfen.
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5. 28.

Das Gericht hat in solchen Fällen

die Kontrahenten und zunächst den christlichen Theil zu verwarnen und aufzufordern,
daß sie alle Bedingungen des Geschäftes genau angeben, indem sie späterhin mit der
Behauntung oder Einrede der anders verhandelten als hier angebrachten Sache
durchaus nicht gehört werden sollen;

r

b) die Bedingungen, wie sie angegeben werden, sammt dieser vorauögeschickten Verwarnung,
genau in einem Protokolle aufzunehmen, auch dem Protokolle sämmtliche Berechnun-
gen und Urkunden, auf welche sich die Parteyen bezogen haben, beyzufügen, und
dasselbe von den Parteyen mit unterschreiben oder bezeichnen zu lassen;

eine Genaue Prüfung des Geschäftes (causac cognirio) nach Befinden unker Zuziehung.
der Ehefrau des christlichen Thelles und unter Zuziehung Sachverständiger vor-

zunehmen;
d) erst auf dem Grunde dieser Prüfung und, wenn sich auf keiner Seite der Verdacht

einer Gefährde, einer wucherlichen Absicht, zu Tage legt, das Geschäft zu belkätigen
und für verbindlich auf beyden Seiten zu erklären.

r*2 m

Die Parteyen erhalten auf Verlangen beglaubte Abschriften oder Auszüge der über
die ganze Verhandlung aufgenommenen Protokolle.

Nachléssigkeiten, welche in Beziehung auf solche Geschäfte sich ein Gericht zu Schulden
bringt, sollen mit Ordnungsstrafen von fünf bis zehen Thalern geahndet werden.

. 290.

Aus einem Vertrage, welcher gegen die Bestimmungen im g. 27 und 28 außergerscht-
lich abgeschlossen worden ist, sep es in dem Großherzogthume oder im Auslande, welcher
die gerichtliche Bestätigung nicht erhalten hat, stehe dem jüdischen Gläubiger
weder eine Klage, noch eine Einrede zu, auch kann derselbe dasjenige, was er seinen Mit-
Kontrahenten in Folge des Geschäftes bereits gezahlt, gegeben, überlassen hat, auf keine
Weise vor Gericht zurückfordern.
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Eine Ausnahme hiervon sindet nur bey dem Viehhandel Stakt und zwar in der
Maße, daß, wenn ein solcher Handel außergerschtlich abgeschlossen worden ist und der
Jude entweder das verkaufte oder vertauschte Vieh an den Christen auf Kredft überlas-
sen, oder demselben Geld oder Gereswerth auf nur behandel#tes und noch nicht abgeliefer-
ten Vieh gezahlt oder übergeben hat, auch auf seiner Seite eine Klage auf Zurückgabe des
Gezahlten oder Uebergebenen zulässig ist. Es verjährt aber diese Klage mit gänzlicher
Vernichtung des Anspruchs binnen drey Tagen von dem Tage der Zahlung oder Ueber-
gabe an und diesen — den Tag der Zahlung oder Uebergabe selbst — nicht mit gerechnet.

8. 30.
Neben diesen Verordnungen (F. 250—28) werden die Gesetze über den Wucher, über

wucherliche Geschäfte und deren Bestrafung, in Erinnerung gebracht und ausdräcklich besti-
tiget. Es ist Pflicht der Gerich's= und Polizey-Behörden auf vorkommende Uebertre-
tungen dieser Gesehe ein aufmerksames Auge zu haben und wegen solcher mit aller Strenge
zu verfahren.

8. 3###

Urkunden, welche in den Prozessen der Juden vor Gericht gebraucht werden sollen,
dürfen weder in hebrälscher, noch in jüdisch= deutscherSprache abgefaßt und sollen mit'
deurschen oder lateinischen Buchstaben, nicht mit anderen Schriftzügen geschrieben seyn.

. 3a2.

In Ansehung der Judenelde ist nach der diesem Gesetze unter beygefugten Vor-
schrift sowohl in bürgerlichen als in peinlichen Sachen zu verfahren.

K. 33.
Mit ausdrücklicher Aufhebung der L. 32 Cod. de hered, und der L. ult. Cod, de

Jadaeis bleibt es auch in dem Falle, wo ein Jude als Zeuge gegen einen Christen aufge-
treten ist, lediglich dem Kichter überlassen, den Wereh des Zeugnisses nach den vorllegenden
Umständen zu ermessen.
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Aber ein voller Bewels bloß durch jüdische Zeugen ist in einem solchen Falle nur
daun für hergestellt anzunehmen, wenn die Glaubwürdigkeit des Zeugnisses durch die be-

kannte, achtbare Persönlichkeit der Zeugen selbst, durch den innern Gehalt der Aussage
und durch die erörterten Gründe der Wissenschaft erhöht wird.

öS. 34.
Ueberhaupt alle mit diesem Gesetze nicht im Einklange stehende Gesehe und Verord-

mungen, welche blöher noch in dem Großherzogthume oder in einzelnen Theilen dessel-
ben verbindende Krast gehabt haten, nahmentlich auch der Reichsabschied vem Jahre 1551
. 70 und die Reichs-Polizey-Ordnung vom Jahre 1577 tir. 20, so wie für den Eise-
nachischen Kreis: die Eisenachischen Juden-Mandate von 7750 und 7770 nebst den dar-
auf bezüglichen Reseripten an das Amt Lichtenberg und Amt Kaltennordheim vom Kten Juny
1787; für den Neustädtischen RKreis und die übrigen vormahls Königlich Süächsi=
schen Gebiethstheile: das Nandak, die Einschränkung der Anzahl der Juden und ihres
Handel betrelsend (Cod. Aug. Cont. 1165), das Patent vom 28sten August 1780 (II.
Cont. Cod. Aug. 1. 375) unb da5 Mandat die zu mehrerer Beschränkung des jädischen
Wuchers bey Schuld= und Wechselverschreibungen, auch Cessions-Urkunden zu beobachtende
Verfahren betreffend vom #sten August 1817; für die vormahls Königlich Preusischen
Ortschaften: das Edikt vom 1#ten März 13812, sind, von dem Tage der Publikation dieses
Gesehes an, als gänzlich aufgehoben anzusehen.

Nur auf früher vorgekommene Handlungen, Begebenheiten und Geschäfte und die Be-
urtheilung der daraus sich entwickelnden bürgerlichen Rechtöhändel hat das gegenwärtige
Gesetz keine rückwirkende Kraft.

In der gewissen Erwartung, daß Unsere sämmtlichen Unterthanen den Hauptzweck dieses
Gesebes richtig auffassen und denselben, ein jeder nach seinem Vermögen und bepy ihm sich
barbietender Gelegenheit, thätig fördern, daß Unsere christlichen Unterthanen sich hierbey den
Vorschristen ihrer zur Duldung und Liebe auffordernden Religion erinnern, daß Unsere
dem jödischen Glauben bekennenden Unterthanen selost und zunöchst die gebildeceren unter
thnen sich mie allem Eifer befleißlgen werden, durch strenge Geseblichkeit und Rechtlichkeit,
überhaupt durch Bepspiel, auf ihre Glaubenêgenossen wohlthätig einzuwirken und somit
Unsere fernere Gnade zu verdlenen, haben Wir das gegenwärtite Geseth eigenhändig vollzo-
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gen und mit Unsrem Großherzoglichen Staatdinsiegel bebrucken lassen, begehren auch, daß
solches, nach seiner verfassungsmäßigen Bekanntmachung im Regierungs-Blatte, von Unse-
ren Landesbehörden pflichtgemäß zur Anwendung gebracht und streng gehandhabt werde.

So geschehen Weimar am 2osten Juny 1823.

(L. S.) Karl August.

C. W. Freyh. v. Fritsch. Freyh. v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Judenordnung.
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Gorschriften über die Eidesleistung der Juden.

1.

AlleEide der Juden, die ihnen von dem Gegentheil zu- oder zuruckgeschoben, oder
von dem Richter auferlegt werden, sollen in der Regel in der Synagoge oder Schule ab-
geleistet werden.

2

Zu jeder Eidesleistung hat der Schwörende zwey Zeugen mitzubringen, auch soll ein
Nabiner oder in dessen Ermangelung ein jüdischer Assessor oder Gelehrter gegenwärtig seyn.

3.

Ist die Gegenpartey des Schworenden ein im Orte sich aufhaltender Jude: so soll
auch dieser bey der Eidesleislung in Person erscheinen. Diesem wird durch den Rabiner,
Assessor oder Gelehrten die Strafe des Banneß angedrohet, wenn er etwa ohne Grund auf
der Eidesleistung bestünde. Er selbst hat diese Ankündigung. mit Amen zu beantworten.

4.
Der Schwörende soll sich zur Eidesleistung durch Abwaschung der Hände, so wie

burch Anlegung des Gebethmantels und der Gebethschnur vorbereiten.

5

Es hängt von dem Richter ab, ob er den Schwörenden vom Rabiner privatim vor
dem Schwörungs-Termine oder öffentlich in demselben vor dem Mesnelbe verwarnen lassen

will. Im lehtern Falle muß der Rabiner dem Schwörenden folgende Warnung vorhalten:
ein jeder gläubige Israelit ist schuldig, der Obrigkeit, sie sey jüdisch oder christlich, bev“
Pechtsstreitigkeiten die Wahrheit zu gestehen und solche, auf Begehren, mit einem
Eide zu bekraftigen. Ein von der christlichen Obrigkeit geforderter Eid ist also, nach
der Lehre der Rabiner, für keinen unrechtmäßiger Weise erzwungenen Eid zu achten.
Wer die christliche Obrigkeit durch einen falschen Eid hintergehet oder dabey etwas ande-
reb denkt, als er sagt, der entheiliget den Nahmen Gottes und begehet einen Meineid.

Der Meineid ist das schrecklichste Verbrechen, dessen sich der Mensch schuldig machen kann.
Die ganze sittliche Welt beruhet auf dreyerley, auf Recht, Wahrheit und Frieden. Un-
gerechtigkeit und Lügen sind also schon an sich selbst höchst strasbare Verbrechen, indem
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sie die Zerruttung der sittlichen Welt zur Folge haben. Bey einem Meineide kommt der
Frevel dazu, daß der Meineidige den Gott der Wahrheit zum JZeugen der Unwahrheit
und den Gott der Gerechtizbeit selbst zu Bestrafung der uUngrrechtigkeit auffordert, also
den Nahmen des Allerhöchstrn bey einer sehr schändlichen That mißbraucht, daher auch
die ganze Welt erschüttert worden, als der Gott unserer Väter auf dem Berge Sinai
die Worte hat hören lassen:

Du sollst den Nahmen des Ewigen deines Gottes nicht bey einer Unwayrheit miß-
brauchen. ·

Wenn jeder andere Verbrecher durch Buße und Sinnedanderung von der Strafe Gottes
sich befreyen kann, so kann doch der Meineidige durch die stärkste Buße ohne hinläng-
lichen Ersaß keine Vergebung hoffen, denn es heißt ausdrücklich:

der Ewige, dein Gott, wird denjenigen nicht ungestraft lassen, der seinen Nahmen bey
einer Unwahrheit mißbraucht.

Bey einemjeden andern Verbrechen krifft die Strase bloß den Sünder und die Mitschul-
digen oder die dem Uebel hätten steuern können; bey einem Meineide aber leidet hie
ganze Jamilie des Verbrechers, denn die vorsäblich beleidigte göttliche Allmacht will rächen
ble in's dritte und vierte Glied.

Bey einem jeden andern Verbrechen wird dem Verbrecher öfters durch die Langmuth
des barmherzigen Gottes eine Zeitlang nachgesehen, auf einen Meineid aber folgt die
Strafe unverzüglich und alsofort, denn so heißt es in dem Propheten Zachar. Kap. 5, V. 4.

ich will den Fluch hervorbringen, spricht der Herr Zebaoth, daß er soll kommen über
das Haus des Diebes und über das Haus derer, die bey meinem Nahmen fälschlich schwören,

und er soll bleiben in ihrem Hause und soll es verzehren sammt seinem Holz und Steinen.

6.

Dem Rabiner oder Gelehrten steht es frey, dieser vorgeschriebenen Warnung noch
andere schickliche den Umstanden angemessene Vermahnungen und Grunde beyzufugen.

7 ·

Nach der Admonition soll dle dabey gegenwartlge Gerichtsperson, mit Beyhulfe des
judischen Gelehrten, die Suhne nochmahls versuchen.
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bäuft dieser Versuch fruchtlos ab: so redet nunmehr der Rabiner den Schwörenden
solgendergestalt an:

wisse, daß du nicht nach deinem Sinne und deiner Auslegung der Worte, sondern nach
dem Verstande, den wir und dle Richter mit den Worten verbinden, den Eid ablegst.

9.

Nach dieser zweyten Ermahnung tritt der Schworende vor den Gesehschrank, der Klop-
fer öffnet die Thür des Schrankes, nimmt eine bekleidete Thora heraus und giebt sie dem
Schwörenden in den Arm.

10.

Der Rabiner sagt hlerauf die Eidesformel dem Schwörenden vor, und dieser spricht
sie nach.

11.

Dle Formel fangt mit den Worten an:

Ich schwore bey Adonai, dem Gott Israels, daß c.

sie schließt mit der Betheurung:
„wenn ich falsch schwore: so sollen alle jene Verwunschungen und Strafen, die im gott.
lichen Gesehbuche dem Sünder angedrohet werden, über mein Haupt kommen, dagegen aber,
wenn ich der Wahrhelt gemäß schwöre, alle Segnungen, die dort den Frommen ver-

beißen sind, an mir erfüllt werden, Amen!!

12.

In der Eidesformel sol das Wort Adonai mit den hebréischen Mitlautern des
Wortes Jehovah verzeichnet sepn.

13.

Es darf derjenige, welcher den Eid abnimmt, das Wort Adonai nicht mit vorsagen,
vielmehr hat er dasselbe auf der in der Schule befindlichen Tafel, oder in der geschriebe-
nen Eidesformel dem Schwörenden vorzuzeigen, damit dieser (der Schwerende) selbst es
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ausspreche. Um die Eideshandlung nicht zu unterbrechen, hat derjenige, welcher den Sid
abnimme, den Schwörenden wegen dieses Umstandes vorläufig zu unterrichten.

14.

Dise bey der Eidesleistung gegenwärtige christliche Gerichtsperson soll den ganzen Vor-
gang umständlich zum Protokolle verzeichnen und darauf Acht geben, daß der Eid dieser
Vorschrift gemäß abgenommen werde.

15.

Mit Zustimmung des Gegners können diese Feyerlichkeiten ganz oder zum Theil un-
terbleiben. Soll die EideS-Ableistung an der Gerichtsstätte geschehen: so mutz der schws-
vende Jude die Zeugen und den Rabiner, und dieser eine Thora mitbringen.

16.

Nuch südische Zeugen haben, wenn nicht beyde Parteyen eine oder die andere Förm-
lichkeit nachlassen, den Zeugeneid in der oben beschriebenen Weise abzulegen, doch mit Aus-
nahme der Vorschriften unter Nummer 3 und 7.

77.

In Krlminal-Sachen hängt es von der Lhandes-Justiz-Behörde ab, zu bestimmen,

in wie weit die Förmlichkeiten sowohl bey Haupt= als bey Zeugenesden wegzulassen seven.

18.

Judenweiber dürfen zur Zeit ihrer monathlichen Reinigung und als Kindbetterinnen vor
erfolgter Reinigung zur Ableistung eines Eides keinesweges angehalten werden.— An
Sabbaths= und Festtagen sind alle Juden mit Ableilkung eines Eides zu verschonen.



113

Großherzogl. S. Weimar-Eisenachssches

Regierungs-Blakk.
Nummer 10. Den 8. August 1823.

X.

Karl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter

Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg

2c. .

Die dermahlen bestehende Militär-Einrichtung in Unfrem Großherzogehume hat eine
Umarbeitung des Regulatives über die Verbindlichkeit zum Kriegédienste vom roten Juny
1877 als nothwendig erscheinen lassen.

Dem zu Folge wird mit Beyrath und Zustimmung Unserer gekreuen Stände das ge-
dachte frühere Gesetz, wie solches unter'm 20sten Juny 1877 promulgirt worden, aufgehe--
ben und an dessen Stelle Folgendes verordnet und befohlen:
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I. Dheil.

Allgemeine Bestimmungen.

8. 1.

Das Militär des Großherzogthumes Sachsen Weimar-Eisenach besteht in dem matrikrl-
möäßigen Bundes-Kontingent, sowohl zum aktiven Bundesheere, als zur Reserve
desselben, und für jetzt in den drey Waffengattungen: Infanterse, Artillerie, Kavallerie.

8. 2.

DerMilitar. Dienst im Bundes-Kontingent ist eine allgemeine Obliegenheit der
Großherzoglichen Staatsunterthanen, ohne Unterschied der Keligion und des Standes.

Militär-pflichtig ist daher
#a) ein jeder, dessen ehelicher Vater oder uneheliche Mutter zur Zeit seiner Geburt

einen wesentlichen Wohnsih oder ein Helmathörecht im Großherzogthume hatte, also
ohne Rücksicht darauf: ob die Geburt desselben innerhalb Landes erfolgt sey, oder
nicht; und

b) ein jeder, welcher entweder selbst oder mit selnen Aeltern aus einem andern Lande in

das Großherzogthum eingewandert ist und daselbst Unterthanen= und Heimathörecht
erlangt hat.

Dieöseits wird dagegen für den Militär-Dienst nicht in Anspruch genommen:

a) der im Großherzogthume Geborne, dessen ehelicher Vater oder uneheliche Mutter bey
seiner Geburt einen wesentlichen Wohnsih oder ein Heimathsrecht innerhalb desselben
nicht hatte,

b) derjenige, welcher entweder selbst oder mit seinen Aeltern die Erlaubniß zur Auswan-
derung erhalten hat und

) der Ausländer, welcher sich im Großherzogthume aufhäált, ohne in demselben einen
wesentlichen Wohnsih und Heimathörecht zu haben.

Im Falle, wenn ein Großherzoglicher Staatsunterthan oder dessen Sohn, wegen
seiner Angesessenheit in einem andern Staate, dort ebenfalls als Rllitär-pflichtig in An-
spruch genommen wird, ist, in Ermangelung diesfallsiger besonderer Staatsverträge, die
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srühere Begründung des Wohnsiges in dem einen oder dem andern Staate als entscheidend
zu betrachten.

K. 3.

Wer durch Geburt oder Einwanderung dem Großherzogthume Militär-pflichtig gewor.
den ist, kann, ohne Kösung dieser Pflicht, vor Erreichung des End-Termines der Dienstlei-
stungs-Verbindlichkiit die Erlaubniß zur Auswanderung nicht erhalten.

Nur in solchen Fällen, wo der Militär-Mflichtige durch Versagung dieser Erlaubniß
um die Gelegenheit kemmen würde, sein Glück im Auslande auf ausgezeichnete Weise
zu gründen, soll das Gesuch um Ablösung der Mllitär-Hflicht der höchsten Behörde zur
Entschließung darauf, und, in geeigneten Fällen, zu Bestimmung eines angemessenen Abls-
sunggeldes vorgelegt werden. Dergleichen Reluitions-Gelder sind jedoch lediglich als Hand-
gelder zu verwenden, um mit ausgedienten Soldaten Kapitulationen abzuschließen, damit

auf diese Weise der Ausfall bey den Dienstpflichtigen des betheiligten Verloofungsbezirkes
und Jahrganges wieder gedeckt werde.

Derienige, welcher sich der Militär-Pflicht, durch Wegzug ohne Auswanderungs=
schein oder durch Aufenthalt außer Landes während des Alters der dauernden Dienstlei-
stungspslicht, ohne besondere Erlaubniß zu entziehen sucht, ingleichen wer vor L-
sung der Dienstpflicht in auswärtigen Militär-Dienst tritt, bleibt den nachstehend festge-
sehten Ungehorsamsltrasen unnachsichtlich unterworfen.

S. 4.

Die gesehliche Verbindlichkeit zur Ableistung der Militär. Pflichtigkeit dauert in der Regel
sechs Jahre lang, dergestalt, daß dieselbe, mit dem #sten Januar des Jahres, in welches der
Dienstpflichtige nach zurückgelegtem zwanzigsten Lebensjahre eintritk, beginnt, und am Zusten
Dezember des Jahres, in welchem das sechs und zwanzigste bebensjahr vollendet worden ist,
sich endigt. Jedem zum Kriegödienste, schon nach zurückgelegtem siebenzehnten Jahre, tauglie
chen Milicär-Pflichtigen bleibt jedoch die VorausleistungseinerDienstpflicht nachgelassen und der-
selbe geht sodann seinem Verloosungsbezirke an dem zu stellenden Mannschaftsbetrage zu gute.

Der Soldat, welcher bey seinem Eintritte in das vom Dienst befrevende Alter noch
wirklich im Dienste steht, es sey bey dem Kontingent oder bey der Reserve, darf sich der
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Leistung desselben nicht eher als nach förmlicher Entlassang davon entzlehen; im Felbe ist
deöhalb die Einstellung der Ersabmannschaft abzuwarten.

Es soll jedoch möglichster Bedocht darauf genommen werden, daß die Entlassung der-
jenigen, welche ausgedient haben, nicht verzögert werde.

 —.

Die Gesammtheit der Militér-Pflichtigen bildet drey Abeheilunges.

I. Die erste Aufstellung oder der aktive Theil des Großherzoglichen Bundes-Kon-

—

— — —

tingents besteht aus den Militär-Pflichtigen der vier ersten Altersklassen, welche
nach der Ordnung des Looses, so wie aus denjenigen, welch: wegen ihres ungehor-
samen Auöbleibens bey der Verloosung zum Militér-Dienste eingestellt werden.

Diese Abtheilung wird in steter Uebung erhalten, sie versiett den Garnison-Dienst
und muß, täglich und stündlich, zum Dienste im Innern des Landes so wie zum
Ausmarsche bereit seyn.

I. Die erste Reserve besteht aus den Militär-Pflichtigen der beyden lehteren Alters-
klassen, welche in der ersten Aufstellung ausgedient haben, und aus benjenigen Un-
gehorsamen, welche mit diesen bepden Alteröklassen nachdienen müssen. Diese Abthei-
lung ist in der Regel vom Garnison-Dienste und von jedem anderen Dienste im Innern

freyz auch wird der Kriegödienst nur im Nothfalle von ihr gefordert. Rückt indessen
die erste Aufstellung in das Feld: so versieht die erste Reserve den Garnison-Dienst
und überhaupt den innern Dienst.

Wird im Felde selbst oder sonst ein augenblicklicher Ersaß an der ersten Aufsiel-
lung oder eine Vermehrung und Unterstügung derselben mit schon geübten Sol-
daten erfordert: so ist die erste Reserve dazu bestimmt.

. Die zweyte Reserve besteht aus allen Militär= Mlichtigen der vier ersten Altersklas-
sen, welche zum aktiven Dienste nicht eingestellt worden sind, und diese Abtheilung
liefert regelmäßig die Ersazmannschaft für die erste Aufstellung.

Die jüngste Alteröklasse allein ist gehalten, an denjenigen Uebungen Theil zu neh-
men, welche auf den verschiedenen Exerzler: Plähen des Landes mit der Milit#r:pflich-
tigen Nannschaft vorbereitend angestellt werden.
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.6.

Die besagten sechs Allersklafsen bilden sich nach den Lebensjahren der Dienstpflichtigen
folgendergestalt:

die erste 21sten
" zweyte 22sten

dritte . 23sten
 lerte Altersklasse steht im ansen bebensjahre.
 fünfte 2östen
 .lechste 26sten

Eine jede dieser Altersklassen hat in der Regel zu stellen:

a) zur Kavallerie 75 Mann,
b) zur Infanterie 375 . und

c) zur Artillerle 55

Summa 505 Mann.

F. 7.
Jede Ergänzung des von Zeit zu Zeit sich ergebenden Abganges dey der ersten Aufslellung

geschieht aus der zweyten Reserve und deren jüngster Altersklasse, nach Ordnung der
Looönummern und nach dem Verhältnisse der Verloosungébezirke, so daß erst nach gänzlicher
Erschöpsung der ersten Altersklasse im ganzen Großherzogthume zur Einstellung aus der
zweyten und aus den übrigen Altersklassen geschritten wird, allenthalben jedoch nur in so
weit, als der Bedarf durch diejenigen, welche freywillig in den Großherzoglichen Militr-
Dienst treten oder, nach Leistung ihrer Militr-Pflichtigkeit, in solchem länger verbleiben,
ingleichen durch die einzustellenden Ungehorsamen sich nicht vermindert,

Die erste Reserve ergänzt sich durch die aus dem aktiven Dienste dem Alter nach Aus-
trekenden, so daß die vierte Alteröklasse in die Kriegs-Reserve einrückt, wenn die sechste
Ultersklasse aus dem Militär-Verbande gänzlich auötritt. Die welter erforderliche Ergän=
zung derselben geschieht, bedürfenden Falles, nach der umgekehrten Loos-Nummerreihe, so
daß die vierte Alteröklasse, noch während ihrer Verbindlichkeit zum aktiven Dienste, zur ersten
Reserve übertritt, und das aktive Bundes-Kontingent sich dagegen aus der ersten Alters-
klasse rekrutirt.
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II. Thell.

Besondere Bestimmungen.
Erster Abschnitt.

Ueber die Unfählgkelt und Untauglichkelt zum Milstär= Olemste.

5. 8.

Unfséhig zum Mllitär-Dienste sind dlejenigen, welche durch richterlichen Endausspruch
eines Verbrechens, um dessentwillen, wären sie schon eingestellt gewesen, ihre Ausstoßung
aus dem Militär kriegsgerichtlich ausgesprochen werden müßte, für schuldig erkannt wor-
den sind.

h. 9.

Ganz untauglich dazu sind die an Geist oder Körper unheilbaren Kranken, Ge-
brechlichen, und diejenigen, welche durch Verunstaltung oder durch sonstige kaorperliche Be-
schaffenheit sich gänzlich außer Stand besinden, die Anstrengungen und Beschwerden des
Krlegsdienstes ohne Gefahr für Gesundheit und Leben zu ertragen.

In Ansehung solcher Uebel und Krankheiten, welche nicht zu jeder Zeit bemerkbar
sind, wie z. B. Epilepsie und andere Krampfanfälle, Gehör= und Gesichtsschwäche 2c. ic.
sind bloß solche Zeugnisse für entscheidend anzunehmen, welche von mehreren Ortseinwohnern,
die selbst Militär-pflichtige Söhne in derselben Altersklasse haben, auögestellt und vom
Pfarrer, resp. dem Schullehrer, beglaubiget werden, so, daß erst hierauf die weitere Unker-
suchung und Entscheidung darüäber erfolgen kann: ob und in wie sern die angegebenen
Uebel zum Militär-Dienste gänzlich oder nur vorláufig untauglich machen.

8. 10.

Als vorerst dazu untauglich sind dieienigen zu betrachten, welche wegen Kränklichkeie
und Schwächlichkeit, ingleichen wegen Nichterreichung des Normal-Maßes von fünf Fuß zum
Dienste noch nicht geeignet sind, von welchen sich ober erwarten läht, daß sie im baufe des
ersten Jahres ihrer Dienstpflichtigkest zu solchem noch tauglich werden können.

Dieselben loosen mit ihrer Altersklasse, werden aber auf ein Jahr zurück gestellt und
vor der wirklichen Einberufung bey der nächsten Musterung noch einmahl genau gemessen
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oder ärztlich untersucht. Ergiebt sich auch jeht ihre Untauglichkeit: so sind sie alsbald in
den Listen auchustreichen; ergiebt sich ihre Tauglichkeit: so sind sie der Ordnung ihrer Loos=
Nummer zu Folge einzustellen und bleiben zur Ergänzung des Abganges, welcher bis dahin
in ihrer Alteröklasse durch Entlassung wegen Untauglichkeit entstanden ist, vorzugsweise
bestimmt.

3Zweyter Abschnitt.

Uebe die Befrepung von der Mllitcr-Pflicht und über die Zurückstellung der Dlensipslichtigen.

8. 11.
1. Bon der gänzlichen Befreyung.

Von der Militr-Dienstpflicht werden, auf beygebrachte Bescheinigung des Befrey-
ungsgrundes, gänzlich frey gegeben:

1)) die durch Vokation angestellten Kirchen" und Schullehrer;

2) die durch höchste oder Ministerial-Dekrete angestellten Staaks= und Hofdiener; ferner
die zur Praxis zugelassenen Advokaten, Aerzte und Wundärzte;

3) die einzig übrigen Söhne, deren Aeltern zum Landes-Milikér-Dienste bereiks zwen
oder mehrere Söhne gestellt haben;

4) die Söhne derjenigen Aeltern, welche schon zwey Söhne vor dem Feinde im Dienfte
des Vaterlandes verloren haben;

5) derjenlge, welcher durch Intestat Erbfolge alleiniger Eigenthümer und Besitzer ge-
worden ist:

n) eines GuteS, das außer den dabey nsehigen Wohn= und Wirthschaftsgebäuden,
wenigstens dreyhig Weimarische Acker nußbares Land an Gärten, Wiesen, Ahrtseld
und Holzung enthält,

b) eines bedeutenden Handels= oder Fabrikgeschäftes, dessen Betreibung die Gegen-
wart des Eigenthümers nothwendig macht,

D) einer Apotheke im Lande, in so fern der Besitzer solche, nach vorgängiger Prü-
sung und erhaltener Erlaubniß, selbst verwaltet.
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Die diesfallsige Befreyung wird dann noch ertheilt, wenn der Grund dazu nach der
Loodziehung oder Einstellung während des dienstpflichtigen Alters eintritt.

Dieselbe erlöscht jedoch auch, wenn — während der Dauer dieser Zeit —

ad r. unb 2. der Befreyungsgrund aufhörk,

ad 3. unb 4. beyde Aeltern versterben unb

ad 5. ber Besib verloren gehet;
worauf der Betheiligke nachzuloosen und nach der Ordnung des Looses den Dienst seiner
Altersklasse zu leisten hat.

#. 7.
II. Ben ber vorläusigen Bekrepung (Suspension der Osenstpulicht.)

Alle diejenigen, welche sich auf Gymnasien, Akademien, Schullehrer-Seminarien oder
in sonstigen öffentlichen Lehr= und Bildungsanstalten den Wissenschaften ober schönen Kün-
sten - widmen und durch genügende Zeugnisse dieser Anstalten darzuehun vermögen,
daß sich für Wissenschaften oder schöne Künste überhaupt, oder für ihren erwählten beson-
dern Beruf von ihnen etwas Tiüchtiges erwarten lasse, haben Anspruch, auf Suspension
ihrer Dienstpflichtigkeit zu machen.

 ·.
Werden die vorgelegten Zeugnisse von der Landes-Direktion für gültig und zulänglich

erkannt: so wird auf deren Grund die fragliche Suspension, nach Besinden, auf ein Jahr,
zwey Jahre, oder drey Jahre ertheilt.

In zweifelhaften Fällen hat die Landes-Direktion besonders dazu geeignete Sach= und
Kunstverständige mit ihrem Gutachten darüber zu vernehmen, oder nach Besinden den Be.
theiligten einer nochmahligen Prüfung zu unterwerfen.

8. 14.
Ist die Suspension nur auf ein Jahr oder zwey Jahre ertheilt: so steht bem Suc=

pendirten frey, nach Ablauf dieser Frist durch Beybringung anderweiter Zeugnisse über sein
Wohlverhalten, so wie über die Fortseung seines Studiums und das Fortschreiten darin,
eine Erstreckung der Frist zu suchen; worauf sodann nach Maßgabe der Vorschrift des
vorigen F. entweder anderweite Suspension ertheilt oder die Einstellung verfügt wird.
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g. 15.
Mehr als dreyjahrige Suspension ist nicht zu ertheilen, und es muß daher längstens nach

Ablauf dieses Zeitraumes überdie Dienstpflichtigkeit der Suspendirten endlich entschieden werden.

#6.
Ist der Suspendirte zu dieser Zeit aus den Jahren der Verbindlichkeit zum Kriegs-

dlenste noch nicht getreten, oder nicht bereits durch erhaltene Anstellung, oder aus einem
andern gesetlichen Grunde völlig befreyt: so haben die Gründe der frühern Suspension

o) entweder sich dergestalt bewährt gefunden, daß sich der Staat von ihm im Fache
seines Wissens viel versprechen kann, oder

b) diese Erwartung findet ssch nicht bestätiget.
Im ersten Falle darf der Suspendirte endlich freygesprochen werden, was insonderheit

bey denjenigen Kandidaten der Theologle in Anwendung kommen soll, welche ihr Eramen
bey den Grosiherzoglichen Ober-Konsistorien — nach beygebrachten genügenden Zeugnissen über
ihr sitktliches und streng gesebliches Verhalten auf der Universstät — mit Lob be-
standen haben, im letzten Falle aber hört alle weitere Begünstigung auf und der Su-pen-
dirte tritt, nach der Ordnung seines Looses, in den Dienst seiner Altersklasse ein.

.17.
III. V#e# ber Zurückflellung der Dlenstpflichtigem.

Der zurückzustellende Dienstpflichtige wird nach erfolgler Looszlehung aus der Stelle,
welche er, seiner Nummer nach, in der Bezirköliste einzunehmen hätte, hinter die höchste
Nummerzahl seiner Alteröklasse dergestalt gebracht, daß solcher auf diese Weise, auch bey
dem Fortrücken derselben von Klasse zu Klasse, bis zum Austritt Zuc den Jahren der Dienst=
pflicht seine Stelle darin behält.

Es ist hiermit die weitere Begünsligung verbunden, daß die Zurückgestellten nicht eher
zum aktlven Dienste oder zur Reserve einberusen werden dürfen, bis ihre ganze Altersklasse
in allen Bezirken des Großherzogthumes bereicé eingestellt worden ist.

8. 18.
Der Zuruckstellung haben sich zu erfreuen:
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a) der einzige Sohn oder Enkel, welcher seine verwitwete leibliche oder Stiefmutter, oder
seine Großmutter erweislich allein ernähren muß;

b) der einzige Sohn eines solchen Vaters oder, im Faile Aeltern nicht mehr vorhanden
sind, der einzige Enkel eines solchen Großvaters, welcher zu der Zeit, wo jener Sohn
oder Enkel in die Jahre der Dienstverbindlichkeit tritt, das sechzigste Jahr zurückge-
legt hat, bein Vermögen besibt und wegen Altersschwäche oder Gebrechlichbeit nicht
im Stande ist, sich durch eigene Thätigkeit zu ernähren, und welcher daher vom
fraglichen Sohne odevr Enkel erhalten werden muß;

) der älteste Bruder von zwey und mehreren vater= oder álternlosen Geschwistern, wenn

dieselben vermogens= und brotlos sind, oder wenigsiens in einer solchen Lage und
noch in einem solchen Alter sich besinden, daß jener Bruder zu ihrem Unterhalte und
Führung des Hauswesens unentbehrlich ist.

 VRebrigens bleibt der andes-Direktion überlassen, in dringenden Föllen großer Hülfs-
bedürftigkeit ähnlicher Art mehr den Geist des Gesebes und die landesvéäterliche Milde, die
hierbey vorwalten soll, als den Buchstaben obiger Bestimmungen zu berücksichtigen, wenn
für den Anspruch auf die Zurückstellung in einem solchen Falle die Ortsgemeinde, im Ein-
verständnisse mit den darüber besonders zu befragenden und mit ihrer bestimmten Erklrung
deshalb zu vernehmenden Vatern der Militr-Pflichtigen im Orte, ihre Verwendung
eintreten lassen wird.

5. 19.

Gleiche Begunstigung ##ndet auch bey dem erweislichen Eintritte des Grundes zu sol-
cher noch nach erfolgter Einstellung State#, mit der nähmlichen Wirkung, als wenn die
Zurückstellung gleich im Verloofungs-Termine geschehen wäre.

Diese Begünstigung erlöscht, wenn der Grund derselben wegfällt, bevor der Begün-
stigte das sechs und zwanzigste Jahr zurückgelegt hat. Lebterer muß sodann in der
Altersklasse und an den Platz treten, woselbst er stehen würde, wenn ihm die fragliche Be-
günstigung nicht zugestanden worden wäre.



Dritter Abschnitt.
Ueber die Musterung, Verloosung und Einstellung der Militär-Pflichtigen.

F§. 20.

Das Musterungs-Verloosung" und Einstellungögeschäft steht unter der Oberaufsicht
und obern Leitung Großherzoglicher Landes-Direktion und dessen Besorgung liegt, vermöge
beständigen Auftrages, lediglich den Großherzoglichen Landräthen ob; im Falle deöhalb ein-
tretender Verhinderung eines Landrathes wird dasselbe von Großherzoglicher Landes-Direk-

tion einem besondern Kommissar übertragen.
Ueber das vom Landrathe oder dessen Stellvertreter hierbey zu beobachtende Verfahren

wird vornehmlich auf die beyliegende Instruktion unter A. verwiesen. Dem Geschäft selbst
dienen die jährlich anzustellenden Listen über die Militr-Pflichtigen eines jeden Ortes im
Großhersogthume zur Grundlage.

8. 21.

Ohne irgend eine besondere Aufforderung dazu abzuwarten, haben in den Städten die
Oberpfarrer mit den Bezirksvorstehern (Stadtvormündern) — in den Dörfern die Pfarrer

mit den Ortsvorstehern, im Anfange des Septemberök jeden Jahres vollständige Verzeichnisse
über die dem Orte angehörigen Militär-Pflichtigen, welche im darauf folgenden Jahre in
die erste Alteröklasse eintreten, mit Besolgung der unter B. hier bevgefügten Instruktion
(5. U. und III) aufzustellen und solche, durch öffentlichen Anschlag, zur allgemeinen Kennt-
niß zu bringen, damit Jedermann die Gelegenheit erhalte, seine Erinnerungen dagegen vor-
zubringen. Vom Ortsvorstande ist dieses Verzeichniß — dle Oréoliste — bis zum röten

September bey der Obrigkeit des Ortes gehörig einzureichen.

8. 22.

Die Ortsobrigkeiten, also nahmentlich die Großherzoglichen Justiz- Aemter, die Patri-
monial-Aemter und Gerichte, resp. die Stadträthe haben diese Ortslisten, nach Anleitung
der vorgedachten Justruktion unter B. (. 1V. ff.) in Ansehung der Form und des Inhaltes
genau zu prüfen, und so weit als nöthig, zu berichtigen, worauf dieselben, von denGroß=
herzoglichen Justig-Aemtern bis zum achten Oktober, von den übrigen betheiligten Stellen
aber bis zum ersten Oktober an den Bezirkslandrath unfehlbar eingesendet werden müssen.
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l23.
Ein jedes Großherzogliches Justiz-Amt mit seinem Kommissions-Bereiche, ingleichen

jede der beyden Großherzoglichen Residenz-Städte Weimar und Eisenach bildet einen beson-
dern Musterungsbezirk, ganz nach dem biöherigen Umfange der jetzigen Verloosungs=
Bezirke.

. 2.

Der Landrath wird für jeden Musterungsbezirk seines Sprengels in der letzten Hälfte
des Oktobers und zwar, wo nur möglich, an einem und demselben Tage in jedem Jahre

einen Termin anberaumen, in welchem die vom künftigen Jahre an in das dienstpllich-
tige Alter tretende Nannschaft daselbst vor ihm, an gewöhnlicher Amtsstelle, in der
NRegel persönlich erscheinen muß, um gemustert zu werden, und um ihre noch nicht vorge-
brachten Ansprüche auf Befreyung oder Zurückstellung, bey Strase des Verlustes derselben,
vor dem Landrathe gehörig anzubringen.

Wegen Zulassung Bevollmächtigter der Dienstpflichtigen im Musterungs= Termine mit
Gesuchen für dieselben wird auf den nachfolgenden K. 38 verwiesen.

8. 25.

Ein jeder landrathliche Sprengel besteht von nun an aus zwey Verloosungöbezirken,

welche folgendermaßen gebildet worden sind:
Verloosungöbezirk. Ort der Verloofung.

No. 1. Stadt und Amt Weimar Weimar.
 II. die Aemter, Blankenhayn und Ilmenan Blankenhayn.
: II. " Jena und Bürgel mit Tautenburg Jena.

= IV. - Dornburg und Roßla . . Apolda.

„ V. ": Buttstedt und Allstede mit Oldisleben . Buttstedt.

VI. Grosrudestedt und Vieselbac . Vleselbach.. VII. vss unt Neustadt . · . . Neustadt.

 VII. - « Weida . . . . . . Weida.

:IX. Stadt und Amt Eisenach Eisenach.

 „ K. bdie Aemter Ereuzburg, Gerstungen nmitr
und Crayenberg mit Frauensee . . « Bemde
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Ko. XI. die Aemter Vacha und Geisa mit den Patrimonial-Aem-
tern VölkerShausen und bengsseld . Buttlar.

. XlI. die Aemter Dermbach, Kaltennordheim undeichtenberg Kaltennorbheim.

#. 2.

Zur Verloosung der Dienstpflichtigen ist vom Landrathe für jeden seiner beyden Be-
zirke ein Termin, in der letzten Hälfte des Novembers, ebenfalls, wo nur möglich, an ei-
nem und demselben Tage in jedem Jahre zu bestimmen. An diesem müssen sich vor dem-
selben im Verloosungsorte des Bezirkes alle diejenigen, welche im Musterungs-Termine
zum Militär-Dienste nicht für unbrauchbar oder nicht för gesetlich davon besreyt erkläre
worden sind, bey Strase des Verlustes der Woylthat des Lookziehens, in der Regel, per-
sönlich einsinden, um nach Besinden entweder zum Loosen zugelassen zu werden oder nicht.

Hinstchtlich der Fälle, in welchen eine Loosziehung für dieselben durch Bevollmächtigte,
oder von Amteéwegen, Statt sindet, wird auf den nachsolgenden §. 30 verwiesen.

#. 27.
Zum Behuf der Einstellung und deöhalb noch erforderlicher Untersuchung d Dienst.

bflichtigen im Verloosungs-Termine wohnen der Termins-Verhandlung bey-

1) ein vom Großherzoglichen Militär-Kommando dazu zu kommandirender Offizier,
um die nocherfsorderliche Ressung und Veurtheklung der Militär= Pfllichtigen binsichtlich
ihrer körperlichen Brauchbarkeit für den verschiedenen Waffendjensk zu bewirken;

2) ein verpflichteter Arzt, welcher von Großherzoglicher vandes-Direktion im Einver-
ständnisse mit dem Militär-Kommando erwählt wird, um die in letzterer Hinsicht etwa
noch nsthige ärztliche Untersuchung der Dienstpflichtigen vorzunehmen.

5. 28.

Nach erfolgter Entscheidung über das Ergebniß der besagten Untersuchungen und über
weiteres Anbringen ist sodann zur Verloosung der diensttauglichen Militär-Pflichtigen zu
schreiten und in deren Folge die sofortige Einstellung und Verpflichtung des Mannschafes-
bedarses für das aktive Militär, so wie die Ueberweisung der zweyten Reserve vom and-
rathe an den Militr##Kommissar zu bewirken; in Ansehung derjenigen, welche auf
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Zulassung zum Abschlusse eine Stellvertretungs= oder eines Nummerkausch-Vertrages as-
tragen, ist mit der wirklichen Einstellung in den Militär-Dienst, während der vom Ver-
loosungs-Termine an dazu laufenden vier wöchentlichen Frist, Anstand zu nehmen.

8. 29.

Den Dienstpflichtigen, welche zur Kavallerie oder Artillerie brauchbar sind, steht frey,
in diese Wassengattung einzutreten und sich deshalb, wenn die Ueberweisung an den dazu
kommandirten Offizier geschieht, bey demselben zu melden. Im Falle, daß die sich Anmel-
denden den Ergänzungsbedarf überschreiten, entscheidet über die Zulassung, bey gleicher
Brauchbarkeit, die Loosnummer; im Falle der Unzulänglichkeit der sich Anmeldenden, ist
der Mehrbedarf für die Kavallerie und das Arcillerie-Fuhrwesen vorzugöweise aus solchen
Dienstpflichtigen nach der Ordnung des Looses zu nehmen, welche ihrem Berufe zu Folge
bereits mit Pferden umzugehen wissen.

S. 3o.

Vom Großherzoglichen Militär-Kommando wird der Großherzoglichen Landes-Direk-
tion #. Friedenszeiten dekhalb am Ende Oktobers die nöthige Anzeige des Ergänzungsbe-
darses für #e##e Wasfengattungen gemacht werden, worauf dieselbe den Auswurf dieses Be-
darses auf sämmrsche Verloosungsbezirke den Landräthen zeitig genug zufertigen und zu sei-
ner Zeit öffentlich betennt machen wird.

S. 31..

Alles, was nach beendigtem Jahres-Verloosungs-Geschäfte die noch nicht einge-
stellten Dienstpflichtigen, wegen ihres Militär-Pflichtigkeits-Verhältnisses, an= und vor-
bringen wollen, gehört zunächst vor den Bezirks-Landrath, von welchem, nach Besinden,
deshalb an die bandes-Direktion Bericht zu erstatten ist.

Derselbe hat darauf zu sehen, daß alle in den Listen sich auch späterhin noch vorfün-
dende Irrthümer, Versehen, Juslassungen r2c. zu jeder Zeit gehörig verbessert werden, und
eß sind deShalb die sämmtlichen Ortsbehörden mit verantwortlich.

Alle Behörden des Großherzogthumes haben) so weit sie können, dazu beyzutragen,
daß ungehorsame Nilitr-Milichtige aufgegriffen und eingestellt werden, vornehmlich aber
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wird den Stadtobrigkeiten und Ortéschuldheissen zur Pflicht gemacht, auf dergleichen Unge-
horsame ein wachsames Auge zu haben und, bey Vermeidung strenger Verantwortlichkeit,
bieselben ungesäumt anzuzeigen. Uebrigens sollen diejenigen, welche einen Militär-Bflichti-
gen auf irgend eine Weise geflissentlich verheimlichen, oder ihn in seinem Ungehorsam durch
Rath und That unterstühen, nach Befinden der Umstände, den Justiz-Behörden zur Ver-
hängung weiterer Untersuchung und strenger Bestrafung übergeben werden.

. 32.

Alle Verhandlungen und Versügungen, welche auf die Erörterung der Verhältnisse
Militär-Pflichtiger Bezug haben, vor und bey der Musterung, Verloosung und Einstel-
lung derselben, geschehen kostenfrey, sofern solche nicht wegen begangdenen Ungehorsamo
nothwendig geworden sind.

Die durch Ungehorsam entstehenden Kosten sind daher von den Schuloigen, ingleichen
die durch Stellvertretungs= und Nummertausch-Verträge verursachten Kosten von den Kon-
trahenten, nach vorgängigem ordnungomäßigem Ansate, zu entrichten und, bedürfenden
Falles, beyzutreiben.

Vierter Abschnitt.
Von der Stellvertretung für Diens#pslichtige-

8. 43.

Stellvertretung im eigentlichen Sinne ist vorhanden, wenn der Vertreter
selbst nicht mehr Militr-pflichtig ist; tritt aber ein Dienstpflichtiger an die Stelle eines
andern Dienstpflichtigen: so geschieht dießb durch Nummertausch.

Die Errichtung des zwischen beyden Theilen verabredeten Vertrages und die Feststellung
der diesfallsigen Bedingungen, insbesondere die Bestimmung der Einstandssumme, so wie
die Bedingung der von einem oder dem andern Theile allenfalls für gut oder nothwendig
erkannten Sicherheitsmaßregeln bleibt denselben lediglich überlassen, jeboch muß die Unzeige
und Anerkennung des Vertrages vor der Gerichtsbehörde des Vertretenen geschehen, bey wel-
cher auch, wenn mie einem Theile der Einstandssumme oder sonst hierbey Kaution bestellt
wird, die Niederlegung des Betrages gehörig zu bewirken, vom Gerichte aber deshalb allent-
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halben nach dem Gesehe über die sichere Verwahrung und Ausleihung der gerichtlichen De-
positen vom 14ten May 182 weiter zu versahren ist.

# 34.

Der Vertreter muß in die volle Verbindlichkeit des Diensipflichtigen elntreten und wird
anders nicht, als gegen dieses Versprechen, zum Abschlusse des in Frage stehenden Verkrages
zugelassen uud als Vertreter wirklich angenommen.

Der Dienstpflichtige wird durch seinen Vertreter, (e6 mag Stellvertretung im eigentlichen
Sinne oder Nummertausch vorhanden seyn), der ihm obliegenden geseblichen Verbindlichkeit
zum Militär-Dienste ledig, so fern der Vertreter nicht desertirt. In diesem Falle muß der
Vertretene auf die Dauer der noch übrigen Dienstzeit in seine ursprüngliche Verbindlichkeit
wiederum eintreten, und er ist dieselbe, durch persönlichen Dienst oder durch Einstellung eines
andern Stellvertreters, zu lösen verbunden. Um während der Dauer des Friedens

die Militär-Pflichtsleistung durch Vertretung zu erleichtern, und also bis auf
diesfallsigen Widerruf in Kriegszeiten,bleibt, demjenigen, welcher einen Vertre-
ter stellt, zum Behuf der Erlangung eines unbedingten Nilitär-Freyscheins nachgelassen,
für den Fall der Desertion, eine baare Kantion von hundert Thalern niederzalegen, da-
mit sodann auf die im F. 3 besagte Weise dieser Abgang gedeckt werden könne; jedoch blei-
ben demnächst noch der Kriegskasse die Entschädigungsansprüche, wegen der durch den deser-
tirten Verkreker etwa miegenommenen Armatur= und Montirungsstücke, resp. Dienstpferde
und Pferdebekleidung, gegen den Vertretenen auödrücklich und besonders vorbehalten.

. 35.

Die Stellverkretung im eigiuntlschen Sinne ist bey allen Waffengattungen, jedoch nur
dann zuléssig, wenn der Vertreter

5) im Großherzogkhume einen gesetlichen Wohnsik erlangt hat, wenn er

b) für seine Person nicht mehr Militär-pflichtig,
c) nicht über fünf und dreyßig Jahre alt und

d) zum Mllitär-Dienste in der Infanterie und in einem Falle (§. 37 litt. B.) in derje-
nigen Wassengattung, zu welcher der Vertretene selbst gehört, fähig und tauglich ist.



129

Falls jedoch ein Vertreter gestellt wird, welcher schon seiner Miticér. pflicht durch wire-
lichen Dienst Genäge geleistet hat: so kann derselbe zugelassen werden, wenn er nicht über
ein und vierzig Jahre alt ist, und wenn das Großherzogliche Nilitär, Kommando keine
ggründeten Einwendungen dagegen hat.

Ueber alle diese Umstände hat der Vertreter sich durch glaubhafte Jeugnisse gehörig
anszuweisen.

##.36.
Der Nummertausch ist nur zulässig:

1) zwischen Dienslyflichtigen desselben Altersjahres und desselben Verloosungsbezirkes;
2) wenn derjenige, welcher die niedrigere Nummer eingetauscht hat, bepgebrachtem gulti-

gen Zeugnisse nach, vollkommen gesund ist, und

3) wenn derselbe auf diejenigen Befreyungsanspruche Verzicht lestet, welche ihm etwa
für seine Person gesehlich zustehen. Diese Verzichtleistung ist jedoch auf diejenigen ge-
seblichen Begunstigungen nicht zu erstrecken, welche Aeltern und Geschwister in An-
spruch nehmen konnen, (siehe F. 11 Nr. 3 uud 4 und 8. 18 litt. a. b. und c.) und es

muß daher zu eventueller Sicherung des Vertretenen auch dle Verzichtleistung der
genannten Betheiligten, auf rechtöverbindliche Weise, mit beygebracht werden.

 *W*m

Dem Dienstpflichtigen stehet fre,
A. So lange seine Einstellung noch nicht er folgt ist und also

I. vor der Loobziehung, einen eventuellen Stellvertretungsvertrag mit einem, den

vorbesagten Ersordernissen (F. 35) entlprechenden Vertreter einzugehen, in-
gleichen

II. binnen vier Wochen nach der Verloosung einen Stellvertrecungs= und
Nummertauschvertrag abzuschließen.

In beyden Fällen muß jedoch der deshalb gerichtlich abgeschlossene Verkrag, innerhalb
der besagten vierwöchentlichen Frist, durch den Vertreter in Person dem Bezirké= Land=
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rathe überreicht werden, um ihn, nach Besinden, dem Großherzoglichen Militér-Kommando
sofort zu überweisen oder um das sonst daben Erforderliche zu verfügen;

n. Nach erfolgter Einstellung in den Aktiv-Bestand, jedoch nor in
Friedens zeiten und bis zum Aucsrücken in das Feld, auf die
Dauer seiner noch laufenden Dienstzeie einen, in der betheiligten Wafssengatlung aus-
erercirken und nach Maßgabe der sonstigen Erfordernisse (J. 35) annehmlichen Vertreter zu
stellen, wobey es übrigens sich von selbst verstehet, daß der Dienskthuende, bis zur er-
solgten Genehmigung des diesfallsigen Stellvertretungs-Vertrages und wirklichen EinKtelluag
deß Vertreters, die ihm obliegende Dienstpflicht, in ihrem ganzen Umfange, selbst noch zu
erfüllen schuldig ist. 3

Fünfeer Abschnitt.
Von den Strasen gegen ungehorsame Dieenstpflichtige.

S. 38.

Derjenige, welcher mit dem nachfolgenden Jahre in die dienstpflichtige Altersklasse erste,
kann vom ersten September an bic zu dem in der Mitte Oktobers anberaumten Muste-

rungs-Termine bey der Drtsobrigzkeit seinen geseblichen Anspruch auf Besreyung und Zu-
rückstellung, um die Erörterung deöselben dadurch zu befördern, vorläusig anbringen und
die dazu nsthigen Bescheinigungen elnreichen, oder solches durch jeden Anderen für sch
bewirken lassen.

Im Musterung5-Termine aber hat der Dienstpflichtige selbst seine dießfallsigen An-
sprüche anzubringen, da den Aeltern und Bormündern desselben oder deren Brvollmächtig=
ten, solche für ihn anzubringen, nur in solgenden Fällen verstattet wird:

1) Bey der Verhinderung desselben am persönlichen Erscheinen durch Krankheit.

Das deshalb beyzubringende Zeugniß muß, im Falle der Ausstellung durch einen Arzt
im Auslande, zugleich gerlchtlich beglaubiget seyn; außer diefem Falle reicht das Zeugniß
eines im Grohherzogthume zur Praxis berechtigten Arztes oder auch des Ortsvorstan-
des hin.
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) Bey eintrekender augerordentlicher Verhinderung für den Dienstpflicheigen,
so fern solche durch gerichtliches Zeugnig nachgewiesen werden kann.

3) Bey dem Aufenthalte desselben auf Universitäten, Akademieen und Lehranstalten, wie
auch sonst in= und außer Landes, zum Behuse der Erlernung einer Wissenschaft,
Kunst, Profession k. und diesfallsiger Ausbildung, in so fern, als die Reise des
Dienstpflichtigen zum Musterungsorte und die Zeit der Musterung eine nachtheilige
Unterbrechung in seiner Ausbildung und in seinen Verhältnissen, bescheinigter Maßen,
zur Folge haben würde.

Auf das gewöhnliche Wandern der Handwerkögesellen ist hierbey keine Rücksicht zu
nehmen, weil dieselben in Zukunft durch ihre Wanderbücher nur bis den ersten Oktober
vor dem Eintritte ihrer Dienstpflichtigkeit zum Aufenthalte außer Landes Erlaubniß erhal-
ten dürfen.

Unterbleibt das Anbringen der Ansprüche und die Beybringung der vorgeschriebenen
Jeugnisse,

#a) durch die Schuld des Dienstpflichtigen selbst: so ist derselbe mit diesem Tage, ohne
Weiteres, des ihm zustehenden gesehlichen Anspruches auf Besrepung und Zuräckstel-
lung verlustig; diese Androhung kann aber auf Befreyungsansprüche, für welche ein
geseblicher Grund erst später eintritt, nicht bezogen werden.

Wenn jedoch

b) die Schuld deshalb auf die Aeltern, Vormünder oder Bevollmächtigre des Dienst-
Ppflichtigen fällt: so bleibt derselbe zwar straflos; allein die Schuldigen werden für
ihre diesfallsige Nachlässigkeit mit einer Geldstrase von drey bis funfzehen Thalern
belegt welche in die Kriegskosse fließt.

* 30.

Im Termine zur Verloosung haben sämmtliche Dienstpflichtige, welchen nicht bereits
vorher vom Landrathe eröffnet worden ist, daß sie zu solcher nicht gezogen werden sole1¾
sich in Person einzusinden, so fern ihr Alchterscheinen nicht
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1) wegen Krankheit, oder

2) wegen Verhinderung außerordentlicher Art auf die im §. 38 vorgeschriebene Weise
entschuldiget werden kann, auch

3) sie sich nicht, um der vorgedachten Iwecke willen (K. 38 unter No. 3), an einem
Orte besinden, welcher über zehen Meilen vom Verloosungsorte entfernt ist.

In diesen Fällen bleibt den Aeltern, Vormündern, Bevollmächtigten 2c. des Abwesen-
den nachgelassen, für ihn das Loos zu ziehen. Meldet sich hierzu Niemand für den Abwe-
senden an: so kann, nach Befinden vorliegender Zeugnisse und offenkundiger Umstände, vom
kLandrathe die Loosziehung für denselben von Amtsw egen angeordnet werden.

Wer aus den oben angeführten Gründen wegen seines Auöbleibens nicht entschuldiget
ist, wird durch solches des Rechtes zu loosen verlustig und sofort den Looßziehenden in sei-
ner Altersklasse vorausgestellt.

Diejenigen Abwesenden, welche in Folge des für sie gezogenen Looses in den Aktiv-“
Dienst elnzutreten schuldig sind und sich innerhalb der ihnen vom Landrathe zu' seben-
den Frist hierzu pünktlich einsinden, sind so anzusehen, als ob sie dem Gesete volle Ge-

nige geleistet haben, wenn sie aber innerhalb dieser Frist sich zur Einstellung nicht anmel-
den: so werden sie alö Ungehorsame behandelt.

Alle diejenigen Dienstpflichtigen, welche sich, ohne hinlängliche Entschuldigung ihres
Auöbleibens im Verloosungs-Termine erst nach demselben, oder wenn sie deshalb ent-
schuldiget waren, erst nach dem Ablaufe der zu ihrer Einstellung geseczten Frist, jedoch noch
innerhalb drey Monathen freywilig stellen, bleiben bloß einer Verlángerung ihrer
Dienstzeit um den Rest des Jahres unterworfen, so, daß sie bis zum Ende deo darauf fol-
genden Jahres in der ersten Altrsklasse stehen bleiben und erst mit solcher in die übrigen
Altersklassen fortrücken.

Im Falle der bey verspätctem Erscheinen sich eroffenbarenden Dienstuntauglichkeit eines
Dienstpflichtigen ist derfelbe von Grohherzoglicher Landes-Direktion, nach Besinden der

Umstände, mit fünf bis fünf und zwanzig Thalern zur Kriegskasse zu bestrafen oder im
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Valle gönglichen Unvermsgens zu Entrichtung einer Geldstrate mit verhälmißnäßiger Ge-
fängnißstrafe zu belegen.

. 40.

Als beharrlicher und böslicher Ungehersam der Dienstpflichtigen wird berrachtet und
bestraft:

1) das Auöbleiben derjenigen, welche wegen ihre5 Nschterscheinens im Verloosfungs-Ter-
mine an die Spitze der jüngsten Altereklasse gestellt worden sind, oder durch das Loos
zur eisten Ausstellung gehören, wenn ihre Rückkehr und Anmeldung nicht binnen
drey Monathen nach dem gedachten Termine freywillig geschiehet,

a) die Entfernung eines in ver zweyten Reserve stehenden Dienstpflichtigen, wenn solche
ohne dazu erhaltene Erlaubniß geschiehet, wenn die daben vorgeschriebenen Be-
dingungen unerfüllt bleiben, oder, wenn die vorgeschriebene Rückkehr Innerhalb der
dazu gegebenen Frist nicht erfolgt (C. 45 No. 2 litr. b).

In diesen Fällen ist von Großherzoglicher Landes-Direktion, wegen Beschlaglegung
auf das in Frage kommende Vermögen, das Nöthige zu verfügen und zugleich auf die
Ausgetretenen und Ausgeblirbenen, mit Hülfe der Kartell-Verträge, allenthalben Stellung
zu machen, auch wegen öffentlicher Vorladung der Schuloigen, binnen Jahresfeist, ben
Vermeibung der Konsiskation des iehigen und künftigen Vermögens derselben, an die Groß-
hergoglichen Landeéregierungen das nsthige Ersuchen zu erlassen.

Erscheint der Ungehorsame innerhalb dieser Jahresfrist: so hat derselbe doppelte Dienst-
zeit im aktiven Theile des Grogherzoglichen Militärs au5zuhalten, ist er aber untauglich:
so tritt eine Geldstrafe von fünf und zwanzig bid hundert Thalern, oder, bey Unvermögen,
angemessene Gesängnißstrafe#für denselben ein.

Erscheint derselbe nicht: so wird das bereite und künftige Vermegen desselben zum Be-
sten der Kriegskasse konstiscirt.

Uebrigens versteher sich von sellst, daß die im aktiven Militär und in der eosten Ne-
lerve Eingestellten, von ihrer Verpflichtung an, wegen Entfernung oder Ausbleiben über
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Urlaub, nach den Solbdatengefetzen zu beurthellen und baher von der Militar. Behord-
resp. als Deserteurs zu bestrafen sind.

5. 4r.

Diejenigen, welche sich durch fälschliches Vorgeben von Untauglichkeit dem Wilitär-
Dieaste entzogen haben, werden ebenfalls zur Aushaltung der doppelten Dienstzeit elngestelle
vorbehältlich der Bestrasung dieses Betruges nach allgemeinen Strasgesetzen.

Wird der Schuldige durch das deshalb gegen ihn gesprochene richterliche Erkenntn#ß
unfähig zum Eintritt in die Reihen der Vaterlandsvertheidiger: so tritt mit derselben zu-
gleich die Konsiskation seines Vermagens bis zum Betrage der Kosten ein, welche durch die
IUnnahme der für ihn auf doppelte Dienstzeit einzustellenden Vertreker verursacht werden.

9. 42.

Diejenigen, welche sich durch Verwundung und Verstämmelung des Körpers der Dienst-
leistung zu entziehen suchen, sollen, so weit es nur immer möglich ist, mit doppelter
Dienstzeit bey dem Militr-Fuhrwesen eingestellt werden.

Sind dieselben ganz untauglich zu irgend einer Art des Militär-Dienstes geworden:
so erfolgt die Konsiskation ihres Vermögens bls zu dem im vorlgen #. besagten Betrage,
und sie sind in Ermangelung allen Vermögens mit drey bis sechsmonathlicher Gefänguig=
strase zu belegen.

. 43.

Verstirbt ein ungehorsamer Dienstpflichtiger, ehe die ungehorsamsstrafe gegen ihn eous-
gesprochen worden ist: so findet dieselbe keine Anwendung.

Secheter Abschnitt.
Von den Vorschristen, welche die Diensipflichtigen während der Dlestzeit zu brobochten haben.

I. Untercrdaung unter die Soltotengesetz.

) Dieje nigen, welche zum aktiven Dienste eingestellt worden find,
haben sich von ihrer Verpflichtung als Soldaten an, bis zu ihrer Entlassung aud dem
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Dieaste, folglich auch während sie in ber ersten Reserve stehen, im Allgemeinen nach den
SoldatengesehenvomdöstenMay1811 zu achten.

Jedes Vergehen, welches von denselben begangen wird, und dessen Untersuchung vor
die Militär-Gerichse gehört, unterliegt der Bestrafung nach diesen Gesetzen.

b) Die in der zweycten Reserve begriffenen Dienstyflichtigen sind, von
dem Augenblicke an, wo sie zum Ererciren kommandirt werden, bis zur Entlassung vom

Exerzier=Platze, folgenden Vorschriften der Soldatengesetze unterworfen:

„Art. 2. der Soldat muß S. Königlichen Hoheit, des Großherzogs, Ober= und
„Unter-Offizieren Gehorsam leisten und ihre Befehle genau vollziehen.

„Art. 3. Widersehung gegen Dlenstbefehle seines Vorgesebten durch Geberden oder
„Worte, wird inach dem Grade der Vosheit und den Umständen mit sechswöchentlichem
„Arreste des dritten Grades, bis zu drepjähriger Festungsstrafe, bestraft.

„Art.X.Thätliche Widersetzung gegen den Vorgesebten, oder auch Drohen mit dem
„Gewehr, wird mit Erschießen des Verbrechers bestraft, und Widersebung gegen eine
„GWache oder Schildwacht bey Arrekirungen der, gegen elnen Vorgesetzten yleich geachtet.“

5. 45.
II. Lorschriften wegen Verlaberung bes Nufenkhalts.

1) Die zum aktiven Dienste und zur ersien Reserve Eingestellten müs-
sen, auch wenn sie beurlaubt sind, während der Dienstzeit im Lande bleiben und dürfen
sich aus ihrem Kompagnie-Bezirke, ohne besondere Erlaubniß des Chesé desselben, nicht
entfernen; sie können jedoch zu jeder Veränderung ihres Aufenthaltes im Großherzegthume
die erforderliche Erlaubniß erlangen, auch wird ihnen vom Großherzoglichen Militär-Kom-
mando auf ihr Nachsuchen, um dringender Umstände willen, zu Reisen in das Ausland Urlaub
ertheilt werden.

2) Die in der zweyten Reserve stehenden Dienstpstichtigen haben, in Ansehung des
Reisens und Wanderns in= und außer Landes, Folgendes zu beobachten:
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a) zum Reisen und Wandern, wie auch zur Veranderung des Aufenthaltes im Lande,
bedürsen sie einer besondern Erlanbniß nicht, diejenigen aber, welche noch zu der
jüngsten Altersklasse gehören, haben, bey Vermeidung Militär-Arrestes, dem Kom-
mandanten des Exerzier-Platzes, zu welchem sie bls dahin gehörten, von seder sol-
chen Veränderung ihres Aufenthaltes Anzeige zu machen, und an dem Orte, wohin
sie sich im Inlande begeben, bey dem Kommandanten des dortigen Ererzier-Platzes
sich wiederum zu melden;

b) so lange als die Großherzogliche Landes-Direktion sich, wegen eintretender besonde-
rer Zeitumstände, nicht veranlaßt sieht, das Reisen und Wandern derselben in das
Ausland durch öffentliche Bekanntmachung wieder einzustellen, bleibt den in der
zweyten Reserve Stehenden unbenommen:

) um Geschäfte und anderer Zwecke willen sich mit obrigkeitlichem Porwissen in das

—

Ausland an bestimmte Orte zu begeben, deren Wahl und Veränderung sie ihrer
Ortsobrigkeit, auf eigene Kosten, dergesialt anzuzeigen haben, daß sie, im Falle
der Nothwendigkeit ihrer Eingiehung zum aktiven Dienste, sich auf Erfordero bin-
nen vier Wochen miederum selbst Keilen k#nnenn Diejenigen Dienstpflichtigen der

zweyten Reserve, welche noch in der jüngsten Alteröklasse stehen, haben sich, bey
Vermeldung Militär-Arrestes, vor ihrem Weggehen deshalb auch noch bey dem
Kommandanten ihres Ererzier-Plahes gehörig zu melden.

Hingegen darf

die Paß=und Wanderbuchs= Ausferkigung zu elnem unbestimmten Aufenthalte im
Auslande nur dann geschehen, wenn ein deshalb, nach vorgängiger Erörterung der
persenlichen und anderer dabey in Erwágung zu ziehenden Verhältnisse des Rei-
senden, von der Landes-Direktion aucgestellter Erlaubnißschein vorgezeigt werden
kann, der die Bedingungen enthalten wird, unter welchen dem diesfallsigen Gesuche
Statt zu geben ist und der von der Paßauslkellenden Vehörde, zu ihrer Legitima-
tion, bis zur Wiederauswechselung desselben, gegen den sraglichen Paß oder das
Wanderbuch, gehörig aufzubewahren ist.



Siebenter Abschnitt.

Lom Gerichtsstande der Dienslpllichtigen.

. 46.
Diesenigen Dienstpflichtigen, welche zur ersten Ausstellung und zur ersten Keserve

behören, stehen
1) in Civil, Sachen und zwar:

#a) in streitigen

2? was Cheversprechen, ECheirrungen und Ehescheidungen anlangt, gleich anderen Unter-
thanen, unter der Landesregierung des Bezirkes,

") was andere persönliche Ansprüche betrifft,

aa) während sie sich im wirklichen Dienste besinden, unter den Milicär-Gerichten,

bb) während sie beurlaubt sind, unter den Gerichten ihres Wohnortes,

7) was dingliche Ansprüche betriffe, unter dem Richter der gelegenen Sache, nach
den allgemeinen Gesehen über diesen Gerichtastand,

b) in nicht streitigen ebenfalls nach den allgemeinen Gesehen unter denjenigen Be-
hörden, welche für solche Sachen überhaupt zuständig find;

2) in Untersuchungssachen,

a) wenn e6 sich von Militär-Verbrechen und Vergehen, oder von Verbrechen und

Vergehen handelt, welche entweder während des wirklichen Dienstes, oder in den
dem Militär angewiesenen Gebäuden, oder an Gegenständen der Militär-Wirehschaft,
oder an Kameraden im wirklichen Dienste begangen worden, unter den Militär-

Gerichten,
wenn das Verbrechen oder Vergehen kein besonderes Militär-Verbrechen oder Ver-
gehen ist, auch dasselbe nicht im wirklichen Dienste, sondern während der Beur-
laubung, nicht in den dem Militär überwiesenen Gebéuden, nicht an Gegenständen
der Militär-Wirthschaft und nicht an Kameraden im wirklichen Dienste begangen
worden, unter den sonst in dem Großherzogthume angrordneten Untersuchungs,
behörden.

S —
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. 47.

Auch Offiziere und alle ihnen im Kange gleichslehende Militär-Personen stehen, was
Dienstverbrechen und Vergehen betrifft, unter den gesetzlich angeordneten Milieär-Gerichten.

In allen anderen Sachen aber haben sie selbst und ihre Familienglieder haben über-
haupt den Gerichtöstand schriftsäsliger Versonen.

. 4.

Mit Berücksichtigung der Beslimmung über Schriftsässigkeit (s. 47), welche jedoch auf
Dienstbothen nicht auszudehnen ist, sind die Eheweiber, die Kinder und die Dienstbothen
der Milicär-Personen der bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterworfen.

S. 49.

Dasselbe gilt von denjenigen Dienstpflichtigen, welche nicht zu der ersten Aufstellung
und nicht zu der ersten Keserve, sondern zu der zwenten Reserve gehsren, biejenigen
Verbrechen und Vergehen ausgenommen, in Ansehung welcher sie unter den Soldatenge-
segen und folgeweise unter den Militär-Gerichten stehen.

Hierneben wird verordnet:

1) haben die bandesregierungen in einer vor sie gehörigen Civil Sache einen im Dienste
stehenden (nicht beurlaubten) Militär vorzuladen: so geschieht solches zwar unmittel-
bar, jedoch soll der Militär. Chef gleichzeitig mündlich davon in Kennkniß geseht
werden;

2) haben andere Gerichtsobrigkeiten in Eivil-Sachen einen im Dienste stehenden Militär
vorzuladen: so geschieht solches durch eine schriftliche kostenfreye Requisition des Mi-
litér-Gerichtes;

3) in Untersuchungssachen kann gegen Diensithuende Militärs nur mit Vorwissen und

Genehmigung ihres Ghefs vorgeschritten werden, Auch ist
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das Militär-Kommando vor jeder Untersuchung, welche gegen einen in der ersten
Aufstellung oder in der ersten Reserve stehenden Militär-Pflichtigen anhängig wird,
und von dem Ausgange derselben sofort in Kenneniß zu sehen.

. 51.

Die Verordnungen in F. 46—50 gelten analogisch auch in Ansehung der Polizey-=
Uebertretungen und der dadurch begründeten Zuständigkeit der Polizey-Beherden.

§S. 52.

Die Militér-Gerichte versahren und richten

#a) in Untersuchungssachen nach den Vorschriften der Soldatengesebe;,

b) in börgerlichen Rechtssachen nach den allgemeinen Gesehen und Rechten deb Groß-
berzogthumes.

Hinsichtlich der Eivil- Rechtöpflege haben die Militér-Gerichte ganz dieselbe Stellung
wie andere Eivil-Untergerichte, auch in Ansehung des Instanzenzuges und der Aufsicht von

Seiten der Landesregierungen. Eine Visttation derselben soll jedoch nie ohne Vorwissen
bes General-Kommandos vorgenommen werden.

h. 53.
Die burgerlichen Behorden verfahren und richten auch in den Angelegenheiten der

Militär-Personen, wenn und in so weit solche vor sie gehören, lediglich nach den sonst be-
stehenden Vorschristen und den für alle Staatsunterthanen geltenden Geseben, ohne Un-
terschied zwischen Rechts= und Polizey-Sachen, Civil= und Kriminal-Sachen.

Nur auf ksrperliche Züchtigung darf gegen die zu der ersten Aufstellung oder zu der

ersten Reserve gehörigen Dienstpflichtigen nicht erkannt werden, so lange dieselben nicht bey
dem Militär selbst in die zweyte Klasse versebt und somit der körperlichen Züchtigung un-
terworfen worden sind.
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 54.

Den Militr-Gerichten bleibt es überlassen, auch solche gemeine Verbrechen, wolche
sie nach §. 40 zu untersuchen und zu bestrasen haben, an die Kriminal-Gerichte zu verwei-
sen und die Angeschuldigten dahin abzugeben.

 55

Was in den vorstehenden #. k. geordnet worden, ändert sich für den Fall des Krie-
ges oder einer dadurch bewirkten Mobil- Machung des Kontingents in so fern ab, als in
diesem Falle, und zwar auf dem Marsche, im Felde und in Garnison, alle und jede zu dem
mobilen Theile des Kontingents gehörigen Milikr-Personen, so wie alle und jede, welche
demselben folgen, lediglich der Militär-Gerichtsbarkelt und den Militär-Gerichten unter-
worfen seyn sollen.

Achter Abschnitt-
V## de Berechilgungen und. Vorzägen den Olenstpillchtigem.

56.
Ju nöthiger Erleichterung für die Militr-Pflichtigen in ihrem Hauswesen und Ge-

werbe sollen diesenigen, welche in der Infanterie und Artillerie zur ersten Aufstellung ge-
hören, in der Regel bloß zu dem Garnison-Dienste in Weimar und zu den Waffehübun-

gen abwechselnd einberusen werden, so, daß dieselben in Friedenszeiten auf den größern.
Theil des Jahres Urlaub erhalken.

Sollte ein Dienstherr oder Handwerksmeister 2c. ssch weigern wollen, seinen Bedienten,
Knecht, Gesellen, Lehrling w. wegen der erfolgten. Einziehung zum Garnison-Dienste oder
zu den Wassenübungen wieder anzunehmen: so ist derselbe von der Ortsobrigkeit, unter ge-
eigneter Belehrung über die Pflicht der Staatsbürger, zu Förderung der bestehenden, aus.
guten Gränden getroffenen Militär-Einrichtung, gehörig zu bedeuten.

Ein jeder Dienslpflichtiger ist hiernach im Stande, seine sonstigen Obliegenheiten und
Geschäfte einen großen Theil des Jahres hindurch gehörig zu besorgen, weshalb auch aof
dlesfallsige Einwendungen gegen die Beurlaubung Rücklicht nicht genommen werden kann.
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Die Freyheit der Ansässigmachung innerhald des Großherzogthumes wird durch die
Dienspflicht durchaus nicht beschränket-

S. 58.

Eben so bleibt die Verheirathung während der Dienstpflichtigkeic ohne alle- Einschrän-
lung nachgelassen, so fern eine sonstige gesetliche Vorschrift nicht entgegen steht und den
Erfordernissen deshalb Genüge geleistet wird.

 . 39.

Die zum aktiven Waffendsenste des Großherzogthumes Eingestellten sind, In Hinsicht
ihres Einkommens durch Gewerb= und Geschäfterhátigkeit, so wie der Löhnung, von der
allgemeinen direkten Steuer befrept.

8. 60.

DenMilitar- Pflichtigen, welche sich in Feldzugen durch Pflichterfullung ausge-
geschnet und als, treue Unterthanen bewährt haben, soll bey Besebung solcher Stellen, zu-
welchen sie gehörig geeignet sind, im gonzen Umfange des Großherzogthumes vorzögliche
Rücksicht gewidmet werden, daher dieselben, auch vorzugswelse zu Ossizier-Stellen. in Vor-
schlag zu bringen sind.

K. 61.

Diejenlgen, welche im Wassendienste des Großherzogthumes vor dem Feinde invalid-
geworden sind, oder in Folge von Blessuren und Unglücksfällen ihre Gesundheit oder den
seepen Gebrauch ihrer Gliedmaßen verlohren haben, wird die Verleihung, einer für sie
geeigneten Versorgung oder einer angemessenen Pensson hiermit zugesichert..

Wir haben dleses Gesetz verfassungsmäßig, auch durch Beydruckung Unsre Groß=
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herzoglichen Staatdinsiegels vollzogen und wollen, baß dasselbe durch das Regierungs-Blatt
zu Jedermannes Wissenschaft und Nachachtung gebracht werde.

Was das Geschaft der Musterung und der Verloosung betrifft, soll und wird Unsre
Landes-Direktion noch diejenigen Verordnungen erlassen, welche um des Ueberganges von
dem bisherigen Verfahren zu dem nunmehr neu geordneten Verfahren nothwendig sind.

Weimar am 2 isten Juny 1823.

(L. S.) Karl August.

C. W. Freyh. v. Friesch: Freyh. v. Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Gesetz
über die Militär-Dienstpflicht.
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A.

Instrubtion
zum chersahren bey Multerung, Verloofung und Einstellung der Milikär= Pflichrigen.

A.) Die Vorarbeiten betreffend.

8.
Die Großherzoglichen Landräthe, als *7 von der Großherzoglichen Landes-Direktion

in den ihnen durch das Geseh vom 21. Juny 1823 zur Musterung, Verloosung und
Einstellung der Milltär-Pflichtigen angewiesenen Bezirken mit beständigem Auftrage verse-
henen Kommissarien, oder die ernannten Stellvertreter derselben haben, vor der Mitte des
Monathes September, die vom darauf folgenden Jahre an dienstpflichtige Mann'
schaft eines jeden Musterungsbezirkes (s. 9. 23 des Gesetes über die Militär-Dienstpflicht),
zu den, innerhalb der letzten Hälfte des Monathes Okrober, abzuhaltenden Musterungs-
Terminen durch das officielle Wochenblatt gehorig vorzuladen und den Dienstpflichtigen das
personliche Erscheinen im Amtsorte an gewohnlicher Stelle und an folgenden Tagen
auszugeben.

I. Im Weilmarlschen Landraths-Bezirke:
1) am 2o0ften Oktober für den Musterungöbezirk der Stadt Weimar,
a) am a#nften Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Weimar,
3) am 33sten Oktober für den Mullerungsbezirk des Amtes Berka A F mit Tonndorf,
4) am 2 ##llen Oktober für den Musterungobezirk des Amtes Blankenhayn,
5) am 25sten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Ilmenau.

U. Im Jenalschen wonnvn h ebirr —1) am Zosten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes
2) am 21stenOktober für den Musterungsbezirk des Amtes Jiget mit Tautenburg,
3) am 23sten Oktober für den Musterungebezirk des Amtes Dornburg,
4) am 24sten Oktober für den Musterungobezirk des Amtes Roßla.

in. Im Buttstäbtlschen Landraths-Bezirke:
1) am zosten Oktober für den Musterungsbezirk des Antes Buktstäde
2) am 2#sten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Allstedt mit Oldisleben,
3) am 23sten Oktober fur den Musterungsbezirk des Amtes Großrudestedt,
4) am egsten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Vieselbach.

1v. Im Neustädtischen Landraths. Bezirke:
1) am Zosten Oktober für den Musterungöbezirk des Amtes Neustadta
2) am gsasten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Weida rxx n
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V. Im Eisenachischen Landratho-Bezirke:
1) am zosten Oktober für den Musterungobezirk der Stadt Eisenach,
2) am 2#uten Oktober für den Musterungebezirk deS Dberamtes Eisenach,
3) am 23ten Oktober für den Musterungobezirk des Amtes Ereuzburg,

) am 24sten Oktober für deu Musterungebezirk des Amtes Gerstungen mit Haus-
breitenbach,

5) am 25sten Oktober für den Musterungöbezirk des Amtes Crayenberg mit Frauensee.

VI. J#r Vachaer Landraths-Bezirke:
1) am zosten Oktober für den Musterungêbezirk des Amtes Vacha mit den Patrimonial=

Aemtern Völkershausen und Lengoseld, «
2) am 21sten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Geisa,

3) am 22#ten Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes Dermbach,
4) am 23sten Oktober für den Musterungsbegirk des Amtes Kaltennordheim,
5) am 25st8en Oktober für den Musterungsbezirk des Amtes bichtenberg zu ÖOstheim.

Wenn einer der vorbezeichneten Tage ein Sonntag ist: so wird solcher übersprungen
und die noch übrigen Musterungs-Termine sind dann um einen Tag weiter hinaus zu setzen.

Durch die zu erlassende Eication sind die Dienstpflichtigen zugleich zu zeitiger Anbrin-
gung aller geseblich begründeten Ansprüche auf Befreyung, oder Zurückstellung, bis zum
Musterungs-Termine und zwar unter Undrohung des im Unterlassungöfalle, bey Ermange-
lung gesehlich zugelassener Eneschuldigung (#. 38), eintretenden Verlustes dieser Gesebes.
wohlthaten ausdrücklich anzuweisen. Das Korncept oder ein Abdruck dieser Citation wird
den Anfang der über jeden Musterungsbezirk besonders zu föhrenden Akten machen.

 *

Der Landrath oder dessen Stellvertreter ist verpflichtet,
am isten Oktober

die noch nicht an ihn gelangten Ortslisten der Gerichtorte und Stadträthe seines
Sprengels, und

am 8ten Oktober
die zurückgebliebenen Ortslisten der Amesbezirke, ohne Weiteres, durch Wartebothen,
auf Kosten der läumigen Stelle, abholen zu lassen.

Sobald sämmtliche bisten relp. Vakat-Berichte des Musterungöbezirkes eingegangen
sind, ist solches durch Registratur zu den Kommissions-Akten auödrücklich zu bemerken.
Beharrliche Saumseligkeit und Nachlässigkeit der zu Ausstellung und Prüfung der Orts-
listen berufenen Behörden ist der Großherzoglichen Landes-Direktion, zur Abhülse und
Bestrafung, berichtlich anzuzeigen.

 ie
Die Ortslisten und die von den Aemtern, Gerichten und Setadtráthen über deren

Prüfung geführten Akten sind hierauf genau zu durchgehen, um über daß, was dabey we-
gen unterlassener pünktlicher Befolgung der zu Aufstellung und Berscheigung dieser Listen
ertheilten besondern Instruktion zu erinnern ist, bedürfenden Falles, noch vor dem Muste-
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rungs-Termins mit der betheiligten Behärde Kommunikation zu pflegen, ober um beshalb
geeignete Verfügung zu erlassen; zugleich aber ist aus den besagten Ortolisten (durch
sergfältine Uebertragung des wesentlichen Inhaltes derselben in die dazu gedruckten Nete),
die Musterungs-Bezirksliste nach dem (unker Nr. I.) beygefügten Schema
dergestalt gehörig anfzustellen, daß die Rilirär-Pslichtigen jeden Ortes unmittelbar nach
einander, die Orte selbst aber resp. mit Einschluß der zu jedem derselben geschlagenen, und
also mit solchen ein Ganzes ausmachenden einzelnen Güter, Höfe und Ansiedelungen in
alphabetischer Ordnung folgen. -

§-4
Die gedachten Listen müssen bis zu den Rusterungs-Terminen vorschriftsmäßig vol-

lendet seyn, um solche den bey der Musterung anwesenden Amts= und Gerichts= au
Stadtrathö-Personen zur Einsicht vorlegen und die Termins-Verhandlung darauf grün-
den zu können.

) Den Musterungs-Termin brtireffend.
5.

Der Landrath eröfsnet den Musterungs-Termin mit einem zweckdienlichen Vortrage,
so wie mit einer Ermahnung an die Abgeordneken der Ortsvorstände zur getreuen Angabe
der Umstände und Verhältnisse, worüber sie in Ansehung Mllitär-Pflichtiger Auskunft er-
theilen können; ingleichen mit einer Aufforderung an die erschtenene junge Mannschaft, zu
Vorbringung etwaiger Erinnerungen gegen den Inhatt oder die Nangelhafelgkelt der Orks-
listen, worauf zum Aufrufe der einzelnen Orte des Bezirkes, und zwar der enkfernte-
ren vor den näheren, dann zur öffentlichen Vorlesung der Ortslisten geschritten wird. Da-
bey ist der Gründe und Nachwessungen zu gedenken, auf welchen die bereits erörterte und
in die bisten aufgenommene Angabe der Unfähigkeit und Untauglichkeit zum Militchr-Dienste
oder des Wegzuges und der Auswanderung beruhet.

Wird von den Anwesenden angezeigt und dargeehan, daß bep der tistenfertigung Mi-
litär-Pflichtige übersehen worden, oder daß hinsichtlich derselben mangelhafte und unrich-
tige Angaben eingeschlichen seyen: so mäüssen diese Erinnerungen niedergeschrieben und in
den bisten angemerkt, auch so weit als möglich erlediget, resp. durch Nachtrag oder Ab-
streichen der fraglichen Nahmen in den Listen, beseitiget werden.

In Ansehung derjenigen Eingezeichneten, welche notorischer Maßen weggezogen
oder auswärté verstorben sind, ist auf gleiche Weise zu verfahren, um die Nahmen dersel-
ben nicht vergeblich in den Listen fortzuführen.

6. 6.
Die Dienstpflichtigen sind darauf zum Hervortreten, Behufs der Musterung und zu

Anbringung der Entlassungs= oder Befrepungögesuche, so wie der Ansprüche auf Sus-
pension und Zurückstellung, nahmentlich aufzurusen, wobey die Nahmen der Erschienenen,
so wie derer, welche sich als Bevollmächtigte Abwesender anmelden und alb solche, in
Volge der Gesehesvorschriften (§. 38), zugelassen werden dürfen, in der Liste besonders
vorzumerken sind, um dadurch deren Eintragung in das Protokoll zu ersparen.
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Sichtbar Verunstaltete und Zwerghafte, auch sonst zum Kriegödfenste notorisch Un-
taugliche, welche sich im Termine zur Musterung eingefunden haben, sind vom Landrathe
durch alsbaldigen Ausspruch seines Beschlusse deohalb und mit der deöhalb erforderlichen
Bemerkung im Protokolle und in der Liste alsbald wieder zu entlassen.

7.
Ueber die Reklamationen wird in folgender Ordnung verhandelt:

. uber die Gesuche um Entlassung wegen Untauglichkeit zum Militar: Dienste (s. K. 9);
U. über die Ansprüche auf gänzliche Befreyung (F. 11);
III. über die Gesuche um Suspension der Militär-Pflicht (vorläusige Befreyung) (F. 12 2.).
IV. über die Ansprüche auf Zurückstellung (s. 1T. 14.)

K. 8.
Die kommissarische Erörterung dieser Reklamationen ist zu gründen,

ad 1 auf die Erwägung beygebrachter glaubhafter Zeugnisse und des, nach Besinden,
vom Physikus abzugebenden Gutachtens über den Geistes = oder Körperzustand des Rekla-
mirenden, ingleichen auf die mit denjenigen Dienstpflichtigen, bey welchen die Erreichung
des 9’'seblichen Normal-Maßes zweifelhaft ist, vorzunehmende Messung. In Ansehung
dessen, was wegen der Zeugnisse uber solche Uebel und Krankheiten, welche nicht zu jeder
Zeit bemerkbar sind, zu beobachten ist, wird auf das Geseh über die Militär-Mlicht 4. 0.
hier noch besonders verwiesen.

Ergiebt sich durch das Urtheil des Phpsikus und nach dem Inhalte der für ihn spre-
chenden Zeugnisse, insonderheit auch des Ortsvorstandes und der Kameraden, daß der Re-
klamant nur vorerst wegen Kränklichkelt und Schwächlschkeit zum Milstär-Dienste un-
tauglich sey (F. 7o), und daß sich von ihm in einiger Zeit die Erlangung der nöthigen
Diensttauglichkeit erwarten lasse: so ist derselbe, eben so wie in dem Falle, wenn ihm die
Normal-Größe abgeht, aber zu Erreichung derselben noch Hoffnung übrig bleibt, mit sei-
nem Befreyungsanspruche lediglich ab= und zum Erscheinen im Verloosungê-Termine an-
uweisen;! ad 11. auf die zu Begründung des gesehlichen Anspruches beygebrachten, mindestens in

beglaubigter Abschrift zu den Akten zu nehmenden Zeugnisse und Nachweisungen.
Ueber die unter I. und 11. besagten Reklamationen stehet dem bandrathe in ganz

unzweifelhaften Féllen die (ofortige Eatscheidung zu, wobey sich derselbe jedoch
streng an die Worte der geseglichen Vorschrift, und also an die nahmentlich aufgeführten
Besreyungsgründe halten, und deshalb das Erforderliche zum Protokolle nehmen wird. In
Folge jener Beurtheilung geschieht die abschlägige Bedeutung oder die, mit alsbaldiger
Entlassung aus dem Termine zu verbindende, Ausstreichung des Betheiligten aus den bisten.

Diejenigen, welche hinsichtlich ihrer Reklamationen auf Entlassung wegen Untauglich-
keit oder auf gänzliche Besreyung abschlägig beschieden werden, sind daben zugleich zu
besragen: ob sie dechalb erst noch auf den Ausspruch Grohherzoglicher Kandes-Direktlon
provociren wollen oder nicht? mit Belehrung darüber, daß sie dieser Berufung verlustig
werden, wenn sie solche in dem Musterungs-Termine nicht sofort anbringen.

Künftiger Nachweisung und leichterer Uebersicht halber ist über die Zurückweisung
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der auf Entlassung oder auf gänzliche Belcerung gerichteten Reklamationen, ingleichen
darüber: ob dagegen Berufung eingelegt worden sen oder nicht? bey den Nahmen der Re-
klamanten in der letzten Listen-Kolumne d#a## Nötitze zu bemerken.

Sowohl wegenr zweiseiyafter Fäle, als auch in Ansehung derjenigen Fälle, in wel-
chen der Reklamant gegen die kommissarische Enkscheidung sich mic einer Berufung an die
bandes-Direktion wendet, hat der Landrath die vorgebrachten Reklamations=Gründe,
das Gutachten des Amtes, Gerichtes oder Stadtrathes darüber, entweder sofort zum Protrkolle
u nehmen oder schriftlich bepbringen zu lassen, und mit seinem Berichte der Landes- Di-

rektion vorzulegen..

S. 9
Wegen vorkommender Gesuche um Suexensson den Militär-Pflicht oder um einstwei-

lige Zurückstellung des Dienstpftichtigen sind:
ad IIl. die beygebrachten Zeugnisse und
ad IV. die Ergebnisse der Erörterung des Gesuches, nach Befinden des Falles, mit den

im (. 18 erforderten JZeugnissen zu den Akten zu bringen-
Da die Betheiligten in jedem Falle zurVertoofung zu ziehen sind: so wirb die Greß-

erzogliche Lande-Direktion bis zum Verloosungs-Termine die diesfallsige Entscheidung
jedesmahl selbst ertheilen.

*s*ie

Wenn auf die hier vorgeschriebene Weise das Verfahrem über die vorgebrachten Ge-
suche und Auspröche beendiger worden ist: so sind die Resultate desselben aus dem Proto-
kolle in die Listen, gehsrig einzutragen, und es ist zugleich der Versammlung zu eröffnen
daß auf weitere Reklamationen nicht werde gebert werden, und daß dieNichterschienenen
ihrer Belchhungeantrche nunmehr verlustig seyentu Mlichtigen, über deren Fa ulhr Reklamationen nicht bereits definiktoentschieden “E ist, sind zugleich aufzufordern, sich demnächst im. Verloosungs-Termine.
gehorig miteinzusinden, um die hohere Entscheidung über ihre angebrachten Reklamatienen
und, in deren Folte, entweder ihre- sosortiga Entlassung oder ihre Zuziehung zum Loose

zu gewortigenr Tag und Ort des Verloosungs-Termins ist bey dieser Gelegenheit. alsbald durch
offenthen Anschlag im Musterungs-Lokal vorläufig bekannt zu machen..

5. 11.

Nach Beendigung des Musterungsgeschäftes im. Landraths-= Sprengel ist die Einsen-
bung der Akten über jeden einzelnen Musterungebezirt an die Landes-Direktion mittelst
Berichtes baldigst und längstens bis zum ZosienOktober zu bewirken, um die Genehmi-
gung des dabey beobachteten Verfahrens, und die Entscheieung über die dazu. ausgesetzt
gebliebenem Reklamationen einzuholen. Mittlerioerle muß zugleich auf die Bearbeitung der
beyden Verloosungs, Bezirkslisten eines, jeden Landraths-Sprengels, nach dem (unter Nr.
II.) angehängten Schema, Bedacht genommen werdem:

ach Rückempfang der Akten: ist diese Läslenaufstellung, bis zum.Verloosüngs-Termine.
gehörig zu vollenden, und das sonst deshalb Erforderliche zu. verfügem und wahrzunehmen.



() Den Verloosungs-Termin betreffend.
5. 12.

Die Ladung zu den Verloosungé-Terminen ist vom Landrathe wahrend der letzten
Hälfte des Oktobers ebensalls durch das offizielle Wochenblatt zu erlassen, und die An-
beraumung ist so einzurichten, daß das Verloosungögeschäft am Ende Novembers gänzlich
beendiget sey, und in der Regel an folgenden Tagen vorgenommen werde.

A) Im Weimarischen Krelse:
1) im ersten Verloosungsbezirke (der Stadt und dem Amte Weimar) zu Weimar am

24sten November,
) im deilgen Srloosungsbezike (Amt Jena und Börgel mit Tautenburg) zu Jena am35sten 9

im rte int (Amt Buttstédt und Allstedt mit Oldisleben) zu Buttstadt
1 ember

—

im zweyten Verloosungsbezirke #e *s*“" mit Tonndorf, Blankenhayn und Ilmenau)
zu Blankenhayn am 27sten Novim vierten Berloosungobezirke vente Lornburg und Roßla) zu Apolda am 23#sten
November
im Kchsten ni (Amt Grohrudestedt und Vieselbach) zu Vseselbach am
29sten November

—

#

r—

) ImNeusltäbtischen Kreife:
7) im Kebenten Verloosungöbezirke (Amt Neustadt) zu Neustadt am gy#ten Wovember,

8) chten Verloosungébezirke (Amt Weira mit Mildenfurt) zu Weida am 28ften
November.

Im Eisenachischen Kreise:
9) im euuen —n–im (Stadt und Oberamt Eisenach) zu Eisenach am 24#len

November,10) im pehnten Verloosungsbezirke (Amt Crenzburg, Gerstungen mit Hauöbreikenbach und
Erayenberg mit Frauensee) zu Berka a/W. am 25sten November,

11) im eilften Verloosungöbezirke (Amt Vacha und Geisa mit den Patrimonial-Aemtern
Völkershausen und Lengofeld) zu Buttlar am 20sten November

im zwölften Verlvosungehe (Amt Dermbach, Kaleennordheim und Östheiun) zu Kal-
tennordheim am 28stenFällt aber einer der käen unn Tage auf einen Sonntag: so wird solcher übergangen,

und die noch übrigen Verloosungs-Termine werden dann um elnen Tag fortgerückt. Zu
dem Verloosungö-Termine in jedem der beyden Bezirke eines landräthlichen Sprengels
müssen sämmtliche Dienstpslichtige, in so fern sie nicht bereits bey der Musterung bedeutet
worden sind, daß sie zum Loosziehen nicht zu erscheinen brauchen,in Person vorgelo-
den werden mit der Bedrohung, daß sie im Falle des Nichterscheinens im Verloosungs=
Termine und bey Ermangelung gesehlich zugelassener Entschuldigungs-Ursachen (s. 30) des
Rechtes der Mitloofung verlustig seyn, und nach den gefeblichen Vorschriften (s. 30 und

1 to —



151

40) als Ungehorsame b-andelt werden sollen. Das Koncept dieser badung wird den Un:
kang der über jeden Verloofungsbezirk besonders zu führenden Abten machen.

.
Zur resp. Theilnahme am Verloosungs= und Einstellungsgeschäste haben sich im frag=

lichen Termine einzufinden:
1) ber vom Großherzoglichen Militäz#- Kommando dazu zu kommandirende Ossizier, um die

noch erforderliche Ressung und Untersuchung der Militär-Pflichtigen, hinficht!ich
ihrer korperlichen Brauchbarkeit fut den verschiedenen Waffendienst, zu bewirken,

2) ein verpflichteter, durch die Landes-Direktion im Einverstndnisse mit dem WMilitär.
Kommando, zu erwählender Arzt, um die in lehterer Hinsicht etwa noch usthige
arztliche Untersuchung der Dienstpflichtigen vorzunehmen.

Demnächst aber hat der Laudrath einen, von ihm zu erwählenden, verpflichteten Pro-
tokoll- Föhrer zu jedem Verloofungs-Termine mitzubringen, und von demselben die nötyige
Niederschreibung über das Verloosungsverfahren, bewirken zu lassen; die Gebührenforderung
dafür wird Großherzogliche Landes-Direktion gehsrig ermäßigen und aus der Kriegskasse
bezahlen lassen.

4 8. 14.

Di Verhandlungen im Verloosungs- Termine werden eroffnet:
1) mit der Publikation sämmtlicher Eutscheidungen der Landes-Direktion über die im

Musterungs=Termine dazu ausgesett gebliebenen Reklamationen und Gesuche, und,
nach Besinden, mit sofortiger Entlassung der Betheiligten aus dem Termine;
mit einer Aufforderung an ofe zur Looßziehung Erschienenen, ssch gehsrig anzumelden
und wegen etwa noch nicht angezeigter körperlicher Fehler diese Anzeige nachzuholen,
mlt der Warnung, daß, falls nach erfolgter Einstellung derselben ihre Enelassung
wegen verhelmlichter Schäden und Gebrechen nöthig seyn werde, sie mit angemessener
Geld oder Gefängnißstrase belegt werden sollen;
mit dem Aufruf an die Looepslichtigen zum Hervortreten, um dem Militär-Kommis.
sar und dem beauftragten Urzte zur weitern Besichtigung und Beurtheilung vor-
gestellt zu werden.

L.

. 15.

DerMilitar- Kommissar hat jeden Loospflichtigen gehorig in das Auge zu fassen,
and sich uber die Anerkennung seiner Tuchtigkeit zum Militar-Dienste bestimmt auczu-
sprechen. Er ist berechtiget und verpflichtet, in Ansehung derjenigen, welche er gegen die
Ausicht des Landrathes wegen Körperübel und Vernnstaltung zum Dienste nicht für taug-
lich erachtet, die dieöfallsigen Gründe za dem Protokolle zu geben, und, im geeigneten Falle,
sich auf das urtheil des Arztes zu berufen; so fern jedoch der Landrath bep seiner.
Ansicht verbleibt, ist der in Frage stehende Dienstpflichtige, mit dem Vorbehalte höherer
Entscheidung über die vorliegende Meynungsverschiedenhrit, zur Verloosung zu ziehen.



16.

Der zur arztiichen und wundärzklichen Untersuchung der bsichte Beauftragte
hat sich solcher mit pnicht#nähiger Sorgsalt und Umsicht, so wie der Abgebungseines Ur-
theils und Ausspruchs darüber mit llrenger Gewissenhaftigkeit zu unterziehen, auch dem-
nächü sein Augenmerk auf alle Looopflichtige zu richten, damit er hierdurch, und nach Be-
finden durch anzustellende Nachfragen, die äußerlich wahrnehmbaren Fehler und Uebel der-
selben entdecken moge, zumahl da den damit Behafteten deren Vorhandenseyn und Folgen,
hiasichtlich des Milicch-Dienstes, nicht selten noch ganz unbekannt zu seyn pflegen.

Die nähere Untersuchung eine5, im Verloosungs-Termine zur Frage kommenden
Uedels, welches Entolößung nöthig macht, muß in einem abgesonderten Gemache ohne Zeu-
gen vorgenommen werden; jedoch ist jedes Mitglied der Verloosungö= K und refp.des Orttsvorstandes befugt, bey solcher jugegen zu seyn. Diejenigen, welche, nach erfolg-
tem einstimmigen Urtheil der Kommissarien, als uelih, zum Militär=Dienste zu betrach-
ten sind, werden alödann aus dem Termine entlassen.

. 17.

Die wegen Kranklichkeit und Schwachlichkeit, auch wegen Mangels an Größe, nur
vorerst zum Militaär« Dienste untauglichen Dienpflichtigen sind, nach Maßgabe der Go-
setesvorschrift ((. 10), mit in das Loos zunehmen, jedoch gleichwie diejenigen, welchen we-
gen anderer Rücksichten die Wohlthat der Zurückstellung zu Theil wird 6. is), auf die
Dauer ihres ersten Dienstjahres zurückzustellen.

é. 1
Wenn Fälle vorhanden sind, in welchen unter den gesehlichen Bedingungen (§. 30)

koosziehung durch Bevollmächtigte zur Anwendung kommt: so hat der Landrath vorerst
noch zu erörtern undzuentscheiden: ob die deshalb vorgelegten Zeugnisse für hinreichend,
oder ob die beygebrachten Nachrichten über den Ort und 3weck der Abwesenheit der Nicht-
erschienenen für offenkundig zuachten seyen?

!*o zur Loosziehung fürlehttere sich anmeldenden Vevollmachtigten sind, dieser Ent-
scheibung nach, entweder abzuweisen oder zuzulassen; auch ist, wenn gh Niemand für einenborlänghh entschuldigten Adwesenden zur koocziehung anmeldet, — der Orteévorstand des-
selben, oder ein anderer Anwesender, welcher in. Eid und pflichr stehe, — durch den Land-
rath von Amtswegen zum Bevollmächtigten für den betheiligten Loospflichtigen zu bestellen.

8. 19.
Wenn auf diese Weise die Loosberechtigten und resp. deren Vertreter gehörig ausge-

schieden worden sind, hat der Landrath, in Ansehung der ohne (tatthafte Entschuldigung
aucgebliebenen Dienstpflichtigen, den Verlust der Wohlthat des Looses öffentlich auszuspre-
chen, worauf die Looêberechtigten, und zwar mit Einschluß der Suspendirten und Zurück.
gestellten, verzeichnet werden, um hiernach die Jahl der nöthigen Loosnummern zu sinden,
welche sodann, auf die bisher übliche Weise, gehörlg zu mischen und zu ziehen sind.

Jeder Loosziehende, Mann für Mann, hat seine gezogene Nummer sogleich vorzuhei-
gen und in die Verloosungsliste eintragen zu lassen.
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Nach beendigeer Loosziehung ist die Verloosungsliste in zwey Exemplarien auszuferti-
gen, wovon das eine sogleich, durch Anschlag im Verloosungs-Lokal, zur allgemeinen
Kenntniß zu bringen ist.

10) Die Einstellung der Rilitär- Pflichtigen betreffend.
k 20.

Der von Großherzoglicher Landes-Direktion auf den Verloosungsbezirk, nach den ver-
schiedenen Waffengattungen, repartirte Rekruten, Bedarf, wird hierauf bekannt gemacht,
und zuglelch wird die Ueberweisung der dazu, nach der Loosnummer-Reihe, gehsrigen Mi-
litär-Pflichtigen an den Militär- Kommissar bewirkt, um mit deren Verpflichtung alsbald
zu verfahren, in so weit alo der eine oder der andere nicht auf Zulassung zur Stellvertre,
tung und zum Nummertausch antragen will, wozu die gesetzliche Frist von vier Wochen,
unter Verweisung auf die geseblichen Bestimmungen und Bedingungen, unter welchen diese
Verträge eingegangen werden können, sofort zu gestatten ist.

In Ansehung der Abwesenden, welche ihren Loosnummern nach zum alsöbaldigen Ein-
tritt in den Milirr-Dienst schuldig sind, hat der Landrath, mie gehöriger Berücksschtigung
deS Grundes ihrer Abwesenheit und der Ortsentfernung, die Frist zu bestimmen, binnen
welcher sie sich unfehlbar und bey Vermeidung der (im é. 30 und 40 Nr. 1) gesetzlich
angedrohten Ungehorsamsstrafe stellen müssen, und den Bevollmächtigten, resp. den Ortsvor-
stand des Betheiligten, zu Benachrichtigung desselben hiervon, gehörig anzuweisen.

. 21.

Bey Ueberweisung der Dienstpflichtigen an den Militär-Kommissar ist denselben zu
eröffnen, daß diejenigen, welche zum Kavallerie = oder Artillerie-Dienste brauchbar sepen,
und in diese Wassengattungen vorzugeweise einzutreten wünschen, am besten thun werden,
sich veshalb baldigst zu melden, weil das diesfallsige Vorzugörecht nach dem §. 29 durch
die frühere Anmeldung bediugt sey. Hiermit ist das Protokoll zu schließen und sodans
den Kommissaxien zur Mitunterzeichnung vorzulegen.

§. 22.
Nach dem Verlaufe der zu Abschließung von Stellvertretungsverträgen gefehten vier-

wöchentlichen Frist sind entweder dieienigen, welche noch keinen Vertreter gestell haben, oder
die gestellten Vertreter dem Mtlitär -Kommissor annoch gehörig zu überweisen und zur
Verpflichtung zuzusenden, worauf die Akten über das Verloosungs= und Einstellungöge-
schäft für geschlossen anzunehmen und mit Bericht an die Großherzogliche Landes-Direk-
tion einzusenden sind, um das dabey beobachtete Verfahren zu prüfen und nach Besinden
zu genehmigen, auch um die zu Vollendung des fraglichen Geschäftes sonst noch erforderli.
chen Verfügungen zu erlassen.

. 23.

Alles, was nach beendigtem Jahres-Verloosungögeschäft die noch nicht ein-
gestellten Dienstpflichtigen, wegen ihres Militär-Pflichtigkeltsverhälenisfes, an-
und vorbringen, gehört ebenfalls zunächst vor den Bezirks-tandrath, von welchem, nach
Besinden, deShalb an die Landes, Direktion Bericht zu erstateen ist. «
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Zu dieser Berichtserstattung bleiben insonderheit die Falle ausgesetzt, wenn ein im
Verloosungs-Termine nicht erschienener Dienstpflichtiger Zeugnisse über die Abhaltung vom

Erscheinen, durch Krankheit und sonstige Hindernisse außerordentlicher Art, noch nachherbeybringt, um die Folgen des Ungehorsames von sich abzuwenIm Falle, daß die Großherzogliche Landes-Direktion zunf diele Zeugnisse sich bewo-
gen findet, denselben noch nachholungsweise zur Loobziehung zuzulassen, wird dem Land-
Nihe aufgetragen werden, diese Nachloosung, auf die biöher schon üblich gewesene Weise,
durch Mischung so vieler Loose, als bey der fraglichen Bezirköverloosung selbst gemacht
worden sind, und, mittelst der Ziehung einer Loosnummer daraut durch den Betheiligten,
in Eegenwart seiner, auf seine Kosten, zuzuziehenden Ortoobrigkeit vorzunehmen, und in
der Verloosungöliste die gezogene Nummer, mit b. bezeichnet, nachzutragen. 7
bleiben, der bestehenden militärischen Oro#ung nach, die bereits eingestellte ienst-pflichtigen schuldig, mit demjenigen, was sie ihres korote, Angeltelken Diemie
wegen an= und vorbringen wollen, folglich auch mit den Gesuchen um die Erlaubnis zu
Stellung eines Vertreters auf den Rest ihrer Dienstzeit 2c. sich lediglich an die ihnen vor-
gesehte Militär-Behorde zu wenden, von welcher die geeigneten Anträge deöhalb an die
Großberzogliche Landes-Direktion zu richten sind, und hierauf das welter Erforderliche
versügt werden wird.

#.Der Landrath hat darauf zu sehen, bap 2 in den bisten sich auch späterhin noch
vorfindende Irrthöümer, Versehen, Auslassungen 2c. zu jeder Zeit gehörig verbessert wer-
den; auch, daß diesenigen

n) welche nur als vorerst zum Militär-Dienste untauglich betrachtet worden lind,
b) welche einstweilige Suspension ihrer Militar- ig erhalten haben, odec) welchen bloße Zuruckstellung zu Theil geworden ist,

bey der nächsten Musterung und Aushebung, so len als die gescblichen Vorschriften solches
ersordern, berücksichtiget werden. Zu diesem Behufe find vieselben in den bey Anberau-mung des Rusterungs= und Verloosungs-Termines zu erlessenden efentlichen Ladungen
227 mit vorzubescheiden.

In diesem letzten Kermine aber ist in Ansehung der Betheiligten,
 #. nach Befinden die Ausstreichung derselben in ihrer Nltertlasse, als ganzlich Un-

tauglicher zu bewirken, oder die Einstellung derselben nach ihrer Looonummer resp. in den
Abr#iv-Bestand oder in die Reserve vorzunehmen;

ad b. und c, nach Maßgabe einer vorzunehmenden Erörterung der in Frage stehenden
Umstände und Verhältnisse, die Fortdauer oder die Erlöschung der vorlausigen Befreyung
und resp. Zurückstellung auszusprechen und im Falle, daß Erlsschung eingetreten ist, die
Urberwesteng an den Militär-Kommissar zu bewirken.

*
Jeder Landrath wird in den Fällen, wenn % einer Musterungs= und Verloosungsverhand=

lung, wegen solcher Militär=Pflichtigen, die sich in einen andern landrathlichen Sprengel a—
det haben und als daselbst domiciliitt, zur dortigen Musterung 2c. zu ziehen sind, Umständ
zur Sprache kommen, an deren *p. helegen seyn kann, gern geneigt und krnisen
seyn, die diebfallsige Mittheilung zu machen
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B.

In struktion
zu Aufstellung und Berichtigung der Ortolisten, über die Milikär-Pflchtigen.

. I
Als Hauptersorberniß des Musterungs-, Verloosungs= und Auohebungögeschäfes find

die Orkslisten öber die Milier-Pflichtigen zu betrachten, weshalb bey Ausstellung und
Hrüfung dieser Listen mie großter Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit verfahren werden muß,
damit dieselben die crforderliche Vollständigkeit und Zuverlässigkei erlangen.

. II.

Nach den Vorschriften des Gesetes über die Militär-Dienstpflicht soll
A. die Anfertigung der Ortslisten über die Diensspflichrigen in den Städten

Weimar, Eisenach, Jena und Neustadt von dem Oberpfarrer mit den Bezirksvorste=
hern (Stadtvormündern), in allen übrigen Orten aber durch die Ortsgeistlichen mir
dem Ortsvorstande, wie biöher, auch fernerhin geschehen, und hierauf

D. die Prüfung derselben von den Ortsobrigkeiten, nahmenklich durch die Großher=
zoglichen Justiz-Aemter, durch die Patrimonial-Aemter und Gerichte, so wie resp.
durch die Stadträthe der vorgenannten Städte vorgenommen werden.

11I.

Zu A. Die Obliegenheiten bey Aufstellung der Ortslisten bestehen in Folgendem#
1) die sämmtlichenHoksangebbrigen , welche im laufenden Jahre das zwanzigste Alterssat hr

zurücklegen und also am usten Januar des kommenden Jahresin das zur Militär-Dienslei-
stung pflichtige Alter eingetreten , müssen vollsiändig ausgcseichne. werden und zwar

") alle im Orte selbst Geborne vom fraglichen Jahrgange, durch Er#rahtr#ung
derselben aus dem Kirchenbache, wobey, zu Vermeidung unzuverlässigerTo-

desängaben, kelne Rücksicht darauf zu uehmen ist, daß sie zum Theil nicht mehr
am Leben sind;

b) alle außerhalb des Ortec- Geborne des feaglichen Jahrganges, welche n
demselben einen Wepat 6 selbst oder durch ihre Aeltern erlangt haben, sie mogenanwesend oder abwesend seyn.

Wegen dieser haben die Ortögeistlichen mit den Ortsvorständen die nöthige Erörterung
sich besonders angelegen seyn zu lassen, nachVestndendurch zeitige Umfrage bey denjenigen,wesche sich daselbst aufhalten, so fern sie, dem Anscheine nach, das dienstpflichtige Alter im
Laufe des Jahres erreichen, und dieselben sind in der Liste einzutragen, so fern sie nicht so-
fort borthun können, daßsie das zwanzigste Altersjahr erst spärer erreichen werden2. den Ort eingepfarrten einzelnen Güter, Höfe und sonstigen. Ansedelungen, wel-

* eigene Nahmen föhren, jedoch keine besondere Gemeinde bilden, sind in die Orts-

liste nahmentlich mit aufzunehmen, die Militär-Pflichtigen daselbst aber, nach Baß-
gabe der Vorschriftenaund b, in einem Anhange zur biste aufzuführen-

3) Im Anfange des Septembers= ist aus den Ergebnissen derKirchenbuchs-Ertrakte und
der fraglichen Erörterung die Ortgliste dergestalt anzusertigen, daß in die dazu gedruck-
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ten und den Ortsgeistlichen, auf ihr Verlangen, von der Expedition des Bezirksland-
rathes, in zureichender Menge, abzugebenden Kistenbogen die sämmtlichen Betheiligten
mit ihren vollständigen, deutlich iun rs a#btürzung geschriebenen Vor= und Zunah=
men, unter Beyfugung des 7 6ihrer urt, gehörig eingetragen werden.Hinsichtlich der im Orte selbst izite 5 fraglichen Jahrganges ist sodann, auf

dem Grunde des Kirchenbuches die Durchstreichung der Nohme in der biste zu be-
wirken, und am geeigneten Orte das Nothige daruber anzumIn Ansehung der in die Ortsliste Eingezeichneten, olche i auswärts verstor-
ben sind oder sichLanz vom ODrte weggewendet haben, ist dasjen ige, was über ihren Tod
oder über ihren Wegzugund anderweiten Aufenthaltsort in Erfahrung gebracht werden
kann, zur Liste ebenfalls zu bemerken.
) Die hiernach aufgestellte Ortoliste ist, von einem Sonnabend an, drey Tage lang,durch ##sentuchen Anschlag an der Kirchthüre, oder am Gemeindehause, zur allgemei-

nen LKenntniß zu bringen, damit etwaige Erinnerungen dagegen, oder Lücken und Aus-
lassungen in derselben, bey dem. Geistlichen und dem Oresvorstande sofort gehörig an.
gezeigt werden können.

„ Falde sich an einemDrte. Militär-Pflichtige aus dem fkaglichen, Jabrgange nicht befin-
so ist eine kurze Bekanntmachung deöhalb öffentlich anzuschlag

) DteLIsteodckcmBakakScheinmusthtekaufunfehlbacbss 15ten September in
einem vom Ortögeistlichen und OrtS= oder Stadtbezirks-Vorstande zu beglaubigenden
Eremplar durch lehteren bey der Gerichtobehoörde, resp. dem Stadtrathe eingereicht
werden

Nach dem Ublause dieser Frist haben die Orts-, resp. Bezirkêvorsteher, zu gewärtigen,
daß auf ihre Kosten von den genannten Behörden Warcebothen zu Abholung der noch zu-
rückstehenden Listen werden abgesendet werden.

*se

Zu B. Dle Obliegenheiten der zurFrüsung der Ortslisten, Behufs ihrer Vervollstän=
dgung und Berichtigung, birufenen, im +. II. unter B. benannten, Drtcobrigkeit sind folgende:1)am 15ten September hat dieselbe er- aub dem Amts= oder Gerichts= auch Stadtbe-

Anter-. noch nicht eingegangenen Ortslisten, ohne Weiteres, durch Wartebothen, welche
bey den sumigen Ortsvorständen einzulegen sind, abholen zu lassen.

Hinstchtlich solcher Orte,woselbst die Gerichtöbarkeit getheilet ist, haben sich die Ge-
richtsbehörden mit einander über die Besorgung der fraglichen Arbeit allenfalls nach einer
kestzusegenden abwechselnden Reihefolge gehörig einzuverstehen, und dem Landrathe die dies-
fallsige Vereinigung anzuzeigen. 6

2) Die eingegangenen Listen sind zwotrdert einer Prüfung und, soweit nöthig, der Ver-besserung ihrer Form zu unterwerfen, demnachst aber mit den dazu vorzubescheldenden
Ortsvorständen auf de Genaueste zudurchgehen; vorkommende Zweifel gegen die
Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben in den bisten, alle weitere, dabey sich zei-
gende Bedenklichkeiten, so wie die Nachrichten über den Nasenthaltsort abwesender Mi-
litär-Pflichtigen sind näher zu erörtern, und so weit alg möglich in das Klare zu se-

ben; auch ist sonst noch Alles wahrzunehmen, was zur Sache gehört.
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3) Durch die Ortsobrigkeiten ist sobann von Amtswegen
a) (in Gemäßheit der Vorschriften im F. 3. des Geseges) hinsichtlich der zum Militér=

Dienste Unfähigen,
b) hinsichtlich der (nach 8. . des Geseheo) an Geist oder Körper auf offenkundige

Weise zum Kriegödienste Untauglichen, wie auch
„) hinsichtlich der in der in die biste jeden Ortes Eingezeichneten, welche außerhalb des-

selben gestorben, oder wegen Wegzuges oder sonstiger Verhältnisse als nicht mehr
im Orte wohnhaft zu betrachten sind,

zum Behufe der Ausscheidung und Abstreichung dieser Subjekte aus den Listen,

sachgemäße Geirterung vorzunehmen und deren Ergebniß zu den Akten zu bemerken.Es muß hierbey vornehmlich
ad 4) auf die ergangenen 3 .Ich Gesehcå),ad b) auf glaubhafte ärztliche 8A18 e Zeugnisse,u
acbc) auf Todtenscheine, ingleichen auf aktenmäßige # und zuverlässige

Nachrichten Rücksicht genommen werden1) Die auf diese Weise gehörig #braften, vervollständigten und berichtigten, auch mit
den erforderlichen Bemerkungen versehenen Drtolisten sind hierauf, mittelst Unterschrift
de bekheiligten Amtes, Gerichtes oder Stadtrathes zu beglaubigen.

V.

n den Patrimonial- Gerichten und Stadträchen er die Einsendung der isten ihres—*“ mit den über die Prüfung derselben ergangenen Akten
bis zum Isten Oktober,

von den Justiz-Aemtern
bis zum Sten Oktober,

an den Bezirkslandrath bewirkt werden, welcher die an diesen Tagen zurückgebliebenen Orls-
listen, ohne mA durch Wartebothen, auf Kosten der säumigen Stellen abholen zu
lassen verpflichteeBeharrliche ar „ und Nachlässigkeit derselben wird durch die Landes: Dsrek-
tion mit fünf bis zwanzig Thalern bestraft, welche Serafe vom Dirigenten der betreffenen
Stelle, aus eigenen Mitteln, zu erlegen ist.

Absichtlich verschuldete Unrichtigkeit oder Falschung in den Listen und in den Anzeigen
uber Militar-Pflichtige, zu Begunstigung des einen und des andern derselben, sollen
den Grohherzoglichen Regierungen zur geseblichen Bestrafung angezeigt, und den Kriminal-
Gerichten zur Untersuchung übergeben werden.

. VI.

Am Musterungs-Termins-Tage hat sich der betheiligte Großherzogliche Jusisfz-Beamte,
resp. Stadtraths-Dirigent, in dem zur Musterung bestimmten Geschäfts-Lokal vor dem
Landrathe einzusinden und zu Führung des Protokolles uber die Musterungsverhandlung
einen seiner Subalternen,alühteichen das Amts= resp. Stadtdiener-Personal zur Aufwar-tung dabey mit zur Stelle zu bringen. Während dieser Verhandlung hat der Justiz=

Beamte 2c. die nöthigen Erläuterungen wegen der von seinen Amtsunterthanen angebrachten
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Netlamationen zu ertheilen, auc seine gutachtliche Meynung darüber zum Hrotokolle zu
geben und solchesmitzu unterzeichnen.

Den betheiligten Patrimonial-Beamten und Gerichts-Direktoren bleibt überlassen, in
dem Musterungs- Termine selbst zu erscheinen, und nach vorgängiger. Anmeldung deshalb
bey dem Landrathe der Verhandlung beyzuwohnen, auch sich mit Erläuterung und Begutach-
tung der Reklamationen aus ihren Gerichtorten zum rekgkel.Gvernehmen zu lassen. Wo-fern dieselben jedoch nicht selbst erscheinen, haben sie dafür Sorge zu tragen, daß der
Schuldheiß, oder ein anderes der Ortöverhältnisse baelere kundiges und zennisiee Mit-
glied deu Ortsvorstandes, sich im Musterungs-Termine pünktlich einsinde, um sich, aufBe-
sragen des LandratheS, über die aus jedem Orte zur Sprache kommenden Gesuche gehörlg

virne hmen r lassen.Für jeden Fall des Ausbleibens eines solchen Abgeordneten hat die Ortsobrigkeit zweyIhaler —iiM zur Kriegskosse zu erlegen, jedoch mit Vorbehalt ihres Regresses an den
usgcbliebenen.

 L

Im Verloosungs= und Rekrutenaushebungs-Termine bleiht den betheiligten Aemtern,
Gerichten und Stadträthen das Erscheinen um so mehr unbenommen, als ohnehin auch bey

dieser Verbandlung°bie großte DOeffentlichkeit Statt sinden soll, wobey ubrigens von selbstzu erwarten ist, daß sie, im Falle ihres Zugegenseyns, auf Ersuchen des LandratheS, ander Verhand#ung r Antheil nehmen werden, um dleses Geschäfe zu erleichtern und
abmlürzen.

VIII.

Die Großherzoglichen Aemter, die Parrimonial-Aemter, Gerichte, wie auch die Stadt-
rüthe werden ubrigens von selbst sich beeisern, die im §. 31 des Gesetzes anempfohlene stete
Aufmerksamleit auf dasjenige zu richten, was zu Entdeckung von Irrthümern, Versehen und
Aulassungen Iin den Listen auch späterhin noch führen kann, und nicht nur auf die
Verbrsserung dieser Fehler, sondern auch nach Besinden auf dle Ausfindigmachung ungehor-
samer Militär-Pflichtiger in lhrem Bereiche, zu allen Zeiten pflichtmäßigen Bedacht zu
nehmen.

Sebema zur Liste
der im Jahre 1690 gebehrnen Dienstpflichtigen zu

Vor- und Zunahmen NahmenundStandGeburtkort. de5 Vaters des Anmerkungen.Dienstpflichtigen. lenstpflichtlatn.

nbi. Se##e 18, Zelle 1, R X. statt XI. und Selte 106, . 43) Sei“ 1, de baeemt. Koft de Lered, 11lesen. .
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 11. Den 15. August 1823.

Bekanntmachungen.

I. Den bestehenden höchsten Vorschriften gemäß sollen bie Pistationen der Hoteio.mlal-Gerichte durch Regierungs-Kommissarien nur so lange n soweit auf Kosten dStaatokassen geschehen, als sich nicht weseneliche Mängel aalnd Wnoionungen der uspeen
Gerichte ergeben, die eine Verbindlichkeit zur ganzen oder theilweisen Kostentragung begründen.

Großherzogliche Regierung findet sich veranlaßt, diese Bestimmung ause Neue in Er-
innerung zu bringen, damit jede resp. Gerichtsherrschaft und Patrimonial-Gerichtsverwal-
tung ihres Bereiches allen diesfalls etwa drohenden Nachehesl zeltig von sich abwenden könne.
Ganz nahmentlich aber muß darauf aufmerksam gemacht werden, daß Mangel oder schlechte
Beschaffenheit der Gefängnisle, so wie des Gerichts-Lokals überhaupt, Mangel eines Akten-
Repertoriums oder Depostten-Kastens, ferner Unordnung in den Deposital-Angelegenheiten
und ungebührliches Sportuliren, eine, wenigstens theilweise, Kostengeltung nothwendig nach
a bbben: und daß man sich ungern in dem Falle sehen würde, bey nicht eintretender als-diger Herstellung der vorschrifksmäßigen Gefängnisse, Gerichtostuben und Depositen-r*n solche auf Kosten der Gerichtsherrschaft amtlich bewirken zu lassen.

Weimar den gosten Juny 1823.

Iroßbergoysiche. Sichsiccht angssrihirung.
II. In Beziehung auf die wegen der fremden schanen on %%%% rrlasine Aleen

Verbothe und nahmentlich auf die Bekanntmachung vom toten November 181 d das
Sinseeen in auswärtige Güterlotterien, so wie dasKoligfren f#r selbige, hierdurch FPubtröen

unfzigseert sowohl für den Kollekteur alö für den Sni#el i ganzen Umfange des Grohher=
dogthumes verbothen, und dem Denuncianten eines diesfallsigen Zuwiderhandlungsfalles ein
Fünftheil von der deöhalb zu erkennenden, dem Grohherzoglichen Fiskus heimfallenden

Geldsteaf hiermit zugesichert. e Unterthanen der Großherzoglichen Lande haben sich hiernach zu achten und die
untersbeigkeie haben vorkommenden Falles,nach Maßgabe der r—m iden Bekannt=
machung, allenthalben gehörig zu verfahren. Weimar den usten July

Größherzoglsche A rn#. ßer.
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Nach F. 24 des Grundasses über dieSceuer-Verfassung. des Großherzogthumes
vom 2osten April 1827 soll die Einkommensteuer vom Grund und Boden einstweilen, und
so lange die Bedingungen eines Frauenz Pnchtigern Katasters noch nicht gegeben worden,
uzusgeschlagen. und aufgebracht werden, wie die alte Landsteuer.indeß auf eingeholte verfassungsmäßige Erklärung und Zustimmung des ge-treuen P habenet Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, gnädigst beschlossen, hinsiche-
lich derjenigen vorhin steuerfreyen Ritter= und Freygüter der Grohherzoglichen Lande, wel-
che durch das Steuer-Provisorium nach F. 10 und F. 13 des schon angezogenen Gesehes
getroffen worden, eine Modisikation hierbey in so fern eintreten zu lassen, alo deren Be-
sigern, wenn sie solche verlangen und sich bey Großherzoglichem Landschafte-Kollegium des-
halb melden, eine nochmahlige und specielle Bonitirung ihres Grundbesihes, nach den
Grundsätzen und Vorschriften der General-Revisions-Instruktion zu Theil werden soll,
mit der Wirkung, daß von denselben alödann die Grundeinkommen-Steuer,
nach den Ergebnissen dieser Bonitirung, erhoben, dagegen aber die gegen Entschädigung
übernommene alte Landsteuer auch fernerhin auf die in den F. F. lo und 17 des Gesetzes
über die Steuer-Verfassung bestimmte Weise und wie sie einmahl gesehlich liegt geleis
stet wird.

Das Ergebniß der erfolgten speciellen Bonitirung tritt in Kraft von dem Tage an,
an welchem solche in Antrag gebracht wurde; auch muß von diesem Tage an der Ritter-
und Freygutsbesitzer nachzahlen, was er von seinem Gute hiernach zu wenig an Grundein=
kommen-Steuer, nach dem diesfallsigen Ansatze des Steuer-Provisoriums, entrichtet hat;
er erhält aber auch zurück, was indese Besehungevon ihm zu viel gezahlt worden ist.Anlangend die durch Ausführung des Bonitirungé-Geschäftes verursacht werdendenKosten: so werden solche aus Geo)herhogischer Crndschaftrass. krrichtiget, wenn sich erglebt,
daß von dem bonikirten Ritter= oder Freygute eine zu große Einkommensteuer erhoben
worden; dagegen aber versteht es sich, daß sie von dem betreffenden Ritter= oder Freyguts-
besiher zu tragen sind, wenn sch sindet, daß er biöher zu wenig an dergleichen Steuer
vergab.

6 Uebrigens bleibt hiermit ausdrücklich vorbehalten, daß, wenn ein den F. F. 20 und 21
des Gesehes über die Steuer-Verfassung entsprechendes Geseh der Grundeinkommen-Steuer

seiner Zeit promulgirt worden les wird, hierauf die Anwendung desselben auch auf alleRitter= und Freygüter, also auch auf diesenigen, welche einstweilen nach der Revisions-
Instruktion speciell bonitirt worden sind, alc endliche Maßregel Statt sinden muß.

Groperkogliches bandschafts= Kollegium hat in allerhöchstem ustrage dieses zu L#eniß derer, welcheesangeht, andurch bringen sollen. Weimar den öten July 18
Großperzogliches Sachhlisches Landwasts- is- dastole

plaIV. Se. Königliche Hoheit, der Großyerzog, paten der untergeichneten Regierung
bier mittelst höchsten Reskripts diejenige Konvention zu eröffnen guädigst geruhet, wilchtmit der Krone Vayern unter dem Zten dieses Monathes und Jahrec dahin zu Stand

ekomm
6 *¾l allen strafrechtlichen Verhandlungen, wo wegen Unvermögenheit der Inkulpaten

die Kosten niedergeschlagen werden müssen, keine anderen Kosten als baare Auslagen
berechnet und erstaktet werden sollen.“
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Auf hochsten Besehl wird solches und daß oblge Konvention vom xsten August dieses
Jahres an zur Anwendung kommen soll, zur Nachachtung der sämmtlichen Justiz-Behör-
den deS Großherzogthumes Weimar hierdurch bekannt gemacht.

Weimar den oten July 1823.
Großherzogliche Süchsische Landesregierung.

von Müller.

V. Der Licentiat D. Carl Barcholomäi hier hat, in Folge seiner Beförderung
zum Landrathe, die bisherige Verwaltung des Gerichtes des Unterhoses zu Wallichen
niedergelegt; es ist hierauf von dem Gerichtömhaber, dem Hofrath Kühne hier, der Hos-
Advokat Emil Friedrich Ackermann hier, zum Institiar bemeldeten Gerichtes bey Groß-
herzoglicher Landesregserung präsentirt, lehterer auch durch eine hierzu ernannte Kommission
am urten d. M. verpflichtet und eingeführt worden, welches hiermit bekannt gemacht wird.

Weimar den 22 sten July 1823.
Großherzogliche Sächsische bandeöregierung.

von Gerstenbergk.

VI. Während der diesjährigen Landlagsversammlung find noch bis zu den letzten
Tagen ununterbrochen Petitionen und Eingaben von Stadträthen, Gemeinden und einzelnen
Landesunterthanen in großer Zahl an den getreuen Landtag gelangt, durch deren verspätete
Elnreichung der Geschäftsgang bey demselben gestert, und die so nothwendige Geschäftsord-
nung nur zu oft unterbrochen worden ist.

Damit dieses für die Folge vermieden werde, wird auf höchsten Befehl Sr. Königli-
chen Hoheit, des Großherzogs, in Folge eines besondern dieöfallsigen Antrages des getreuen
Landtages, unter Beziehung auf die frühere Bekanntmachung vom öten Oktober 1810 (Nr.
20 des Regierungs-Blatte) und mit Hinweisung auf die im §. 5, 67, 110, 112 un
113 des Grundgesetzes über die landständische Verfassung des Großherzogthumes gegebenen
näheren Bestimmungen, wegen der bey dem Landtage zulässigen Eingaben, hiermit zur allge-
weinen Kunde gebracht, daß alle Petltionen und Eingaben der Art noch vor der jedebmah-
ligen wirklichen Eröffnung dee Landtages einzureichen sind und daß auf die während den
Arbeiten deöselben eingehenden Gesuche in der Regel keine Rücksicht genommen werden kann,
vielmehr solche bis zur nächsten Landtagöversammlung unberücksichtiget werden liegen bleiben.

Weimar am #lsten July 1823.
Großherzogliche Sächsische LandeSregierung.

von Gerstenbergk.

VII. Zu Folge eines bey unterzeichnetem Kollegium eingegangenen höchsten Reskripts
im Betreff der Stol-Gebühren von der Durchführung fremder und resp. aus
einer andern Parochie kommenden Leichen wird allen Geistlichen des Weimari-
schen Ober-Konsistorial-Bereiches hiermit untersagt, die in solchen Fällen zeither üblich ge-
wesenen Stol-Gebühren zu fordern; dagegen aber wird deren Forderung gestattet:

1) an dem Orte, wo der Sterbefall sich ereigner,
2) an dem Orte, wo die eiche zur Erde bestattet wird, und
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3) nur da, wo bey'm Durchfuhren elner Lelche durch elnen Ort der Empfang und Be-
gleitung der Geistlichkeit oder Schule, auf ausdrucklichts Verlangen, Statt findet.

Hiernach haben sich diejenigen, die es angehet, künftig genau zu achten.
Weimar den 25sten July 1823

Vroßher zogliches Sicheches Ober-Konsistorium.
VIII. Damit bey der künftig, höchstem Befehle zu —i nachgelassenen Durchsührung

fremder und resp. aus einer andern Parochie kommender Leichen, jede bedenkliche Verheimli-
chung vermieden werde, so soll zu jedem Transport dieser Art, — ohne jedoch dadurch die
Berechtigung und Verpflichtung der Unterobrigkeiten, durch deren Bezirk eine Leiche geführt
wird, zum Anhalten derselben, und nach Besinden weiteren Untersuchung bey sich ergeben-

den Verdachtsgründen auszuschließen, — ein besonderer Leichenpaß rsheacht werden.Großberzogliche Landes-Direktion ermächtiget daher, damit ein solcherPaßvorkom-
menden Falleb in jedem Theile des Großherzogthumes ohne zu große Umschweise und zu
großen Zeitverlust erlangt werden könne

die Großherzoglichen Polizen=Kommistionen der Städte Weimar, Eisenach und Jena,
die Großherzoglichen Justiz-Aemter für sich und die einbezirkten Städte und Patrimo=

nial-Gerichtbezirke,

zur Ausfertigung der fraglichen beichenpäse gegen *5çv dalur azu erhebend-e Gebuhr vona

Dieser Ansatz ist nach der #ner der portel Brineng zu derlheilen, jedoch so, daß der
Antheil, welcher hiernach in die öffentliche 96 sließen würde, an die Orts-Armenkasse
abzugeben ist. Weimar den 22sten Julykn Sächsische Landes, Direktion.

. Schwendler.

Oeffentliche Belobung.
Caroline Erdmuthe Hofmann, zu Weida, rettete am 2o0sten May dieses Jahres

den beym Schießplane in den Mählgraben gefallenen achtjährigen Sohn des Zeugmachers
Unteutsch daselbst, indem sie auf entstandenes Geschrey herbey eilte und den Knaben vom
Eisbalken her aus dem Wehrtümpel an das Land zog:

Desgleichen rettete die Dienstmagd, Johanne Christiane Henriette Stoppelthan, eben-
daselbst, am 24sten desselben Ronathes die ebenfalls in den Mühlgraben gefallene dreyfäh-
rige Tochter des dasigen Kaufmanns Brehme, indem sie bis an die Brust in das Wasser
sprang und so das Kind, welches ohne ihre Hülfe ertrunken seyn würde, huchch an das
Ufer brachte.

Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, haben gnädigst geruhet, einer jeden der ge-
nannten beyden Personen eine Geld-Prämie für diese lobenswerthen Handlungen zu ver-
willigen, welches, der bestehenden Ordnung gemäß, hierdurch sssentlich bekannt gemacht wird.

Weimar den Zten July 1823.

Sroterzooh Sachich- bandes-Direktion.endler



Großherzogl S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 12. Den 14. Oktober 1823.

Ordenaustheillungen.
Deê Großherzogs, Königliche Hoheit, haben am 28sten vorigen Monathes Sr. Durch-=

laucht, dem Fürsten Wilhelm zu Säyn-Wittgenstein und Hohenstein, Königlich Preußi=
schen Staats= n und. Der- Lamerere sowie dem Koniglich Preußischen ObereStallmeister, HerrnvonJagow, Ercellenz, und dem Königlich Preußischen General= Ma-
jor und General= Aukanen St. “7 Konigs, Deirn von Witzleben, zu Verlin,

Großkreuz;
lodann Hichihro wirklichen Gigisnen Nath und Bundestags-Gesandten, Herrn Grafen
von Beust, Ercellenz, zu Frankfurt aN., sowie dem Königlich Preußischen Geheimen Le-

ations-Rath, Herrn von Bülow und dem Königlich Preußischen Najor im großen
Vonaral= Stabe, Herrn von Staff, zu Berlin,

da Komthurkreuz;
und endlich. am Zosten August dieses Jahres dem Hofrath und ordentlichen offentlichen
Lehrer der Chemie, Pharmacie und Technologie auf der Universität Jena, Herrn L. Doc-
berelner,

das Riterkreuz
Hochstihro Hausordens vom weißen Falken zu verleihen guädigst geruhct.

rder un
Des Großherzoga, a#nigliche Eon, haben den Koniglich Preußsschen Hauptmann,

Herrn Ludwig Freyherrn von Korenih, auf Schwarzbach, und den Kaiserlich KoniglichOesterreichischen tstosteipern Herrn Adelbert von Egloffstein, zu Groswardein in
Ungarn, beyde zu Kammerherren; sodann den Banquier, Herrn Heinrich Küstner zu

keipzig, mrrt des Handelsstandes und Chef des Handelshauses Heinrich Küstner erComp., zu Höchstihro Konsul daselbst, hiernächst den zeither bey'm Eisenachischen
Kriminal-.Herict Provisorisch angestellt gewesenen Aürsien Bölker nunmehr defini-
tiv zum 2ten Kriminalgerichte-Aktuar, demnächst den Hof-Musikus, Johann Hein-
rich Wilhelm Hey, zum Kammer-Musikus bey Höchstihro Hof-Kapelle ernannt, und
den Geistlichen, Gottschalg Wiegand, zu Lulda, zum katholischen Pfarrer zu Geismar
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in Gnaden beslatiget, woruber die hochsten Dekrete und resp.Verfugungen unter'm roten,
26sten, 2gsten, 3usten August und 2ten September dieses Jahres ergangen sind.

em si on ir un
Se. Königliche Hoheit, der Peelhoun haben den Kammer- — bey Hochstihro

Hof-Kapelle, Johann Adam Zipffel d. ä., wegen hohen Alters! und in Anerkennung
Rn ue treuen Dienste an Bepbehaltung seines vollen Gehaltes, unterm 19ten

gust d. J. in den Ruhestand zu versehen in Gnaden geruhet.

Bekanntmachungen.
I. Die Grohherzoglich Sachsen Weimar-Eisenachische Regierung und die Hex-

zoglich Sachsen Meiningische Regierung, in der Absicht, die hinsichtlich der Vagabunden
und Ausgewiesenen gegenseitig zu besolgenden Grundsähe festzustellen, sind übereingekommen,
die Bestimmungen der zwischen gedachter Grohherzoglichen und der Königlich Sachsischen
Regierung, in Nummer 43. des Großherzoglichen Regierungs-Blattes von 1827 abgedruck-
ten Uebereinkunft, wegen wechselseitiger Uebernahme der Vagabunden und anderer Ausge-
wiesenen, als mit welcher die zwischen dem Königreiche Sachsen und dem Herzogthume Sach-
sen Gotha und Altenburg bestehende diesfallsige Konvention, wie solche in dem F#ten Stück
der Meiningischen wöchentlichen Nachrichten von diesem Jaabre. abgedruckt ist, völlig gleich-
lautend übereinstimmt, auch zwischen den Großherzoglich Sächsischen und den HrckeglchSachsen Meiningischen Landen als verbindlich anzuerkennen und vom ulsten September
dieses JahreS an in der Maße vollziehen zu lassen, dass die wechselseitig zugebracht werdem
den Vagabunden und Ausgewiesenen immer auf dem nächsten Wrge ancbie obrigkeltliche Be-
hörde khie Hepmath kransportire und in geelgneten Fallen n den Schöb gesetzt werden sollen.

dessen Urkund ist, auf höchsten Befehl Seiner Königlichen Hoheft, des Großher=
zogs, viese Erklrung ausgesertiget worben, auch wegen gehörigerVetanntmachung derselben
Verfügung ergangen

Weimar den w6 n August 1823(L. 8.) -rogherzeglich Süchsisches Staats-Ministerium.
D. Christian Wilhelm Schweißber.

Erklärung
wegen mit der Herzoglich Sachsen
Meiningischen Regierung abgeschlos-
senen Uebereinkunft, die Aufnahme

der Vogabunden und Ausgewissenentreffend1I. ee lanbltaossche Erklärung vom 22sten May dleses Jahres enthält, daß die
Regel, nach welcher Gelder milder Stiftungen nur gegen hinlängliche gerlcheliche Sicherheit
angeliehen werden sollen, hie und da nicht streng beobachtet werde, und daß nicht selten

der Fallvortomme, wo ein Regreß= Anspruch an den Adminlistrator ohne Erfolg sey.Wiewohl Uns nun, in Unserer Eigenschaft als geistliche Oberbehorde, in 4%% auf
das unter Unserer Oberaufsicht stehende Kirchen= und andere milde Stifkungsvermögen, der-
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gleichen Falle nur hochst selten bekannt aeworden sind: fo mogen Wir dennoch nicht anste-
hen, allen und jeden Administratoren Uns untergeordneter milden Stiftungen hiermit die
Hesehliche Vorschrift von Neuem einzuschärfen, daß von dem verwalteten Kirchen= und an-
dern dergleichen Vermsgen nur gegen auslangenden gerichtlichen Consens aus-
geliehen werden darf, wie Wir denn, wie auch bisher schon geschehen, auf die Beobachtung
dieser Vorschrift streng sehen und die Administratoren und deren nächste Aufsichtsbehörden
für jede hiebey vorkommende Nachlässigkeit und Zuwiderhandlung verantwortlich machen
werden.

Weimar den aten August 1823.
Großherzoglich Sächsisches Ober-Konsistorium.

eucer.

Ul. Durch ein höchstes Reskript vom #sten August dieses Jahres, in Hinsicht des zur
Konfirmations--Fáhigkeit der Kinder, besonders in Beziehung auf das Alter, ge-
setzlich Erforderlichen und die früher deshalb ergangenen und bestätigten Vorschriften, ist es
der unterzeichneten Behörde zur besondern Pflicht gemacht,

1) den Aeltern, Vormündern te. an das Herz zu legen, ihre Kinder, insonderheit
die Mädchen, nicht zu früh aus der Schule zu nehmen und die in dem Ge-
sebe gegebene Erlaubniss in dem einzelnen Falle nur nach sorgfältiger Prüsung und
Berathung mit dem Geistlichen und dem Schullehrer zu gebrauchen;

2) alle Gesuche um Dispensationen von dem Gese·ß, mit Bezug auf dieses Reskripe,
für solche zu erklären, welche durchaus nicht beachtet werden bonnen, und dekhalb,
da dieses ein für allemahl ausgesprochen ist, in den einzelnen Fällen ohne alle weitere
Resolution bleiben werden;

3) Konfirmati'onen, welche von pflichtvergessenen Aeltern wider das Geseh im
In= und Auslande erschlichen, oder sonst erhalten werden, nach bekannten Grund-
sägen des Rechts für null und nichtig zu erklären, wobei gegen Geistliche, welche
sich dazu brauchen lassen, die besondere strenge Ahndung vorbehalten bleibt;

5 dbie den Geistlichen schonertheilte Anweisung, „daß sie bep den Kindern in anderen
Staaten die Konsirmation durchaus nicht früher, als es das hiesige Landesgesetz er-
laubt und wenn die Gesehe des fremden Staates einen noch spätern Termin festfetzen,
nicht früher, als diese es verstatten, vornehmen sollen, in solchem Zusammenhange
und bey solcher Gelegenheit nochmahls auszusprechen 2c.“

Wir bringen diese höchsten Vorschristen und Anweisungen hiermit zur Kennkniß der
Geistlichen, so wie der Aeltern und Vormönder des diesseitigen Bereiches, um sich darnach in
allen darin angedeuteten Beziehungen auf das genaueste und gewissenhafteste zu achten. —
uch werden besonders die Geistlichen durch Wort und That mitzuwirken wissen, daß die
darin allenthalben ausgesprochenen Grundsätzee von den Gemeinden, so welt es dieselben an-
geht, dep der hochwichtigen Konsicmations-Angelegenheit ihrer Kinder wohl erwogen und
üktlich angewendet werden.

Eisenach den 12ten August 1823.
Großhergoglich Süchsisches Ober-Konfistorium dafelost.

D. J. A. Nebe,
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IV. Se. Königliche Hoheit der Groskherzog haben auf erstatteten unterthänigsten Be-
richt über den Antrag der General, Post-Direktion zu Frankfurth aHM., daß die Distanz-
Eutfernung zwischen Elsenach und Narksuhl, hinsichtlich der Extra-Posten und Estaffetten,
auf ihr wirkliches Entsernungömaß bestimmt werden möchte, gnäbigst zu genehmigen geruhet,
daß die Enefernung zwischen den gedachten beyden Orten vom usten September dieses Jah-=
res an, bey Erxtra-Posien und Estassetten, von ,/2 auf 1,5/8 Neilen erhöhet werde, von
welcher Abänderung der im 5. 131, der Postordnung mit enthaltenen frühern Bestimmung
das Publikum andurch in Kennkniß gesebt wird.

Weimar den 2'sten August 1823.

Großherzogliche Sachsisge Ober-Post-Inspektion.v. Mob.
a nach der von dem D. med. et chir. Blank, zu Apolda, erfolgten

Niederlegung des Physikats des Amtbezirked Roßla, von des Großherzogs Konigliche Hoheit
der D. med. et chir. Ernst August Gottlob Stichling, zu Apolda, mittelst hochsten
Restripts vom roten dieses Monathes zum Physikus für den gedachten Amtsbezirk gnädigst
ernannt worden ist: so wird solches hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar den 25sten September 1823.
Großherzogliche Sächsische Landes. Direkelon.

F. Schwendler.

Oeffsentliche Belobungen.
1. Die beyden Knaben Gustav Helnrich Zeuner und Friedri u einiWeida, haben am ibten July dieses Jahres den in einen 74Sae eelmi, d

am Neumarkte gefallenen 6,1/2 Jahr alten Sohn dee dasigen Zeugmachers Escher aus To-
deögefahr gerettet.

Se. Königliche Hoheit, der Grohherzog, haben gnädigst geruhet, den genannten Kna-
ben eine Geld-Prämie für diese lobenswerthe Handlung zu verwilligen, und es wird sol-
ches, der bestehenden Ordnung gemäß, hierdurch öffentlich bekanne gemacht.

Weimar den 23sten September 1823.
Großherzogliche Süchsische Landes-Direktion.

F§. Schwendler.
IIX. Am 2osten Juny dieses Jahres rektece der Ziwmmergeselle Wilhelm Wulsch er,

zu Naschhausen, den daselbst von seinem Floße herab in die Saale gefallenen Flößer, Fried=
rich Dreßler, aus Löberschüh, indem er bis an die Schultern in das Wasser sprang und
denselben mit großer Anstrengung und eigner Gefahr an das Ufer zog.

Für diese lobenswerthe Handlung haben Se. Königliche Hohelt, der Großherzog, gna-
digst geruhet, dem genannten Zimmergesellen eine Geld-Prämie zu verwilligen, welches
der bestehenden Ordnung gemäß, hierdurch bekannt gemacht wird. “

Weimar den aten Oktober 1823.
Hroßherzogliche Süächsische Kandes-Direktlon.

##. Schwendler.
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Großherzogl. S. Weimar --Eisenachisches

Regierungs-Blatt.
Nummer 13. Den 21. Oktober 1823.

Bekbanntmachung.
Auf Höchsten Beschl Sr. Koniglichen Hoheit des Großherzogs wird die nachstehende,

von Höchstdemselben in Gemäsßheit eines Antrages des getreuen Landtages gnädigst geneh-
migte Verordnung über den Dienst des MilitärS zur Unterstützung der Eivil-Behörden
biermit zur allgemrinen Kenntniß gebracht.

Weimar den röten Oktober 1823.
Großherzogliche Süchsische Landestegierung.

von Müller.

Tarl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

Auch in Unsrem Großherzogthume gehort es zu den Bestimmungen des Militars, auf
Erfordern, alle Maßregeln fur die offentliche Ruhe und Sicherheit zu unterstutzen und zur
Aufrechterhaltung gesehmaßiger Ordnung uberhaupt thatig mit zu wirken. Um diesen wich-
tigen Dienst im Innern dek Landes genauer zu ordnen, dazu die schon bestehende Einrich-
tung, nach welcher, um der vorbereitenden Waffenübungen auf den Ererzier-Plätzen willen,



170

ein Theil der Ober-Ossiziere und der Unter-Ossiziere in den verschiedenen Amtöbezirken
stationirt ist, zu benuhen, und für diesen Zweck das Verhältniß der Eivil= Behörden und
der Militr -Behörden zu einander fest zu regeln, verordnen und befehlen Wir, wie folget:

8. 1.

Den Justiz= und Polizey-Behörden, mit Einschluß der Ortsobrigkeiten, steht es nicht
nur auf ihre Gefahr und Verantwortung frey, sondern sie haben in den dazu ge-
eigneten Fällen mit dem Rechte auch die Verbindlichkeit, zur Vollziehung ihrer Anord-
nungen und zur Unterstütgung der von ihnen für nothwendig erachteten Maßregeln militéri-
sche Hülfe zu erfordern.

K. 2.
Wenn eine schriftliche Requisition des Milicär-Kommando, wenigstens des in dem

Amtöbezirke stationirten Ofsiziers, ohne Nachtheil für den Zweck geschehen kann, solglich
in der Regel, sind alle Unterbehörden gleich den Oberbehörden verdunden, schriftliche
Requisicfonen zu erlassen und in solchen die Absicht und die Veranlassung derselben genau
anzugeben, damit die Militr-Behörde hierdurch in den Stand gesectzt werde, mit Rücksicht
auf die Eigenthümlichkeit des Falles die Zahl der zu beordernden Mannschaft selbst zu be-
stimmen, die Wahl der zu dem Kommando geeigneten Offiziere und Unter-Ofsiziere zu tref-
sen und nach Befinden besondere Instruktionen zu ertheilen.

8. 3
Nur auönahmsweise, wenn bey einem längeren Verzuge die Vereitelung des Zweckes,

oder sonst Gefahr zu fürchten sepn döürfte, bleibt e den Eivil. Behörden nachgelassen, die
Requisition zum sosortigen Aufgebote der nöthigen Mannschaft und zum vorgezeichneten
Gebrauche derselben schriftlich, oder mündlich, an einen im Amtobezirke stationirten Unter-
Offizier zu richten. Es hat der so requirirte Unter-Offizier ohne allen Verzug Folge zu
leisten, die verlangte Anzahl zum Dienst aus den ihm untergebenen Beurlaubten unverweilt
zu beordern und die Anfährung derselben zur Unterstübung der getroffenen Anordnungen
und sonst selbst zu übernehmen. Die Sorge daför, daß in einem solchen Falle der zunächst
vorgesehzte Ober-Ossizier von der Requisition und dem Vollzuge derselben alsbald Meldung
erhalte, gehört mit zu den Obliegenheiten der requirirenden Behörde.

. 4.

Ob Gefahr auf dem Verzuge hafte, ob ein Eil- und Nothfall vorhanden sey, oder
nicht: hat die Eivil-Behörde zu beurtheilen auf ihre Verantwortung sowohl für die ge-
schehene, als für die unterlassene Requisitlon. Jede Beschwerde, welche dadurch ver-
anlaßt wird, gehört an die zunachst vorgeseczte Eivil-Behörde, auch von Seiten desMilitärs.
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s#. 5.

Dle zur Hülfsleistung reguirirte und befehligte Mannschaft hai sich bey den verlangten
Verrichtungen und Dieastleistungen nach den ihr ertheiten Instruktionen pünktlichst zu achten
und zwar zunächst nach denen, welche ihr von der vorgesehten Militär-Behörde (§. 2.),
dann nach denen, welche ihr von der Eivil-Behorde ertheilt worden sind; sie hat ferner
alle Ercefse und alle unnsthige Beschwerungen der Unterthanen sorgfältigst zu vermeiden.
Sie ist dafür militärisch verantwortlich. Die Eivil-Behörde darf sich keine Ahndung,
irgend einer Art, gegen Militär-Personen im Dienste erlauben, sondern hat sich mit ihren
Klagen und Beschwerden, wegen nicht befolgten Instruktionen oder dabey vorgekommener
Uagebühr, lediglich an die zuständige Militér-Behörde zu wenden, bey dieser auf Unter-
suchung und Bestrafung anzutragen.

. 6.

In welcher Art und Weise der Bekleidung und Bewaffnung ssch die Mannschaft zu
dem hier fraglichen Dienste einzusinden habe, es möge hierzu durch die Civil-Behörde ein
Aufruf oder durch die Milikär-Behbrde eine Ordre ergehen, auch was sonst bey solchen
militärischen Expeditionen zu beobachten und zu khun sey, auf welche Weise insondekheit
von Seiten der Milikär= Personen gegen diejenigen, welche nebenbey noch unausgefordert zu
Hölfe ellen, verfahren werden soll; — über alle diese Punkte wird das General-Kommando
unverweilt die nsthige Dienstvorschrift erlassen.

. 7.

Anserüche aus Gebühren für die Dienstleistung stehen der Dienstleistenden Mannschaft
nach Raßgabe der Gesehe in soweit zu, als dieselben entweder demsenigen, welcher die Re-
guisition veranlaßt hat, zur Last sallen und beybringlich sind, oder von den öffentlichen Kas-
sen, mit Einschluß der Patrimonjal-Gerichts-Kassen, übertragen werden müssen. Daß aber
in bloßen Unglücksfkllen, welche die Requisition nothwendig machen, ein Anspruch auf Ge-
bähren nicht Statt finde, versteht sich von selbst.

8. 8.
Sollte ubrigens bey eintretenden Eil- und Nothfallen ein Ersuchen um militarische

Hulfsleistung wegen Nichtanwesenheit eines Ossiziers oder eines Unter-Ofstziers am Orke
ummöglich seyn: so bleibt auch fernerhin den Ortäbehörden und Ortsvorständen unbenom-
men, die Ortßeinwohner selbst gehsrig aufzubieten und zu gebrauchen, um ihre, durch die
augenblickliche Nothwendigkeit gebotenen Anordnungen und Maßregeln zu unterstützen und
u vollziehen.
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Die hierzu in geeigneten Zallen bestehende Verpflichtung der Staatsunterthanen, in-
sonderheit die in verschiedenen Theilen des Großherzogthumes bestehende, altherkommiche
Einrichtung der so genannten Landes- obder Gerichtsfolge, soll durch gegemvartige Verordnung
keinesweges aufgehoben seyn.

d. 9.
Neben diesen allgemeinen Bestimmungen wird noch festgesetzt, daß die in jedem Orts-

bezirke stationirten Unter-Offizierc nach einem., von der Milicär-Behörde vorzuschreibenden
Turnus, mit Berücksichtigung ihrer Anzahl, so wie der örtlichen Verhältnisse und Bedürf-
nisse, als Ordonanzen kommandirt und den Justiz-Aemtern zu dem Dienste beygegeben
werden sollen, welcher vordem von der Gensd'armerie versehen wurde. Diese Dienstleistung der
Unter-Ossiziere sindet jeboch nur in so fern Statt, alb solche mit ihrer ersten Bestimmung
und Dienstpflicht vereinbarlich ist, dergestalt, daß andere, rein milikérische Obliegenheiten
derselben im Kollisssens= Fallerden Vorzug verdienen. Nahmentlich soll und kann während
der Exerzier= Zeit an den zu den Waffenübungen festgesehten Tagen und während des Gar-
nison-Dienstes von einem Gebrauche der Unter-Offiziere zum Landes-Polizey-Dienste nicht
die. Rede seyn. Es bleibt auch dem Militär-Kommando unbenommen, den bey einem Jus-
tiz-Amte als Ordonanz stehenden Unter-Offizier zu jeder Zeit, mittelst schriftlicher Ordre,
wieder ablösen zu lassen.

8. 10.
Auch dem Gebrauche der im Lande stationirten Unter-Offiziere bey den Justiz-Aemtern,

liegt es als Absicht zum Grunbe, bie offentliche Ruhe, die allgemeine Sicherheit und die
gesehliche Ordnung im Innern des bandes zu befördern, die Handhabung der dieserhalb
bestehenden Anordnungen mit Thätigkeit und Nachdruck zu unterstuhen und zu diesem Ende
elne Aufsicht auf die ortspolizeylichen Einrichtungen führen zu lassen. Die als Ordonan-
zen kommandirten Unter-Osfiziere haben daher

1. im Allgemeinen über Befolgung der Polizey-Gesehe und Verfügungen zu wachen, die
Hindernisse dieser Befolgung zu ermitteln und zur Erhaltung. der öffentlichen Sicher-
heit, Ruhe und Oronung möglichst beyzutragen, webhalb denselben

II. im Besondern obliegt:
1) den Störungen, von welchen die öffentliche Ruhe und gesebliche Ordnung, so wie

die allgemeine Sicherheit bedroht wird, gehörig vorzubeugen und solche zu verhindern,
im eintretenden Falle aber die Urheber und Mitschuldigen begangener Verbrechen aus-
zukundschaften, zu verfolgen, zu verhaften, der zuständigen Behörde zu überliefern
und nach den deehalb bestehenden gesetlichen Vorschriften zu transportieren;
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2) zu gleichem Zwecke auf Vagabunden und andere verdächiilge Personen, welche ohne
binreichende Legitimation in dem Lande betroffen werden, oder zu denen gehören,
welche, den bestehenden Gesehen zu Folge, in dem Lande ulcht zu dulden, sondern
sofort an der Grenze zurückzuwelsen sind, ein wachsames Auge zu haben und des-
halb die Gasthöfe, Schenken, Mühlen und andere einzeln gelegene Höfe und Ge-
bäude sleißlg zu untersuchen;

3) an öffentlichen Orten und bey Anléssen zu zahlreichen Versammlungen, so wie bey
allgemeiner Gefahrsich einzufinden, um Ercessen und Unordnungen vorzubeugen, die
Anstifter und Theilnehmer zum Arcest zu bringen, Ruhe und Orbnung aufrecht zu
erhalten;

4) über die Befolgung der Vorschriften zu wachen, welche zur Verhütung von Unglücks-
sellen und Beschädigungen gegeben sind, auch die deShalb vorgenommenen Ungesetz-
lichkeiten, Vernachléssigungen und Mängel zur Kenntniß der zuständigen Behörde zu
bringen;

5) auf die vorschriftmäßige Verrichtung der Tag= und Nachtwachen, auch Schleich= und
Feuerwachen mit Strenge zu halten, solche so oft, als nur möglich, zu visikiren und
jede dabey wahrgenommene Nachlässigkeit und Versäumniß gebührend anzuzeigen;

6) auf die Erhaltung der öffentlichen Straßen und Wege, Kandle, Brücken, Alleen und
überhaupt aller öffentlichen Anlagen zu achten, muthwillige Beschädigungen an sol-

chen und die Urheber derselben, ingleichen die sonst daran befundenen, der Sscherheit
nachtheiligen Mängel der geeigneten Behörde ebensalls anzuzeigen;

7) von den bey Verrichtung ihrer Dlenstobliegenheiten bemerklen Defcaudationen an öf-
fentlichen Abgaben, so wie von den bemerkten Wald= und Jagdsreveln, ohne Unter-
schied zwischen herrschaftlichen= und Privat-Eigenthume, den zuständigen Behörden
Kenniniß zu geben, auch nach Umständen die Kontravenienten anzuhalten;

8) die von den Justiz= und Polizey-Behörden angeordneten Exekutsonen in Fällen, wo
Widersetzlichkeit sich fürchten läßt, zu unterstützen.

Nur von dem Justiz-Beamten und von den wirklichen Aktuarien haben die al?
Orbonanzen bey dem Amte kommandirten Unter-Offsziere Aufträge und Anweisungen
zu empfangen. Zu bloß ortspollzeylichen Verrichtungen und zum Bothendienste dür-
fen die Ordonanzen schlechterdings nicht gebraucht werden.

Eine besonders auögefertigte Instruktion schreibt vor, wie dieselben bey sprem
Dienste sich überhaupt noch zu verhalten und in einzelnen Fällen zu verfahren haben.
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Mit dieser Instruktion müssen sie sich auf Erfordern bep ihrer Dienstthätigkeit in
einzelnen Fällen legitimiren.

8. 11.
Es bleiben die alc Ordonanzen kommandirten Unter-Offiziere, während dieses Dienstes,

lediglich in ihrem Militär-Dienstverhältnisse; daher stehen sie auch in allen und jeden Be-
liehungen, welche dabey vorkommen können, bloß unter der Militr-Behörde.

Diesem entsprechend sind dieselben durch eine General-Ordre des Militr-Kommando
ein für alle Mahl, bey Vermeidung der in den Rilitar-Gesehen geordneten Strafen, zu be-
sehligen, von den Justiz-Aemtern, welchen sie beygegeben sind, alle und jede, in Gemäß-
heit der gegenwärtigen Verordnung und der für sie auögefertigten Instruktionen, ihnen er-
theilte Aufträge und Anweisungen genau und pünktlichst zu besorgen.

. 12.

Allenfalls mit Vorbehalt der nachher zu führenden Beschwerde hat jedermann den Auf-
forderungen und Anordnungen der im Polizey-Ordonanz-Dienste stehenden Unter=Offiziere
sofort und unbedingt Folge zu leisten. Dieselben stehen in dieser Hinsicht und was die
Bestrafung der ihnen bey Polizey= Dienstverrichtungen widersahrenen Widersehlichkeiten und
Beleidigungen anlangt, in den Verhältnissen des kommandirten Militärs. In dieser Ei-
genschaft sind sie auch berechtiget, sich nöthigen Falles ihrer Waffen zu bedienen, um ihren
Anordnungen und in diesem dem Gesehe Folge zu verschafsen.

Wer dagegen eine Beschwerde wider einen Unter-Offizier im Ordonanz-Dienste anzu-
bringen hat, soll auf die genaueste und schnellste Untersuchung, auch, wenn solche gegrün-
det besunden worden, auf die strengste Besirafung und gewisseste Genugthuung rechnen
dürfen.

 3.
Jeder Staatsunterthan, besonders aber jede Militär-, Eivil= und Gemeinbebehörde

ist schuldig, dle kommandirten Unter-Offiziere auf Erfordern in Ausübung ihrer Pflichten
kräftigst zu unterstügen und ihnen die zur Aufrechterhaltung ihres Ansehens und zur Er-
reichung ihrer Beslimmung nöthige Hülfe, ohne Weiteres, augenblicklich zu leisten.

Insonderheit sind alle öffentliche Behörden und Drtsvorstände, so wie die Gast= und
Schenkwirthe verbunden, ihnen unweigerlich alle Nachweisungen und Mietheilungen zu Heben,
durch welche die Ersüllung ihrer Dienstobliegenheiten erleichtert werden kann.

Eingegangene Steckbriese sind denselben auf das Schleunigste vorzulegen.
S. 1

Während der Verrichtung des Ordonanz-Dienstes nach Naßgabe der gegenwäreigen
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Berordnung und der weiter ausgefertigten Instruktion, erhält der Unter-Offizier an allen
Orten, wo er übernachten muß, jedoch ohne irgend einige Verpflegung, auf Kosten der
Gemeindekasse daselbst frepes Quartier, ingleichen eine tägliche Zulage aus der bieherigen
Gensd'armerie-Kasse. Außier dem gehören demselben die Wege= und Tagegelder, auch De-
nunciations-- und Exekutions-Gebühren, wie solche bisher von der Gensd armerie haben in
Anspruch genomo#en werden können, unter den §. 7. aufgedrückten Bedingungen.

15

In mehrerer Ermunterung der Unter-Off#ziere bey dem Ordenanz=Dienste sind für
diejenigen, welche sich im Lause des Jahres in solchem Dienste am Meisten ausgezeichnet,
sich besonders aufmerksam, geflissen und thätig bewiesen haben, Prämien bestimmt worden,
deren Vertheilung von Großherzoglicher Landes-Direktion am Schlusse des Jahres erfol-
gen wird.

Bey. klanftigen Erledigungen der zur Versorgung von Unter-Offizieren geeigneten
Stellen soll auch auf das Betragen und die Thäcigkelt in jenem Dienske besondere Rücksicht
genommen werden.

8. 16.
Die Aufsichtsfuhrung uber die Dienstverrichtungen und das Betragen der kommandir=

tre Unter-Offiziere ist hauptsächlich Obliegenheit der Justiz-Aemter, Auch werden die
tandräthe bey den VisitationS-Reisen in ihrem Bezirke über das Verfahren der Ordonan.
zen nähere Erkundigungen einzuziehen und hierdurch noch dir Tassichtsführung der Justiz=
Aemter zu kontroliren suchen.

Außer dem find alle öffentliche Behörden und selbst die Ortsvorstände so berecheiget als
verpflichtet, von Erpressungen, Kollusionen und anderen Ungebührnissen, wenn solche bey
dem. Ordonanz-Dienste in den Aemtern vorkommen sollten, dem. Justiz-Amte oder dem
bandrathe des Bezirkes Anzeige zu machen.

4 **“

DieJustiz= Aemter haben weicer vas Recht und die Verpflichtung.
1) im Falle gegründeter Unzufriedenheit mit dem Betragen eines zum Orbonanz-Dienste

bestimmten Unter-Offiziers im Allgemeinen, davon und insonderheit von den Gründen,
worauf die unzufrledenheit ruht, die kandes-Direktion berichtlich in Kenntniß zu
seben., von welcher dann nach Besenden weitere geeignete Verfügung erlassen, oder
bey dem Militäl- Kommnando hie Versetzung ober die gänzliche Abbernfung des Unter-

Offiziers vomOrdonanz, Dienste eingeleitet werden wirb:
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2) im Zalle eines einzelnen Ungebührnisses, der nicht genauen Befolgung erhaltener In-
struktion u. s. w., nach sorgfältiger Ersrterung des Thatbestandes, dem im Amts-
bezirke kommanoirenden Ober-Offizier die darüber geführten Prokekolle oder Akten,
nebst dem Aatrage auf Bestrafung und nach Besinden auf einstweilige Ablösung des
Betheiligken durch einen andern Unter-Offizier, zu übersenden.

In einem solchen Falle wird die Militär-Behörde, nach dem Grade der Verschul-
dung, darauf Bedacht nehmen, daß mit der Bestrasung des Schuldigen auch zugleich die
Versetung desselben in einen andern Amtébezirksverbunden werde.— Von dem Auögange
der Sache ist dem betheiligten Amte jedes Mahl die nöthige Nachrlcht zu ertheilen.

6S. 18.

Zur Erleichterung der Aufsicht über die Ordonanzen, so wie zu ihrer eigenen Erlesch-
terung bey der für sie und ihren Dienst nothwendigen Nachweisungen sind Dienstbücher ein-
zuführen. Alle Ortébehörden sind schuldig, diese Dienstbücher auf Ersüchen gehörig zu visi-
ren, auch hiernach sachgemäße Nachrichten und die etwa erforderliche Beglaubigung yesche-
hener Anzeigen beyzufügen.

Wir erwarten, daß sich Unsere Civil“= Behsrden und Unsere Militär-Behörden, inson-
derheit auch die in den Amtöbezirken statlonirken Offiziere die Erceichung des durch gegen-
wärtige Verordnung beabsichtigten Zweckes, ein für das gemeine Wohl förderlsches Einver-
ständnig und gute Vernehmen und ein hlerdurch bedingtes Zusammemwirken zur angelegent=

lichsten Pflicht machen, auch dadurch Unsre Zufriedenheit sich zu verdienen und zu erhalten
suchen werden. Solten aber wider Unser Erwarten solche Anstände und Jerungen sich er-
geben, welche das gedachte Verhältniß unterbrechen könnten: so hat jeder Theil elne amtli-
che Anzeige davon anseine vorgesehre Behörde gelangen zu lassen, damlt dburch Kommuni=
kation der Oberbehörden dergleichen Irrungen und Mißhelligkeiten gehsrig ersriert und zur
Verhütung weiteren Nackhtheiles für den öffentlichen Dieust balvigst beseitiget werben.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung mit Unsrer Nahmensunterschrift vollzogen und
mit Unsrem Großherzoglichen Staatöinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen Weimar den 7ten Oktober 1823.

(L. S.) TKarl Augunst.
C. W. Freyh. v. Fritsch. Freph. v. Gersdorff. O. Schweitzer.

Verorbdnung,
den Dienst des MilltärS zu Unter- vdt. Ernst Müller.

stühung der Civil-Behörden betr.



Großherzogl. S. Weimar·Eisenachisches
Regierungs-Blatt.

Nummer 14. Den 24. Oktober 1823.

Nachricht
von der erfolgten Entbindung der Frau Herzogin

Jd a, Hoheit.
Das Großherzogliche Haus ist durch die gestern eingegangene Nach-

richt von der am I Iten dieses Monathes zu Bushy-Dark bey London,

der Residenz des Herzogs von Clarence, glücklich erfolgten Entbindung
Ihro Hoheit, der Frau Herzogin Ida, Gemahlin des Herrn Herzogs,
Carl Bernhard Hoheit, mit einem Prinzen erfreuet worden.

Der neugeborne Prinz, welcher die Nahmen

Wilhelm August Eduard
bey der Taufe empfangen, und dessen Durchlauchtigste Frau Mutter
befinden sich im hehen Wohlseyn.

Ehrenauszeichnung.
Se. Königl. Hohelt, der Großherzog, haben Höchstihro wirklichen Geheimen-Rath,

Staats-Minister, Chef des zweyten oder Finanz= Departements im Großherzoglichen
Staats-Ministerium und Großkreuz des Großherzoglichen Hausordens vom weißen Falken,
Herrn Ernst Christian August, Freyherrn von Gersdorff, Ertellenz, hieselbst, auf ge-
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schehenes Ansuchen, dle —— eum Tragen de5 ihm vom Er.Mas- den Könige vonBaiern, unter'm 15ten Sep. d. J. verliehenen Grohkreu-e des Tivil-Ver-
dienstordens der Sch Kon am 2osten d. M. zu 4 anddigst geruhet.

Bef ör derungen.
Des Großherzogs, Königliche Hoheit haben

1) den zeitherigen Landschaftskasse-Kalkulator und Interims=AdministratorderKreis-
Steuereinnahme zu Eisenach, Carl August Walther, zum Kreis-Steuer-
einnehmer daselbst;

2) den Kalkulator bey der Rechnungs-Revision der kandes-Direktion, August Heimdich
David Pabst, hier, so wie die Actessisten bey der Rechnungs-Revision des Land-
schasts-Kollegiumö, Friedrich Wilhelm Börner und Carl Gottfried Premßler,
desglelchen den Zinsenzahler bey der Haupe-gandschaftskasse, Arr. Heinrich AugustMeper hieselbst, zu Landschaftskasse-Kalkulatoren ernaont;

) dem Gartengehülfen, August Sdel I, zu Dornburg, die dasige Hofgärtner= und-
Schloßvogté-Stelle unter dem Wekliens eines Garten=Kondukreurs verlie-
hen, und endlich

den Zuchthausprediger unb ersten Lehrer an der hlesigen Freyschule, Johann Gerhard
Friedrich Heinrich, zum Pfarrer zu Umpferstedt mit Wiegendorf in Gna-
den bestätiget,

worüber die höchsten Dekrete und Urkunde unter'm Zosten September und roten d. M.
auögefertiget worden sind.

Oeffentliche Belobung.
Der Einwohner Johann Andreas Salomo, zu Weida, rettete am 20sten Inny d.

IJ. die zehnjährige, in den stark angeschwollenen Weidastuß hefallene Tochter deß dasigen
Einwohners Sommer, indem er bis über die Brust in das Wasser sprang und dieselbe
mil eigener Gefahr an das Ufer zog.

Se. Königliche Hoheit, der Srobersog- bouen. #ndih geruhet, dem EinwohnerSalomo für diese lobenswerthe Handlung eine e zu verwilligen, und es wird sol-chec, der bestehenden Vorschrift gemäß, glrsarnn 5r/v "1 Enmner Kenntniß gebracht.
Weimar den #ien Oktober 7823.

Großherzogliche Süächsische Landes-Direktion.
vo otz.



Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 15. Den 4. November 1823.

Bekanntmachung.
Zufolge höchsten Befehls Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs wird #)dasnach-

stehende Patent, betreffend die Beziehungen ver Aemter Allstedt und Oldisleben zu den Kö-

niglich Preugischen Zolleinrichtungen,sowie2) das in deren Folge nöthig gewordene Regulativ über die in den genannten Aemternzu entrichtende rvnrtrtegeran welche beyde mit dem röten kommenden Monathes
November in Wirksamkeit treten sollen, zur Nachricht und Nachachtung hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

Weimar den zosten Okcober 1823.
Großherzogliche Sächsische Landeöregicrung.

von Muller.

Tarl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und DBautenburg
c. 1.

Nach vorgängigem Beyrathe Unserer getreuen Landstände ist über die Verhältnisse, in
welche Unsere von dem Königl. Preußischen Gebiethe umgebenen Aemter Allstedt und Oldis-
leben durch die dort seit dem Jahre 1970 geseblich bestehenden Grenzzölle gekommen sind,
und welche eine feste Herstellung und Ordnung durchaus erforderten, mit der Krone Pren-
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ßen ein Vertrag verabredet und unterm 18ten Julp b. J. auch von Uns ratisiciret wor-
den. Demnach erklären und verordnen Wir, wie folget:

1.

Um den Einwohnern der erwähnten Aemter die Vortheile eines hegenseikigen völlig
freyen und ungestörten Verkehrs mit den innerhalb der Zolllinie an den äußern Grenzen
des Preußischen Staates delegenen Königl. Preufiischen Landen in der Maße zu verschaffen,
daß die von den beyderseitigen Unterehanen innerhalb der gedachten Jolllinie zu verführen-
den Waaren und Erzeugnisse aller Art, mit alleiniger Ausnahme des Salzes und der
Spielkarten, deren Vertrieb in dem Königreiche Preußen besonderen Bestimmungen unter-
liegt, überall den eigenen inländischen vöollig gleich behandelt werden, und aus gedachren
Aemtern in das Königl. Preußische und umgekehrt, von jeder Abgabe und sonstigem Hin-
dernisse frey, übertreten können, sollen in denjenigen Füällen, wo der Ausübung dieses frepen
Verkehrs die zeitherige Verschiedenheit der Abgaben hinderlich war, die in den mehrgedach-
ten Aemtern bestehenden Abgaben nach der Königlich Preußischen Gesegebung modisiciret
werden.

Wir haben zu diesem Ende, was die Steuer von der Fabrikation des Branntweins
anlangt, ein Regulativ genehmiget, welches unter'm heurigen Tage bekannt gemacht werden
und vom löten November d. J. an in Aucs#bung kommen soll.

2.

Von demselben Tage an wird es gestattet, daß die Königl. Preußischen Zollbeamten
die Spur begangener Unterschleise gegen die Königl. Preußischen Zoll= und Verbrauchs-
steuern in die erwähnten Aemter versolgen und, mit Zuziehung der Ortsobrigkeiten, sich
deb Thatbestandes versichern, so lange und in so fern die gleiche Verfolgung der Impost-
Defraudanten aus gedachten Aemtern in das Königl. Preupische Gebieth den Grohherzogl.
Sachsen Weimarischen Beamten ebenfalls gestattet wird.

3.

Auch sollen Visitationen, Beschlagnahme und Vorkehrungen, wenn solche von den
Königl. Preußischen Zollbeamten bey Unseren Landes= oder Orröbehörden in Antrag ge-
bracht werden, von diesen, nachdem sie sich von der Zulässigkeit, den Umständen nach,
überzeugt haben, alsbald willig und zweckmäßig veranstaltet werden.
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4.

Haben Einwohner der Aemter Allstedt und Oldisleben oder andere sich in denselben
aufhaltende Personen unterschleiflich Waaren über die dußere Preußische Grenze eingeführt,
oder senst Handlungen begangen, welche gegen das Preußische Steuergeseh vom 26sten
May 1818 und die darauf sich beziehenden geseblichen Deklarationen laufen, wie solche
durch die Königl. Preußische Gesebsammlung entweder schon bekannt gemacht worden sind,
oder noch in Zukunft werden bekannt gemacht werden: so sollen dieselben ganz nach der
Streuge jener Gesete, deren Kenntniß bey ihnen vorausgesetzt wird, auch vor den Gerich-
ten des Großherzogthumes der Verantwortung und Bestrafung unterliegen.

5.

Diejenigen, welche innerhalb der Grenzen der beyden mehrerwähnten Aemter Hand-
lungen begehen, wodurch eine Kontrebande mit Salz und Spielkarken oder eine Defraude
mit anderen Waaren, welche einer auch von Preußischen Unterthanen innerhalb der Gren-
zen des Preußischen Staates zu erhebenden Verbrauchstener unterworsen sind, geschieht oder
befärdert wird, sollen um den doppelten Betrag des dadurch gesuchten Vortheils, oder,
in so fern Unser Impost-Gesebh die Defraudation des Impostes von dem fraglichen Gegen-
stande mit härterer Strase ahndet, nach solchem bestrast werden. Es soll jener Vortheil
mindestens dem Betrage der Abgabe gleich geachtet werden, womit die Waare im König-
reiche Preußen belegt ist. Bey dem Salze soll alS Abgabe der Preis angesehen werden, zu
welchem in den Niederlagen oder Faktorepen der nächsten Königlich Preuhischen Saline
das Salz zum inländischen Gebrauche an Preußische Unterthanen verkauft wird.

0.

Auch die in den vorstehenden §.§. 3, 4 und s§ enehaltenen Verfügungen verstehen
sich nur unter der Bedingung einer vollen Erwiederung von Königk. Preupßischer Seite und
helten nur so lange, alo letztere beobachtet wird.

7.

Siämmtliche vorstehende Bestimmungen sollen vom 18ten Nevember d. J an
in volle gesehliche Wirksamkeit treten.
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Urkundlich haben Wir gegenwartiges Patent eigenhandig vollzogen und solches mit
Unssrem Großherzoglichen Staats-Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen Weimar den 24sten Oltober 1823.

(L. 8.) Carl August.
C. W. Freyh. von Fritsch. Freyh. von Gersdorff. D. Schwiitzer.

Patent,
die Beziehungen der Aemter Allstedt und
Oldisleben zu den Königl. Preußischen Zoll-

einrchtungen betreffend.

Carl Au gust,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

In Beziehung auf Unser vorstehend erlassenes Patent wird annoch Folgendeo geseollch
angrordnet und befohlen:

Allgemeiner Theil.
# 8. 1.

Ec bestehet hinführo in den Aemtern Allstedt und Oldisleben 1) fur die Fabrikation
des Branntweins aus mehligen Substanzen, welche des Einmeischens bedürfen, eine Meisch-
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steuer; 2) fär die Fabrikation des Branntweins aus solchen Substanzen, welche vorher
nicht eingemeischt zu werden brauchen, so wie da, wo ein bloßes Abziehen von schon ferti-
gem Branntwein über Ingredienzien Statt findet, eine Blasensteuer.

. 2.

Die in den Aemtern Allstedt und Oldisleben vorhandenen Meisch- und Brenngerathe,
und die Räume, in welchen Brennerey getrieben wird, stehen unter der Aussicht eines in
dem Amtsbezirke angestellten Ober-Kontroleurs. Von demselben werden die Meisch= oder
Distillir-Gefäße für die Zeit, während welcher das Einmeischen oder Abziehen von Branntk-
wein nicht gestattet ist, auf gemessene Weise außer Gebrauch gesegt.

K. 3.
Wer Distillir-Gerlthschaften fertiget oder zum Verkauf vorräthig hält, kann das

Branntweinbrennen weder an demselben Orte, noch im Umsange von einer Meile treiben.

. 4.

Innerhalb des Bezirkes können früher bestandene Brennereyen nur erhalten und fork-
gesebt, neue nur angelegt und betrieben werden, unter Beobachtung der in diesem Regula-
tive enthaltenen Vorschriften sowohl, als derjenigen, welche die Verwaltung weiter anzuord-
nen für nsthig achten wird.

S 8.
Wer zu Folge der weiteren diesfallsigen Bestimmungen des gegemwärtigen Regulativé,

das Recht Branntwein zu brennen verlohren hat, darf kein Distillir-Geräthe, auch nicht
einzelne dazu gehsrige Stücke, sich halten oder in seiner Verwahrung haben.

5. 6.
Jeder Inhaber einer Brennerey oder eines eingerichreten Distilir-Geräthes ist gehalten,

innerhalb eines von dem Großherzoglichen kandschafts-Kollegium zu bestimmenden Termins,
dem Ober-Kontroleur seines Amtes eine Nachweisung einzureichen, worin die Räume zur
Brennerey, die Breungeräthe, als: Meischbottiche, Neisch-Reservoirs, Blasen, Schlangen,
Kühler, Helme, Meischwärmer u. s. w., ingleichen der Inhalt nach Berliner Quart von
den Meischbottichen, Meisch-Reservoirs, Blasen und Meischwärmern u. f. w. genau und
vollständig angegeben seyn mössen.
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Gleiche Verpflichtung zur Anzeige binnen drey Tagen liegt ihm ob, wenn neues Geräthe
angeschaffe, oder wenn das vorhandene ganz oder zum Theil abgeändert, oder in ein ande-
re Lolal gebracht wird.

Dieser Eingabe ist ein einfacher Grundriß desjenigen Raumes, in welchem sich die Meisch-
gefäße besinden und ihrer Stellung in demselben, nach dem beyspielsweise angefügten Schema,
in zwey Exemplaren beyzufägen. Ein Erxemplar, von dem Ober-Kontroleur bescheiniget,
muß in der Brennerey aufgehängt und die darin bezeichnete Stellung während jeder Be-
triebszeit so lange unverándert bepbehalten werden, als etwaige Abänderungen dem Ober-
LKontroleur nicht mittelst Einreichung eines abgeänderten Grundrisses angezeigt worden sind.

F 7.

Inhaber von Brennereyen, so wie andere Personen, welche Meischgefäße oder Distil-
lir-Gefäße, nähmlich Blasen, Helme und Kühler besiben, oder solche verfertigen, oder Han-
del damit treiben, dürfen dieselben weder ganz noch theilweise, weder neu noch ausgebessert,
aus ihren Händen geben, bevor sie e5 dem Ober-Kontroleur angezeigt und darüber eine
Bescheinigung erhalten haben.

8.

Die vorhandenen, die künftig aus den Fabrikations-Stellen verkauften, die vom Aus-
iande eingehenden und die umgeänderten Meischbottiche und Blasen werden von dem Ober-
Kontroleur mit Zuziehung de Kontroleurs nachgemessen, der Quartinhalt wird darauf
eingegraben und sie sowohl als die Helme und Kühler werden mit Nummern. und in so
weit es thunlich ist, mit einem Stempel versehen.

9.

Bey Vermessung der Meischbottiche und Blasen ist der innere Raum, welchen sie vom
Boden bis zur äußersten Mündung des Randes haben, ohne allen Abzug auszumitteln.

. v0.

Die Ober-Kontroleurs sind verpflichtet, eine amtliche Bescheinigung der geschebenen
Anmeldung, der Vermessung ihres Ergebnisses und der Art der Bezeichnung zu erthrilen,
worin die Beschaffenheit der Brenngeräthe genau beschrieben seyn muß. Diese Bescheini-
Jung dient zur Ausweisung über den Besic der Geráthe.
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. 11.

Die zu den Brennereyen gehörigen Geräthe mässen in den Brennereyrälmen zusam-
men aufbewahrt werden. Einmeischungen außerhalb der angegebenen Räume, auch in an-
deren als den verzeichneten Meischbottichen, sind verboten.

12.

Sind die Meischbottiche versiegelt oder die Distillir-Geräthe in Verschluß gebracht: so
veranlaßt der Ober-Kontroleur auf die diesfalls zuvor von Seiten des Brenners oder Di-

silllateurs geschehene Deklaration oder Anzeige sofort die Entsiegelung oder Herausgabe
derselben. Der Brenner ist gehalten, die zur Versiegelung oder- zum Verschlusse nöthigen
Materialien in guter brauchbarer Eigenschaft zu liefern.

Besonderer Theil.
A) Meischsteuer.

5. 13.

An Steuer ist Ein Groschen Preußisch (Kurrent) von zwanzig Berliner Quart-Inhalt
des Bottichs bey jeder Einmeischung Behuso der Branntwein-Fabrikation zu erlegen. Es
wird mithin, da die Abgabe von einem Berliner Luart Branntwein 1# gr. 3 pf. betragen
soll, angenommen, daß, um ein Quart Branntwein zu 50 Procent Alkohol (nach Tralles)
zu erzeugen, mit Rücksicht auf das Aufsteigen der Reische bey der Gährung, 25 Duart
Meischraum erfovderlich sey.

 ee

Wer eine Brennerey in Betrieb sehen will, ist verpflichtet, mindestens drey Tage vor
der ersten Einmeischung, seinenBetriebsplan, nach einem dazu vorgeschriebenen Muster, wel-
ches ebenfalls hier beygefügt ist, für einen vollen Kalender-Monath, oder, sofern der Be-
trieb zuerst wöhrend des Laufes des Monathes seinen Anfang nehmen soll, bis zu Ende-
des Kalender-Monathes, dem Ober-Kontroleur zu erklären und bey dem Betriche genau.

und ohne alle Abweichung die Erklárung zu befolgen.

K. u15.

Die Erklárung muß deutlich geschrieben und ohne daß darin etwas abgeändert oder
ausgelöscht ist, zweysach dem Ober-Kontroleur übergeben werden. Beyde Exemplare wer-
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den von bemselben genehmiget und vollzogen. Das eine bleibt bey demselben, dad andere wird
dem Brennereyinhaber zurückgegeben, welcher gehalten ist, noch vor Anfang der ersten Ein-
meischung dasselbe an einem hellen Orte in der Brennerey, welchen der Ober-Kontroleur dazu
auswählt, auf einer Tafel offen anzuheften und dort, so lange der Betrieb deklarirt ist,
unbeschädigt zu erhalten, damit der Aufsichtsbeamte und Jedweder, der in die Brennerey
eintritt, alöbald solches einsehen kann. Wenn die Betriebszeit abgelaufen ist, wird dieses
Eremplar an den Ober-Kontroleur zurückgeliefert, und kann alsdann gegen das erste um-

Vewechselt werden.

8. 16.

Dem Brennereyinhaber ist gestattet, die Meische am dritten und vierten Tage nach
der Einmeischung abzubrennen und darnach die Deklaration einzurichten.

Ein früheres oder späteres Abbrennen der Meische ist in der Regel nicht gestattet.
Wird in außerordentlichen Fällen eine Außbgahme nöthig: so muß zuvor dem Ober-Kontro-
leur davon Anzeige geschehen und dessen schriftliche Genehmigung dazu ertheilt seyn. Es
muß diese Genehmigung ebenfalls an der Tafel in der Brennerey angeschlagen werden.

17.

An jedem zur Einmeischung beklarirten Tage dürfen nicht unter zoo Berliner Quart
Meischraum deklarirt werden, auch werden kleinere Meischboktiche, als von r50 Quart, künf-
tig nicht mehr zugelassen. Die Einmeischungen dürfen nur geschehen — in den Monathen vom
Oktober bis einschließlich März, von Morgens 6 Uhr bis Abends ro Uhr; in den übrigen
Monathen, von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr.

Dem Brennerepinhaber bleibt zwar sreygestellt, wie oft und wann er während des
Monathes, für welchen er deklarirt, die deklarirten Meischgefäße und Blasen benugen will;
die Benuhung der deklarirten Meischgefäße muß jedoch in einer regelmäßigen Reihenfolge der-
gesialt geschehen, daß in dem zuerst geleerten Meischboktich die Einmeischung auch wieder
zuerst begonnen wird. Etwaige Meischwärmer und Meisch-Reservoirs müssen besonders dekta.
rirt werden, und dürfen nie andere, als reife Meische und auch diese nur während der Zeit,
wo die Meischblasen im Betriebe sind, enthalten.

Sind sämmtliche deklarirte Meischgefäöße nach einander abgebrannt: so kann eine neuc
Einmeischungs-Periode zwar erst nach einer beliebigen deklarirten Frist wieder begonnen
werden; ist aber zwischen mehreren Einmeischungen ein Zwischenraum von der Art, daß
ein oder das andere Meischgefaß einen Tag oder langer dergestalt außer Gebrauch bleibt,
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daß an demselben Tage, wo es leer geworden, nicht wieber barin eingemeischt wird: so
muß es fur den Tag oder die Tage des Nichtgebrauches schief gestellt, oder wenn derselbe
langer als drey Tage dauert, nach Besinden der ortlichen Umstande, durch Verschluß oder
Versiegelung von Seiten des Ober-Kontroleuré oder des von ihm beauftragten Kontro-

leurs außer Gebrauch geseßt werden.

8. 18.

An den Tagen, wo Branntwein-Blasen zum Betrieb deklarirt sind, darf in der Re-
gel von 7 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens nicht gebrannt werden, es müßte denn, nach
dem Ermessen des Ober, Kontroleurs der Meischinhalt der versteuerten Meischbottiche, wel-
che an diesem Tage abgebrannt werden sollen, in 14 Stunden nicht verarbeitet werden
können, in welchem Falle der Ober-Kontroleur in der Deklaration zu bemerken hat, wann
und auf wie lange das Nachtbrennen nachgegeben worden ist. Ob die Blasen für den
ganzen Monath der Deklaration außer Verschluß blelben, oder während ihres Nichtge-
brauches unter Verschluß zu seßen sind, bleibt gleichfalls dem Ermessen des Ober-Kontro-
leurs nach der Dauer des Nichtgebrauches und den örtlichen Umständen überlassen.

4#. 70.

Die Sceuer für den deklarirten Monath muß in der Regel am letzten Tage dehselben
entrichtet werden. Wer aber diesen Zahlungs-Termin einmahl verabsäumt hac, kann in
ber Folge auf diese Erleichterung nicht mehr Anspruch machen, sondern muß die Stieuer
bey jeder fernern Deklaration vorausbezahlen. ·

§.20.
Eine Vergutung oder ein Erlaß der Steuer kann nur dann erfolgen, wenn dem

Inhaber der Brennerey durch einen außerordentlichen unverschuldeten Zufall eln versteuerter
unangebrochener Meischbottich gänzlich unbrauchbar geworden, und muß alsdann dem Ober-
Kontroleur soglelch davon Anzeige gemacht werden, um die Richtigkeit der Angabe an Ort
und Stelle zu untersuchen. Daß die Meische sauer geworden, wird jedoch als ein solcher
Zufall nicht angenommen.



B) Blasensteuer.

8. 21.

Als Blasensteuer in allen Fallen, wo nach der Bestimmung des 5. 1. deren Entrich-
tung eintritt, wird auf die Zeit von 24 Stunden von 4 Berliner Quart Blaseninhalt,
welcher für diese Zeit zur Verfertigung Eines Berliner Quart Branntwein von 50 Pro-
cent Alkohol nöthig crachtet wird, 1 gr. 3 pf. entrichtet. Die Steuer steigt in diesem
Verhältnisse, von 4 zu 4 Quart Blaseninhalt, ohne Berücksichtigung der Zwischensummen.

4. 22.

Die Bezahlung der Steuer auf die ganze Zeitk der jebe mahligen Deklaration des Bla-
senbetrlebes muß in der Regel spätestens am lehten Tage derselben geschehen. Wer diese
Zeit einmahl verabsäumt hat, muß in der Folge die Steuer bey jeder fernern Deklavation
vorausbezahlen.

8. 23.

Auf kurzere Zeit als 24 Stunden darf die Deklaration eines Blasenbetriebes nicht
Statt finden. Sie muß wenigstens den Tag vor dem Anfange des Betriebes dem Ober-
Kontroleur schriftlich, mit genauer Bemerkung des Gehaltes der in Betrieb zu setzenden
Blasen und der Betriebszeit, überreicht werden, und der Ober-Kontroleur hat darüber eine
Beschesnigung auszustellen.

§. 24.

Bey Distillir-Apparaten von unbedeutendem Umfange kann eine Firirung des Blasen-
zinses Statt sinden.

*5v 25.
Frey von der Blasensteuer ist für elne jede Apotheke eine Blase für das Laboratorium

bis zu 15 Berliner Quart Inhalt.
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g. 26.
Blasen, welche der Gewerbtreibende auf einige Zeit zum Wasserkochen, oder zu einem

andern außergewöhnlichen Zwecke benuben will, sollen ohne Entrichkung einer Steuer frep
gegeben werden, wenn der Inhaber die Maßregeln befolgt, welche der Ober-Kontroleur
vorschreibt, um die Ueberzeugung zu erhalten, daß sie nicht zu Branntweins-Bereitung
bonußtzt werden.

C) Bestimmung wegen der Aufsicht.

s8. 27.

Dem zur Aufsicht bestimmten Beamten steht der Zutritt in den in Betrieb gesetzten
Brennereyen zu jeder Tags= und Nachtszeit frey, sonst aber nur von Morgens 6 bis
Abends 0 Uhr.

4. 28.

Alles, was derselbe in Bezug auf seine Revisions-Befugniß vornimmt, hat sich der
Brennereyinhaber ohne Widerspruch gefallen, auch demselben die erforderlichen Hülfleisiungen
angedeihen zu lassen.

D) Strafen bey nicht pünktlicher Erlallang der besebichen Bestim-
mungen und bey vorko Defra

29.

Abweichungen von den durch den Brenner deklarirten Stunden, wo eingemeischt oder
angefangen werden soll, die Meische abzubrennen, deögleichen Abweichungen von den dekla-
rirten Tagen des Blasenbetriebes da, wo die Meischsteuer zu entrichten ist, oder der im
K. 18. dieses Regulativ's bestimmten oder vom Ober-Kontroleur weiter nachgegebenen
Brennzeit, werden nach Besinden mit 2, im Wiederholungsfalle, mit 5 bis 20 Thalern
bestraft.

6.30.
Bey nicht geschepener oder unrichtig geschehener Anzeige von den Gewerbshandlungen,

von welchen nach den Bestimmungen dieses Regulativ'#s eine Abgabe zu entrichten ist, tritt



190

die Strafe der Defraudation ein. Diese bestehet in einer Geldstrafe, welche dem vierfachen
Betrage der vorenthaltenen, oder von der fraglichen Handlung zu entrichten gewesenen Ge-
falle gleichkommt.

Die Abgaben sind überdem von der Strafe unabhängig zu entrichten.

Im Falle der Wiederholung, nach vorhergegangener Bestrafung, wirb die Strafe auf
den achtfachen Betrag der Abgabe bestimmt, und außerdem darf der Schuldige das Recht
zu brennen innerhalb drey Monathen weder selbst ausüben, noch durch andere zu seinem Vor-
theil ausüben lassen. Im drikten Falle der Uebertretung, nach vorhergegangener zweymali-
gen Bestrafung, ist der sechszehnfache Betrag der nicht erlegten Abgaben als Strafe ver-
wirkt. Das Gewerbe des Brenners geht hiermst auf immer verlohren.

5. 3t.

Jedes Einmeischen

) in andere als dazu deklarirte Gefäße,

Kb) außer den angezeigten Räumen, ·

c)zuraydernalöim§.17.bestimmten3eit,
ü)anandekcnalsdazudkslakikteacagea,

zieht außer der gewöhnlichen Defraudations-Strase und der Konsiskatlon der Gefäße,
noch die Strafe von roo rthlr. nach sich, welche dem Entdecker ganz zu Theil wird.

8. 32.

Bey Berechnung der Desraudations= Strafe des eigenmächtigen Einmelschens, wird von
der Zeit des lehten Verschlusses bis zur Entdeckung für je drey Tage eine Einmeischung
angenommen.

Die Berechnung der Defraudations-Strafe wegen elgenmächtigen Blasenbetriebes da,
wo Blasensteuer entrichtet wird, geschieht nach Maßgabe des Betrages dieser Blasenstener
von dem Tage des Ablaufeß der leczten Deklarations-Zeseanbiszum Vage der Entdeckung
#inschließlich.
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E) Erportation.

5. 33.

Um den Branntweln-Brennern in den Aemtern Allstedt und Oldisleben den Absah
ihres Fabrikates in die übrigen Theile des Großherzogthumes und sonst — außer der Ko-

niglich Preußischen Zolllinien — zu erleichtern, soll für die Exportation, durch welche jener
Absatz beabsichtiget wird, eine Vergötung auf die entrichtete Reische oder Blasensteuer
Statt sinden. Wie diese Vergütung bedingt ist, verordnen die folgenden §.“.

5. 34.

DiejenigenBrennet in den genannten Aemtern, welche von der Zusicherung im &amp;. 33. Ge-
brauch machen wollen, erhalten darüber von dem Großherzoglichen Landschaftä-Kollegium,
welches jedes Mahl bemessen wird, ob und auf welche Quantität, in Verhältniß zu dem
Brennereybetriebe des betheiligten Brenners, so wie nach Maßgabe sonstiger Umstände und
Verhälenisse, Vergütung zu verwilligen sey, einen auf ein Vierteljahr gültigen Zusageschein.

Sie haben sich deshalb durch den Ober-Kontroleur an die genannte Behörde zu wen-
den und dabey zu bemerken, über welches Königlich Preußische Grenz-Zollamt sie den der
Stärke und Menge nach zu bezeichnenden Branntwein auözuführen gedenken. ’

Sisss

Der zu exportlrende Branntwein darf
1) nicht unter 40 Grade Alkohol Stärke nach dem Alkoholmeter von Tralles geben,
2) der Quantikät nach nicht weniger als einen Eimer ausmachen,
3) den Weg in andere Theile des Großherzogthumes oder in das Ausland nur über ein

Königlich Preußisches Grenz-Zollamt nehmen.

5. 36.

Die zur Ausfuhr bestimmte Menge Branntwein ist von dem Fabrikanken bey dem
resp. Ober-Kontroleur anzuzeigen, der hierauf die Stärke des Branntweins, den Gehalt
der Gebinde zu prüfen, den Spund und Zapfen derselben mit Siegel zu belegen und alles
dieses auf dem Zusageschein zu bemerken hat.
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g. 37.
Wenn die Ladung auf dem im Zusageschein bemerkten Königl. Preußischen Grenz-Joll-

amte angekommen ist, muß der Zusageschein daselbst abgegeben und die von demselben vor-
zunehmende Untersuchung abgewartet werden.

K. 38. «

Zur Erleichterung der Ausfuhre ist gestattet, von dem Hauptzusagescheln Abschriften
zu machen, welche der betreffende Ober-Kontroleur zu beglaubigen hat.

S. 39.
Am Schlusse des Vierteljahres wird die Vergütungéberechnung bey der Revision des

Großherzolichen Landschafts-Kollegiums zu Weimar angelegt, wobey die von den Königl.
Preußischen Grenz-Zollämtern eingesendeten, bey der Ausfuhre in Empfang genommenen Zu
sagescheine als Belege dienen.

S. 4.

Die Vergütungssätze werden vorläusig folgendermaßen festgeseht:
von 40 bis 414 Procent Alkohol sind r0 pf.
 ": 45 140 - 11pf.

und von 50 Procent ab, ohne weitere Rucksicht auf Mehrgehalt, 1 gr. pro Quart zu be-
rechnen.

8. 41.
Die Vergütungösähe verstehen sich in derselben Münzsorte, in welcher die Meisch= und

Blasensteuerentrichtet wird, also in Preußischen Kurrent.

#. 42.
Sämmtliche Vorréthe an Branntwein, welche zur Zeit der Einfährung dieser neuen

Steuer in den Aemtern Austedt und Oldisleben bey den Fabrikanten, bey denjenigen, die
gewöhnlich damit Handel treiben und überhaupt zum Handel gelagert sich vorsindem, sind
von dem Großherzoglichen Landschafts-Kollegium, welches im Ganzen mit der Ausführung
dieses Gesehes beauftragt ist und deShalb die weitere Maßnehmung treffen und die nöthigen
Verordnungen erlassen wird, genau aufzunehmen und zu verzeichnen.
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Dieses Regulativ soll mit dem 15ten November dieses Jahres in Kraft treten und
zur Ausführung kommen.

urkundlich haben Wir dasselbe eigenhändig vollzogen und mit Unsrem Großherzoglichen
Staatoinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen Weimar den 21sten Oktober 1823.

(L. S.) Karl August.

C. W. Freyherr von Fritsch. Freyherr von Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Muller.

Regulativ,
die in den Aemtern Allstedt und

Oldisleben zu entrichtende Brannt-
weinsteuer betr.
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To. II.

Zusage -Schein.
Dem Branntwein-Fabrikanken

in wird auf seln Gesuch die Zusicherung ertheilt, daß ihm von

dem selbst gesertigten, gesehlich versteuerten und in dem Monath erweislich

ausgeführken Branntwein die höhern Ortes sestgesebte Gefälle-Verghtung nach Ablauf dieser

Frist gewährt werden soll, wenn die Bedingungen dabey erföllt sind, die das Regalativ

d. d. 24sten Oktober 1823 von F. 34. an vorschreibt.

Weimar am 18

Grohherzeglich Sächsisches Landschafte Kollegium.
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Grundriß über die Stellung der Meischgefäße in der Bren-
nerey des N. N. in N.

Nr. 7. Nr. 1

* * »

N. .# .Nisch, Neserre. ..

Nr. 4 v . . At 5. .

– iii w
l

Eingegeben den ten 18 Gesehen den ten 18

Unterschrift des Brennerey-Inhabers. Die Ober-Kontrole.
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Nr.

Nachweisung des Betriebes der Brennerey des N. N. zu N.
Haus N für den Monath N. 18

Bon benen in der Brennerey vorbandenmn

Melsch, und Brenngerölben sind fur den
WMonalh N. zum Betried deklarirt.

wo
und

viel einge, blosen in
Nrr.derMelschgesate. wird. sett wer,

ben.
Bezelchnung
der Geräthe.

Nerisions=Bemerkungen.

Blasen.IEILIIIIIIIIIIIIIE—.............. lilillille
„)

Der Untetzeichnete erklärt hlermit vorslehende Geseben und in das Deklarations-Register eingetregen
Deiebsnachweisung in allen ihren Thellen und un- zub Nr.ter den übrigen in dem Regulative vom 1. 2. obr. Vondem nach vorslehender Berechnung zu ver-

1820 entballenen pn ten bey Vermeidung der sleuernden Meischraum von 42,500 Quart tratn
aufdie Uebertrelung lleboe geserten Strasen, ins= die Steuer àA# gr. von a20 öht * Wet 13
besondere auch der he für unbefugle Einwei N. N. den tenschungen von ae Site welchedemEné-
* genz zu Theil wird, pünktlichbrobechten zu Dle r

Fe# N. den ten 18
(Unterschrift des Deklaranten.)



Großher zogl S. Weimar-Eisenachisches
Regierungs-Blakk.

Nummer 16. Den 11. November 1823.

Bebanntmachung.
Nachdem Se. Köntgliche Hoheic, der Großherzog, zu dem nachstehenden Gesetze über

die Verhältnisse der katholischen Kirchen und Schulen in dem hiesigen Grosiherzogthume
die höchste Sanktion gnäbigst zu ertheilen geruhet: so wird dieses Geseh nunmehr hiermit
zur öffentlichen Kenntuiß gebracht.

Weimar am 27ten Oktober 1323.
Großherzogliche Sächsische Landesregierung.

von Müller.

Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
 . 2c.

Um die Angelegenheiten der katholischen Kirchen Unseres Großherzogthums zu ordnen
und festzustellen, ertheilen Wir zuvörderst Unsere landeöherrliche Billigung und Sanktion
denjenigen Stellen der päbstlichen d. d. Rom den röten July 13821 erlassenen Bulle:
„UDe salute animorum“ etc., welche Unser Großherzogthum unmittelbar oder folgeweise
betreffen, insbesondere denjenigen Stellen, worin die Paroccinc in territorio Hlagni Ducis
saxzoniac Vimariensie mit den katholischen Kirchen des Königl. Preuhischen Reichs ver-
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einiget und in den Sprengel der bischoflichen Kirche von Paberborn, deren Metropole die
Kirche von Koln ist, aufgenommen worden sind, unter der weiteren Bestimmung, daß
bey Lebzeiten des Bischofes von Paderborn und Hildesheim, Franz Egon von Für-
stenberg, keine Veränderung erfolgen, vielmehr Alles in dem Stande, in welchem
es sich dermahlen besindet, belassen und die Erweiterung der Diszes Paderborn erst
dann zur Vollziehung gelangen solle, wenn nach dem Abgange des Hischofes
Franz Egon ein neuer Bischof eingesetzt seyn wird. Sollten hiernächst, wie die vorgedachte
Bulle erwarten läßt, in dieser Zwischenzeit die katholischen Kirchen Unseres Großherzog=
thums, gleich den von der Diezes Mainz, später Regensburg, abgelsssten Orten und
Pfarreyen des Königlich Preußischen Reichs, der einstweiligen Leikung eines apostolischen
Vikar's noch besonders überwiesen und anvertraut werden: so wollen Wir auch diesen aner-
kennen, sobald derselbe Uns nahmhaft gemacht worden ist und Uns angelobet hat, daß
er die ihm anvertraute Leitung nicht anders, als innerhalb der Grenzen der wesentlichen
Dizesan-Gewalt, so wie der künftige Bischof von Paderborn selbst, ausüben werde.
Wir behalten Uns hierbey alle Hoheits= und Souveränitäté-Rechte, welche Uns in dem
weltlichen Reformations-Rechte, der Oberaussicht und Polizey-Gewalt deß Staates und
der weltlichen Schuhgerechtigkeit, nach allgemeinen Grundsätzen des Slaatörechtes, über
alle in dem Staate besindliche Anstalten, Körperschaften, Gemeinheften und einzelne
Staatsburger zustehen, in ihrem ganzen Umfange, als unveräußerlich und auêdrücklich vor,
insbesondere und unter andern bey solchen Kirchensachen, welche ein zweyfaches Verhältniß,
zu dem Staate nähmlich und zu der Kirche, haben und woben es hier und da auf das
Verhältniß zu dem Staate ankommt, solches vorliegt, oder beabsichtiget wird.

Demgema#ß hat auch jeder neue Bischof zu Paderborn, was seine Amtéwirksamkeie
innerhalb der Grenzen de Großherzogthums anlangt, und ehe und bevor er in diese eintre-
ten darf, sowohl Uns, als Unseren Nachfolgern sich ausdrücklich zu verpflichten; woge-
gen die in dem Westphälischen Frieden begründete Suspension der bischöflichen Gewalt, in
Ansehung aller in dem Großherzogthume wohnenden Katholiken andurch ausgehoben seyn
sol. — Hiernächst bestimmen und verordnen Wir, wie folget:

8. 1.

Zur Wahrung und Ausuibung ber Rechte des Staates, welche in Ansehung der katho-
lischen Kirche, ihrer Güter und Diener, aus ber weltlichen Oberaufsicht und Hollzey- Ge-
walt, der Schubgerechtigkeit — dem Jure circe secra überhaupt sich ergeben, ist unter
dem Großberzoglichen Staats-Ministerium eine eigene Oberbehörde, die Im-
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mediat-Kommission für das kathollsche Klrchen= und Schukwesen, ange-
ordnet. In der Regel sollen zwey Mitglleder derselben — ein Weltlicher und ein Geistli-
cher — der katholischen Kirche zugethan seyn. Sie steht in einem coordinirten Verhälenisse
zu allen anderen Oberbehörden des Landes, nahmentlich zu den Ober-Konfistorien. An die
Immediat -Kommission sind in der Regel und zunächst auch alle diejenigen Sachen zu brin-
gen, in welchen, nach gegenwärtigem Gesetze, die Kenntnignahme, Zuskimmung, Einwilli-
gung. Bestéeigung u. s. w. von Seiten des Staates ausdrücklich vorbehalten wird. Es
hat sich aber diese Behörde aller Untersuchungen und Erlasse in dem bloß dogmattschen
Fache und der innern, den Staat überall nicht berührenden Kirchen" Dlöziplin gänzlich zu
enthalten.

K. 2.

Ohne Vorbewußt und Genehmigung des Staates hat kein kirchlicher Oberer für sich
selbst oder durch Abgeordnete und Stellvertreter, diese msgen Nahmen haben, wie sie wol-
len, irgend eine Gewale, irgend eine Direktion, irgend einen Einfluß in den Kirchensachen
des Großherzogthums.

. 3.

Alle neue bischöfliche Verordnungen, so wie alle erzbischsfliche Verordnungen und Ver-
fügungen, degleichen alle Beschlüsse von Synoden und Kirchenversammlungen, endlich alle
Bullen und Breven oder sonstige Erlasse des römischen Stuhls andie katholische Kirche,
das Gropyherzogthum mitangehend, oder an eine kirchliche Stiftung, eine Gemeinde, oder
einzelne Einwohner dek Großherzogthums, wessen Inhaltes sie auch seyn mögen,
und sonst ohne Unterschied, sind vor ihrer Bekanntmachung oder Infinuation der
Scaatsbehörde zur Einsicht vorzulegen. Auch dürfen dieselben in so fern, als sie nicht
blog geistliche Vorschriften enthalten und nicht blosi moralischen oder dogmatischen Inhaltes
sind, ohne das von dem Landeöherrn auêdrücklich ertheilte Placet nicht publicirt, nicht
insinuirt, nicht zur Anwendung gebracht werden. Wer in dem Großherzogthume dagegen
handelt oder hieran Theil nimmt, soll zur Untersuchung gezogen und nachdrücklichst bestraft
werden. Auch für alle frühere päbstliche Anordnungen ist die Genehmigung von Seiten
des Staates nothwendig, sobald von solchen auss Neue Gebrauch gemacht werden will.
Das landehherrliche Placet ist zu jeder Zeit wiederruflich.

 *
Die Berufung an den Pabst als dritte Instanz findet nur in reinen Kirchensachen

Stalt. Auch wird hierben als ausdrückliche Bedingung vorausgeseht, daß, mit Zustim-
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mung des Staates, Hinlänglich geeigenschaftete Geistliche innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthums oder des Preußischen. Relchs als Synodal-Richter bestellt und für das Groß-
herzogthum ad gencralitatem causarum bevollmächtiget worden.

**2

Gegen Aeußerungen der geistlichen Gewalt, insonderheit auch wenn wegen dbertretener
Kirchengeseze Bußen verhänge worden sind, findet ein Rekurs an den Landeöherrn Statt. Es
wird dann vorkommenden Falles — nach Besinden durch die Immediat-Kommission, oder

sonst — eine Untersuchung darüber angeordnet werden, ob die geistliche Behrde innerhalb
ihrer Amtögrenzen den geseblichen Gang und die kanonischen Vorschriften beobachtet habe.

8. 6.

Wie die katholische Kirche überhaupt mit und neben der brüderlich vereinigten evange-
lischen (protestantischen) Kirche gleiche Ansprüche an den Schutz des Staakes haben und
gleiche Rechte und Vorzüge genießen soll: so steht derselben und ihren Gliedern in dem
Großherzogthume auch das freye, ungehinderte Bekenntniß ihres Glaubens und die freye,

öosfentliche Auêübung ihres Kultus mit allen Rechten zu, welche Folge dieser allgemeinen
Anerkennung sind, vorbehältlich der Bestimmungen K. ? und F. 8, so wie der proatestanti-
schen Kirche an lhren Rechten und ihrem Frleden unbeschadee.

 *i

Diejenigen Feyer= und Festtage, welche beyden Konsessionen bisher hemeinschaftlich waren,
z. B. Ostern, werden von beyden beybehalten. Solche Feste hingegen, welche entweder
von den Katholiken oder von den Protestanten allein begangen werden, sind in der Regel-
auf den nächstvorhergehenden oder den nächstsolgenden Sonntag zu verlegen. Der Char-
freptag, ingleichen der Bußtag in der Advents-Zeit ist von beypden Konfeisionen, gemäß
den darüber bestehenden gesetzlichen Anordnungen, zu begehen. Dasselbe gilt von denjeni-
gen Festen, welche bey besonderen Ereignissen von dem Landeöherrn, als allgemeine Feste,
auögeschrieben werden. Die Liturgie für solche ist in den katholischen Kirchen von der bischöf-
lichen Behörde mie landeöherrlicher Zustimmung anzuordnen.

8. 8.
Prozessionen sollen zu Weimar und zu Jena, an welchen Orten ohnehin die katholi—

schen Gemeinden nicht groß sind, wegen ortlicher Verhaltnisse, nicht außerhalb der Kirche
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und des Klrchhofes vorginommen werden. Desgleichen sind alle Prozessionen an Wall-
kahrtsorte, als durch welche das Hauswesen vernachléssiget und die Sittlichkeit mehr ge-
fährdet als befördert wird, bey Strafe untersagt. Prozessionen auswüärtiger Katholiken
durch das Großherzogthum sollen nicht gestattet, sondern an den Grenzen zurückgewiesen
werden.

*e
Das Gebeth für den Großherzog und das Großherzogliche Haus wird in das Kirchen-

gebeth für allgemeine Angelegenheilen eingeschaltet. Das dieserhalb von der bischöflichen
Behörde entworfene Formular ist zur landeöherrlichen Genehmigung vorzulegen. Außeror-
dentliche, im Lande vorgeschriebene Kirchengebethe sind von der katholischen Geistlichkeit,
nach den ihr zugehenden Formularen vorzulesen. Häle dieselbe, um des Rituals ihrer Kirche
willen, Zusähe für nöthig: so erfordern diese ebenfalls die landeöherrliche Genchmigung.

8. 10.

Das kanonische Asyl-Recht der katholischen Kirchen und der katholischen religiosen
Oerter besteht in dem Großherzogthume nicht.

.
Zu Bestreitung der Bedürfnisse für die katholische Geistlichkeit und für das Kirchen-

und Schulwesen, zu deren Befriedigung örtliche Fonds entweder gar nicht vorhanden oder
doch nicht zulänglich sind, soll, wenn nach erfolgker Vertheilung der biêher gemeinschaftli-
chen geistlichen Stiftungs-Fondo der Diszes Fulda der dieeseitige Antheil hierzu nicht aus-
reichend ist, eine Unterstützung der Parochsanen durch Kollekten oder aus denjenigen Gel-
dern erfolgen, welche für die Kirchen, die Schulen und Pfarreven des Großherzogrhums
bey der Haupt-Kandschaftskasse bestimmt sind, Auch auf die Becken= und Hauê-Kollekten,
wie solche landesgesehlich erlaubt und bedingt, und auf diese Gelder, wie solche im Allge-
melnen für Kirchen und Schulen ausgesetzt worden sind, haben die Gemeinden katholischer
und die Gemeinden protestantischer Konfession gleiche Ansprüche. Die Abgaben bey freu-
dligen häuslichen Ereignissen, welche nach dem Patente vom 23sten Februar 1877 6. 5
von katholischen Geistlichen erhoben werden, haben diese der Immediat-Kommission zum
Besten ver katholischen Schulen zu berechnen.

. 12.

Alle Kirchen-Fonds sollen in ihrer Vollstandigkeit moglichst erhalten und auf keine
Weise zu fremdartigen Zwecken verwendet werden. Veräußerungen und Verpfändungen des
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Kirchenvermogens und seiner Theile sollen nicht geschehen ohne Einwilligung des Bischofs
und ohne ausdrückliche Zustimmung und Bestätigung des Landeherrn.

. 13.

Was in dem Grundgesetze der Steuer-Verfassung vom 29sten April 1821 über die
Steuerscepheit der Kirchen, Schulen und anderer frommen Stiftungen, so wie der Geistli-
chen und Schuldiener, verordnet worden, bezieht sich auch auf die Kirchen, Schulen und
frommen Stiftungen, so wie auf die Geistlichen und Schuldiener katholischer Gemeinden.

. v4%

Sämmtliche von dem Zustande des Normal-Jahres herrührende Parochial-Rechte
protestantischer Pfarrer über Katholiken und katholischer Pfarrer über Protestanten wer-
den, und zwar ohne Entschbigung für die hierdurch den Pfarrern beyder Konfessionen
elwa abgehenden Stol-Gebühren, ausgehoben. Dem zu Folge und in dieser Hinsicht gehs-
ren alle in dem Bezirke des Großherzoglichen Ober-Konsistoriums zu Weimar wohnende
Katholiken zu der katholischen Pfarrey zu Weimar und Jena und alle in dem Bezirke des
Großherzoglichen Ober-Konsistoriums zu Eisenach wohnende Katholiken, welche bisher noch
keiner katholischen Pfarrey beygethan waren, in den Aemtern ÖOstheim und Kaltennordheim
zu der katholischen Pfarrey Zella, in dem Amte Vacha zur Pfarrey Buttlar, in den bbri-
gen Aemtern zu der Pfarrey Dermbach. Der bischöfl#rten Behörde bleibt e5 vorbehalten,
die Pfarrgrenzen in Hinsicht auf die Sacra der katholischen Kirche überhaupt näher zu be-
stimmen und zu bestétigen.

5. 15.

Dieser Absonderung ungeachtet, sollen sowohl die katholischen als die protestantischen
Unterthanen in gemischten Gemeinden zu denjenigen Beyträgen, welche sie zum Bau und
zur Erhaltung der geistlichen Gebäude der anderen Konfessionen bisher zu leisten hatten,
so wie auch zu solchen Leistungen an Kirchen, Pfarrer und Schullehrer, welche auf Häu-
sern und Grundstücken, als dingliche Lasten, haften, fernerhin verbunden bleiben. Zu an-
deren beistungen ist in solchen Gemeinden der Parochian nur dem Pfarrer, zu dessen Pfar-
rey er gehört, und nur dem Lehrer verpflichtet, in dessen Schule er sein Kind unterrich-
ten läßt.

8. 16.

Junge Katholiken des Großherzogthums, welche sich dem geistlichen Stande widmen
und dereinst zu Priestern und Seelsorgern befordert seyn wollen, haben sich.
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7) nach Beendigung der theologischen Studien auf einer katholischen geistlichen Lehran-
stalt, bey der Immediat-Kommisslon persönlich vorzustellen und derselben Zeugnisse
über ihr Wohlverhalten auf dem Gymnasium und Lyceum, über die fleißig und mit
Nuhen besuchten theologischen und anderen Kollegien, über die hierüber mit ihnen
vorgenommenen Prüfungen, desgleichen über ihr sittliches Betragen vorzulegen.
Geht

dieser Behorde kein Bedenken bey gegen die Fahigkeiten des Kandidaten, gegen des-
sen Kenntnisse, Sittlichkeit und ubrigen hier zu berucksichtigenden Eigenschaften: so
spricht sie solches in einem Zeugnisse aus, in welchem der Kandidat zur Hauptprü-
fung und zur Aufnahme in das Seminar empfohlen wird.
Mit diesem Zeugnisse hat sich

) der Kandidat bey der bischöflichen Behörde zu melden, welche demnächst über die mit
ihm vorgenommenen Prüfungen und von deren Erfolg abhängende Aufnahme in das
Seminar das Weitere der Immediat-Kommission mittheilen wird.

Vor dem Abgange in das Seminar sind die Kandidaten von der Immediat-Kom-

mission ernstlich zu erinnern, daß sse sich auf demselben und vor ihrer Anstellung auch mit

dem Lehrfache (Schulfache) ingleichen mie dem Kirchrechnungswesen bekannte zu waqhen undin ersterem fleiglg zu öben haben.
Die Immediat-Kommission soll über das Betragen und die Fortschritte der Eimmo.

risten von Zeit zu Zeit Erkundigung einziehen, auch sich überhaupt den Haus= und Stu-
dien-Plan mittheilen lassen.

n

S

8. 17.
Was die Verlelhung der katholischen Pfarreyen und anderer kirchlichen Pfrunden am

langt: so kann dieselbe ordentlicher Weise nicht anders, als an Landeskinder geschehen,
vorausgesebt nur, daß sie dazu gehorig vorbereitet und tuchtig befunden worden sind.

Dem Landeöherrn bleibt, und zwar mit Ausschluß jedes Devolutions-Rechtes der
bischöflichen Behörde, die Vergebung solcher Pfarreyen und anderer kirchlichen Pfründen
vorbehalten, in Ansehung welcher demselben das Patronats-Recht zusteht, es mag dieses
durch Fundation, Dotation, Herkommen, oder vermöge irgend eine# Rechts-Titels erwor-
ben worden seyn. Auch fallen in das landeöherrliche freye Patronats Recht diejenlgen
Klrchenpfründen, zu welchen vormahls gelstliche Korporationen oder einzelne Glieder dersel.
ben, als solche, nominirt (prásentirt) haben. Die Kollation der übrigen Pfarreyen und
Pfeünden steht dem Bischofe zu. Gie kann aber nur an solche Personen geschehen, wi-
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der welche der Landesherr etwas nicht einzuwenden hat, mlehin darchaus nicht ohne lapdes-
herrliche Zustimmung. Die Bestellung der Pfarr-Vikarien und Kooperatoren bleibt der
bischöflichen Behörde, nach vorgängiger Kommunikation mit der Immediat-Kommission,
überlassen.

§5. 13.

Sämmtliche katholische Pfarreyen des Großherzogkhums bilden ein Dekanat, welchem
ein Geistlicher des Landes als Dechant vorsteht.

Die Installation eines neuen Pfarrers und die Einsehung desselben in den Genuß der
Pfründe geschieht von dem Justiz-Beamten des Bezirkes und dem Dechant, als dem bischöf-
lichen Bevollmächtigten, nach der hierüber bestehenden Vorschrift.

Vor der Installation ist jeder Geisiliche, als Unterthan und Diener, dem Staate
eidlich zu verpflichten.

Keinem Geistlichen ist erlaubt, besondere Würden, Titel und dergleichen von
einem Auswértigen, geistlichen oder weltlichen Standes, ohne Einwilligung des Landeöherrn
anzunehmen.

 *“v

Die Anstellung der Schullehrer, welche auf Seiten des Anzustellenden die erlangte
„Volljährigkeit und eine gut bestandene Prüfung vorausseßzt, blelbt der Immediat-Kommission
überlassen. »

DaubekdicSchullchkekfindet-RegelzugleichbenReligioyssllatckklchcitspracti-
mentar-Schulen ertheilen, auch Kirchendiener sind und in so fern unter der bischoflichen
Behörde stehen: so hat die Immediat-Kommission die bischsfliche Behörde von jeder sol-

Schen Anstellung in Kenntniß zu seßzen, auch den Schullehrer selbst anzuweisen, daßer sich
bey solcher ordnungsmáßig zu melden habe.

Die Schullehrer werden vor ihrer Anstellung von der Immediat-Kommissson für das
Lirchen= und Schulwesen verpflichtet (§. 18.).

K. 20.

Bey einer jeden Pfarr= und Filial-Kirche bestehet ein Kirchenvorsteher'Amtaus
dem Pfarrer und zwey kathelischen Gemeindegliedern. Eines der lehtern hat unter Anlel-
tung und Beyrath des Pfarreré das Rechnungswesen zu besorgen; es soll künftig ständig
seyn und nicht, jedes Jahr wechseln. Zum andern Vorsteher soll auf dem Lande jedes
Mahl der Orts-Schuldheiß genommen werden, wenn er sich zur katholischen Kirche bekennt.
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Beyde Vorsleher werdes der Immediat= Kommissson von dem Pfarrer vorgeschlagen und
von solcher nach Befinden bestätiget.

21.

Diesem so gebildeten Kirchenvorsteher-AmteistdieVerwaltung des Klrchenvermogens,
so wie der Pfarrey= und Kaplaney-Fonds, ingleichen die Aufsicht auf die geistlichen Ge.
bäude übertragen; doch sleht dasselbe unter Oberaufsicht der Immediat-Kommission, welche
lür Erhaltung und Sicherstellung des Vermögens der geistlichen Fonds möglichst selost zu
sorgen und darauf zu sehen hat, dast die Einnahme der Kirche ihrem Zwecke gemaß ver-
wendet und jede überflüssige Ausgabe vermieden werde.

Da die Kirchen zu Weimar und Jeua das ihnen zugehörige Guc nicht selbst verwalten,
fondern daöselbe zu jeder Zeit verpachtet ist: so bleibt e6 der Immediat-Kommission ledig.
lich überlassen, die Einrichtung dahin zu treffen, daß von den vierteljährig zu erhebenden
Pachtgeldern, nach Abzug der Unkosten, die Besolbung des Pfarrers und des Kantors,
welche bey jenen Kirchen angestellt tind, ausgezahlt und der Ueberschuß an die Kirchen-
Terarien abgeliefert werde.

Die Verwaltung und der Nießbrauch der Pfarrgücer gebührt den Pfarrern.

22.

Die Kirchenvorsteher sind insbesondere noch verpflichtet, die zeitige Beytreibung der
zuruckzuzahlenden Kirchen= und Pfarrep-Kapitalien, so wie die ordentliche und prompte
Erhebung der jährlichen Kircheneinkünfte zu besorgen, nöthigen Falles durch ordnungsmäßige
Anrufung der richterlichen Hülfe. Es ist ihnen nicht erlaubt, Rückstände irgend einer Art
in den Rechnungen fortzuführen, wenn nicht von den Justiz-Aemtern zuvor bezeugt wor-
den, daß entweder der Schniener im Konkurs befangen, oder ein Gegenstand der Auepfän-
dung bey demselben vicht vorhanden gewesen ist.

Gesuche um Erlaß von Kirchengeldern, Früchten 2c. müssen bey der Immediat-Kom-
missien angebracht werden. Der Ertrag des Eymbel-Beutels und des Opfers gehört eben-
falls zu den Einkünsten der Kirchen und muß von den Vorstehern nach vollendeter Ein.
sammlung übernommen und verrechnet werden.

#5. 23.
Geschenke, Stistungen und Vermächenisse zum Besten elner Kirche, Pfarrey oder

Schule können ohne Genehmigung der Immediat-Kommission, welche die elwa daben 94.
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machten Bedingungen zu prüfen hat, nicht angenommen werden; ist aber dlese erfolge: so
sind jene in der Rechnung zu vereinnahmen. Kollekten für Kirchen, Hfarreyen und Schu-
len sind unerlaubt, wenn nicht vorher die Nothwendigkeit hierzu untersucht und die landes-
herrliche Autorisation ertheilt worden ilk.

#.
Der Pfarrer und der Rechnungsführer haben alle elngehende Kirchengelder und

Schuld-Dokumente der Kirchen, Pfarreyen u. s. w. im Kirchenkasten der Pfarr-Repositur
unter gemeknschaftlichen Verschlusse zu verwahren, so daß keiner ohne den andern diesen
Kasten öffnen kann.

Wenn Kirchen = und Pfarrey-Kapitalien von Schuldnern, von Konkurs= oder von

Erbmassen an das Kirchenvorsteher-Amt zurückbezahlt, ingleichen wenn Legate und andere Stif-
tungégelder an das Kirchen-Aerar abgegeben worden: so hat darüber das Kirchenvorsteher-
Amt und zwar Nahmens deselben der Pfarrer, nach einstweiliger Hinterlegung
der eingegangenen Gelder im Kirchenkasten, unverweilt an die Immediat-Kommission zu

berichten. Diese Behörde soll die nöthigen Anordnungen treffen, daß die zurückbezahlten
oder sonst eingegangenen Gelder gegen gerschtliche Sicherheit und gegen Verhypothecirung
solcher unbeweglicher Guter wiederum ausgeliehen werden, deren Herichtliche Tare in der
Regel dem dreyfachen Werthe des Anlehens sich nähert, oder wenigstens mehr als das
Doppelte deöselben beträgt.

Gleichergestalt ist an die Immediat- Kommission zu berschten, wenn Kapitale des Kir-
chenvermögens in Konkursen verlohren gehen, ingleichen wenn die Aufnahme eines Darlehens
für die Kirche nokhwendig oder räthlich scheinc.

5. 25.
Dem Kirchenvorsteher-Amte liegt ferner ob: die Erhaltung der Kirchengeräthe und

Effekten, worüber ein vollständiges Inventarium zu führen, vom Vorsteheramte und dem
Sakristan zu unterzeichnen und der jährlichen Kirchrechnung beyzulegen ist.

. 20.
Die Kirchenvorsteher sind befuge, alle bey den Kirchen vorkommende ordentliche und

bestimmte Ausgaben, ohne weitere Anfrage, aus den Micteln der Kirchen zu bestreiten; nur
darf der Kirchen-Rechnungsführer ohne Anwelsung des Pfarrers keine Zahlung leisten.

Dagegen muß zu allen nicht ständigen Kirchenausgaben, z. B. für neue Anschaffungen,
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Ausbesserungen der Kirchengerathe und Paramente, wofur die Kosten mehr als zwey Tha-
ler betragen, die Autorisatlon von Seiten der Immediat-Kommission eingeholt, und, im
Falle eines bedeutenden, dle Summe von fünf Thalern übersteigenden Kostenaufwandes,
zugleich eine Bescheinigung des Dechantes über die Nothwendigkelt der zu machenden Aus-
gabe beygebracht werden.

g. 27.

Eine vorzügliche Sorge der Klrchenvorsteher ist die für die Unterhaltung der Klrchen-
Pfarr= und Schulgebäude. Sind »

t)dieBautcntmdchakatukenan"dengeistlichcnGebäudenausKammermitteln
zu bestreiten: so sind kleinere Reparaturen und solche, auf deren Verzug Gefahr
haftet, dem Rentamte des Bezirkes sofort anzuzeigen, damit von diesem wie bey
anderen Domanial-Gebäuden die erforderliche Anordnung getroffen werde. Ueber
größere Reparaturen und Bauten ist von dem Kirchenvorsteher-Amte seres Mahl an
die Immediat-Kommission zu berichten, welche deöhalb mit dem Kammer-Kollegium
und nach Besinden mit der Ober-Baubehörde sich zu benehmen, bey Neubauten
aber die landesherrliche Zustimmung von dem Staats-Ministerium einzuholen hat.
Ist

· ) die Kirche selbst verbunden, dergleichen Bauten und Reparaturen aus ihren Mittela
zu bestreiten: so dürfen und sollen

#a) die Kirchenvorsteher diejenigen Bauten 2c., deren Kosten nicht über zwey Thaler
betragen, oder durch deren längeren Verzug das Gebäude offenbaren Schaden lei-
det, sertlgen lassen, und erst nachher, wenn solches geschehen sst, an die Imme-
diat-Kommission berichten; dagegen

b) in jedem andern Falle vor der Anordnung des Baues 2c. von der Immediat--Kom-

mission die Autorisation einzuholen und dem an dieselbe zu erstattenden Berichte
eln genauer Kostenanschlag beyzufügen ist.

Fallen endlich
3) dergleichen Ausgaben den Pfarrgemeinden zur Last: so ist der Orts-Schuldbeiß,

welcher zugleich Kirchenvorsteher ist, schuldig, bep persönlicher Verankwortlschkeit,
sowohl geringere Reparaturen unter fünf Thalern als größere Reparaturen, von deren
Verzug augenscheinliche Gefahr und Nachtheil zu befürchten stehet, sofort machen zu
lassen und im lehteren Falle dem Bezirks-Landrathe dasselbe pflichtmäßig anzu-
#ucigen.
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Die Immediat-Kommissiom wird darauf sehen, daß auch hier, wie überall, in Ge-
mäßheit der vorhandenen Kirchen= Pfarr= und Schul-Matrikel auf gehörige Weise verfah-
ren, ingleichen daß den bestehenden Landesgesehen über die Wirksamkeit der Kandräthe in
Gemeindesachen genau nachgegangen werde.

28.

Sollen neue Kirchen, Pfarr= und Schulhduser, oder neue Anbaucen an solchen,

errichtet werden: so hat die Immediat-Kommission vorher die Nothwendigleit deo Neu-
oder Anbaues, den hieröber gefertigten Riß und, wenn die Kosien aus dem Kirchen-Aerar
bestritten werden müssen, auch den diesfallsigen Kostenanschlag zu prüsen, nicht minder zu
ontersuchen, ob die hierzu nsthigen Mittel vorhanden sind. Wegen dieser Bauten ist zu-
gleich mit der bischöflichen Behörde die erforderliche Kommunikation zu pflegen und erst
wenn dieses geschehen, darüber Bericht zum Staats-Ministerium zu erstatten.

. 29.

Entstehen wegen der den Kirchen, Pfarreyen und Schulen gehorigen Guter, ingleichen
wegen der ihnen zustehenden Gerechtsame oder ihres sonstigen Vermogens, Prozesse irgend
einer Art: so liegt zwar deren Betreibung den Kirchenvorstehern ob; jedoch mässen sie zu-
vor, es mag die Kirche als klagender oder als beklagter Theil auftreten, die Autorisation
dazu von der Immediat-Kommission einholen, welche nach Gutbesinden einen Aktor bestel-
len wird. Soll ein Vergleich in der Sache gültig abgeschlossen werden: so bedarf er der
ausbrücklichen Genehmigung von Seiten der Immediat-Kommission.

8. 30.
ueber die Verwaltung des Kirchenvermogens sollen die Kirchenvorsteher jährlich eine

KRechnung ablegen, welche der Pfarrer in drey Exemplarien nebst den hierüber gestellten
präliminar-Bemerkungen an die Immediat-Kommission zur Revision einzusenden hat.
Dieses soll jedes Nahl zwey Monathe nach Ablauf des Jahres bise zum isten März, bey
Vermeidung einer ihm aufzuerlegenden Strafe, geschehen. Eins jener Eremplarien ist so-
dann der bischöflichen Behörde oder deren Bevollmächtigten mitzutheilen, welchen es bey
etwa sich ergebenden Anständen unbenommen bleibt, sich darüber mit der Immediat-Kom-
mission zu benehmen.

#. 31.

Der Dechant (k. 18) hat jährlich Ein Mahl die Pfarrepch und Klrchen zu vlsltiren
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und nach Beendigung dieses Geschäfts de# Immedlat-Kommission über folgende Fragen
Bericht zu erstatten:

1) ob hinsichtlich des Kirchenvermögens nichté zu erinnern befunden worden?
2) wie viel baares Geld zur Zeit der Visttation im Kirchenkasten besindlich gewesen2

ob die Obligationen über die ausstehenden Kirchen= Pfarrey= und Kaplaney-Kapita-
lien in Vergleich mic der lebten berichligten Rechnung alle vorhanden und in dem
Kirchenkasten der Pfarr-Reposikur unter doppeltem Schlusse sich besinden?

4) ob die von der Immedlat-Kommission an die Pfarrer erlassenen Umläufe und son-
stige Verfügungen in der Pfarr-Repositur sämmtlich und in gehsriger Ordnung
vorhanden?
welche Bauten und Reparaturen bey den Pfarrgebäuden und Kirchen nöthig und
welche Verbesserungen und Verschénerungen in den lehteren zu wünschen?

0) ob neue Anschaffungen von Kirchengerthen und Paramenten erforderlich?
7) ob die Kirchen-Essekten vor Wevéh in sicherer Verwahrung sich befinden?
8) wie das Vernehmen zwischen den Pfarrern, Kirchendienern und Parochianen?
0) wie die Amtöführung und das Betragen der Geistlichen das Jahr hindurch sich be-

währet?
was sich überhaupxt über den sittlich religiösen Zustand der Pfarreygemeinden sagen
lasse?

Der Immediat-Kommisston bleibt es überlassen, der jährlichen Kirchen-Visitatlon
durch den Dechant eines ihrer weltlichen Glieder beyzuordnen.

S.

O

1 r

.zae.

Die Bisitation der katholischen Schulen ist jahrlich von einem Mitgliede oder von
zwey Mitgliedern der Immediat-Kommission vorzunehmen, welche dabey auch die Rech-
nungen über die den Pfarrern anvertrauten Schulkasten durchzugehen, die zu Schusstellen,
nach beendigtem Lehr-Kurse, sich meldenden Kandidaten zu prüfen und die Leitung der zur
Fortbildung schon angestellter Schullehrer errichteten Anstalt, woran auch die Schul-Kan-
didaten nach gutbestandener Prüfung Antheil nehmen, zu besorgen haben. Im Allgemei-
nen ist der Immediat-Kommission die Oberaufsicht über das katholische Schulwesen, was
dessen Temperalien angeht und so weit dasselbe nur von Einfluß auf das Staatswohl
seyn kann, übertragen.

K. 33.

Sollte der Bischof oder dessen Weihbischof in eigenerHerson dle katholischen Kirchen
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und Pfarreyhen des Grosiherzogthums visitiren wollen: so ist bem; Landesherrn zuvorberst
eine Anzeige davon zu machen. Es wird dann bestimmt werden, ob auch dieser Visitatlon
ein weltlicher Rath beyzuordnen sey.

+# 34
Die katholischen Geistlichen, Schullehrer und Kirchendiener sind eben so, wie die Layen,

Unterthanen und Bürger des Großherzogthums und stehen als solche unter den Gesehen
dec Landes, unter der Gerichtsbarkeit der weltlichen Gerichte und unter den angeordneten
Polizey-Behörden, in allen bürgerlichen Angelegenheiten, wie in Kriminal- Sachen. Den
privilegirten Gerichtöstand genießen die katholischen Geistlichen, Lehrer und Kirchendiener,
desgleichen die katholischen Kirchen= und andere geistlichen Seiftungsgüter in dem Grohher-
zogthume so lange, alö, derselbe überhaupt noch und nahmentlich in Beziehung auf die
Geistlichen, Lehrer, Diene# und Güter der protestantischen Kirche Statt sindet.

Wie in dem Gesebe vom 7ten May 18710 unter III. 3, verordnet worden, bleibe
ec den Landebregierungen vorbehalten, die gegen Geistliche anhängig werdenden Unterso-
chungen, auf das Gesuch des Angeschuldigten, von dem Kriminal=Gerichte an eine eigene
Regierungs-Kommission zu verweisen.

 35.
Sobald ein katholischer Geistlicher in elne peinliche Untersuchung gerathen ist, har das

Kriminal= Gericht, oder die an die Stelle desselben tretende Regierungs-Kommission, der
Immediat-Kommission für das katholische Kirchen= und Schulwesen Anzeige davon zu ma-
chen und nach beendigter Sache das ergangene Urtel derselben mitzutheilen. Durch solche
ist weiter die bischfliche Behörde sowohl von dem Anfange der Untersuchung, als von
dem Ausgange derselben in Kenntniß zu seben, damit die deshalb nöthigen Verföügungen in
Bezug auf den geistlichen Staud und pdie Dlenstverrichtungen des Angeschuldigten getroffen
werdeu können.

8. 36.
Die ber katholischen Geistlichkeit in der Diozes Fulda schon fruherhin ertheilte Ev-

laubniß, zu teltiren, soll den katholischen Geistlichen des Großherzogthums auch ferner ge-
stattet bleiben. Nur die ihnen in Ansehung der Art und Weise des. Testirens verg#nnten
besonderen Privilegien und andere in dem Fuldaischen Privat-Rechte nebenbey enthaltene beson-
dere Bestimmungen, Beschränkungen und Vorbehalte, insbesondere die von der Hinterlas-
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senschaft eines seden Geistlichen an bas bischsssiche Blkarlat zu Fulda unter dem Nahmen
„Ferto“ zu lelstende Geldabgabe, sind ausgehobem Den Erben eines Geistlichen gebuhrt
auch von der Besoldung ihres Erblassers das volle Sterbe-Quartal.

#. 37.
Bey der Verssegelung und Aufnahme des Nachlasses (Obsignation und Inventarlsa-

tlon) nach dem Tode elnes Gelstlichen, soll, zur Absonderung und Uebernahme des Kirchen-
eigenthums, von der weltlichen Behörde der Ortsgeistliche oder der zunächst wohnende Pfar-
rer oder ein Mitglied des Kirchenvorsteher= Amtes zugezogen werden.

*ie
Sowohl in Eivil-Sachen, als in Kriminal-Sachen sind die Geistlichen verbunden, von den

weltlichen Gerichten sich auch als Zeugen abhören zu lassen, ohne daß es einer vorgängigen
Erlaubniß oder Requssitson der bischsflichen Behörde bedarf. Ausgenommen hiervon sind
dlejenigen Fälle, wo einem Geistlichen Ersffnungen unter dem Siegel der Belchte oder der
geistlichen Amtsverschwiegenheit anvertrauet werden. Sollte aber in einem solchen Falle
durch die Aussage und Angabe des Geistlichen Unglück und Nachtheil von dem Staate oder
von Einzelnen abgewendet, ein Verbrechen verhüthet, oder den schädlichen Folgen eines be-
hangenen Verbrechens abgeholfen werden können: so kann das Siegel der Verschwiegenheit
(Sigillum confessionis) nicht stärker seyn, als die Verbindlichkeit des Staatöbürgeré.

Die Abnahme des Eides von katholischen Geistlichen, es mag derselbe ein zugeschobe-
ner oder ein gerichtlicher oder ein Zeugeneid seyn, geschieht vor den weltlichen Gerich-
ten, nach der der katholischen Glaubenslehre gemäß abgefaßten Eidesformel.

 W*i

In allen anderen Vorkommenhelten stehen die katholischen Gelstlichen und Kirchendie-
ner thells unter dem Vischofe, theils unter der Immedlat-Kommission, nach folgenden
náheren Bestimmungen:

1) dem Bischofe, als der ob-ren Kirchenbeherde, gebührt die Aufsicht über die Amté.
führung, die Lehre und den Wandel der seiner Diezes unterworfenen Geistlichen mit
dem kirchlichen Eensur= und Strafrechte.

#) Der Immedlat-Kommission sind die Geistiichen als Staatödiener, Ingleichen die
Schullehrer und Kirchenvorsteher untergeben.

#3) Wird von dem Blschofe gegen esnen Geistlichen auf Einsperrung über oler Wochen,



Suspeution von der Amle und der Pfründe, Absebung vom Amte, Cnelaffung ans
dem geistlichen Stande und überhaupt auf Strafen erkannt, welche auch bürgerche
Wirkungen haben: so darf das Erkenntniß nur mit landesherrlicher Zustimmung
eröffnet und vollzogen werden.
Ausgenommen hiervon sind, was die Suspension anlangk, nur diejenigen Fälle, wo
Gesahr auf dem Verzuge pastet. Es darf in folchen Fällen die Suspension provi-
sorisch verfügt werden, dergestalt, daß erst hierauf die Anzeige bey dem Landeoperrn
unverweilt zu bewirken ist.
Sollte die Immediat-Kommission gegen Geistliche, in so fern sie ihr unterworsen
lind, härtere Strafen — Einsperrung, Versetzung, Suspension, Entfernung vom
Amte — für verwirkt und nothwendig halten: so ist beshalb mit der bischöflichen
Behörde zu kommunieiren.
Ueberhaupt soll die Immediat-Kommission darüber wachen, daß Dieziplinar-Ver-
gehungen der Exeistlichen nicht ununtersucht und unbeKraft bleiben. Dieselbe ist ver-
bunden, alle solche Vergehungen, in so fern die Ahndung derselben vor die bischöf-
liche Behörde gehört, dort zur Anzeige und Kenntniß zu bringen.

7) Auch den Geistlichen bleibt wegen des Mißbrauches der obern geistlichen Gewalt von
Seiten ihrer Oberen der Rekurs an den Sandecherrn (§. 5) vorbehaften.

*

a.

O—

8. 40.
Alle Landesgesetze und Verordnungen, welche in Ansehung der Taufen, Ehen und Begrb=

zisse bestehen oder künftig erlassen werden, sind auch bey den katholischen Kürchen zu brobachten,
in so weit nicht eine Ausnahme davon ebenfalls landeégeseblich beliebt worden ilt. Dem
Pfarrgeistlichen liegt e ob, ordentliche Kirchenbücher, abgesonderte Frau-, Fauf- und
Sterbe-Register zu halten, kreu nach den bestehenden Landesgeseten und mit der darans
sich ergebenden Verantwortlichkeit. Ob solches geschehen, ist ben der jährlichen Kirchen-
Visitation (6. 31) mit zu untersuchen und von dem Dechant der Immediat-Kommission

aijuzeigen.

5. 41.

In bloß katholischen Gemeinden dürfen nur solche, welche sich zur katholischen Reki-
gion bekennen, alo Hebammen angestellt werden. In gemischten Gemeinden entschridet
zwar unter den zur Hebammenstelle vorgeschlagenen Personen verschiedener Konfession nur
die Qualifikation für den Verzug; jedoch soll in dem Sprengel der katholischen Pfarrey zu



215

Dermbach sowohl, als in dem von Weimar und Jena wenigstens eine Hebamme katho—-
lisch seyn.

*

Hinsichtlich der Stol. Gebühren bleibe es bep der biöherigen Einrichtung, also auch
dabey, daß solche in der Pfor#rey Weimar und Jena gar nicht Stakt sinden.

Wird der Pfarrer zu Weimgr zu Parochianen außerhalb der Stadt Weimar und
Jena, wird der Pfarrer zu Dermbach zu Parochianen außerhalb der Amtebezirke Derm-
bach, Lengöseld und Völkershausen, wird endlich der Pfarrer zu Zella zu Parochianen ge-
rufen, welche in dem Amte Ostheim wohnen: so haben dieselben (in Fällen, wo nicht
Dürstigkeit jeden solchen Anspruch ausschließt) Ansprüche auf Vergütung der Transport-Mit-
tel und wenn sie über Nacht ausbleiben, für das Logis. Dasselbe gilt in Ansehung des
Lebteren von dem Sakristan, welcher den Pfarrer begleitet hat. -

s-«43-
Hat eine Nothtaufe geschehen müssen: so muß dem ordentlichen Pfarrer davon unver-

züglich Anzelge geschehen. Für dle religiésen Handlungen, welche hiernächst bey einem sol-
chen am Leben bleibenden Kinde noch vorgenommen werden, hat der Pfarrer eben die Ge-
bühren wie für eine Taufe zu fordern.

.4.

Dispensationen vom Aufgebothe und ODiopensationen von Ehehindernissen, welche ihrer
Natur nach weltliche sind, die Gultigkeit des Vertrages betreffen und in den Landeögesetzen
des Großherzogthumes sich begründen, möge solche auch außer dem noch das kanonische
Recht vorgeschrieben haben, sind bey der Immediat-Kommission, welche darüber in
wichtigen Fällen an den Landeöherrn zu berichten hat, nachzusuchen. Fühlt der katholi-

sche Unterthan sich hierbey in seinem Gewissen nicht beruhiget: so bleibet es ihm über-
lassen, auch noch die Diöpensation bey der bischöflichen Behörde einzuholen. Dasselbe ist
bey solchen bloß kanonischen Chehindernissen crlaubt, welche in dem Grohherzogthume ge-
seglich nicht aufgehoben worden sind. Aber der Pfarrer, welcher die Trauung vollziehen
soll, hat in einem solchen Falle, vor der Trauung und zwar bey Strafe der Nichtigkeit,
die Immediat -Kommission von der ertheilten bischöflichen Diepensation in Kenntniß zu
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seben. —. Die Diepensationen von bloß aufschiebenden Ehehindernissen hat die bischofliche
Behörde zu ertheilen, mit Auénahme derer, welche in der Beobachtung des Trauerjahrés
und in dem Einspruche aus früher eingegangenen Verlöbnissen (§F. 45) liegen.

K. 45.
Cheversprechungen als bloße Verträge, so wie die etwa darauß entstehenden Klagen

gehören vor die weltlichen Gerichte und müssen nach den bestehenden Landesgeseben beurtheilt
werden.

K. 4.
Die Eheschließung und Trauung gebührt, der Regel nach, demjenigen Pfarrer, welcher

Parochus der Braut ist, ohne Unterschied, es mögen die Brautleute beyde, oder e mag
nur ein Theil der katholischen Kirche zugethan seyn. Wollen sich die Verlobten von eigem
andern Geistlichen inner=oder außerhalb Landes trauen lassen: so kann solches mit Gültigkeit
in dem Großherzogthume nicht eher geschehen, alc wenn sie von bemjenigen Pfarrer, wel-
chem die Trauung zusteht, ein ordnungömäßig auögestelltes Zeugniß beybringen, daß sie in
Ansehung des Ausgebothes keine gesehliche Vorschrift unersüllt gelassen, daß ihnen kein wei-
teres Ehehinderniß entgegen stehe und daß sie die Stol-Gebuhren an ihn —den eigemlich
zuständigen Pfarrer — bezahlt haben. Auch die protestantischen Pfarrer haben bey der
Trauung eines Katholiken zwey Zeugen, welche von den Brautleuten selbst gewählt wer-
den, beyzuziehen. Ist solches geschehen: so ist eine weitere Einsegnung von Seiten eines
katholischen Geistlichen nicht erforderlich.

Ausländer, welche sich in den Grohherzoglichen Landen kopuliren lassen wollen, dür-
sen, wenn beyde Theile zu einer und derselben Konfession sich bekennen, nur von einem
Geistlichen ihrer Koufession kopulirt werden.

5. 47

Der katholische Pfarrer, welchem nach H. 46 die Trauung gebuhrt, darf bey gemisch-
ten Ehen, wo eln Theil der katholischen, ein Theil der protestantischen Kirche zugethan ist,
weder die Trauung noch das Aufgeboth verweigern, wenn glelch der protestantische Thell
darein, daß die in solcher Ehe erzeugten Kinder in der katholischen Religlon erzogen werden
sollen, nicht gewilliget hat, um so weniger, als das gegenwärtige Geseg die rechtliche Gül-
tigkeit solcher Privat-Verträge über die Erzlehung der Kinder überhaupt aufhebt. Sollte
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der katholische Pfarrer diesem entgegen handeln: so soll das Aufgeboth und die Trauung,
auf Ansuchen, einem protestantischen Pfarrer übertragen und die Autorisation dazu aus dem
Großherzoglichen Staats-Ministerium ertheilt werden.

Eben dieses soll geschehen in allen anderen Fällen, in welchen der katholische Hfarrer
das Aufgeboth und die Trauung bey einer nach den Gesetzen des Großherzogthumes zulässi-

gen und gültigen Ehe versagt hat.

. 48.

Entstehen Eheirrungen zwischen Eheleuten, welche beyde katholisch sind: so gehort die
Sache vorerst an die Immediat-Kommission, welche nach Befinden die Gute und Aussoh-
nung zu versuchen hat. Findet diese nicht Statt: so ist die Sache an die zuständige van-
desregierung oder an die bischsfliche Behörde zu verweisen, nach solgenden näheren Be-
slimmungen:

1) Nicheigkeitsklagen gehören vor die Landesregierungen, als die weltlichen Justiz-Be-
hörden in Ehesachen überhaupt,: a) wenn die geschlossene Ehe aus dem Grunde der man-
gelnden Einwilligung, wegen Gewalt, Furcht, Simulation, Irrehum, oder wegen Unver-
mögen, b) wenn dieselbe aus dem Grunde eines zerstörenden, in den Landesgesehen des
Großherzogehumes bestétigteun Chehindernisses als nichtig angefochten wird.

2) Nichtigkeitsklagen gehören vor die bischöfliche Behörde, wenn sie durch ein zersts-
rendes Ehehinderniß begründet worden, welches als solches in den Landesgesetzen nicht an-
erkannt ist.

3) Klagen auf lebenslängliche Trennung vom Tisch und Bette gehören vor die bischof-
liche Behörde.

Erkennt die Landedregierung in den Fällen unter No. r. auf die Mlchtigkeit: so ist
die Immediat-Kommission und weiter durch diese die bischöfliche Behörde von dem rechts-
krästigen Erkenntnisse in Kenntnißt zu sehen.

Spricht in den Fällen unter No. 3 und 3 die bischöfliche Behörde: so hat diese
durch die Immediat-Kommission dem Landesherrn von dem rechtskräftigen Erkenntnisse An-
zeige zu thun. Ohne ausdrückliche Bestätigung von Seiten des Landesherrn hat das Er-
kenntniß in dem Großherzogthume keine rechtliche Wirkung. Die Vollziehung des von dem
geistlichen Gerichte gesprochenen und landesherrlich bestätigten Erkenntnisses gebührt den
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weltlichen Gerlchten; eben so das weitere Erkenntniß über alle bürgerliche Wirkungen der
ausgesprochenen Trennung oder Nlchrigkeitserklärung.

Die erkannte lebenslängliche Trennung vom Tisch und Beite wird in dem Großher-
zogthume überhaupt und nahmentlich, was die bürgerlichen Wirkungen anlangt, einer vol-
ligen Ehescheidung gleich geachtet.

Ob cin solchergestalt geschiedener Ehegatte eine Ehe mit einer andern Person eingehen
könne, wird von Seiten des Staates lediglich dem Gewissen desselben überlassen.

d. 49.
Eheirrungen zwischen Ehegatten verschiedener Konfession sollen, wenn sie zur Klag-

kommen, von den bandeßregierungen behandelt und entschieden werden. Wird In einem sol-
chen Falle die Ehe rilchterlich getrennt: so findet in Aunsehung des katholtschen Ehegatten
und einer zweyten Ehe desselben dasjenige Statt, was oben 4. 48 verordnet worden ist.

12
Die Che eines Katholiken mit einer Protestantin, oder einer Katholikin mit einem

protestanten, welche schon früher in einer gültigen, aber von der zuständigen Behörde ge-
se= und versassungsmäßig wieder aufgelößen Ehe gestanden haben, iß in dom Grohher=
zogthume zulässig, wenn sich gleich der erste Ehegatte des geschtedenen Theiles noch am te-
ben besindet. Es hat eine solche Ehe alle bürgerliche Wirkungen. Sollte der katholische
Pfarrer, welcher um das Aufgeboth und die Trauung angegangen wird, daß eine oder das
andere, oder Beydes verweigern: so soll nach F. 4° verfahren werden.

. 51.

Die Kinder aus gemischter Ehe (zwischen Katholiken und Protestanten) sollen künftig-
hin —vorbehältlich nur der Ausnahmen in 7&amp;. 52 und é. 653 und ohne daß dieses Gese„
auf schon bestehende Ehen und die in solchen über die Erziehung der Kinder, nach anderen
Geseben und in deren Gemäßheit, durch Verträge getroffenen Anordnungen einen Cinfluß
und somit rückwirkende Kraft hat — in einer und derselben Kirche getauft und erzo-
gen werden. Eo entscheldet hierüber 7) die Religion desjenigen Ehrgatten, dessen Familfr
in aufsteigender Linke am längsten als katholssch oder als prokestamisch in dem Großher-
zogthume (den alten oder den neuen Landen) elngebärgert gewesen ist; 2) wenn durchdirse Bestim-
mung eine Entscheidungs-Norm nicht gewonnen werden kann, die Religlon des Vakres.
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8. 52.

Wenn beyde Aeltern einer und derselben Konfession zugethan sind: so hat die Reli-
gionsänderung des einen Theiles keinen Einfluß auf die Erziehung der Kinder. Treten aber
beyde Aeltern zu der andern Kirche über: so ist zu unterscheiden zwischen denjenigen Kin-
dern, welche schon Religionsunterricht erhalten haben und denen, welche solchen Unterricht
noch nicht erhalten haben. Diese folgen der nunmehr gewählten Kirche des Aelternpaares,
jene verbleiben der Kirche, in deren Glauben sie bisher unterrichtet wurden.

s. 53.

Auch bey gemischten Ehen sindet die lehte Bestimmung des F. 52 Statt, wenn der eine oder
der andere Theil die Religion ändert und nun beyde Ehegatten einer und derselben Kirche angehoren.

. 514.

Uneheliche Kinder undsolche Kinder, welche in Ehebruch oder in Blutschande erzeugt werden,
folgen der Religion der Mutter. Im Falle der Legitimation durch nachfolgende Che entscheidet
die Religionsbestlmmung des legitimirten, noch lebenden Kindes auch über die Religionsbestim-
mung der späterhin ehelich gebornen Kinder.

d. 56

Bey Findlingskindern hangt die Religionsbestimmung von demjenigen ab, welcher die
Verpflegung und Erziehung nach den Gesetzen zu bestreiten hat, oder gleich Anfangs frey—
willig übernimmt. Im JZwi#fel en'scheidet die Rellgson des Flnders.

. 56.

Gegen die hier K. 51—55 gehchenen Bestimmungen kann künftighin durch Vertráge, nah-
mentlich durch Verträge zwischen den Aelkern, sie mögen vor der Tranung oder nach der Trauung
abgeschlossen seyn, etwas nicht geändert werden. Alle Verträge, welche dieses bezwecken,
sind null und nichtig. Eben so wenig ist es von Einfluß, wenn das Aelternpaar, oder
derjenige de UAelternpaares, in dessen Religion die Kinder bioher erzogen worden sind, ver-
stirbt. Weder der überlebende Ehegatte, noch die Verwandten, noch die nur eintretenden
Milegeältern sind berechtiget, eine Veränderung vorzunehmen und die Kinder in der andern
Konfession weiter erziehen zu lassen.
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z. 57.
Entsichen über die Anwendung der hier F. 51— 56 ausgesprochenen Verordnungen

Iweisfel und können diese von dem Konsisiorium des Bezirkes und der Immediat= Kommis-
sion für das katholische Kirchen= und Schulwesen in Einverständniß nicht gehoben werden:
so gehört die Entscheidung lediglich vor das Staats-Ministerium.

d. 58.

Jeder Verstorbene wird in der Regel an dem Orte begraben, wo er verstorben ist,
jedoch, wenn nicht nach dem Ermessen der Ortöbehörde polizeyliche Gründe eine Beschleu-
nigung des Begräbnisses und darum eine Ausnahme von der Regel rechtfertigen, von der

Geistlichkeit seiner Konfession. Stirbt jemand außer seinem Wohnorte an einem Orte, wel-
cher einer andern Konfession zugethan ist: so steht es, jeboch auch hier unter der Voraus-
setzung, daß nicht nach dem Ermessen der Ortöbehörde polizepliche Gründe entgegen tre-
ten, den Hinterlassenen frey, den Leichnam zur Beerdigung in jenen Wohnort zurückbrin-
gen zu lassen. Im legten Falle können die Pfarrer, durch deren Parochie der Leschnam
gebracht wird, weder für sich, noch für die Kirche Geböhren sordern.

 50.

Die Ober-Konsistorlen und die Immediat- Kommission für das katholische Kirchen-
und Schulwesen haben ihr vorzügliches Augenmerk dahin zu richten, daß zwischen den ver-
schiedenen christlichen Konfessionen, besonder? der Geistlichkeit, der Geist des Friedens und
der Eintracht herrsche und daß sie sich nach den Grundsähen des Christenehumes mit vlebe
und Sanftmuth begegnen. Auch von den weltlichen Beamten wird erwartec, daß sie hierin
ihren Untergebenen mit gutem Beispiele vorausgehen. Injurien, welche sich in Schmähus-
gen und Spöttereyen gegen den Kuleus und die religiösen Gebruche einer der verschlede-
nen Konfessionen, oder in Beschuldigungen äußern, die zu einer Erbitterung zwischen den
verschiedenen Religionsparkhepen die Veranlassung geben können, sollen vorzüglich streng
geahndet werden.

# 60.
Die Proselyken-Macherey, d. h. diejenigen Versuche, welche ben Zweck haben, jemanS

die Lehre seiner Kirche! zu verdächtigen und ihn dadurch, oder durch andere Mittel,
Gewährung oder Zusicherung von Bortheilen, Drohungen von Nachtheilen u. s. w, zu
einem Ueberkrikte zu bestimmen, sind von den Kriminal-Gerichten zur Untersuchung zu zie-
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hen. Sie sollen, vorausgefetzt, daßsie nichtin eln anderes, harter verpontes Verbrechen uber-
gehen und ulcht die Strafe dieses Verbrechens zur Anwendung kommen muß, unausbleiblich mit
Gesängniß und im Wiederholungsfalle nachdrücklicher geahndet werden.

8. 61.

Aber nach eigener freyer Ueberzeugung und Wahl darf der Uebertritt von einer Kon:
session zu der andern allerdings geschehen, unter solgenden Bedingungen:

1) Der Uebertretende muß das 2#uste Jahr seines Alters erfüllt haben.
2) Er muß ein Zeugniß seines bisherigen Pfarrers beybringen, daß er seine Willens-

meinung vor diesem erklärt und darauf Belehrung über die Wichtigkeit des
Schrittes empfangen habe.

3) Er mug endlich von dem zuständigen Pfarrer der Kirche, zu welcher er übertreten
will, unterrichtet und nach dem Zeugnisse besselben gehörig vorbereitet worden seyn.

Der Uebertritt geschieht nicht öffentlich vor versammelter Gemeinde, sondern durch
Ablegung des Glaubensbekenntnisses und nachheriges Einzeichnen in das Kirchenbuch vor
dem Pfarrer und zwey Zeugen, von denen der eine der verlassenen, der andere der neuge-

wählten Kirche angehören soll.
Das Glaubensbekenneniß ist, wie e5 abgelegt werden soll, von der Immediat-Kom-

mission für das katholische Kirchen= und Schulwesen und von dem Ober-Konsistorium des
Bezirkes zu prüfen-

Können sich diese Behörden nicht vereinigen: so gedeihet die Sache vor das Staaté-
Ministerium.

Eine Abänderung des Glaubensbekenntnisses, wie es diesen Behörden vorgelegen hat
und von ihnen, nach jener Pröfung, genehmiget worden ist, bey der Handlung des Ueber-
trittes selbst, soll an den dabeny thätig gewesenen Geistlichen als eine grobe Verlegung
der Staateeinrichtungen mit Gefängniß und nach Besinden mit Dienstentsehzung geahndet
werden.

Sollte jemand auf dem Krankenbekte, in articulo mortis, zu einer andern Kirche
äbertreten, ohne die hier geordneten Förmlichkeiten beobachtet zu haben: so ist der Ueber-
tritt als nicht geschehen zu betrachten, auch in Ansehung des Begräbnisses, wenn rer
Kranke wirklich verstirbt.

g. 632.

Jur alle in diesem Gesete, oder sonst in vorhandenen oder kunftigen Gesehen und
Verordnungen des Großherzogthumesnicht enthaltene Bestimmungen über die Verhaltnisse
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der katholischen Kirchen und der protestantischen Kirchen zu solchen wird das Koniglich
preußische Landrecht insonderheit Th. II Tir, XI. auch in dem Großherzogehume als
weitere Grundlage angenommen.

urkundlich haben Wir gegemwärtiges Geset, nach erfolgter verfassungsmäßiger Zustim-
mung der zum Landtage versammelt gewesenen Abgeordneten Unserer getreuen Unterthanen,
hchsteigenhändig vollzogen, solches mit Unscem Großiherzoglichen Staats-Insiegel bedrucken
lassen und befohlen, daß e im amtlichen Regierungs-Blatte zu Jedermanns Kenntniß
gebracht werde.

So geschehen und gegeben Weimar den ####en Oktober 1323.

(L. S.) Larl Augu st.
C. W. Freyherr von Fritsch. Freyherr von Gersdorff. D. Schweiger.

vdt. Ernst Müller.

Gese 6
uber die Verhältnisse der katholischen

Kirchen und Schulen in dem
Großherzogthume.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 17. Den 18. November 1823.

Bekanntmachung.
Höchstem Befehle zu Folge wird das nachstehende, von Sr. Königlichen Hoheit, dem

Großherzoge, gnädigst vollzogene Geseh, wegen Anstellung und Verpflichtung sämmtlicher
Steuereinnehmer des Großberzogthums, hiermit zur allgemeinen Kunde gebracht.

Weimar am gten November 1823.
Großherzogliche Sächsische Landesregierung.

von Müller.

Karl Au gust,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meisen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. 2c.

Mit Beprath und Justimmung Unser getreuen Landtages haben Wir beschlossen zu
verordnen und verordnen hiermit, wie folget:

1. Vom #slen Jannar 1824 an sind alle und jede Sceuereinnehmer Unserer Großher=
zoglichen Lande, Angestellte in Unserm Dienste und also weder Angestellte der Ge-
meinden, noch der Prundherren (Steuerstände). Sie werden als solche von Unserm
handschafts-Kollegium oder in den geelgneten Fällen durch dle von demselben dazu
beauftragten Behorden gehörig in Pflichr genommen, und bezlehen fär die von ihnem
zu besorgende Erhebung und Ablieferung der Steuern die diesfalls gelseOlich bestimm-
ten Gebühren und Emolumente aus Unseren landschaftlichen Mitteln.



In denjenigen Kreisen und Landesthellen, wo bisher eine andere Eisrichtung un
Verfassung bestand, wie nahmentlich in den sonst Königlich Sächsischen und Erfur!
Blansenhaynischen DTrtschaften rnd Distrik#en, ist solche sonach vom oben bexeschnete,
Zeitpunkte an völlig aufgehob N.

UI. Dafern sich in einem Orte keine kargliche und nach dem urtheile Unsers. Kandschafes
Kollegiums annehmbare Person zu freywilliger Annahme der Ortê. Steuer
einnehmer-Stelle gegen die von Unserm Landschafts-Kollegium in Unserm Nahmen
regulirten Bezüge vorfindet: so ist alsdann die Gemeinde, in welcher sich ein solche
Fall ereignet, nicht nur ein zu dieser Stelle qualisizirtes Subjekt zu stellen verpflich
tet, sondern sie hat, nöthigen Falles, auch die Dohere Remunerirung deöselben am-
eigenen Mitteln zu bestreiten.

Um indessen den Gemeinden möglichst jede Beldstigung zu ersparen, welche ihne
aus dieser Bestimmung erwachsen könnte: so sollen in dem vorerwähnten Falle di
Ortsvorstánde zu einstweiliger Erhebung und Abgewährung der Steuern geger
Verwilligung der gesehlichen Kollektur-Gebühren angehalten und verbunden seyn.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Patent eigenhändig vollzogen, auch dasselbe mi
Unserm Großherzoglichen Staat-Insiegel versehen wssen und befohleu, daß solches alt
kandeögeseh durch das amtliche Regierungs-Blatt zur öffentlichen Kunde gebracht und vor
allen Unseren Behörden und Unterthanen pünktlschst befolgt werda.

So geschehen Weimar am usten November 1823.

(L. S.) Karl August.
C. W. Freyherr von Eritsch. Ereyherr von Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Mullet.
Gese

die Anstellung der Steuereinnehmer von Seiten
de# Großherzoglichen Landschafts-Kollegiums
undbie Verpflichtung der Gemeinden des Staaks-
gebiethes, die Steuereinnehmer zu stellen, falls
sich nicht freywillig Subjekte zu Aunahme diesee
Bedienung gegen vie gesehliche Geböhr sinden,

betreffend.
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Publikandum,
die Oeganssation ver Steuer-Erhebungsstellen und Regulirung der Kol-

lektur-Webühren und Remunerakionrin für die Steuereinnehmer betr.

Zur Ausführung und Anwendung des Gesebes vom rsten November 1823 ist in Ge-
mähheit höchster Vorschrift von Seilen des Großherzogl. Landschafts-Kollegiums Folgendes
über die Organisation und Gebühren der Steuereinnahmen regulirt worden:

I. Erganisation der Steurer-Erhebungöstellen.

8. 1.

Unter der Oberleitung des Großherzoglichen Landschafts Kollegiumd versieht dit
Haupt-Landschaftskasse-Verwaltung zugleich die Central, Kollektur der Steuern im Groß-
berzogthume als StaatS-Ober-Steuereinnahme. Da der Gehalt des Personals
dieser Ober-Steuereinnahme bereits sirirt ist: so finden dofür besondere Emolumente
nicht Statt.

2.

Die Kreis = Steuereinnahmen

Weimar,
Eisenach,
Neustadt,

an welche sowohl die noch bestehenden Amts= und Bezirkbeinnahmen als die an sse unmit-
telbar angewiesenen Orts. Steuereinnahmen die Steuergelder abzuliefern haben, sind in
Ansehung der Steuererhebung aus den einzelnen Ortschaften alg Ober-Kollektur zu be-
trachten und die Unteteinnehmer solcher Ortschaften stehen unter besonderer Anssicht und
Einwirkung besagter Kreis-Steuereinnahmen, so wie diese Kreis-Steuereinnahmen selbst
uater Elnwirkung und in amtlicher Dependenz von der Staats-Ober-Steuereinnahme stehen.

Das dabey angestellte Personal bestehend aus
einem Kreis-Steuereinnehmer,
einem Kreis-Steuer-Revisor,
einem Kreis-Steuer-Kontroleur,

erhält ebenfalls schon siren Gehalt und es haben diese Einnahmen weder von denen durch
die Amts= oder Bezirkseinnahmen an sse abzuliefernden Steuergeldern, noch von der Ober-
Kollektur aus den einzelnen Ortschaften irgend einige Gebühren zu erheben.



Was Ausnahmsweise bie Bezirkseinnahme zu Ilwenau bitrifft: so bestehet solche noch
vor der Hand in bem Verhaltnisse einer Kreis-Steuereinnahme der Haupt-Landschafts-
kasse, als der Ober-Steuereinnahme untergeordnet, und von derselben werden die landt
schaftlichen Revenüen unmiktelbar zur Haupt-Landschaftskasse abgeliefert; der Steuerein=
nehmec bezieht aber auch schon jetzt siren Gehalt und hat sonach ebenfalls keinen Anspruch
auf Gebühren.

.3.
Die dermahlen noch bestehenden Amés=und Bezirkseinnahmen werden bey eintreten-

der Vakanz ausgehoben und die Ortseinnehmer an die Kreis-Steuereinnahme überwiesen,
in so fern nicht die Lokal-Verhältnisse es erfordern, daß für die Untereinnehmer solcher
Aemter und Bezirke die Ablieserung der Steuern und anderer landschaftlichen Gefälle, se
wie der Empfang von Amweisungen und Instruktionen erleichtert werden muß, in welchem
Falle entweder eine dergleichen Amts= oder Bezirköeimnahme noch ferner beyzubehalten,
oder mit einer andern in der Nähe schon bestehenden Amts= oder Bezirkseinnahme zu ver-
binden, oder sonst zu errichten ist, wodurch Distrikts-Kollekturen gebildet werden, welche
Pleichwie die einzelnen Amts, oder Bezirkoeinnahmen als Mittelbehörde zwischen den Kreis-
Steuereinnahmen und den Drtêé= oder Elementar-Einnahmen zu betrachten sind.

Die Amts-Bezirks= oder Distrikts-Einnehmer haben zugleich Steuer: Reolsions-Ge-
schäfte mit zu besorgen, in so sern vom Grohherzoglichen Landschafts-Kollegium für ange-
messen erachtet wird sie dazu zu gebrauchen.

*
Die Orts= oder Spezial: Steuereinnehmer sind, als solche, den Amts= und resp.

Distrikts-Einnahmen oder den Kreis-Steuereinnahmen untergeben und untergeordnek, so
daß sie von diesen ihnen zunächst vorgesebten Behörden Anweisungen und Instruktionen zu
empfangen haben.

So wie die besagten Obereinnahmen für die richtige Ertheilung und Zufertigung höbe-
rer Befehle und Vorschristen an die Untereinnahmen, engleichen fär die wirksame Ausfsicht
auf die Befolgung derselben verantwortlich sind: so bleiben hingegen die Untereinnehmer
lür die pünktliche Vollziehung der entweder unmittelbar vom Großherzoglichen Landschafts-
Kollegium, oder ven gedachten Obereinnahmen an sie ergangenen Anwelsungen und für die
strengste Besolgung ihrer Dienstvorschriften verantwortlich.



M. Kegslirung der Kollektur-Gebähren.

5. 5.

Gemaäß der Vorschrift in dem Gesetze vom usten November 1323 werden vom Jahre
1824 an die Kollektur= Gebühren für Erhebung und Ablieferung der landschastlichen
Steuern ehne Unterschied aus der Haupt-Bandschafeskasse bestritten, so daß in der Regel
alle diesfalisgge Konkurrenz der Ortsgemeinden oder der Steuerpflichtigen, so wie auch der
Steuerstände, welche biöher hierunter Statt gefunden haben mag, gänzlich aufhört und
daß dem zu Folge in dieser Hinsicht eine Gleichstellung der alten und neuen Landestheile
bey der Steueraufbringung eintritt. Eine Ausnahme hiervon sindet jedoch nach obiger
geseblichen Beslimmung in dem Falle Statt, wenn in einem Orte sich kein taugliches und
nach dem urtheile des Großherzoglichen bandschafts-Kollegiums annehmbares Subiekt findet,
das sich freywillig zu llebernahme der Orts-Steuereinnahme gegen die F. 12 der
Steuererhebungs-Verordnung vom oten November 1821 und hier weiter regulirten oder
auch künftig zu regulirenden Gebühren #c. versteht, wo dann die Gemeinde eine allen-
sallsige höhere Remunerirung zu übernehmen hat, ohne daß die Landschaftskasse verbunden
ist, ein Mehreres als die bestimmten Gebühren und Emolumente zu bewilligen; jedoch sind
in solchem Falle die Ortsvorstände zu einstweiliger Erhebung der Steuern gegen Verwil-
ligung der von der Staatsbehörde regulirten Kollektur-Gebühren verbunden und daju
anzuhalten.

g. 6.

Sammtliche dermahlen noch bestehende Amts- und Bezirks einnahmen haben zu
ihren Dienst-Emolumenten Kollektur-Gebühren zu beziehen mit Ausnahme der Be-
zirkseinnahmen Ilmenau, Gerstungen mit Hauöbreitenbach, ingleichen der schon vor-
handenen Distrikts= Ober-Kollekturen des Amtes Vacha, der Patrimonial-Aem-
ter Lengsfeld und Völkershausen sowie des Amtes Geisa, die schon jetzt auf Fixa ge-
sebt sind und bey deren ferneren Bezuge statt der Konektur -Gebühren es bis zu
eintretender Dienstveränderung sein Verbleiben har.

In Absicht der Kollektur-Gebühren auf Steuern vom Grundeigenthume überhaupt
bewendet es bey der bisherigen Bestimmung nach Pfennigen vom Ml. oder Thaler. Auf
die Einkommensteuer vom Nicht-Grmmobesize hingegen werden als hlaximum Vier
Pfennige pro Thaler verwilliget und festgeseyt, in so sern nicht der Berrag der im
Jahre 1821 bezogenen Kollektur Gebühren dadurch überstiegen wird, als in welchen Fül-
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len die Kollektur-Gebähren von lehtgrdachter Einkommensteuer auf weniger Pfennige d##
Thaler herabzuseben sind.

§S. 7.

Fär die Orts= und Spezial-Steuereinnehmer sind die Dienst-Emolumenke auf
die Grundsteuer: Erhebung in der Verordnung vom oten November rger F. 12 bereits
bestimmt und es bedarf sonach nur noch der in jener Verordnung vorbehaltenen Reguli=
rung der Kollektur-Gebähren für selbige auf die Einkommensteuer vom Nicht-Grundbesse.
Hiervon handeln die folgenden Paragraphen.

h. 15
Nach Maßgabe der in den Großherzoglichen alten Landen für die Erhebung anderen

vormahligen Persongl-Abgaben festgeseht gewesenen Kollektur-Geböhren an Vier Pfenni-
gen von Einem Thaler, wird diese Kollektur-Bestimmung auch hinsichtlich der gedachten
Einkommensteuer als Regel angenommen, so daß jeder Orts-Steuerrinnehmer zum
Mindesten Vier Pfennige pro Thaler für die Individual-Erhebung dieser Einkommen-
steuer zu beziehen haben soll.

Nur in den größeren Skädten findet eine Herabsrung dieser Kollektur-Gebühren auf
wenigere Pfennige vom Thaler in dem Fulle Statt, wenn der Einn#hmer ben einer solchen
Herabsehung gleichwohl noch an Kolleklur-Gebühren auf sämmtliche Steuern des Jahres
so viel bezieht, als er überhaupt im Jahre 1821 genossen hat.

Ausgenommen hiervon sind jedoch die Stadl-Steuereinnehmer zu Eisenach, Geil'sa
und Jämenan, welche schon bisher Fixta aus landschaftlichen Mitteln bezogen haben
und die sonach bis zu eintretender Dienstveränderung im Genusse derselben verbleiben.

4.#.
In der Erwägung, daß die Offizial-Arbeit#n der Ortseinnehmer vorzüglich in Anss-

hung dieser Einkommensteuer von dem geringen Ertrage derselben unabhängig sind und daß
hierbey die Individual-Erhebung der Steuer um so schwieriger zu seyn pflegt, in je klei-
neren Beträgen dieselbe erhoben und abgeliesert wird, ist festgeseht worden:

a) daß, so sern die Gesammt-Kollektur-Gebühren von der alten Landsteuer und von
der allgemeinen direkten Steuer auf Grund= undNicht, Grundbesit des Ortes in
einem Jahre den Betrag von Zehen Thalern Kasse-Kurs nicht erreichen, der Orts-
einnehmer eine Erhöhung der Kollektur-Gebühren von der Einkommensteuer auf
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Nicht-Grundbefic, nach Befinden auf Fünf, Seché oder Sieber Pfennige vom Tha-
ler zu genjeßen haben soll);
daß jedoch diese Sieben Pfennige alb laximum anzunehmen und selbst in dem Falle
nicht weiter zu erhöhen sind, wenn bey im vorgedachten Sinne zugestandenen Sieben
Pfennigen vom Thaler die Summe von Zehen IJhalern nicht erreichbar seyn sollte;
hingegen bleibt vorbehalten
die in dieser Naße geschehene Erhéhung wieder auf resp. Sechö, Fünf und Vier
Pfennige vom Thaler zu mindern, wenn sich die Kollektur-Gebühren, es sey durch
einen Zuwuchs des Steuerstockes, durch Mehrzahl an Terminen oder durch Erhöhung
des Auêschreibens an Pfennigen vom Thaler Einkommen bey der allgemeinen direkten
Steuer dergestalt vermehren, daß ihr Jahres=Total-Betragincl.derKollektur-Ge-
bühren von der Einkommensteuer zu Vier Pfennigen Pro Thaler die Summe von

JZehen Thakern oynehin schon erresche..

—

#

F#. Bestimmung von Remunerationen für-die pünktlich abliefernden
Steuereinnehmer.

8. 10.

Die zeither und fruher anf die vollständig erfolgte Ablieferung der Jahressteuern aus.
hesebt gewesene Remuneration (Prämie) wird den Unter- oder Orto-S#euereinnah=
men- in denjenigen Orten, wo sie schon üblich war, gleichwie vorhin Ju Einem Pro-
zent und zwar auf den Betrag der 8 Termine alrer Landsteuer vom Jahre 1821 an, un-
ter den biöher bestandemn Bedingungen und Voraussebungen fernerhin verwilliger#, daß die
Ablieferung sämmtlicher Grund= und Einkommensteurrn des Jahres längstens den Tag vor
Sexagesimac de5 nächsten Jahres vollstindig und ohne Restlassung an die nächste Abliese-
rungöbehörde erfolgt, und daß der Steuereinnehmer nach Erhebung der Prämie durchaus
verbunden ist für etwa noch verbliebene Sleuerreste, von welcher Gattung sie seyen, zu
haften, sonach also dergleichen Reste bey seiner Gewährschaft nicht weiter passirlich sind.

In so fern jedoch der Einnehmer nachzuweisen vermag, daß er einen noch bestehenden
Steuerrückstand z: Be bey entstandenem Konkurs über dag Vermögen des Restanten, oder
durch sonstige Hindernisse in der bestimmten Zeit beyzubringen unvermögend gewesen., und
daß er überhaupt in Absicht eineo solchen Steurrrestes leine Versäumniß in Befolgung der
g. 7 und F. 10 der Steuererhebungs-Verordnung vom goien November 1821 enthaltenen,
oder einer sonst ihm ertheilten Vorschrift zu Beytreibung der Reste, oder sonstiger Wei-
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sungen gleichet Absicht, sich habe zu Schulden kommen lassen: so kann ihm, auf besonderes
Nachsuchen innerhalb einer vierzehntägigen Frist nach Verlauf des Ablieferungs = Termines,
nach Besinden der Umstände und nach dem Ermessen des Großhergoglichen Landschafts-Kol-
legiums die Prämie von der zu obgedachtem Ablieferungs-Termine vor Sexegesimac abge-
lieferten Summe der 8 Landsteuern zu Theil werden, ohne daß er für einen solchen verblie.
benen Rest zu haften verbunden ist.

In denjenlgen Landestheilen und Orten, wo dergleichen Remunerationen bisher noch
nicht bestanden, haben die Unter= oder Orts-Steuereinnehmer auf den Genuß dieser
Prämien zwar keinen Anspruch zu machen; jedoch soll selbigen, auf den Fall der völligen
Steuerablieferung zur gesetzten Zeit und unter gleichmäßiger Verbindlichkeit der Selbsthaf-
tung für etwa noch rückständige Reste, eine ähnliche Remuneration, so weit als
ber etatisirte jährliche Fond auf Kollektur= Geböhren es gestattet, in der Folge noch ver-
williget werden.

Smmtlichen Ober= und Orts= Steuereinnahmen wird solches zu ihrer Nachricht refp.
Nachachtung andurch bekannt gemacht und bleibt vorbehalten, noch weitere nachträgliche
Verfügungen und Bekanntmachungen zu fernerer Regulirung des Gegenstandes dieses Pudli-
kandums zu erlassen.

Weimar am öten November 1823.

Großherzogliches Sächsisches Landschafts-Kollegium daselbst.
Ph. Ch. Weyland.

Berichtigung. S. 20— f. 15 3. 3 ließ; „der anderen Konfession“ für: „der
anderen Konfefsionen.“



Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 18. Den 25. November 1823.

Bekbanntmachung.
Auf höchsten Befehl Sr. Königlichen Hoheit, des Großherzogs, wird das nachstehende

Regulativ öber die Art und Weise der Umlegung und Vertheilung der Einkommensteuer
aus anderen Quellen als dem Grundeinkommen, zur Nachricht und Nachachtung hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Weimar am 1.kten November 1823.
Großherzogliche Sáchsische LandeöSregierung.

von Müller.

Carl Au gust,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. 2.

Wir haben auf Antrag Unserer getreuen Stände beschlossen, diejenige Einkommen-
steuer, welche Unsere Unterthanen pach . 24 des Gesebes über die Steuerversassung deo Groß-
herzogthumes von dem Diensteinkommen als Staatédiener und aus anderweiten Dienstver=

hältnsssen, von dem Einkommen durch Pesionen aus öffentlichen oder aus Hrivat-
Kassen, von dem Einkommen an Zinsen von Aktiv-Kapitalien aller Art, wie auch von
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Erb= und Grundzinsen und anderen grunbherrlichen Gefällen, von dem Einkommen aus threr
Gewerbö= und Geschäftthätigkeit und endlich von demjenigen Einkommen zu entrichten ha-
ben, welches, wenn es sich weder durch elne bestimmte und nahmhafte Art von Gewerbs=
oder Geschäftsthätigkeit, noch durch Dienstbesoldung als höheres Einkommen nachweisen
läßt, doch in irgend einem Grade bey jedem, eines selbstständigen Erwerbes fähigen Staats-
bürger, ohne Unterschied des Standes und des Geschlechtes, angenommen werden muß, weil
er lebt und erwerbssähig ist, in der Art und Weise in festbestimmten Ort#-Quoten auf
die einzelnen Orte und Gemeinden des Staatsgebiethes umlegen und in diesen Orten und:
Gemeinden unter die einzelnen zu Entrichtung dieser Steuer pflichtigen Individuen verthei-
len, dann aber durch die Steuereinnehmer und in höherer Instanz durch Unser band-
schafts-Kollegium vom #sten Januar 1824 an erheben zu lassen, wie solches in gegenwär-
tigem Regulative enthalten und vorgeschrieben ist.

I. Allgemeiner The il.
 1

Jedem Orte des Staatögebieehes (jeder Gemeinde, wie sie bisher in Steuerangelegen-
heiten überhaupt und in Beziehung auf die Ansertigung der Ortörollen der Einkommen-
steuer insbesondere als Einheit gegolten hat) wird dag Steuer-Kapital seiner von den
K. 2. des Gesebes über die Steuerverfassung vom ao#ten Aprll 1821 bezeichneten Einkommen-
arten nach den Regulativen vom 1sten May und vom 717ten November 1321 bisher zu
entrichten gewesenen Einkommensteuer, wie sich solches aus der Einschähung vom Jahre
182I und nach der im Jahre 1822 erfolgten Berichtigung derselben bereits ergeben
hat, als Mittel und Maßstab zu Bestimmung derjenigen Einkommmensteuer-Sum-
me zugetheilt, welche in dem Orte jährlich zum Behuse der Leistung seines Beyckages
du der bewilligten Einkommensteuer aus anderen Quellen, als der Rente des Grundbesitzes,
ven den zu dieser Steuer pflichtigen Individuen aufzubringen ist. Dieser Beytrag heißt
die Orts-Quote.

K. 2.

Das Ortssteuer= Kapitol (G. 1) und dem gemäß die Orts-Quote zerfällt in zwey
Theile,
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§. 3.
Der erste Theil bes Ortssteuer-Kapitales und dem gemäß der Orts-Quote (I. 2)

begreift als Indioldual -Steuer-Kapitale jedes Ortes:

1) a. die Besoldungen und Jahrgehalte aus Hof= und Staatskassen und überhaupt aus

öffentlichen Kassen, nahmeatlich auch aus Kassen offentlicher Institute und aus
Kommunal-Kassen.

Den Besoldungen dieser Art ist auch beyzuzählen das Accidental-Diensteinkommen der
Hof-- Staats= und sonstiger öffentlicher Diener, auch der Diener öffentlicher Institute und
der Kommunal-Diener, nicht minder das Diensteinkommen der Patrimonial-Gerichtsver-
walter (Gericht-Direktoren und Gerichts-Aktuarien).

Tuch macht es keinen Unterschied, ob solche Accidental-Dienstbezüge von dem Bezieher
aus der betreffenden Hof= Staats= oder sonstigen öffentlichen Kasse selbst, oder nur auf
dem Grunde der Dienstbestallung aus dritter Hand, z. B. bey Justiz-Hersonen durch
Sporteln von den Partheyen, bey Kommunal-Dienern durch Geld und Natural-Abgaben
von den Gemeindegliedern, Feld= oder Viehbesihern u. s. w. empfangen werden.

b. Die Pensionen jeder Art, auch solche, welche aus Privat-Kassen bezogen werden.
Als bedungene Pensionen werden auch, nach §. 0 des Regulative vom
1 ten November 18321, die Auszüge aus Landgütern (reservata rustico)
besteuert.

a) Die Leibrenten und Zinsen von Aktiv-Kapitalen aller Art.

3) Die Erbzinsen und grundherrlichen Gefälle nach F. 2 des Regulativ's vom 17ten
November 1821, die Verkheilung der allgemeinen direkten Steuer betresfend.

4) Das Einkommen aus Pachtungen landwirthschaftlicher Güter im Sinne und
nach Bestimmung des F. 7 des Regulativ's vom 17ten November 1821.

# .

Der zweyte Theil des im Sinne des F. 1 gegenwartigen Atgulatives bestimmten
Ortssteuer-Kapltales und dem gemäß der Orts-Quote umfaßt

#a) die Individual= Steuer-Kapitale des Einkommens aus erpertesih ootn (9. 24 des

Gesetzes über die Steuerverfassung vom 20ften April 1821 Nr. 4).
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b) Die Individual-Steuer-Kapitale des Eihkommens aus Privat-Diensten (s. 24 des
nur gedachten Gesetes über die Steuerversassung Nr. 1).

c) Die Individual-Steuer-Kapitale des Einkommens aus Gewerben und Erwerb, mit
Ausschluß des Erwerbteinkommens durch landwirthschaftliche Pachtungen (K.24.
des Gesetes über die Steuerverfassung Nr. 3).

4) Die Individual -Steuer-Kapitale des Einkommens aus kaufmännischem Erwerb und
Fabrik-Betriebe ((. 24 des Gesehes über die Steuerverfassung Nr. 3).

. 65.

Um für die nächste Verwilligungs#-Periode der zu dem zweyten Theile des Orts-
steuer-Kapicales gehörigen Steuerpflichtigen jedes Ortes eine Erleichterung zu gewähren,
wird von jenem zweyten Theile des Ortssteuer-Kapitales jedes Ortes der dritte Theil
abgezogen, als der von dem Landtage in Antrag gebrachte, landeöfürstlich zuge-

standene Nachlaß.

. 6.

Die übrigen zwey Dritttheile werden zu der nicht geminderten (vollen) Summe des
ersten Theiles des Ortssteuer-Kapitales hinzugerechnet. So ergiebt sich dann für die
neue (vom isten Jannar 1824 an beginnende) Erhebungs-Periode der Einkommonsteuer
aus anderen Quellen als der Rente beS. Grundes und Bodens und der Rente der Gebäude,
dac berichtigte Ortösleuer-Kapital und diesem gemäß die berichtigte Orts-
Quote.

SovielThaler dieses berichtigte Orktssteuer-Kapital (. #., 6. 5, F. 6 gegenwärtigen
Regulatives) enthält, so viel Mahl hat jeder Ort jährlich diejenige Anzahl von Pfennigen
während der die Jahre der gegenwärtigen. Verwilligung umfassenden Periode an Ein-
kommensteuer vom Nicht-Grundvermögen zu leisten, welche nach Maßgabe einerseits
der im GSinne dieses Regulatives festgestellten Größe des Gesammt-Einkommensteuer-Kapi-
tales aller Orte bes Landes aus anderen Quellen als Grundertrag (s. 5 des Gelsebes über die
Steuerverfassung vom 20sten April 1821) und andererseits nach Maßgabe der an sol-
cher Einkommensteuer jährlich bewiligten. Summe, als Einkommensteuer-Quote des



Dete aus anberen Durllen alg Grundertrag für geseblich erachtet und ver-
saffungsmäßig ausgeschriebrn wird.

. 7.

Jedem Orte im Staatsgebiethe liegt ob, den zweyten Theil der auf vorgedachte
Weise (é. 5, K. 6 dieses Regulatives) in Folge des berichtigten Ortssteuer-Kapitales . 1
5. 5, 8. 0) ebenfalls brrichtigten und in ihrem jährlichen Betrage durch die auêgeschrie-
bene Anzahl der Pfennige (§. 6) festgestellten Orts-Quote unter die zu dieser Steuer
pflichtigen Individuen und Personen de Ortes umzulegen.

Diese Umlegung geschieht unter Leitung, Prüfung und Revision der Gerichtsobrigkeiten
sedes Ortes, in den Städten aber des Stadtrathes, durch Steuervertheiler. Bey gemisch-
ten oder getheilten Verhälenissen tritt auch hier diejenige Gerichtöobrigkeit in Wirksamkeit,
welcher bisher schon die Geschäfte der Steuer-Lokal-Kommission zu Ausführung des
Steuergesetzes vom 20ten April 1821 und der Regulative vom isten May und 17##en
November desselben Jahres oblagen, in welcher Eigenschaft jede dieser Obrigkeiten (als
Steuer-Lokal-Kommission) genau für denselben Bezirk, für welchen dieß bisher der Fall
war, ferner besteht, und zwar allein, da die bisherige Theilnahme der Rentbcamten in der
Regel hinweg fälle, welche jedoch nthigen Falles noch mit ihren Orts= und Personal=
Kenntnissen die Obrigkeit des Ortes bey dem Geschäfte der Leitung und Nevision der Ein-
schähung willig und thätig zu unterstühen verpflichtet bleiben-

Die Steuervertheiler werden jedes Ortes von der Gerichksobrigkeit, in den Städten
von dem Stadtrathe, au5 den Ortseinwohnern ernannt.

g. 8.
Das Geschäfte eines Steuervertheilers ist ehrenvoll und darf nicht ohne zurei-

chende Gründe ausgeschlagen werden, wohin solche Gründe zu rechnen sind, welche von
Uebernahme einer Vormundschaft geseblich befrepen. Bestechlichkeit oder anderer
Mihbrauch ihrer Befugnisse soll an den Steuervertheilern mit größter Strenge nach
den welelen bestrast werden. ·

§.9.
Bey der Abschatzung durch die Steuervertheller soll Niemand ubergangen werden,

welcher nach §. 24 des Gesehes über die Steuerverfassung vom Lsten April 1827, nach dem,
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die Gegenstande der Einkommensteuer aus anderen Quellen als Grunbbesitz noch naher be-
zeichnenden Regulative vom isten May 1821 und nach gegenwärtigem Regulative zu Ent--
richtung einer Steuer vom Einkemmen aus anderen Quellen al6 Grundertrag pflichtig
isl, und so sern er folglich nicht wegen seines Alters (5. 5 des Regulatives vom usten
May 1821, die Gegenstände der allgemeinen direkten Steuer betreffend) oder aus anderen
Ursachen nach dem Gesehe (ö. 7, 5. 8, 4 18 des Gesetes über die Steuerverfassung vom
20 sten April 1821) von dieser Steuer frey ist.

Auch Frauen und Haustöchter, welche wirklich erwerben und das Einkommen
des Familien-Vaters durch Erwerb erhöhen, sollen bey der Abschätung des Familien-
Vaters berücksichtiget, jedoch nicht besonders abgeschätt werden.

##.

Es sollen zum Behufe der durch die Steuerverkheller jedes Ortes zu bewirkenden Ab,
schähung derjenigen Ortêgenossen, welche zu der Einkommensteuer aus anderen Quellen als
Grundertrag verpslichtet sind und in so fern dieselben nach Bestimmung gegenwärtigen Ke-
gulatives nicht zu dem ersten Theile der OrtS-Quote ihre Individual-Steuer-Quote
zu entrichten haben, andurch 78 Klassen mit einem jährlichen Einkommenansatze
(Individual Steuer-Kapitale), von 13 rihlr. beginnend und blS zu einem Einkommenan:
sahe (Individual= Steuer-Kapltale) von rozo rthlr. steigend, angenommen seyn.

In eine dieser 78 Klassen soll nothwendig jeder zu Entrichtung der Einkommen:
steuer aus anderen Quellen als der Grund= und Gebäuderente verpflichtete Ortsein-
wohner eingeschät werden, hinsichtlich dejenigen Theiles seines Einkommens aus ande-
ren Quellen als Grundertrag, wovon er nicht zu Aufbringung des ersten Theiles der
Orts-Quote seinen Indlvidual-Beytrag zu entrichten hat.

8. 11.

In Hinsicht derjenigen Staatoburger, welche ihre eigenen Grundstucke selbst bearbeiten
oder bewirthschaften, soll, um Irrthümern und Mißverständnissen vorzubeugen, angenom-
men werden, daß niemand aus der Zahl dieser Staatobürger unter Zwanzig Reichs-
thalern jährlichen Einkommensteuer-Kapitales in dieser Hinsicht abzuschähen sev,
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seder andere aber, der einen grßeren Grundbesih hat, wird eingeschäbt mit der Hälfte
dessen, was ein Pachter seiner Grundstücke, hätte er solche verpachtet, nach Maßgabe der
in der Umgegend geltenden Pachtwerthe zu versteuern haben würde, also mit einem Sechs-
theile des jährlichen Pachtwerthes, wobey nöthigen Falles der innerhalb der nächst
vorhergegangenen zehen Jahre bestandene Pachtwerkh eines bey solcher Ausmittelung
zur Erwägung kommenden Gutes als Anhalt dienen kann.

Fremde, welche in dem Großherzogthume Grundstücke besihten und diese selbst bewirth.
schaften, haben dieselbe Summe zu versteuern.

g. 12.

Die Abschätzung uberhaupt soll gewissenhafe, nach der Ueberzeugung der abschátzenden
Behärde, erfolgen.

Im Zweifel liegt den Steuervertheilern oh, eher eine zu geringe als eine zu hohe
Klasse anzunchmen.

g. 13.

Sollte ein Staatsburder Gründe haben, seln Einkommen bey der von den Steuer-
vertheilern zu bewirkenden Abschäbung nicht anzugeben oder nicht einzugestehen:
so soll ihm nachgelassen seyn, nur die Klasse unzugeben, in welche er gesetzt, oder die
Steuersumme, die er zahlen will. Wenn dse abschähende Behörde mie diesem Anerbiecen
lufrieden ist: so ist das Geschäft ver Abschähung eines solchen Staatsbürgers vollendet.

8. 14.

Reklamationen sind gestattet gegen zu hohe Abschatzung.

Ueber diese Reklamakionen entscheidet zuerst nach Billigkeit die Gerichtsobrigkeit,
in den Städten aber der Stadtrath.

Nack diesem kann die Reklamation an das Großherzogliche gandschafts-Kollegium
gebracht werden.
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In diesem Falle aber sst die vollkommenste Nachwelfung der Ueberschaung
von Seiten des Reklamirenden nothwendig; kann sie nicht gegeben werden: so muß der
Reklamirende die Kosten der Untersuchung tragen und seine Reklamation bleibt ohne Erfolg.

5. 15.

Keine Reklamation schutzt gegen einstweilige Zahlung der Steuer.

5. 16.

Ist die Abschätzung vollendet und in ihren Ergebnissen in die Ortesteuer-Nollen ein-
gektragen worden: so ist alodann die Erhebung und Beytreibung der Sleuer ledig-
lich Sache der Steuerbehörde.

Erlasse, Reste, Kaduzitcten dürsen auf keine Weise hinsichtlich der Aufbringung der
jährlichen Einkommensteuer auf den Ort, noch auf Erhöhung der Indlvidual-Steuer-Quo-
ten der einzelnen Ortogenossen zurückwirken.

. 17.

Nicht der Ort darf, sondern es durfen lediglich die einzelnen Personen des Ortes von
erekutivischen Maßregeln getroffen werden.

II. Besonderer Theil.
K. 18.

Die nachstehenden Paragraphen enthalten diejenigen Vorschriften und näheren Bestim-
mungen, welche nothwendig waren, oder für zweckmäßig erachtet wurden, um dem Inhalte
der vorhergehenden 17 Paragraphen, als dem mit dem Landtage verfassungsmäßig verab-
schiedeten Theile gegenwärtigen Regulatives, als eines allgemeinen Landeögesete, durch die

geeigneten Maßregeln der vollziehenden Gewalt von Seiten der Verwaltungêbehörden und
der Steuervertheiler die wirksamste Ausführung zu sichern und dat Gedeihen der durch
jene landesgesehlichen Bestimmungen beabsichtigten örtlich gleichmäßigeren Individnal-Ver-
theilung der Einkommensteuer auß anderen Quellen als dem Ertrage des Wrundvermögens
zu fördern, zugleich aber auch der Haupt-Landschaftskasse den prompten nad richtigen Eingang
der jährlich durch die Verwilligung des Landeages und deren landeöfürstliche Sanktion be-
stimmten Summe än Einkommensteuer aus anbtref Quchen als dem Grundvermögen zu
verbürgen.
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. %

Z# Ausführung des Inhaltesder§..r,2,3, 47 5, 6 beb allgemeinen Theites
dieses Regulatives soll dat Großherzogliche bandschafts-Kolleglum aus den Einkommensteuer-
NRollen der einzelnen Orte des Staatögebiethes diejenigen Personen und Individuen samme
dem ihnen zugehörigen, zum ersten Theile des Ortssteuer-Kapftales und der Ortosteuer-
Qnote zu rechnenden Einkommen jedes Ortes (K. 3 diesec Regulatives) aus dem durch
die Abschätzung des Jahreb 1821 und deren Berichtigung im Jahre 1822 zusammengesiellten
Ortästener= Kapitalbetrage heraus sondern, und so den ersten Theil des Ortösteuer-
Kapitales und der Orts-Quote Bcehufe der Bestimmung der letzteren (was ihren
zwepten Theil anlangt, umvandelbar für die nächste Verwilligungs-Periode) begründen
und summirt jedes Ortes darstellen.

Dann hat das Großherzogliche Landschafts: Kollegium von dem, nach dieser Heraus-
sonderung des ersten Theiles des rtestener-Kapitales übrig bleibenden zweyten
Theiledee Ortssteuer-Kapiealeb, wie solcher sich nach den Ortceinkommen-Steuerrollen
jedes Ortes, in Folge der Einschätzung des Jahres 1827 und nach deren im Jahre 1822
bereits nach Thunlichkeie rrfolpten Berichtigung, in den Individual-Stener-Kapltalen sum-
mirt erglebe, den dritten Theil alzuziehen. Die übrig bleibenden zwey Dritttheile
werden jenem herausgesonderten ersten Theile des Ortösleuer-Kapitales hinzugesüge und so
bildet sich jedes Ortes daojenige Ortssteuer-Kapital, wonach die berichtigte Orts= Quote
bemessen wird.

5. 20.

Durch das §. v0 vorgeschriebene Verfahren helangt das gandschafts-Kollegium zu
Aufstellung des Gesammtbetrages aller im Süne dieses Negulatives berichtigten Orköstener=
Kapitale, sonach zur Aufstellung des Resultates der, gemäß dem §. 25 des Gesetze über
die Steuerverfassung vom 20sten April 1832, auf letztem Landtage unter landeöfürstlicher
Sanktion berichtigten Berechnung der Größe des Einkommens aus ande-
ren Quellen als dem Abwurfe des Grundvermögens — wovon ein, bereits durch
die ständische Verwilligung für die Jahre 1824, 1825, 1820 ausgesprochener und landes-
fürstlich genehmlgter Theil, als jährliche Einkommensteuer aus anderen Quellen alc Grund-
vermsgen, soll entrichtet werden.
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8. 21.

Wenn nun in Pfennigen bestimmt wird, wie viel dle Anzahl der Thaler jahrlich an
gedachter Einkommensteuer zu leisten hat, welche in der Summe des, durch das 9. 10 und
5. 20 gegenwärtigen Regulatives vorgeschriebene Verfahren, vermöge der Bildung und Zu-
sammenstellung der berichtigten Orts-Einkommensteuer- Kapitale sormirken und zusammen-
gestellten Gesammt. Einkommensteuer-Kapitales des Landes aus Einkommen anderer Quel-
len als dem Grundvermögen enthalten ist: so ist auch, nach den Regeln des Dreysatzes,
dem gemäß zu bestimmen, wie viele dieser Pfennige auf jedes im Sinne der §.6 5 und 6
dieses Regulatives berichtigte Ortosteuer-Kapital, nach Maßgabe seines Betrages und
seines Verhältnisses zu dem vorgedachten Gesammt-= Einkommensteuer-Kapitale, als die
berichtigte Ortssteuer-Quote (F. 6) treffen müssen. ·

DeoLandschaka-KollcgiumhataufvormoähnteWeiscdieseBkstimmungzabewiklcnund
so,inBefolgungdeö§.6dicse6Regulativcö,hinteichendeseik,vokEiakkittdccncuen Echt-
bungö-PckiodeundaufdicDaaerverdieKalmbenJahke1824,1825,1826bcfassendcn
Verwilligungs-Periode des in diesem Jahre Statt gehabten ordentlichen Landtageé, hinsicht-
lich jedes Ortes nach Pfennigen von jedem Thaler des berschtigten Ortssteuer= Kapitales
berechnet, bie Summe auszuwerfen, welche derselbe Ort in den genannten drey Jahren
jährlich als Betrag der Einkommensteuer seiner Bewohner aus anderen Quellen als
Grundbesih, in der Art und Weise aufzubringen und zu leisten har, wie dieß in dem gegen-

wärtigen Regulative weiter vorgeschrieben ist.

g. 22.

Durch die Bestimmung der Anzahl von Pfennigen, welche von jedem, in einem jeden,
diesem Regulative gemäß berichtigten, Ortssteuer-Kapitale enthaltenen Thaler jährlich zu
entrichten sind, ist auch unmittelbar bestimmt, wie viel Pfennige von jedem Thaler seines
Individual= Steuer-Kapitales jeder Steuerpflichtige des Ortes, welcher zum ersten Theile
de5 Ortssteucr. Kapitales und der Orts-Quote gehört, jedoch lediglich in die-
ser Hinsicht, an jährlicher Einkommensteuer zu entrichten hat, indem es sich von selbst
versteht, daß ein solcher, wenn er Einkommen hat, welches zum zweyten Theile der Orrs-
Quote gehört, hinsichtlich dieses seines Einkommens seinen Individual-Beytrag zu Auf-
bringung dieses zweyten Theiles der Orts-Quote ebenfallé zu enerichten hat.

Ueberhaupt ist es Regel, daß, wer ein Einkommen hat, welches zum ersten und ein
anderes Einkommen, welches zum zweyten Thelle der Orts-Quote gehöre, gleichzeielg bey-
de Arten seines Einkommens versteuern muß, jede jedoch durch Leistung seines Beykrages
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zu demjenigen Theile der Orts-Quote, wohin nach gegenwärtigem Regulative das
Einkommen gehört, wovon die Steuer zu entrichten ist.

g. 23.

Das Landschafts-Kollegium wird fortfahren, den ersten Theil der Orts-Quote jedes
Orkes, durch Erhebung der zu solchem gehörigen Individual= Steuer-Quoten von den
dazu steuerpflicheigen Individuen und Personen, auf die biöher beobachtete Art und Weise
in der erforderlichen Anzahl von Pfennigen beybringen zu lassen.

8. 24.
Was aber die Art und Weise betrifft, wie der zweyte Theil jeder im Sinne gegen-

wärtigen Regulatives berichtigten Orts-Quote unter die zu seiner Leistung pflichtigen
Individuen und Personen des Ortes durch Steuervertheller, nach einer Klassen-Abstufung
von 78 Alassen, deren niedrigste 15 rthlr. und deren hochste 10,000 rthlr. jahrlichen
Einkommenansatzes enthalt, umzulegen ist, was die Zeit anlangt, wenn die Umlegung be-
ginnen, und den Termin, bis zu welchem sie vollbracht seyn muß, und was die Erhebung
und Beytrelbung dieses Theiles der Orts= Quote, auch sonst das zu Verwirklichung dieser
Maßregel Erforderliche betrifft: so gelten dlesfalls folgende Vorschriften und Bestimmungen.

8. 25.
Die Gerichtsobrigkeiten und in den Stadten dieStabtrathe haben bey Ernennung der

Steuervertheiler genau darauf zu achten und auf das Gewissenhafteste wahrzunehmen,
daß sie zu diesem Berufe nur solche Ortseimwohner wählen, welche Redlichkeit und unbe-
scholtenen Ruf mit der nöthigen Sach= und Personen-Kenntniß verbinden.

Die geringste Zahl der Steuervertheiler eines Ortes ist in der Regel sieben; sehr
kleine Orte ausgenommen, wo ihrer auch weniger als sieben seyn dürfen. Die Ortsvor-
stände (Vormundschaftos-Personen, Richter, Schuldheissen rc.) machen auf dem Lande einen
nothwendigen Bestandtheil der Steuervertheiler ans; in den Städten die Bezirks-
vorsteher und Viertelsmeister.

5. 26.

In den Städten und überhaupt da, wo Handwerk und Gewerbe in örtlicher Bedeutsam-
kelt vorkommen, ist darauf zu achten, daß von jeder Zunft, jeder Haupt-Gewerbsart,
Gewerbsgenossen unter den Steuervertheilern sepen.
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8. 27.
In den gröferen Stédten ist besonders sorgsältig dahin zu streben, daß der Verein

der Steuervertheiler aus derjenigen Anzahl von Personen bestehe, wodurch es möglich
werde, alle Hauptgewerb#=und bürgerliche Nahrungs-Betriebsarten des Ortes in dem
Vereine zweckmäßig vertreten zu erachten.

. 28.

Die ernannten Steuervertheiler haken bey ihrem Bürger = und Unterthanen-Eide in
die Hände der Gerichksobrigkeit oder des Stadtrathes feperlichst mittelst Handschlages anzu-
geloben, daß sie ihres Beruses als Steuervertheiler gewissenhaft und mit Sorgfalt, ohne
Partheplichkeit, Niemanden zu Liebe und keinem zum Hasse, nach besten Wissen und
Gewissen gesebmäßig warten wollen.

K. 20.

Stenervertheiler, welche sich aus von der Gerichtsobrigkeit, dem Stadtratbe in den
Städten, für unstatthaft erkannten Grüunden weigern, das Amt anzunehmen, sind zu des-
sen Annahme zwangsweise, durch Geld= oder bürgerliche Gefängnisisirafen anzuhaltrn.

5. 30.

Die Vertheilung des zweycen Theiles der Orts-Quote, so wie solcher während
einer Verwilligungo-Periode jährlich zu onerschten ist, wird durch die Steuervertheiler
jedes Ortes jährlich bewirkt-

8. 31.

Sie beginne spätestensmic dem #sten Januar feded Jahres and muß nothwendig
vor dem usten März jedes Jahres dergestalt vollendet, folglich auch von der Gerichtsobrig-
keit, in den Städten von dem Stadtrathe, geprüft und berlchtiget seyn, daß ohn-
keblbar zu Anfange des Monathes April jedes Jahres die Erhebung beglunen könne-

g. 32.
Daher mässen auch alle Reklamatlonen, welche gegen Bestsmmungen der Ge-

richtsobrigkeiten, in den Städren gegen Bestimmugen der Stadträthe, hinsicht-
lich der Steuervertheilung der Einkommensteuer aus anderen Quellen als dem Grund-
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besihe, bey dem gandschafts-Kollegium angebracht werden wollen, bis zum ersten
März jedes Jahres bep dieser Oberbehörde eingerescht worden seyn.

Später eingereichte Reklamationen werden nicht beachtet, so wenig als solche, welche
die behauptete Ueberschähung nicht nach dem pflichtmäßigen Urtheile des #andschaftS-Kolle-
giums auf das Vollkommenste nachweisen.

F. 33.

Elne solche Nachweisung kann nur geschehen auf dem Grunbe einer Buchfuhrung über
den oder die betreffenden Gewerbszweige, welche mindestens den Zeitraum ein es vollen Jah-
res, und, wenn sie sich vicht auf mehrere Jahre erstreckt, des der Einschätzung zunächsi vor-
hergegangenen Jahres umfassen muß, mit Aufführung aller einzelnen Einnahme= und Aus-
gabeposten und ihres Gegenstandes, des Jahreo und Tages, ingleichen der Nahmen der
Personen, von welchen und an welche sie geschehen sind: Diese Bücher müssen zugleich mit
der Reklamation überreicht werden und e5 muß der Reklamant jeden Falles bereit seyn,
die Richtigkeit eidlich zu bestärken.

Bon dem Ermessen des Landschafts-Kollegiumsé, nach seiner Amtepflicht, hängt es in
jedem vorkommenden Falle ab, ob die eidliche Bestärkung gelelstet, oder ob sie erlassen
werden soll, und eben so ist dasselbe ermächtiget, entweder noch anvere erfüllende Beweis-
mittel zu fordern, oder die Reklamation sofort und ohne Weiteres zu verwerfen. Gegen.
selne Entscheibung sindet keine wei##ere Reklamatlon Soeate.

. 34.
Die Skale der 78 Klassen, in wesche die Emschähung durch die Stuervertheiler

erfolgt, ist diesem Regulative unter dem Zeichen &amp; beygedruckt. Sie dient den Seeue#r-
vertheilern jedes Ortes zur Nachachtung.

g. 35.
Die Gerlchesobrigkeit, in den Sedten der Stadtrach, hat sedes Orkes hinsichtlich

der Anwendungsweise der Skate zur Einschutzung die Steuervertheiler geh Srig und un-
ständlich, dem Zwecke der Sache und dem Sinne dieses Regulatives gemäß, zu unter-
richten. Die Steuerpflichtlgen müssen sich in Gemäßheit dirses Regulatives durch die Steuer-
vertheller schäben lassen, und bürfen den Sceenervertheikern viesenigen Nachrichten und Aus-
känfte niche verwelgern, ohne walche die letzteren ihren Beruf nicht würden erfüllen M##-
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nen. Dagegen durfen die Steuervertheiler in das Innere der Vermogens- und der Kre-
dits- auch Erwerbsverhaltnisse der Ortseinwohner durchaus nicht auf inquisitorlsche
Weise eindringen, noch einzudringen begehren. Nur bey Reklamationen gegen zu hohe
Schäáhung durch die Steuervertheiler steht, nöthigen Falles der Ortsobrigkeit, in den
Städten dem Stadtrathe, und bey Reklamationen an das Landschafts. Kollegium, diesem
oder dessen Kommissarien und Beauftragten das Recht zu, alles dasjenige hinsichtlich der
Vermögens= und Erwerbsverhältnisse des Reklamanten zu erforschen, was erforscht werden
muß, um zur deutlichen Ueberzeugung zu gelangen, ob die behauptete Ueberschätzung
wahr sey oder nicht.

Als leitender Grundsaß für die Schähung des Einkommens aus Gewerbe und Erwerb,
aus kaufmännischem Erwerbs= und Fabrikbetriebe (s. 4 lit. c. und d. des gegenwärtigen Re-
gulatives) gilt: daß dabey alles in Betracht gezogen wird, was dem Abzuschatzenden aus
diesen Gewerbs= und Geschäftszweigen an Haupt= und Nebeneinnahmen und Vortheilen
zusließt, ohne Rücksicht darauf, ob er diese Einnahmen, diese Vortheile zum nothwendigen
Lebensbedürfnisse over bloß zu feineren Lebensgenüssen verwendet, ob er etwas davon er-
spark, oder nicht, nahmentlich ohne Rücksicht auf den Aufwand für Speise, Trank, Woh-=
nung, Kleidung, Dienstbothen u. s. w. für sich und seine Familie. Nur der Theil seiner
Einnahme, den er auf den nothwendigen Becrieb des Gewerbes, des Geschäftes verwen-
den muß, z. B. auf Arbeits-Materialien und Handelswaaren, auf Geschäftsgehülfen und
Arbeiter, kann ihm, als Einkommen, zu dem Behufe der beabsichtigten Besteuerung, nicht
angerechnet werden.

8. 36.
So wie die gedachten Behörden das Recht und die Pflicht haben, die Arbeiten

der Steuervertheiler zu leiten und zu prüfen, so haben sie auch Recht und Pflicht, dieselben,
wenn sie gegen den Zweck und Sinn dieses Regulatives wesentlich verstoßen
und eben deöhalb unstatthaft und unbrauchbar sind, zu kassiren und neue Ein-
schätungen anzuordnen, auch die Fahrlássigkeit und die Fehler der Steuervertheiler
auf dem Disziplinar-Wege zu ahnden, vorbehéltlich der gesetzlichen und förm-
lichen Untersuchung und Bestrafung gröôberer Ungebährnisse.

K. 37.
Jedes zum zweyten Theile der Orts--Quote steuerpflichtige Individuum jedes Ortes

wird in die seiner Leistungsfkhigkeit, nach gewissenhaftem Ermessen der abschätzenden
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Behörde, zun chstkommendr Klasseia der Reihe der 78 Klafsen der Skale eingeschaht, und
zwar HDinsichtlich aller der, zum zweynten Theile des Ortssteuer-Kapitales und den
gemäß der Orts-Quote gehörigen Bestandtheile seines Einkommens aus anderen Quellen
als der Rente selnes Grundvermögens, zusammmen in eine und dieselbe Klasse.

Ha hiernach (vergleiche §. r0 und §. 4 lic. #. dieses Regulatives) die Klasse 1, oder
ein Einkommen von 15 rihlr. als das Einkommen-Mlinimum besteht, womit jeder
Scenerpflichtige zur allgemeinen direkten Steuer vom Nichtgrundbesice in Ansatz nothwen-
dig dann zu bringen ist, wenn und sofern nicht erachtet werden kann, daß er ein höheres
Einkommen aus Erwerb und Gewerbésthltigkeit, Privat-Dienste, oder auch nur in Folge
seiner Erwerbsfähigkeit sich verschaffe: so wird noch bestimmt:

e)Jeder in dem Alter von 18 bis 60 Jahren stehende und sonst nach §. 0 des gegen-
wärtigen Regulatives für steuerpflichtig zu achtende Staatsunterthan muß, wenn er auch
entweder gar keine Geschäfte treibt, oder doch keinen solchen Erwerb durch eigene Thätig-
keit hat, der ihn z. B. als Besoldeter oder sonst ein bestimmteS Einkommen von 15 rehlr.
oder darüber gewährk, oder ihn zur Einschähung in eine der 78 Klassen, nach den weite-
ren Bestimmungen des gegenwärtigen Regulatives, eignet, dennoch mit dem Einkommen=
Mmimum (Klasse 1, 15 rihlr.) eingeschäbe werden.

b) Hat ein Besoldeter aus Hof-Staatê= oder anderen öffentlichen Kassen, im Sinne
K. 3 de5 gegenwärtigen Regulatives, neben seinem Diensteinkommen ein zur Aufbringung
des zweyten Theiles der Ores-Quote bepcragspflichtiges Einkommen ausg Gewerbs= oder
Geschäftsthátigkeic (s. 4 lit. b. c. d.): so wird er nicht allein mit diesem, zur Aufbringung

0dleses zweyten Theiles der Orts-Quote beygezogen, sondern bleibt auch jeden Falles mit
seinem Diensteinkommen zum ersten Theile der Orto-Quote beytragspflicheig, es mag
auch dieses Diensteinkommen noch so wenig betragen.

Dag Diensteinkommen eines Privat-Dieners, welches schon an sich zum zweyten Theile
der Ortê-Quote beptragöpflichtig ist, wird (§. 30) bey der Einschéhung des betreffenden
Individuums zur Aufbringung dieses Theiles der Orts-Quote, neben dessen allenfallsigen
sonstigen hierher gehörigen Einkommen, auf angemessene Weise mit berücksichtiget.

.) Hinsichtlich der Ein zeichnungdesEinkommens aus Pachtungen landwirthschaftli-
cher Güter, welches mit 1/3 der Pachtsumme und zwar (§. 3 des gegenwärtigen Regula-
tives) als beytragspflichtig zum ersten Theile der Orto-Quote in Ansatz kommt, gelten
hanz die oben unter b. enthaltenen Bestimmungen, hinsichtlich des Diensteinkommens aus
Hof- und Staats-, auch sonstigen öffentlichen Kassen.

Die Vorschrift s. 17 des Regulatives vom #sten Mav 1821 ist, was die Nichtbe-
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achtung der Pachtungen unter 50 rehlr. betrifft, dadurch aufgehoben, daß alle Pachtungen
landwirthschaftlicher Güter zum ersten Theile der Orts-Quote gehören und dagegen auf
viejenigen Grundstücke, welche mit einemeigenthämlichen Grundbesitze zugleich pachtweise
bewirehschaftet werden, bey der Einsch#äbung des Erwerbes des Grundeigenchämers auds
dem Bekriebe der FeldwirthschaftaufeigenemGrundeund Boden, keine Rücksicht genommen
werden darf.

a) Alte Leute über 60 Jahre, bleiben, analog den Bestimmungen des §. des Regula-
tives vom 17ten November 782, überhaupt nur dann steuerfrey, wenn sie entweder durch
eigene Thätigkeit, z. B. als Besoldete, als Künstler, als Handwerker, als Tagelöhner,
als Pachter, gar kein Einkommen, oder doth nur einen solchen Erwerb haben, der nicht
über #r5 rihlr. beträgt, womit, als mit dem Minimum (Klasse I, 15 rthlr.), sie solchen
Falles, wären sie nicht 60 Jahre alt, eingeschätzt werden müsten. Beträgt ihr Einkom-
men, z. B. alê Besoldeter über 15 rthlr., oder eignet sich ihr Erwerb zur Einzeichnung
in eine höhere Klasse (als Klasse 1, 15 rthlr.): so bleiben sie steuerbar.

 *

Wer sein Vermögen, seine Kapitale als Betriebs = Kapitale in seinem eigenen
Handel: Gewerbe= oder Erwerbsbetriebe angelegt hat, der wird binsichtlich des Abwurfes,
den ihm solche durch diese ihre Verwendung geben, nicht etwa alo zum ersten Theile des
Ortêsteuer-Kapitales gehörig betrachtet, sondern, indem die Steuervertheiler des zweyten
Theiles der Orts-Quote einen solchen Handwerker Kaufmann, Fabrikanten oder sonsligen
Erwerbömann in diejenige Klasse einschäben, welche sie als die seinem gesammten, aus-
Gewerbsbetriebe entstehenden Einkommen entsprechendste Klasse erachten, so wird durch diese
Einschábung, durch diese Bestimmung des von ihm zu vergebenden Einkommensleuer-Kapi-
tales zugleich auch dasjenige Einkommen mit in Anspruch genommen, welches ihm aus
dem Abwurfe jener seiner in seinem eigenen Gewerbsbetriebe angelegten und umlaufenden
Kapitale entstehr.

Daher sind e6 nur ausgeliehene oder bey Dritten angelegte, mit einem Worte
außenstehende Aktiv-Kapitale aller Art, welche zum ersten Theile des Ortssteuer-
Kapitales gehören, zu dem ersten Theile der Orts-Quote, auf die für solche geltende
Weise, zu derselben von ihrem Zinsabwurfe beyzutragen haben. Hinscchtlich dieser bewendee
es ferner bey demjenigen, was diesfalls durch das Regulativ vom sten May 1821, be-
treffend die Gegenstände der allgemeinen dlrekten Steuer J. 9 T. 10 S. 1 é. 12 k. 13 L14
verordnet ist. «
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An die Stelle der bisher öblichen, besonderen Aufforderung der Kapitalisten durch die
kokal-Kommission oder eine sonstige Behörde, tritt jedoch vom #sten Januar 182. an die
VerpflichtungderKapitalisten, ohne weitere Anregung zu erwarten,die Angabe
ihrer Kapitale und Zinsen dem Regulakive vom #sten May 1821 gemäß selbst bey der Ge-
richtkobrigkeit des Ortes, in den Städten bey dem Stadtrathe, im Monathe Januar des
ersten Jahres der Verwilligungs-Periode 182/ zu bewirken. Wer dieß unterläßt, verfüllt
in die F. 11 des Regulatives vom 1sten May 1821 angedrohte Strafe.

S. 30.
Um die im Privat-Dienste stehenden Personen angemessen abschähen, d. h. um den

Theil ihres Einkommens, das ihnen aus Privat-Dienste entsteht, ermessen und darnach
mit die Klasse der Einschátzung finden zu können, welche ihnen zukommt, haben die Steuer-
vertheiler den K. 8 des Regulatives vom esten May 1821, die Gegenstände der allgemei-
nen dlrekten Steuer bekressend, in Verbindung mit F. 5. des RegulativeS5 vom r##en Novem-
ber 1827, die Vertheilung der allgemeinen direkten Steuer betreffend, letzteren, in so weit er
sich auf Verhältnisse des Privat-Dienstes bezieht, und nach Erscheinen gegenwärtigen Regu-
latives noch im Einklange mit dessen Bestimmung anwendbar zu seyn sich eignet, in das Auge
zu sassen. Möglicherwelse hat ein solcher Privat-Diener noch neben seinen Dienstbezügen
Einkommen, welches durch die Einschätzung der Steuervertheiler zur Besteuerung beyzuziehen ist.

 *

Hachtungen, welche nicht landwirthschaftliche Güter, sondern Gelegenheiten zu Fabrlk-
gewerben, bürgerlichen Gewerben zum Gegenstande haben, z. B. Brauereyen, Schenkwirth-
schaften, kemmen nicht in der EigenschaftalsPachtungen,wie dieß der Fall hinsichtlich
der landwirthschaftlichen Pachter ist, bey dem ersten Theile des Ortssteuer-Kapitales und
bey dem ersten Theile der Ortssteuer-Quote zur Mitleidenheit, sondern sie gehoren zum zwey-
ten Theile des Ortösteuer-Kapitales und sonach zum zweyten Theile der Orts-Quote,
und es sind daher solche Pächter von Gelegenheiten zu Fabrikgewerden, börgerlichen
Gewerben, nach §. 7 deö Regulatives vom r#7#ten November r821 als Gewerbtreibende
und nach den hinsichtlich der Einschätzung de5 zweyten Theiles der Orcssteuer-Quote je-
des Ortes geltenden Vorschriften, gegenwärtigem Regulative gemäß, zu behandeln.

.0 1.

Sind jährlich jedes Ortes die nach diesem Regulative zur Aufbringung des zweyten
Thelles der Orts-Quote verpflichteten Individuen durch die Steuervertheiler ord-
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nungsmaßig, jeber in die seinemEinkommen am meisten entsprechende Klasse, sammtlich
eingeschätt: so ist dadurch die Summe des zum zweyten Theile der Orts-Quote beytrags-
Plichtigen Einkommens des Ortes für ein Jahr bestimmt, und es läßt sich nun mit
Sicherheit sosfort auswerfen, wie viel, wenn der zwente Theil der Orts-Quote durch
die nur gedachte Summe im Laufe des Jahres soll geleistet werden, als Leistungsantheil
aaf jeden derjenigen Klassenansäbe treffe, welche je in dem Drie bey der Einschatung
hur Anwendung kommen und welche daher die Bestandtheile derjenigen Summe bilden, de-
ren Leistung dem zweyten Theile der Orts-Quote im Lause des Jahres obliegt.

Sonach ist auch bestimmt, was der einzelne Steuerpflichtige als seine Individual-
Einkommensteuer-Quote im Laufe des Jahres zu entrichten habe, je nachdem er in die
eine oder die andere derjenigen Klassen eingeschät worden, welche die Bestandtheile der.
mehrerwähnten Summe des zur Aufbringung des zweyten Theiles der Orts-Quote bey-
tragöpslichtigen Einkommens des Ortes aus anderem Quellen als Grundbesiß bilden.

Um diese Bestimmung jedemeinzelnen Steuerpslichtigen der gedachten Art jedes Orces
jährlich auszuwersen, soll von den Steuervertheilern unter Autorltät der Gerichtsobrig-
kest, in den Städten aber des Stadtrathes, ausgemittelt werden, wie viel Pfennige oder
balbe Pfennige je vom Thaler des, nach der Klassen= Skale diesem Regulative gemäß,
eingeschätzten Ortseinkommens, welcheg diesen zwepten Theil der Ort##- Quote zu
leisten hat, zum Behufe der Aufbringung solcher zu entrichten seyen. Mit dem Jahlenbe=
trage (mit dem Einkommenbetrage) der Klassen, welche bey der Einschähung im Orte zur
Anwendung gekemmen, ist dann die Jahl der gefundenen Pfennige oder halben Pfennige
zu multipliziren und so zu bestimmen, wie viel, geelgnecen Falles nach Thalern, Groschen,
Pfennigen ausgeworsen, jede Einkommen-Klasse der Skale, welche im Orte zur Anwen-
dung gekommen ist, an Einkommensteuer zu entrichten habe. Hlernach wird dann, von.
der Ortöbehörde und den Steuervertheilern sedem ein zelnen Steuerpflichtigen der
gedachten Art seine Indlvidual-Einkommensteuer-Quote jährllch be-
stimmt, welche lhm als seinen Anthell zu Aufbringung des zweyten Theiles der Ein,
hommensteuer-Orts-Quote, nachdem er in dle eine oder die andere Klasse geschaht
worden, zu leisten obliegt. Unter halbe Pfennige darf aber bey dem Auswurfe nicht her-
abgegangen werden; was unter einem halben Pfennig becrägt, gilt fär elnen halben Pfennig.

8. 42.
Die Einschabung det Steuerpflichtigen wird in jedem Orte auf zweckmasige Welse und
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im Beyseyn der Steuervertheiler durch die Gerlchtdobrigkeit, in den Stadten durch den
Stadtrath, bekannt gemacht, und uber diese Bekanntmachung Protokoll geführt, auch da-
bey zugleich eine achttagige peremtorische und praklusivische Frist, binnen welcher gegen
die Einschätzung der Steuer vertheiler bey der Gerichtsobrigkeit, in den Städten dem
Stadtrathe, hinlänglich begründete Reklamationen eingereicht werden dürfen.

Dieses alles muß nothwendig so zeitig geschehen, auch die Erledigung solcher inner-
balb der gesetzten Frist angebrachten Reklamationen so bald erfolgen, daß den Reklaman-
ten, wenn sie gegen die Resolutionen der Gerichtsobrigkeit oder des Stadtrarhes, auf ihre bey
denselben angebrachten Reklamationen, anderweit in der (F. 32 F. 33) nachgelassenen Weilse
bey dem Landschaftö-Kollegium reklamiren wollen, die Moglichkeit gegeben ist, solches
auch bis zum ersten März jedes Jahres zu bewirken.

g. 43.

Die Revisson der Einschähung, die Berichtigung derselben durch Beachtung der blanen
der gesetzten Frist angebrachten Reklamationen, besorgt die Gerichtsobrigkeit, in den
Städten der Stadtrath, on ollicio, so wie das ganze Geschäft der Leitung und Prüfung
der Einschätzung und Anfertigung der Erhebungsrollen ex ollicio besorgt werden muß.

d. 41

Sofort nach dem izten Marz jedes Jahres, (bis wohin die Entscheidungen des
bandschafts-Kollegiums auf die bey demselben etwa elngehenden Reklamationen zu erwarten
sind, und daher mit der Verechnung des auf jeden Thaler des gesammten Schäungs-
Kapitales des Ortes, von welchem der zweyte Theil der Ortösteuer-Quote aufzubringen
ist, kommenden Jahres-Steuerbeytrages nach Pfennigen und halben Pfennigen und mit
dem hiernach (s. 41) weiter zu berechnenden und in die übrigens schon fertigen Rollen
einzureichenden Jahre= Steuerbeyträge jeder Klasse, jedes Individuums, Anstand zu neb-
men ist,) sind die regelmäßig berichtigten und abgeschlossenen Erhebungörollen von den
Steuervertheilern und der Gerichtsobrigkeic, in den Städten von dem Stadtrathe, unter-
schrieben und besiegelt, in zwey gleichlautenden Exemplarien auszuhändigen, das eine an
den Ortssteuer= Einnehmer, um darnach dle Erhebung zu bewirken, das andere an das
Grohyerzogliche Landschafts-Kollegium.



h. 4.

Die Gerichtsobrigkeiten, in den Städeen die Stadträthe, sind persenlich verantwort.
lich und haften dasür, daß die Vertheilung dek zweyten Theilek der Orts-Quote nicht
auf eine, die Möglichkeit und Sicherheit der Beybringung der Individual-Steuer-Quoten
zur Steuer-Kasse gefährdende oder vereitelnde Weise, absichtlich oder aus Leicht-
sinn, durch die Steuervertheiler bewirkt und von ihnen den Gerichtsobrigkeiten und Stadie
räthen bey der Prüfung und Revision der Einschäbung in dieser Beschaffenheit für passir-
lich und statthaft erklärt werde.

Die Gerichtsobrigkeiten und Stadträthe haben dieöfalls die Steuervertheiler als ihnen
verankwortlich und haftend zu erklären undgeesgneten Falles zu bellrafen.

Die strengsten Ahndungen gegen Steuerverthekler, welche dergleichen zu Schulden
brächten, und gegen Obrigkeiten und Stadträthe, welche dergleichen wissentlich passiren
ließen, oder aus Leichtsinn und Fahrlássigkeit, Heschweige denn gar aus Föser
Absicht ihre Prüfung und Revision der Einschäbung der Steuervertheiler auf diesen wunkt
mit Sorgfalt zu erstrecken unterliesien, bleiben andurch au6drücklich vorbehalten.

#. 4.

Das vandschafts-Kolleglum sendet den Gerichtkobrigkeiten und Stadträchen, welche
mit der Einschätzung und deren Berichtigung die bestimmte Frist nicht halten, nöthigen
TFalles militkrische Exekution und hat dieselbe außer dem mit den geeigneten Ordnungs-=
und Dlöziplinar-Dienststrafen im Säumungsfalle zu belegen.

b. 47.

An der nach mehrerer Vorschrift der vorstehenden .§. bis zur Mitte des Monathes
März jedes Jahres endlich berichtigten Umlegung des zwepten Theiles jeder Orts-
Quote darf im Laufe des Jahres nichts in der Are geändert werden, dag dadurch die
Steuerantheile der Einzelnen steigen.

K. 48.

Eben so wenig dürsen Reste, Kaduzieen, Erlasse, die in einem Jahre erfolgten
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und einen Ausfall oder Ausstand hinsichtlich des ersten oder zweyten Theiles der Orts-
Hmuote bewirkten, von dem Landschafes-Kollegium oder sonst, von welcher Behörde es sey,
in einem anderen Jahre neben dem ersten oder zweyten Theile der Orts-Quote des ane
deren Jahres zur Umlegung und Vertheilung unter die Steuerpflichtigen des Ortes ge-
bracht werden; sondern es bewendet nach §. 10 dieses Regulatives dabey, dasi jeder nur
so viel und mehr ulcht jährlich an Einkommensteuer zu leisten hat, als ihm zum Behufe
der Orts-Quote, wie sie jährlich in Gemähheit der ständischen Bewilligung zu leisten ist,
durch die Vertheilungs= und Erhebungsrolle desinitiv als sein Anthell Regulativ'gemäß
zugetheilt worden, so daß Reste und Kaduzitäten, auch Erlasse, lediglich die Steuerkasse
treffen, wohlverstanden jedoch, daß die Reste von den einzelnen Restanten neben der zu
leistenden Steuer des laufenden Jahres mit vollem Rechte und der größten geseblichen
Strenge beyzutreiben sind.

8. 49.

Kommt es jedoch im Lause des Jahres vor, daß Personen aus dem Auslande in den
Drt ziehen, oder daß Personen des Ortes selbst ein Gewerbe und einen Erwerb in sol-
chem herstellen, eine bürgerliche Nahrung begründen, welche zur Zeit der erfolgten jährli-
chen Einschäbung noch gar nicht im Orte waren, oder ein Gewerbe und einen Erwerb
noch nicht erieben, ein steuerbares Elnkommen gar noch ulcht vergaben: so sind solche,
jedoch mit Ausnahme solcher Steuerpflichilgen, welche einen zum zweyten Theile der Orts-
Quole beytragspflichtigen Dienst (d. h. einen Privat-Dienst) antreten, durch die Steuer-
vertheiler sofort noch nachtröglich einzuschkhen, und haben von dem Steuerbetrage, der
ihre Klasse trisst, im Laufe des Jahres noch so vlel zu entrichten, als nach Maßgabe
der Zeit, in welcher ihre Steuerbarkeit im Orte erwächst, sich verhältnißmäßig gebährt.

Da die Kaduzitäten und Erlasse der Steuer kasse zur Last fallen: so verstehet es
süch auch, daß sie zu einiger Kompensation diese, durch nachtrágliche Einschäbung entste-
henden Zuwächse beziehen muß.

Deshalb sind von solchen nachtraglichen Einschätungen jeder Zeit dem Steuereinneh=
mer die Einschähungs, Urkunden selbst durch die Obrigkeit, in den Stédten durch den
Stadtrath, zur Erhebung einzureichen, zugleich aber ist auch von der Ortsbehörde bericht-
liche Anzeige bey dem Großherzoglichen Landschafts-Kollegium nothwe ndig zu thun.
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Kaduzscäten ereignen sich hiasschtlich des zweyten Theiles der Orts-Quote nur
dann, wenn Gewerbe, bürgerliche Nahrungen und Erwerbezweige im Orte, welche einzelne
Scteuerpflichtige treiben, gänzlich cefsiren, d. h. wenn die Möglichkeit des steuerpflich-
tigen Einkommens mit dem Öbjekte des Einkommens selbst gänzlich hinweg füllt.

Bloße Minderungen im Gewerbsertrage kommen nicht in Betracht, da die Einschät-
zung in die Klassen nicht überspannt erfolgen soll und da nicht genau ein bestimmtes wirk-
liches Jahreseinkommen, sondern die Annäherung an ein durchschnittömäßiges Einkommen
durch die Einschähung zu erreichen erstrebt wird; daher haben auch die Erben die Ein-
kommensteuer ihres Erblässers, wenn sie es vermögen, nachzuzahlen.

Wechseln Privat-Diener und Dienstbothen nur den Dienst oder das einkommensteuer-
pflichtige Verhältniß im Orte: so wird ihre Steuer im Laufe des Jahres nicht verändert,
es sey denn, daß sie erwerbelos würden und dieß hinreichend nachwiesen, welchen
Falles dann die Kaduzirung oder der Erlaß erfolgt.

VPerlassen Privat= Diener und Dienstbothen den Ort, es sey, um im Inlande oder im
Auslande ein nucs Dienst= oder doch irgend ein Erwerboverhältniß zu begründen:
so haben sie im Orte, den sie verlassen, ihre Jahre-Einkommensteuer zu entrichten,
und in dem Orte des Inlandes, in welchen sie ziehen, sich mit der Steuer-Quittung
bey der Ortsbehörde und dem Steuereinnehmer wegen der bewirkten Bezahlung auszuweie
sen. Solchen Falles dark in dem Orte des Inlandes, in welchen sie zogen, im baufe
desselben Jahres hinsichtlich ihrer eine neue Einschhung nichterfolgen.

Werden aber dergleichen Personen ganz erwerbslos und können sie dieß hinreichend
und urkundlich nachweisen: so ersolgt die Kaduzirung verhältnißmäßig.

Zu besto sscherer Bepbriugung der Steuern von Privat-Dienern jeder Art haben
deren Dienstherrschaften, Handwerkomeister, Handelsherrn u. s. w. dergestalt für diese
Steuer einzustehen und als Selbsischuldner zu haften, daß sie, wenn der Steuerpslichtige
Dienstbothe mit einem oder mehreren Steuer-Terminen über die Versallzeit in Rest



265

beblieben ist, oder den Ort verlassen hat, ohne zuvor seinen Einkommensteuer-Beytrag
auf das ganze Jahr zu entrichten, den Rest, auf die diesfallsige Anforderung des Steuer-
esnnehmers, sofort zu bezahlen verbunden sind und sie von dieser Verbindlichkeit nur die
Beybringung richtiger Quittung über geleistete Zahlung befreyen kann.

Dagegen ist ihnen gestatte#, vor jedesmahliger Außzahlung des Lohnes oder Abhewäh-
rung sonstiger Dienst-Emolvmente, von dem Dienstbothen die Vorzeigung der Quiteung.
des Steuereinnehmers über die geschehene Bezahlung des vor diesem Zeitpunkte zulebt ver-
kallenen Steuer-Termines zu verlangen, auch wenn der Dienslbothe im Laufe eines Jah=
res den Dienst und Ort verläst, die Quittung über die geschehene Bezahlung aller bis
zum Schlusse des Jahres noch féllig werdenden Termine sich vorzeigen zu lassen und in.
Ermangelung solcher Quittung von dem Lohne oder- sonstigen Dienst-Emolumenten des
Dienstbothen den vollen Bekrag der rückständigen, resp. der bis zum Schlusse des Jahren
fällig werdenden, durch Quittung nicht belegten Steuer-Termine, zurück zu behalten.

8. 51.

Verlassen Handwerker, Kaufleute, Gewerbsleute und sonstige zum zweyten Theile
der Orts-Quote beytragöpflichtigen Personen im Lause des Jahres und nach bewirkter
Vertheilung den Ort, um in einem andern Orte des Inlandes oder des Auslandes irgend
ein anderes Erwerbsverhältniß, oder überhaupt irgend ein Verhältniß, wovon sie ein Ein-
kommen beziehen können, zu begründen, welches nahmentlich bey allen denen, welche in
das Ausland ziehen, vorausgeseb#t wird: so haben sie v.or ihrem Wegzuge aus dem Orte
ihre Jahres=Einkommensteuerzuentrichten.ZiebensieineinenandernOrtdes Inlan=
des: so bleiben sie gegen den durch die Quiktung der bezahlten Steuer zu bewirkenden
Ausweis bey der Ortobehbrde und dem Steuereinnehmer, daß sie ihre Jahres-Einkom-
mensteuer in dem Orte, welchen sie verliegen, bezahlt haben, im Laufe des Jahres
ihres Umzuges von der Einschähung an dem Orte ihres neuen Aufenthaltes frev.

5K. 52.

Erlasse aon der Einkommensteuer ertheilt das Großhergogliche Landschafts-Kolleglum
nicht ohne Noth; nie ohne Gründe, welche den Fall zum Erlaß eignen, und ohne daß
es selchen durch den Bezirk5-Lundrath,indenSeädtenWeimar,Eisenachund Jena
durch den Stadtrath, gehörig geprüft habe.



8. 53.

Hinsichtlich der Individual Steuer-Quoten, welche zum zweyten Theile der Orts-
Zuote bepytragepflichtig sind, sind zwar fürerst noch und bis dasLandschafts«Kolle-
gium diesfalls eine Veränderung bewirken wird, als Termine der nothwendigen Ent-
richtung der Jahres-Einkommensteuer die Monathe März, Juny, September,
Dezember jedes Jahres bepbehalten, und hinsichtlich des Einkommens vom Privat-
Dienste sollen ebenfalls diese 4 Termine gelten; e5 ist aber, da die Umlegung der Steuer
jährlich und auf das Jahr erfolgt, auch der Staat auf den Eingang der ihm in
bestimmten Jahres-Raten während einer Verwilligungs-Periode zu Bestreitung noth-
wendiger und bestimmter Ausgaben angewiesenen Einkommensteuer zu Deckung der Staatst
bedürfnisse mit moglichster Sicherheit muß rechnen können, die ganze Jahreösieuer
mit dem usten Tage des Jahres als ange fallen zu betrachten und muß daher, wenn die
in den F. 50 und F. ör dieses Regulatives erwähnten, oder diesen analoge Fälle eintreten,
in der Regel die Jahres steuer berichtiget werden, es sepen die gedachten Termine
bereits erschienen oder nicht, und vorbehältlich der Fälle, wo die Kaduzirung nothwendig
oder der Erlaß nach pflichtmäßigem Erachten des Landschaft-Kollegiums statthaft ist.

# 54-

Hinsichtlich der Erhebung der Einkommensteuer, welche jedes Ortes zum ersten
#beile der Orts-Quote gehört, bewendet es ferner, zweckmäßige Abänderungen vorbe-
hältlich, bey dem, was hisher gegolten hat.

***D

Das Regulativ vom #sten May 182vr, bekreffend die Gegenstände der allgemei-
nen direkten Steuer, und das Regulativ vom r7ten November 182 ist in denjenigen
Theilen seines Inhaltes nicht aufgehoben, welche mit der im gegenwärtigen Regulative
vorgeschriebenen Art und Weise der Vertheilung dieser Steuer noch vereinbarlich oder
durch den Inhalt dieses lehteren Regulatives nicht bereits als überflüssig und enkbehrlich
geworden zu betrachten sind.
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K.#56.

Das Landschafts-Kollegium ist mie Ausföhrung dlese5 Regulatives als Steuer-
beb#rde beauftragt, und so verpflichtet als ermächtiget, alle diejenigen Maßregeln,
Instruktionen und Verfügungen zu ertheilen und selbstthátig zu treffen, welche zum
Gedeihen der durch dieses Regulativ begründeten Art und Weise der Einkommensteuer aus
anderen Quellen als Grundvermögen umzulegen und zu vertheilen, so wie zu Siche-
rung der Einnahme der Haupt-Landschaftskasse aus dieser Steuer nothwendig seyn, oder
sich als zweckmäßig und mit dem Inhalte der 17 Paragraphen des allgemeinen Theiles
dieses Regulatives als verträglich gedachter Oberbehörde, nach Maßgabe der Umstande
oder gemachter Erfahrungen, ergeben werden.

S. 57.

Alle andere Staatsbehsrden, jede, so weit. es sie nach ihrem Berufe betrifft, haben
das Landschafts-Kollegium hierbey zu unterstützen, die Unterbehörden, Aemter, Patrimo=
nial-Gerichte, Stadträthe aber haben demselben hierbey den willigsten und pünktlichsten
Gehorsam, bey den Pflichten, womit sie dem Staatsoberhaupte als Diener und Behorden
verwandt sind, eifrigst zu beweisen.

# 58.

Was insbesondere die Beytreibung der fälligen Einkommensteuer durch die Un-
terobrigkeiten, geeigneten Fallen auf dem Wege des Zwanges und mittelst Erekution und
Auêpsändung betrifft: so behält es bis auf Weiteres und vorbehältlich jeder, nach Maß-
gabe und Erforderniß der umstände zum Behufe sträcklicher Beytreibung der Steuern
überhaupt noch zu treffenden eingreifenden und wirksamen Verfügungen und Maßregeln
sein Bewenden bey dem auf diese Gegenstände Bezug habenden Inhalte der Verordnung
vom oten November 1827, betreffend die Erhebungsweise der alten Landsteuer und der
allgemeinen direkten Steuer, besonders bey dem Inhalte der §.§. 7 und ro dieser Ver-
ordnung. Auch behält es sein Bewenden bep der nachträglichen und erläuternden Verord-
nung vom öten Februar 1823, die Erhebungsweise der alten Landsteuer und der allge-
meinen direkten Steuer betreffend.
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Urkundlich haben Wir dieses Patenk höchsteigenhändig vollzogen, mit Unserm Groß-
herzoglichen Staats-Insiegel bedrucken lassen und befohlen, daß solches durch den Abdruck
im amtlichen Regierungs-Blatte und sonst zur Kunde und Nachachtung. aller Unserer Un-
terthonen öffeutlich bekannt gemacht werde.

So geschehen und gegeben Weimar den 6ten November 1823.

(L. S.) Karl August.

C. W. Freyherr von Fritsch. Freyherr von Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Regul.ativ
über die Art und Weise, die Einkommensteuer
aus anderen Quellen als der Grund= oder Ge-
bäuderente in den einzelnen Orten des Großher=
zogthumes Sachsen Weimar-Eisenach unter dle
zu Entrichtung dieser Steuer nach s. 24 des
Gesebes über die Steuerverfassung vom 2gsien
pril 1821 pflichtigen Individuen und Personen

umzulegen und zu vercheilen.
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Siale
der 78 Klassen von Jnbividual-Steuer-Kapitalen aun Einkommen aus anderen Quellen

als der Rente des Grundeigenthumes, worein nach &amp;. 7 K. 20 und §. 34 des Regula-
tives vom öten November 1823, betreffend die Art und Weise der Vertheilung der Ein-

kommensleuer kc. jedes Ortes durch die Steuervertheiler, diejenigen nach s. 24 des Ge-
sehes über die Steuerversassung Einkommensteuer= pflichtigen Orteinwohner, nach Nabgabe der
gewissenhaft erächteten Angemrssenheit dfeser Klassen zu ihrem mittleren jährlichen annehm-
baren Einkommen aus anderen Quellen als der Rente lihres Grundeigenthumes einzu-

schäben sind, welche jedes Ortes nach K. 4 gegenwärtigen Regulatives und gemäß 8. 7
eben desselben den zweypten Theil der berichtigten Orté-Quote (F. 6 F. 7) durch
Vertheilung ihres Betrages mittelst der Umlegung aufzubringen haben.

Klasse I. 15 rihlr. Klasse XIX. 410 rthlr.
- L ? - XX. 120 2

- III. 25 " XXI. 430
- IV. 320 · xxtt. 140-

- V. 35 s XXIII. 150 --
- VI. 40 - XxIV. 100 „
¾ VII. 45 XXV. 170 :
" VIII. 50 - 2 XXVI. 180

- 1Xx. 55 - XXVII. 190

X. 60 - XXVIII. 200
· XI. 66. 2 XXIX. 220
- XII. 70 - - XXX. 240

2 XIII. 75 il 1 XXXI. 260 2
- XIV. 30 - XXXII. 280 -

2 XV. 85 „ 2 XXXIII. 300 „
- XVI. 90 - XXNXIV. 310

2 XVII. 95 - 2 XXXV. 380 „

2 XVIII. 100 „ ¾ XXXVI 420
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Klasse XXXVII.
XXXVIII.

XXXIX.

XL.

XLI.

XLII.

XLIII.

XIIV.
XLV.
XIVI.
XTVII.

XLVIII.

XLIX.

L.

460 rthlt.
500
550

Klasse LviiI.
LIX.

LX.

LXI.

LXII.
LXIII.

LXIV.

LXV.
LXVI.
LXVII.

LXVIII.

LXIX.

LXX.
LXXI.

LXXII.
LXXIII.

LXXIV.
LXXV.
LXXVI.

LXXVII.

LXXVIII.

2000 rthlr.
2200 -

2400
2600
2800
3000 =

3400
3800
4200
4600
5000
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 19. Den 28. November 1823.

Bekanntmachung.
Auf höchsten Befehl Sr. Königlichen Hoheit, des Großherzogs, wird das nachstehende

von Hochstdemselben über die Besteuerung der fremden Kauf= und Handeloleute in dem
hiesigen Großherzogthume gnédigst vollzogene Geseth andurch zur öffentlichen Kunde gebracht.

Weimar am 2osten November 1823.
Großherzogliche Süächsische Landesregierung.

von Müller.

CKCarl Au gust,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2c. 2c.

Im Einklange mit der Steuerverfassung Unsers Großherzogkhumes, wie solche durch
das Grundgesetz vom 20sten April 1821 festgestellt worden ist, auch mit Beyrath und Zu-
stimmung des getreuen Landtages, verordnen und befehlen Wir, wie folget:

—iee
Der Handel und Erwerb, welcher in dem Großherzogthume auch Ausländern verstat-

t## war, verbleibt es fernerhin in den durch Gesetze, Statuten und Innungébefugnisse über-
haupt oder für einzelne Orte bestimmten Grenzen.
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, I.,2.

Es haben aber alle Ausländer, welche in dem Großherzogthume Sachsen Wei-
mar-Eisenach Handelsgeschäfte treiben, oder auf eine andere, zulässige Weise erwerben
wollen, In der Regel und vorbehältlich nur der Ausnahme 5§. 4 dieses Gesetes, vom usten
Jannar 1824 an eine Erwer bssteuer zu entrichten.

8. 3. —

Dieser Erwerbssteuer sind auch solche Ausländer unterworfen, welche durch Vorzei-
gung besonderer Geschicklichkeiten, Seltenheiten und Künste einen Erwerb beabsichtigen.

5. 4.

Ausgenommen davon sind:
1) biejenigen fremden Handelsleute, welche mit ihren Waaren inländische Jahrmärkte

beziehen, hinsichtlich des Handels mit diesenWaaren und fär die gesebliche Dauer
des Jahrmarktes;

2) diejenigen, welche nicht verkaufen, sondern in den Grenzen des Großherzogthumes
nur Waaren zum Einkaufe suchen;

3) diejenigen, welche mit Viktualien, wie solche auf die gewöhnlichen Wochenmärkte ge-
bracht zu werden pflegen, mit Produkken der Landwirthschaft, mit Mineral-Wässern,
mit Speisen und Getränken handeln, die nicht zu den feineren Genußmitteln und
nicht zu den so genannten Kolonial-Waaren gerechnek werden können. — Alle Arken
Weine, Liqueurs, Sardellen, Bricken, Lachse, Eltronen u. s. w. gehören zu den fel-
neren Genußmitteln und die damit handelnden Ausländer unterliegen der Steuer.

Außer dem bleibt es noch
4) der Großherzoglichen #andes-Direktion nachgelassen, solche Reisende, bey deren Aus-

stellungen und Leistungen (F. 3) ein wissenschaftliches oder höheres Kunst-Interesse
vorwaltet, von der Erwerbssteuer ganz oder zum Theil fcey zu prechen.

 -*'t

Jeder Ausländer, welcher nach §. und §. 3 dlie Erwerbssteuer zu entrichten hat
und welchem nicht für sein ganzes Geschäft eine der +. 4 unter Nr. 1, 2 und 3 bemerkten
IAncnahmen zur Seite krikt, hat sich sofert bry selnem Eintritte in das Großherzogthum
in dem ersten Orte, wo er Erwerbes wegen längere oder kürzere Zeit zu verweilen gedenkt,
bey der Polizey-Behörde anzumelden und um die Erlaubniß, einen Gewerbs= oder Han-
delsschein bey solcher lösen zu dürsen, nachzusuchen. Ohne elnen solchen Gewerbs= oder
Handelsschein von der kompetenten Behörde gelöset zu haben, ist shm weder ein Handelögeschäft,
noch eine andere, Erwerb bezweckende Beschäftigung im Großherzogkhume gestatter.
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Ein solcher Gewerbs= oder Handelsschein enthält lediglich für denjenigen, der ihn gelé-
set hat und anf drssen Nahmen derselbe gestellt ist, die Erlaubniß zum Betriebe des Han-
dels oder des gestatteten Erwerbes, oder zur Vorzeigung gewisser Seltenheiten und Ge-
schicklichkeiten auf Ein Jahr, vom Tage der Au"öfertigung an gerechnet, und bezeichnet zu-
gleich den Erwerbssteuer-Betrag, welcher für diesen Zeitraum sofort entrichtet werden muß.
Zu diesem Ende hat die Polizey-Behörde den Schein an die Steuerbehörde des Ortes ab-
zugeben, und von dieser erst wird derselbe, gegen Bezahlung der Steuer, von dem Steuer-
pflichtigen in Empfang genommen.

. 7.

Für die Kosten der Ausfertigung werden 8— 12 gr. bezahlt, welche in die Polizey-
Sportel-Kasse fließen.

. 68.

Ist das Jahr, auf welches der Schein lautet, abgelausen: so verstehet es sich von
selbst, daß dann von demjenigen, auf dessen Nahmen er lautet, weitere Handelögeschäfte
nicht getrieben werden döürfen, bevor nicht ein dergleichen neuer Gewerbs= oder Handels-
schein gelsset worden ist.

K. 9.
Die nach &amp;. 2 und §. 3 zu entrichtende Erwerbssteuer bewegt sich in den Grenzen von

Einem Thaler bie zu Zehn Thalern. Das Ermessen der Polizey-Behörde bestimmt in
sjedem einzelnen Falle, ob das Maximum oder das Minimum, oder welcher der mittleren
Sä#e anzuwenden und zu erheben ist.

8. 10.

Jeder Auslander, der in den Großherzoglichen Landen Handel treibend oder sonst
in werbenden Geschäften (§. 2 und é. 3) angetrossen wird, ohne daß er durch Vorzeigung
des vorgeschriebenen Gewerbe= oder Handelsscheines sich als dazu berechtiger legitimiren
kann, hak, wenn er in Anfehung seines Handels oder Geschäftes nicht uncer die bestimm-
ten Ausnahmen gehört, nicht nur die hinterzogene, nach dem Umfange seines Handels
oder Geschästobetriebes auszuwerfende Steuer sofort noch nachzuzahlen, sondern auch den
zehnfachen Betrag derselben, alö Strase, zu erlegen.

. u11.

Die Gastwirthe sind verbunden, von den bey ihnen einkehrenden ausländischen Kauf-
und Hamdelsleuten, sich den Gewerbs= oder Handelsschein für das laufende Jahr vorzeigen
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zu lassen, und, wenn sie ihn nicht besihen, der Orts-Polizey-Behorde Anzeige davon zu
machen. Diejenigen Gastwirthe, welche dieser Verpflichtung auf eine oder die andere Weise
nachzukommen verabsäumen, sind für jeden einzelnen Fall, der unterlassenen Nach-
frage halber, in eine Strafe von Fünf Thalern verfallen.

S. 12.

Dem Handelsstande jeße5 Ortes ist gestattet, durch seine Vorstände oder durch andere
von ihm Bevollmächtigte aus seiner Mitte, im Falle des Verdachtes heimlicher Sammlung
von Bestellungen durch nicht dazu besugte Handelsreisende, Nachfrage nach dem Gewerbs-
oder Handelsscheine zu halten und die diesfallsigen Zuwiderhandlungen ebenfalls zur PKennt-
niß der Orts-Polizey-Behörde zu bringen, welche dann nach Befinden die gesehliche
Strafe in Anwendung zu bringen hat.

F. 13.
Alle zur Ausführung dieses Gesehes und zur Sicherung seines Zweckes, nahmentlich

der durch solches begründeten Besteuerung weiter nöthigen Maßregeln und Verfügungen sol-
len die Grohherzogliche Landes-Direktion, als Ober-Polizey= Behörde, und das Grohher=
zogliche Landschafts-Kollegium, als Obersteuer-Behörde, eine jede, in so weit es ihren
amtlichen Wirkungskreis betrifft, erwägen, treffen und, so weit nöthig, durch das Regie-
rungs-Blatt zur Nachricht und Nachachtung aller derer, welche e5 angehet, öffentlich be-
kannt machen.

Urkundlich habenWir dieses Gese höchsteigenhändig vollzogen und mit Unserm Groß-
herzoglichen Staats-Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar den 24flen Oktober 1823.

(L. S.) Karl Aungunst.
C. W. Frepherr von Fritsch. Frepherr von Gersdorff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

Gese 6
die Besteuerung sremder Kauf= und Handelsleute,

Reisediener u. s. w. betreffend.



Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 20. Den 2. Dezember 1823.

Bekbannimachung.
Zu Folge eines höchsten Befehls wird das nachstehende, von Sr. Königlichen Hoheie,

dem Großherzoge, Znädigst vollzogene Gese br die bey Steuerzahlungen anzunehmenden
Münzsorten andurch zur öffentlichen Kunde gebra

Weimar am 2 sten November 2823.

Großbertogliche Sichliuhe ar u.n Gerstenbe

Carl Au gust,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
. t.

Um Unsere Unterthanenbeyderihnen obliegenden Steuer, und Gefäll-Entrichtung,
binsichtlich auf die verschiedenen, in Unseren Großherzoglichen Landen umlaufenden Münz-
sorten, möglichst zu erleichtern, haben Wir zu dem Behufe der Entrichtung der Steuern,
so wie auch zum Behuse der Encrichtung derjenigen Gefälle, die auc grundpflichtigen Ver-
hältnissen an Unsere Kammer zu leisten sind, mit Beyrath und Zustimmung Unserer ge-
treuen Stände beschlossen zu verordnen und verordnen hiermit, wie folget:



aa

5.1.
Der gesehliche Kassen- Munzfuß ist und bleibt auch serner, wie zeither, der Kon-

vestions-Zwanzig-Guldensuß.

. 2.
Alle nach diesem Fuse ausgeprägten Rönzorten, wozu nahmentlich auch das älrere

Hessen-Geld gehort, EIIIIIIIIIIEIIIIIDIIIIII
Januat 1824 an, bey allen und jeden Steutrzahlungen an landfchaftliche Ein-
nahmen und Kassen, so wie bey allen und jeden Leistungen an Unfere Kammer, die aus
der Grundpflichtigkelt herrühren, dulch das tanze Land für voll angenommen werden
und zwar:

1 Spezieothaler zu 2#rihlr. 8 gr.

Halbe und Viertel-Speziesthaler nach Verhaltniß.
1 Zwanzig-Kreuzerstück zu 5 gr. 4 pf.

1 Zehen-Kreuzersiück zu u gr. 3. pf.

1 Viertel-Kopsstück oder Sechs= Kreuzerstück zu 1 gr. 4 pf-

1ötel Thalerstück zu 4 gr.

1/1tel Thalerstück zu 2 gr.

Dagegen gelten die Konventions /2 ftel Thalerstücke zwar ebensalls für voll; es bewen-
det jedoch in Ansehung derselben bep der bereits biöher bestandenen Bestimmung, daß solche
bloß zur Auögleichung gLebraucht und bloß zun Behnfe solcher eingezahkt werden dürfen.

z. 3.
Alle und jede Zahlungen an Unsere Kammer, welche nicht auf dem Verhdlinisse

der Grundpflichtigkeit beruhen, dürfen nur in denienigen Münzserten geleistet werden, in
denen sie der Vertrag bedongen hat. Auch bleibt es Unserer Kammer für solche Jahlungen
fKrep, die vorbemerkten kleineren Münzsorten, wenn sie diese öberhaupt anzunehmen für
gerathen finder, nur zu dem Werthe anzunehmen, wofr sie dieselben ohne einigen
Verlust bevy dem Banquter in Zwanzig.Kreuzerstücke oder in andere ihr passende, grobe
gute Münzsorten umsetzen kann.
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9. 4.
Ausdrücklich bestimmt wird hierneben, daß die Amnahme der Sechskreuzer—

oder Viertel-Kopfstücke zu dem Karse von ## gr. 4 pf. b. Stück (s. 2.) sch bloß
#auf die sonst Kulda-Hessischen and reschéritterschafttichen kandestheile, so
wie demnächst, wegen Gleichheit der geographlschen Lage, auf die oberländischen Aem-
ter des Alt-Eisenachischen Kreifes erstrecken soll, und zwar dergestalt, daß jedes
Mahl nur Ein Drlttheil der zu leistenden Zahlung in dieser Münzsorte bestehen darf.

. 5.
Außer den nach dem Konventions-Iwanzlg--Guldenfuße ausgeprätten Mönzsorten

sollen auch folgende, in Unserm Großherzogthume umlaufende Münzen nach der beygeseh-
ten Valvation angenommen werden, alo:

Kronenthaler zu urthlr. 11gr. 8pf.

Dergleichen halbe zu 17 gr. 10 pf.

Dergleichen Viertel zu 8 gr. rr pf-

Preußisch Kourant, jedoch bloß bis zu 1/5tel Thalerstücken herab, der Khaler z4 33 gr.

#. 6.
Anlangend das neuere Hessische Kourant: so wird Unseren Unterthanen in den oben

(I. 4) genannten Landestheilen ebenfalls die Einzahlung deeselben bis auf Zwey-Gro-
schenstücke herab —diese mit cingeschlossen — gestattet, jedoch in Rücksicht des dem Ken-
ventionk-Fuße durchaus nachstehenden Gehaltes dieser Münze nur nach dem Ver-
hältnisse wic 12 zu 16.

. 1.
In Ansehung der Landes-Scheidemünze verbleibr es (ediglich bey den bis heri-

gen Porschriften und Bestimmungen, wonach solche von den öffentlichen Kassen nur zur
Ausgleichung und zwar nach dem Verhältnisse von 1z zu ur anzunehmen und zu be-
rechnen ist-
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 .
Eme gleiche Begünstigung wollen Wir für die vorwahls Hessischen und

reichéritterschaftlichen Landes-Paxzellen hinsichtlich der dort im Umlaufe be-
siadlschen Hessengroschen und Albus eintreten lassen und sonach gestatten, daß diese
beyden Münzsorten, jedoch ebenfalls nur zur Ausgleichung und nach dem Verhältnisse
von 12 zu 11, an Unsere landschaftlichen Einnahmen und die öffentlichen Kassen gezahlt
werden durfen.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Geseßg höchsteigenhändig vollzogen, auch das-
selbe mit Unserm Großherzoglichen Staats-Insiegel versehen lassen und befohlen, daß
solches, als ein vom usten Januar des Jahres 1824 an allgemein gültiges Landes=
gesehh, durch das amtliche Regierungo-Blatt zur f#entlichen Kunde und Nachachtung aller
derer, die e angeht, gebracht werde.

So geschehen und gegeben Weimar am 18ten November 1823.

(1L. S.) Karl August.
C. W. Freyherr von Fritsch. Frepherr von Gersderff. D. Schweitzer.

vdt. Ernst Müller.

über die bey Struerzahlungen.
anzunehmenden Münzfsorten.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 21. Den 19. Dezember 1823.

Bef derungen.
Des Grosiherzogs, Konigliche Hoheit, haben

den Diakonus und aten Pfarrer zu Vacha, Rudolph Meurer, zum Superintenden—
teu und usten Pfarrer daselbst bestätiget, dem Professor und Sub-Konrektor des Eise-
nacher (zymnqssums, Friedrich EChristian Gottlieb Herlet, den Charakter alc Schulrath,
so wie dem dasigen Konrektorats-Substituten, Ehristian August Briegleb, die bey gt-
dachtem Gymnasium erledigte Stelle eines Konrektors verliehen, sodann dem Garten-
Inspektor, D. Friedrich Gottlieb Dietrlch zu Eisenach, den Charakter als Professor
ertheilt, hiernächst den zeitherigen Unter-Offl#zier, Gotthardt von Wabdorf zum Sekond-
Lieutenannt bey Söchstihro Militär, den Chirurg, Johann Cyrkstlan Theodor Volg-
stdt hier, zum Hof- Chirurg, den Bauaufseher, Friedrich Chrisiion Möder, zum
Bau-Kondukteur zu Eisenach, und endlich den Korps-Jäger Kleinschmiok, zu Okt-
strdt a. B., zum Unterförster zu Probsleyzella in Gnaden ernannt, worüber die Höchsten
Dekrete, Reskripte, Patent und Urkunde nebst den hohen Ministerial=Dekretenunter'm
2isten, 28sten Oktober, 6ten, vten, 1#ten, 28sten November und 3ten Dezember dieses
Jahres auögefertiget worden sind.

Ehrenauszeichnung.
Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, haben Höchstihro Geschäftsträger am Königl.

Preusischen Hose, dem Kammerherrn und Legationsrath, Orn. Jacob Ignaz von Cruiks-=
hank, Ritter vom weiseen Falken, auf geschehenes unterthäniges Ansuchen, die Erlaubniß
zum Tragen des ihm von Sr. Majestät dem Könige von Preußen verliehenen rothen
Adlerordens, dritter Klasse, am #e#en d. M. zu ertheilen gnädigst geruhet,

Bekanntmach ungen.
1. Zu Erläuterung der mit der Krone Preuften bestehenden Konventsen vom Züsten

März 1819 (Nr. 14 des Regierungs-Blattes von gedachtem Jahre), die Erstattung baa-
rer Auslagen bey Auslieferung vermögensloser Inkulpaten betreffend, wird hierdurch be-
annt gemacht: daß in den angegebenen Fällen unter dem Aueèdrucke „A#ungskosten“
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ausier dem, was die engere Bedeutung desselben besagt, fur die Zukunft auch Atzt - und
Kurkosten, Lagerstroh, Wäsche und noehdörftige Bekleidungégegenstände verstanden werden
sellen. Weimar am 2#sten. Oktober 1823.

Großherzogliche Schsische Landesregierung-
von Müller.

II. Nachdem, wie früher mit anberen deutschen Bundesstaaten, nunmehr auch mit
dem Herzogthume Sachsen-Koburg-Saalseld, wegen des Liquidirens in Untersuchungs-
Sachen, eine Uebereinkunst des Inhaltes abgeschlossen worden ist, daß in allen Unterfu-
chungs=Fällen, wo wegen Unvermogenheit des Inkulpaten die Kosten niedergeschlagen wer-
den müssen, keine andern Kosten als die baaren Auslagen: für Abung (im weitern
Sinne des Wortes, wo nahmentlich auch Arzt= und Kurkosten, Lagerstroh, Wasche und
nothdürftige Bekleidungs-Gegenstände darunter begriffen sind) Transport, Porto und Ko-
pialien, von den sämmtlichen, sowohl unmittelbaren, als Patrimonial= Gerschten der bey-
den Staaten gegenseitig berechnet und erstattet werden sollen: so wird diese Uebereinkunft-
aus höchsten Befehl Sr. Koôniglichen Hoheie, des Großherzogs, hiermit öffentlich bekannt

gemacht. Weimar am 2ten Dezember 1823.
Großherzogliche Süächsische Lan bekregierung-

von. Gerstenbergk-

III. Die Besiber der Rittergöter Schloßberga und Markersdorf haben zu Verwaltung.
der ihnen über das Städechen Berga zuskehenden Gerichksbarkelt, welche vordem die Ge-
richte zu Schloßberga und Markersdorf wechselsweise ein Jahr um das andere ausübten,
die aber neuerer Zeit zu Abstellung dieses regelwidrigen Wechsels dem Justiz-Amte Weida
in Sequestration aufgetragen ward, nunmehr einen gemeinschaftlichen Justitiar in der
Person des Herzoglich Altenburgischen Hof-Advokaten und Landrichters, Karl Friedrich
Stark zu Nonneburg, présentirt, und dieser ist, nachdem von ihm die nöthigen Beschei-
nigungen beygebracht, und dessen Prásentation genehmiget worden, am 22sten vorigen
Monathes von dem dazu beauftragten obgenannten Justig-Amte Weida zum Justitiar des
gemeinschafetlichen jebt „von Watzdorf-Zehmeschen“ Gerichtes zu Stadt
Berga gehörig verpflichtet und elngeführt worden.

Zu gleicher Zeit ist bemeldeter Hof-Advokat und Landrichter Stark auch zum Jus-
titiar bey dem von Zehmeschen Gerichte zu Markerêödorf und Neumuhl an
die Stellt deS abgegangenen Advokaken, Friedrich Wilhelm Höfer zu Weida, prälentirt
und installirt worden.

Es wird dieses daher andurch zur öffentlichen Kunde gebracht.
Weimar am 24ste## Oktober 78233.

Großherzogliche Sáchsische Fandesregierung.
von Müller.
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Iv. Da es offenbar zu Ersparung von Kosten gereicht, wenn, wie dieß bey der un-
kerzeichneten Landesregierung selbst, seit länger schon, gewöhnlich geschiehet, auf das Hro-
und Reproduktions-Verfahren zusammen Eln Bescheid ertheilt und publicirt wird; dem-
nächst auch die Ansehung besonderer Inrotulations-Termine da, wo eine Sache bloß auf
Bescheldsertheilung beruhet, in der Regel unnsthig erscheint: so wird hlerdurch verordnet
und sämmtlichen Eivil-Untergerichtsbehörden des hiesigen Regierungsbereiches anbefohlen,
künftig den Pro= und Reproduktionc-Bescheid, wo nicht ganz besondere Umstände das
Gegentheil erfordern, in Einen zu verbinden und die Anberaumung besonderer Inrotulas
tions-Termine in dem angegebenen Falle zu unterlossen.

Eben so ist die zeither noch vielfach Statt gefundene abschriftliche Mittheilung der an
den Gegentheil ergangenen Ladung an den Ertrahenten für die Zukunft dadurch abzustellen,
daß entweder der Extrahent in der biesem zugehenden Ladung selbst kürzlich mit eroffnet
bekommt, was dem Gegentheil aufgegeben worden ist, oder daß der Entwurf der bLadung
gleich für beyde Theile passend eingerichtet und davon für jeden Theil eine Reinschrift
ausgefertiget wird. Auch bedarf es, wenn der Ertrahent unter einer andern Gerichtsbar-
keit stehet, wenigstens im Lande selbst keiner besonderen Ersuchung seiner Gerichtsbehbrde
zur Behändigung der Vorladung oder Bekanntmachung an denselben oder zu deren unmit-
telbaren Gestattung.

Welmar am cten November 1823

3 Sächsische Landesregierung.
on Müller.

V. Das Publikandum vom Zzosten April 1817 und das an die Giistlichkeit erlassene
Cirkular vom öten May 1817 haben die Konfirmations-Zeit der Kinder, und
wie es damit gehalten werden soll, deutlich bestimmt.

Auf den Grund dieser bereité bekannten Vorschriften und neuerer diesfallsigen Verordnun-
gen, auch eingegangener höchslen Enescheidung und Anordnung, wird hiermit Folgendes,
theils wiederholt eingeschrft, cheils neu verordnet:

1) Die Konsirmations-Handlung sindet ferner, wie bisher, auf dem Lande zu Palmarum
oder Pfingsten, in den Städten zu Pfingsten Statt.

2) Die Knaben sind nur dann zur Aufnahme für die Konsirmatjonfähig und zuzuas-
sen, wenn sie in dem Jahre, wo sic mit konsirmirt werden wollen, vor dem ersten
Oktober vierzehn Jahre alt werden und solches aus den Taufregistern und Kir-
chenbüchern zweifellos vorliegt.
Die Nädchen sind nur dann zulassungefähig zur Konsirmation, wenn sie vor dem
ersten April des Jahres, wo sie konsirmirt werden wollen, das dreyzehnte Jahr
zurückgelegt haben, und dieses aus den Kirchenbüchern bescheiniget vorliege.

*
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4) Es wird hlermie den Aeltern, Vormöndern 2c. an das Herz geleg#, ihre Kinder bep-
derley Geschlechtes, insonverheit aber die Mödchen, auch nach der Konsirmation, den
Schulunterricht noch einige Zeit fortbenutzen zu lassen, und mitbin von der geseglichen
Erlaubniß des Schulauêtrittes mit erfolgter Konsirmatlon nicht sofort Gebrauch zu
machen, vielmehr hierüber sich jedes Mahl erst mit dem Ortsgeistlichen und Schul-
lehrer sorgfältig zu berathen und nur nach sorgfältiger Erwägung aller Umstände das
konsirmirte Kind aus der Schule zu nehmen.
Alle Gesuche um Diöpensationen von dem Gesetze bleiben durchaus unbeachtet,
und deöhalb wird jeder einzelne solche Antrag nicht nur ohne alle Resolution blelben,
sondern auch nach Besinden gegen den Geistlichen, welcher diesfallsige Berichte erstat-
tet, Ahndung eintreten.
Konfirmationen, welche von pflichtvergessenen Aeltern, wider das Gesetz, im In-
oder Auslande erschlichen oder sonst erlangt werden, sind nach bekannten Grundsähen
des Rechtes null und nichtig und werden hiermit dafür erklärt, wobeyn gegen Geist-
liche des Inlaydes, welche sich dazu gebrauchen lassen, noch überdieß die besondere
strenge Ahndung vorbehalten bleibt.
Die den Geistlichen schon ertheilte Anweisung, „daß sie bey Kindern aus anderen Staa-
ten die Konsirmation nicht früher, als es das hiesige Landesgeseh erlaubt, und wenn
die Gesetze deb fremden Staates einen spätern Termin festseben, nicht früher als diese
es verstatten, vornehmen sollen,“ wird hiermit nochmahls ausgesprochen.

Wir versehen Uns zu den Aeltern, Pflegebefohlnen, Vormündern rc. der Schulsugend,
daß sie den wohlgemeinten Zweck, der in diesen höchsten Vorschriften liegk, nicht verkennen,
sondern nebst den Geistlichen und Schullehrern demselben in allen Punkten um des allgemese
nen Besten willen genau nachkommen werden.

Weimar den alsten Oktober 1823.
Großherzogliches Sächsisches Ober--Konsistorium.

Peucer.

I

O —

— —

VI. Nachdem der vormahlige Königlich Preußische Militär-Chirurg Gärtner, aus
Neumark, nach vorgängiger Prüfung durch Großherzogliche Sanitäts-Kommission hier,
alc Wundarzt erster Klasse in Weida angestellt, ihm auch von Großherzoglicher Regie-
runz allyier die Stelle als Kriminal-Gerichts-Chirurg zu Weida übertragen worden

als wird solches hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Weimar den alsten Okkober 1823.

Großherzogliche Süächsische Landes-Dlrektion.

ist;



Großherzogl. S. Weimar -Eisenachisches

Regierungs-Blatt.
Nummer 22. Den 23. Dezember 1823.

Bekannemachung.
Zufolge höchsten Befehles wird der nachstehende, von Sr. Königlichen Hoheit, dem

Grohherzoge, Znädigst vollzogene Nachtrag zu dem Impest-Regulative vom 27sten No-
vember 1321 zur Nachricht und Nachachtung hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Weimar am 164en Dezember 1823.

Großhersogsche Sächsische Landeßregjeruag.
von Müller.

Karl August,
von Gottes Gnaden Großbherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
12c. 20.

Wir haben auf Ankrag Unserer getreuen Stände als Nachtrag zum Impost-Regula.
tive vom 27sten Rovember 1821 beschlossen zu verordnen und verordnen wir folget:

 ##
Impost vom Schlachtvieh.

Der Impost vom Schlachtvleh bestehet und ist zu entrichten vom usten Jannar 1824
an mit folgenden Sähen:
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Ein Kalb bis zu einem halben Jahre . — thlr. 8 gr. — pf.
Ein Rind, ohne Unterschied des Geschlechtes von einem

halben bis zu einem Jahre — l 41 4

Ein Ochsenstier, oder eine Kalte 4 1 -- alt bie
2 Jahre . 120

Eine Kuh bis zu 6oo Pfund Shwere " " 3 5 . 4
Ein Ochse bis zu 6oo Pfund Schwere . 3. 16. — "

en —T oder eine Kuh, so uber 600 Pfund zischati
2 — * — 1

en * wesches unter 50 Pfund aeschabt wird 4 — 9. 4
Ein Schwesn über 5o Pfund bis 140 Pfund. " —-16-—-
Ein Schwein uber 140 bis 200 Pfund . t-—-—-

Ein Schwein uber 200 Pfund 1 . 12 —
Ein Lamm . — 3— —-

Ein Schaf oder Hammel „ — " 6 8
Ein Ziegenlamm . . . . —-—-s-

Eine Ziege : . . . . · . —·4-—-

Ein Bock . . . . . — 8. —

Ein Spanferkel . —-1-4-

§.2.
In allen Fällen, wo solche Schlachtstücke in ber Impost-Einnahme zum Behufe der

kösung des Stechzettels und der Entrichtung des Impostes angemelben werden, bey denen,
nach den im vorstehenden §. enthaltenen Tarif-Säben ein niederer odet ein höherer Impost-
Sah, je nach Maßgabe der Schwere oder des Alters des Stückes eintreten kann, hat der
Impost-Einnehmer streng darauf zu sehen, daß die Schwere oder das Alter des zu schlach-
tenden Stäckes, in so weit jene oder dieses auf den Impost: Saß Einfluß hat, von dem
Impost-Plichtigen genau angegeben und hiernach der Impost entrichtet weroe.

Gehet ihm gegen die Angabe des Impost-Milichtigen irgend ein Bedenken bey, oder
ist er auch nur von der Richtigkeit derselben nicht zur Genäge überzeugt: se ill es selne
Schuldigkeit, das Schlachestück, entweder noch bevor es geschlachtet wird, oder sofort nach=
her, wenn er es, nach dem Schlachten, richiiger schäben zu können glaube, selbst in Augenschein
zu nehmen und die Schwere, das Alter, nach dem Augenschein pflichtmäßig zu schäben.

ällt bie Schäbung des Impost-Einnehmers gegen die Angabe des Impost-Pflichel-
gen aus, und der letztere will sich dabey nicht beruhigen und den Impost darnach entrich-
ten: so stehet e dem Impost, Pllichtigen srey:
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a) in Orten, wo sich bey der Impost-Einnahme eine Wage mit dem erforderlichen
Gewichte besindek, oder wo öfentliche Wagen vorhanden sind, darauf zu provociren, daß
das Stück gewogen werde; der Befund entscheidet über die Differenz des Gewichtes;

b) in Orten, wo sich dergleichen Wagen nicht sinden und überhaupt da, wo eine
Differenz hinsichtlich des Alters des Schlachtstückes, in so fern dieses auf den Impost-Saß
Einsluß hat, vorliegt, zwey rechtliche Männer als Schäher zu adhibiren. Sind diese in
ihrer Meinung unter sich difserent: so prävalirt jeden Falles die Schähung des Impoct-
Einnehmers, pflichten dieselben aber einstimmig der Angabe des Impost-Plichtigen bey; so
muß der Impost-Einnehmer sich vorerst dabey beruhigen und den Impost hiernach anneh-
men; es bleibt ihm jedoch nachgelassen, ja er ist verpflichtet, wenn er das Gegentheil mit
Grund behaupten und nachweisen zu können glaubt, den Fall, mit Angabe der Beweiémit-
tel, bey dem Großherzoglichen Landschafts-Kollegium anzuzeigen, welches nach Befinden
weitere Untersuchung verfügen wird.

Fällt das Resultat derselben gegen den Impost-Plichtigen aus: so hat bieser, außer
den Untersuchungskosten, den Betrag des zu wenig entrichteten Impostes doppelt zu erlegen.

Durch eine solche von dem Impost-Einnehmer vorbehaltene Anzeige und darauf zu
versügende Untersuchung darf zwar der Impost-=Pflichtige in der sosortigen Benuhung und
dem Verbrauche des Schlachkstückes nicht gehindert werden, e5 ist jedoch dem Impost-Ein-
nehmer gestattet, des künfeig bessern Beweises seiner Schätung wegen, das Schlachtstück
sofort von anderen Sachverständigen in Augenschein nehmen zu lassen.

Mit denjenigen Personen, welche der Impost-Pllichtige zur beabsichtigten Bestäligung,
seiner Angabe gegen die Schäbung des Impost-Einnehmers als Schäber adhibirt, hat sich
derselbe, einer allenfallsigen Vergütung für ihre Bemühungen halber, allein und auf seine
eigene Rechnung abzusinden, das Resultat der Schäbung falle aus, wie es wolle.

5. 3.

Jedes Rind männlichen Geschlechtes, welches über 2 Jahre alt ilt, passirt bey der
Entrichtung des Impostes für einen Ochsen, jedes Rind weiblichen Geschlechtes (jer
Kalbe) über zwey Jahre alt, ist als Kuh zu verimposten.

Hinsichtlich der Bedeutung des Wortes Spanferkel in Beziehung auf die Impost-Ab-
gabe, wird die Bekanntmachung vom 2 .isten Oktober 1822, No. 19 des Regierungs-Blat-
tes von demselben Jahre, in das Gedächtniß zurückgerufen, bey deren Vorschriften es allent-
halben bewendet, jedoch dergestalt, daß an die Stelle des früheren Impost-Satzes von ei-
nem Groschen, nach F. r des gegenwärtigen Regulatives vom 1s„ten Januar 182. an, die
Abgabe von einem Groschen vier Pfennigen kritt.
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*e
Um jedem Mißverständnisse über den Sinn der Vorschriften s. 3 und f. 4 am Ende

Kapitel 1 des Impost-Regulatlves vom 2’#ten November 182: und öber die Verbindlich-
keil dessen, der ein schadhaftes Vieh schlachten will, vorzubeugen, wird hiermit verordnet:

a) daß unter schadhaftem Vieh nur solches zu verstehen ist, welches einen solchen
äußern Fehler bekommen hat, oder bey dem sich ein solcher innerer Fehler zeige, der e
unräthlich, oder gar unmöglich macht, dasselbe länger stehen zu lassen, und der zugleich die
ursache ist, daß entweder das Fleisch den Werth nicht hat, welchen es gehabt haben wür-
de, wenn derFehler, der schadhafte Zustand nicht eingetreten wäre, oder daß das Fleisch
gar nicht benuht werden kann;

b) daß die Meldung des vorhabenden Schlachtens eines solchen schadhaften Vlehes
noch vor dem Schlachten in der Impost-Einnahme eben so geschehen muß, als wenn es
ein vollkommen gesundes Slück wäre, hauptsüchlich um dem Impost-Einnehmer dadurch
Gelegenheit zu geben, sich selbst zeitig und auf alle Weise von der Beschaffenheit des Vie-
hes zu überzeudzen, wenn auch die Entrichtung deb Impostes so lange fubpendirt werden
kann, bis dasselbe geschlachtet, und dadur, die weitere Ueberzeugung gewonnen w #den ist,
ob wirklich der Fall von der Art sey, daß Anspruch auf Erlaß des halben, oder deß gan-
zen Impostes gemacht werden könne.

Wer diese vorherige Meldung unterläßt, verfällt in dle gesetzliche Strafe der Defrau-
dation mit dem zwölffachen Betrage des vollen Impost. Sabes, c6 mag das geschlach-
tete Stück wirklich schadhaft befunden werden, oder nicht.

) Ausgenommen von der Verbindlichkeit zur Meldung vor dem Schlachten bleibt ser-
ner nur, nach Vorschrift §. 4 des angezogenen Kapitels des Impost-Regulatives vom
27sten November 1821, der Fall, wenn ein Vieh einen Schaden leidet, oder von einer
Krankheit befallen wird, wodurch das Schlachten desselben so dringlich wird, daß die Mel-
dung vorher nicht geschehen und abgewartet werden kann. Es verstehet sich jedoch, daß in
solchem Falle, wie in der angezogenen Geseeostelle vorgeschrieben ist, die Bescheinigung der
Schadhaftigkeit sowohl, als der erwähnten Dringlichkeit der Umstände, innerhalb 2. Stun-
den nach geschehenem Schlachten, annoch bey der Impost-Einnahme erfolgen muß. Auch
darf, bevor dieß geschehen ist, das geschlachtete Stück nicht auf die Seite gebracht werden,
damit sich der Impost-Einnehmer selbst von der Beschaffenheit überzeugen kann.

Wer diese Nachmeldung und Bescheinigung innerhalb jener 24 Stunden unterläßt,
oder das geschlachtete Stück vor erfolgter Meldung auf die Seite bringt, verfällt ebenfalls
in die Strafe des zwölffachen Betrages des vollen Impost-Sabes, es mag später die
geringe Qualität oder völlige Unbrauchbarkeit des Fleisches bescheiniget werden oder nichr.



M

4) Gleiche Strafe trifft enblich auch einen jeden, der ein Stuck Vieh absichtlich ver-
leht hat, um sich der Entrichtung des Impostes ganz, oder zum Theil zu entziehen.

.5.
Impost von fremden Fleisch, Schmeer, Fett, Würsten und Lichtern.
Von jedem Pfunde grünen Fleisch, (es bestehe dieses in ganzen geschlachteten Viehllücken

oder in cinzelnen Parthieen) Speck, Schmeer, Wurst, ingleichen Fett und bichtern, welches
vom 1sten Januar 1324 an in das Großherzogthum aus dem Auslande eingebracht wird,
sind vier Pfennige, von jedem Psunde geréucherten Fleisch, Speck, Schmeer und Wurst

aber sechs Pfennige
an Impost zu entrichten.

Dagegen bewendet es hinstichtlich des Talges, der Seise und Schmierseise, welche aus
dem Aublande eingebracht werden, bey der, Kapitel 1lI. des Impost-Regulatwes vom
a7##ten November 1821 geordneten Abgabe von resp. drey und zwey Pfennigen von
jedem Pfunde.

Tuch bestehet ferner die Vorschrist, daß Talg und Schmeer, welcher aus inländischen
Scharfrichtereyen bezogen wird, wie fremder Talg und fremder Schmeer anzusehen und
zu verimposten ist.

k 6.

Impost vom Wein.
Von jedem Eimer Wein und Most, es sey Trauben= oder Obstwein und Most, wel-

cher in Gebinden nach dem usten Januar 1824 auß dem Auslande in das Großhergogthum
eingebracht wird, sind fünf Thaler Impost zu entrichten.

. 7.

Dleler gegen den bisherigen Tarif-Satz um 1/Itel erhöheten Impost= Entrichtung
ist auch der Wein uncerworfen, welcher aus solchen inläpdischen Weinhand-
lungen weiter in das Inland in Gebinden verkauft, oder unter irgend einem sonstigen
Titel abgelassen wird, denen die Erlaubniß gestattet ist, den Wein, den sie aus dem
Auslande beziehen, Impostsrep zu logern und den gesehlichen Impost nur von denjenigen.
Quantitäten zu entrichten, die sie davon an Inländer ablassen.

5. 6.
Hinsichtlich der Impost-Entrichtung von solchem Weine, welcher la Bouteichen ein-

geführt wird, so wie pinsichtlich des im Lande erbanueten Weines und Mostes, sey es
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Jrauben= oder Obstwein und Most, bewendet es allenthalben bey den Tarif. Sätzen und
sonstigen Vorschriften dek Kapitels 1II. des Impost-Regulatives vom 27sten November 1821.

S. .
Impost vom inländischen Branntwein.

Der Branntwein-Blasen-Impost, in der Art und nach den Grundsähen und Berech-
nungs-Normen, auch unter den Kontrole-Einrichtungen in, nach und unter welchen er biöher,
zu Folge der weiteren dieöfallsigen Vorschriften Kapitel VI. des Impost-Regulatives vom
27sten November 1827 bestanden hat und entrichtet worden ist, bestehet serner vom usten
Januar 1834 an in der Maße, daß von jedem Weimarischen Scheffel Getreide, welcher
nach Verhältniß der Blasengroße zu Folge der Tabelle 9. 3. des nurgedachten Kapitels
VI. des Impost-Regulatives vom 27sten November 1821 — und wobey auch ferner
dasjenige bestehet, was am Ende dieses Paragraphen hinsichtlich solcher Brennerepen, bey
denen sich Wärmblasen, oder große Hüthe mit Wärmblasen befinden, geordnet ist — von jeder
Blase konsumirt zu werden erachtet wird, zweny Groschen an Impost zu entrichten sind.

§..
Diese Abgabe erstreckt sich gleichmäßig auch auf diejenigen Landestheile, in welchen

der bisherige Branntwein-Blasen-Impost nach niedrigeren Tarif-Sähten als in den übri-
gen entrichtet wurde, ulcht minder ohne alle Rücksicht darauf, ob der Vranntwein aus
Getreide, oder Karkoffeln, oder einem anderen Material gebrannt wird.

8. 11.

Außer diesem Branntwein-Blasen-Imposte wirb von allen und jedem Branntweine,
der aus Iinländischen Brennereyen an Inländer abgelassen wird, sey e, daß er in dem
Orte, wo sich die Brennerey befindet, bleibt, oder in andere Orte des Grosiherzogthums
verführet wird, ein Branntwein-Konsumtion= Impost nach folgenden Säten:

bis zu 40 Prozent Alkohol-Starke für den Eimer 1 thlr. 12 gr. — pf.
von 41 bis 60 Prozent für den Eimer . . 2-6---
von 61 bis Zo Prozent und darüber für den Eimer 3

entrichtet. Die Stärke des Branntweins wird mit dem Alkoholmeter ach Trallec otiiesen.

I. 12.
Diesen Branntwein-Konsumtions-Impost hat derjenige zu entrichten; der den Brannt-

wein von dem Brenner kauft, oder unter irgend einem anderen Titel empfängt, er muß

jedoch in die Impost-Einnahme des Ortes gezahlt werden, wo sich die Brennerep befin-
det, aus welcher er abgelassen wird.
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§. 73.
Alle Berecheigungen der Branntwein=BrennerzumeinzelnenBranntwein-Verkaufe,

sep es Glas= oder Maßweise, überhaupt in Quantitäten unter einem Viertel Eimer, es
mögen sich diese Berechtigungen auf besondere Privilegien und Konzessionen, oder auf all-
gemeine Observanz und Konnivenz gründen, hören vom esten Januar 18234 an derge-
stalt auf, daß kein Branntwein-Brenner von diesem Tage an eine kleinere Quancitét, als
einen Viertel Eimer, und zwar nur in Gebinde, sey es in das Inland, oder in das Aus-
land, unter irgend einem Titel ablassen, oder versenden darf; es sey denn, daß er sich
freywillig bereit erkläre, einen erhöheten, den Konsumtions-Impost mit einschließenden
Blasen-Impost zu entrichten, welcher hiermit auf zwölf Groschen von jedem Weima-
rischen Scheffel Getreide der nach Maßgabe der Tabelle §. 3 Kapitel VI. des Impost-
Regulatives vom 27sten November 1821 erachteten Blasen-Konsumtion bestimmt wird.

Will er von dieser Vergünsilgung Gebrauch machen: so muß er solches längstens bis
zum 15ten Januar 182] bey der Impost-Einnahme seines Ortes erklären, auch solchen
Falles, hat er seit dem #sten Januar 1324 den Blasenhut in Verwahrung gehabt, für
diese Zeit schon den Blasen-Impost nach dem höheren Sate von zwölf Groschen für
den Scheffel entrichlen.

Durch die Uebernahme dieses höheren Blasen-Impostes erwirbt ein solcher
Brenner nicht nur die Befugniß zum einzelnen Verkaufe, soweit er bisher dazu be-
rechtiget war, oder künftig polizeyliche Erlaubniß erhalten wird, sondern es wird auch
bey dem weiteren Verkaufe in das Inland von dem von ihm fabrizirten Branntweine an
Konsumtionê-Impost eben so wenig etwas entrichtet, als wenn er denselben in das Ausland
verkauft, in welchem lehteren Falle er jedoch auch von dem entrichteten höheren Blasen-Impost
nichts zurück empfängt.

Es verstehet sich übrigens, daß aller auch von einem solchen Brenner, welcher den
höheren, den Konsumtions-Impost mit einschließenden Blasen-Impost übernommen hat, wei-
ter in das Inland zu versendende Branntwein in der Naße, wie im nachstehenden F. 14
vorgeschrieben ist, bevor er aus des Brenners Hand geht, versiegelt werden
und mit einem Passir-Zeetel, wie ihn K. 10 der allgemeinen Vorschriften des Impost=
Regulatives vom 27'sten November r821 bezelchnet, abgehen muß, damit er an dem Orte,
wohin er bestimme ist, als inländische, schon verrechtete Waare nachgewiesen werden kann.

5. 14.

Jeder Brenner, der nicht ben hoheren, den Konsumtiond-Impost mit einschließenden
Blasen-Impost, wovon der vorstehende F. handelt, freywillig übernommen hat, der
also zum einzelnen Verkause nicht berechtiget ist, dessen Brgnntwein auch nicht Konsamtions=
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Impostfrey in das Inland abgelassen werden darf, ist verbunden, in allen Fallen und so
oft er Branntwein verkauft, oder sonst an dritte Hersonen in seinem Drte, oder außerhalb
seines Ortes abläßt, oder dergleichen, sey es in das Inland., oder in das Ausland ves-
sendet, ehe und bevor er den Branntwein aus seinem Gewahrsam giebt,
der Impost-Einnahme seines Ortes davon, mit Angabe der Quantität, des Ortes, wohin,
und des Nahmens der Person, an die er abgelassen oder versendet wird, Anzeige zu machen,
auch die abzugebenden oder au5zuführenden Gebinde vorzuzeigen.

a) Gehet der Branntwein in das Auoland: so hat der Brenner den inländischen
Grenzort zu benennen, über welchen der Branntwein ausgeführt werden soll. Der
Impost= Elnnehmer ist verbunden, jedes Gebinde mit dem ihm anvertrauten Impofk-
Siegel, oder, In fo fern er dergleichen noch nicht belsiczt, mit dem Gemelndesiegel seines
Ortes dergestalt zu versiegeln, daß auf dem Spunde zwen Siegel in gegenöberstehender
Richtung, von denen jedes halb auf dem Spunde und halb auf der Faßdaube sich besinden
muß, sodann auch auf jedem Zapfen, falls ein Faß dergleichen hat, ebensalls ein
Siegel, halb auf dem Zapfen und halb auf dem Boden deo Fasses aufgedrückt werden,
und hat sodann dem Versender einen Begleikschein nach dem unter  hier beygedruckten
Schema, den er mit demselben Siegel, womit die Fässer versiegelt sind, besiegeln muß,
auszustellen.

Dieser Begleitschein muß, wenn der Branntwein an dem angegebenen Grenzorte ange-
langt ist, in der dortigen Impost-Einnahme vorgezeigt werden. Der Impost-Elnnehmer
hat bie ihm chrufalls vorzuzeigenden Gebinde mie dem Begleleschein zu vergleichen und
genau zu untersuchen, ob die Siegel richtig und unversehrt sind. Findet er alles in Ord-
nung: so 16 ###er die Siegel und giebt auf der Räckseite des Begleitscheins das dicosausige
Attest nach dem mitbeygedrucktem Formular, und hat übrigens genau zu invigiliren, daß

der Brammtwein nun auch wirklich über die Grenze gehet.
Denmit diesem Atteste versehenen Begleitscheln hat der Brenner, auk dessen Brennerey

der. Branntwesa ausgeföhrt worden ist, dem Impost-Einnehmer seine# Ortes, welcher den-
selben ausgestellt pat, dinnen längstens14Tagennach der Aussteuung wiederum abzu-
liefern; erfolgt die Zurücklieferung binnen dieser Frist nicht, gleichviel ob durch seinen oder
eines Dritten Schuld, ob vorsäßtzlich oder zufällig: so hat er, der Brenner selbst, jeden Falles
und obne Weiteres den doppelten Betrag des Konfumtions-Impostec, wobey die grôßte
Stärke des Branntweins angenommen wird, also mit drey Thalern für jeden Eimer
zu erlegen.

b) Wird der Branntwein an eine dritte Person im Orte abgelassen, oder gehet er
#an einen anderen inländischen Ort: so hat der Impost-Einnehmer den Gehalt der Ge-
binde, auch die Prozent-Stärke des Branntweins, genau zu untersuchen und trägt den hiernach
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sich regullrenden Konsumtions=Impost-BetragmitdemNahmenundWohnortedes
Empfängers sofort in sein Nannal ein, versiegelt auch, salls der Brannkwein aus dem
Orte zu gehen bestimme ist, alleejnzelnen Gebinde auf dieselbe Weise, wie oben unter a.
vorgeschrieben ist, und stellt, sobald der Betrag des Konsumtions-Impostes, worüber er
besondere Quiktung zu geben hat, von dem Empfänger oder dessen Beauftragten, welches
auch der Brenner selbst sepn darf, erlegt ist, einen auf den Nahmen und. Wohnore
des Empfängers lautenden, die Quantität und Prozent= Stärke des Branntweins, so wie
die Zahl der Gebinde genau benennenden Passir-Zettel in der Art und Form aus, wie es in
anderen Fällen, wo schon verimpostete Waaren von einem Orte des Inlandes in den an-
dern gehen sollen, nach Verordnung §. 10. der allgemeinen Vorschriften des Impost=
Regulatives vom apsten November 1827 gewöhnlich ist, welcher Passir = Schein auch mit
demselten Siegel, mit welchem die Gebinde versiegelt sind, besiegelt werden muß.

Der Brenner darf den auf solche Weise in das Inland zu versendenden Branntwein
nicht eher aus seiner Hand geben, bis ihm die Quittung des Impost-= Einnehmers über
die geschehene Zahlung des Konsumtions-Impostes vorgezeigt worden ist. Die Versiegelung
der Fässer unterbleibt folglich in dem einzigen Falle, wenn der Branntwein nur in andere
Hand im Orte selbst kommt, derselbe darf aber auch in diesem Falle von dem Brenner
nicht eher gbgegeben werden, bis der Impost erlegt ist. Der Impost= Einnehmer hat auf
etwaige heimliche Ablassung von Branntwein an drikte Personen im Orte ganz vor-
zäglich zu invigiliren.

5. 185.
Hinsichtlich der eigenen Branntwein-Konsumtion eines solchen Brenners, welcher

nicht den höhern, den Konsumtionê-Imposk' mit einschließenden Blasen-Impost entrichter,
hat jeder dieser Brenner für jede über 18 Jahr alte männliche Person seines Hauswesens,
mit Einschluß der gewöhnlich bey ihm arbeikenden Tagelöhner, ein jährliches Firum von
neun Groschen, als dem Betrage de# Konsumtions-Impostes von einem Viertel Eimer
ordinéren Branntweln jedes Mahl am Schlusse des Jahres an die Impost-Einnahme
seines Ortes zu entrichten. Der Impost-- Einnehmer hat den Betrag im letzten Quartal-
Register des Jahres gehörig zu verrechnen.

8. 16.
Laßt ein Brenner, der nicht den höheren, den Konsumtlons-Impost wit einschlie-

ßenden Blasen = Impost (#. 11 dieses Regulatives) entrichtet, Branntwein, unter wel.
chem Titel es sey, an irgend jemand, außer an die Personen seiner Haushaltung und
ledlglich zur eigenen Konsumtion derselben in seinem Hause, oder bep selner Arbeit ab,



ohne vorher davon Anzesge in der Imposk-Einnahme seines Orkes gemacht zu haben,
oder giebt er den Branntwein, wenn er auch die Meldung davon gemacht hat, ab, ohne daß
dlie vorschriftmäßige Versiegelung der Jässer von dem Impost- Einnehmer bewirkk, auch-
wenn der Brannkwein in das Inland bestimmt ist, der Konsumtiön-Impost davon be-
zahlt worden ist: so wird er als Defrandant bekrachtet und hat im ersten solchen Dekrau-
dations-Falle den zwölffachen Betrag des Konsumtions-Impostes von dem in Fruge

stehenden brntne und zwar nach dem höchsten Saße drey Thaler vom Eimer,
als Strase zu erlege

Im zweyten Deirandasiane- Falle verliert er als Strase für immer die Befugniß
Brannewein zu brennen.

Es macht dabey, wie öberhaupt bey allen Impost-Deftaudationen, nach Wort und
Sinn des Impost-Regulatives vom 27 ten November 1821 keinen Unterschied, ob die
vorschristwidrige Abgabe des Branntweines von dem Brenner selbst, oder den Seinigen
verschuldet worden ist, ob sie in der Absicht, den Impost zu defraudiren, oder ohne solche
geschehen, ob der Branntwein in das Inland, oder in das Ausland gegangen ist.

 .

Für die Ausstellung eines Branntwein-Passir-Zettels erhält der Impost-Einnehmer,
wenn die Quantitét des Bramntweines einen Esmer oder weniger beträgt, lechs Pfen-
nige, wenn sie mehr beträgt, efnen Groschen. Eben so viel ist für die Ausstellung ehnes
Begleitscheines an den, denselben auöstellenden Impost-Einnehmer und eben so viel fur das
Attest des erfolgten Ausganges des BranntweineS an den dieses Attest ausstellenden
Impost- Einnehmer des Grenzortes, über welchen der Ausgang erfelgt, zu entrichten-

Zur Entrichtung dieses Zettelgeldes ist derienige verbunden, der den Passir= Zettel,
resp. den Begleitschein, oder das Attest in Empfang nimmt-

Das Material zux Versiegelung der Fässer muß der Brenner, von dem der Brannt-
weln abgegeben wird, in tauglicher Qualität liesern.

18.

Aller, aus inländischen Brennerepen an einen andern Ort des Inlandes in unverfle-
gelten Gebinden und ohne den erforderlichen Passir-Schein eingehender Branntwein muß
aldh ausländischer verrechtet werden. «

cholgtsdieMeldangdkoliingangesbtydcrsmpostscisnmljmeheäOtch,won-
eiagcht,innerhalbdetindkmJmpoIbRegslatioevom Sfstcllstvokmäerisetvokgs
schrieben-a24stüadigmkrislaiclznsowisddkcßcll als Defraudation betrachtet, und
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der Empfänger des Branntweinch6 mit dem zwölffachen Betrage des Impostes vom aus.
lähdischen Brannkweine bestraft.

Der Impost -Einnehmer des Ortes Ist streng verpflichtet, sich den Passir-Zettel
abliesern und die Gebinde vorzeigen zu lassen, auch beypde genau mit einander zu verglel-
chen und die Richtigkeit der Siegel zu untersuchen.

*. 70.

Sämmtlichen Impost-Einnehmern werden die Auswürse des Impost=Betragesvon
den an ihren resp. Orten besindlichen Branmweinblasen, nach dem zu Folge des gegen-
wärkigen Regulatives als Regel bestehenden Blasen-Imposte, mit zwey Groschen von
jedem Weimarischen Scheffel erachteter Getreide-Konsumtion zugefertigt werden.

Diesenigen Impost-Einnehmer hingegen, bey denen ein Brenner innerhalb der, 7. 73
des gegemwärtigen Regulatiors bestimmten Frist erklären wird, daß er den dort feltgesebten,
den Branntwein-Konsumtions-Impost mit einschließenden höheren Blasen-Impost nach zwölf
Groschen von jedel Scheffel erachteker Konsumktion übernehmen wolle, haben dieß sofort
dem Großherzoglichen Landschafte-Kolleginm anzuzeigen, damit dle hiernach erforderlichen
Auswürfe des Impost-Betrages erfolgen kennen. Uebrigens werden sämmtliche Impost.
Einnehmer hiermit an die pünktlichste jhnen bereite, und zwar hinsschellch aller, dem Im-
poste unterworfenen, aus einem Orte des# Inlandes in den anderen werseimet werdenden
Waaen, obliegende Einsendung der Verzeichnisse über die von ihnen ausgesiellten Passir-
Scheine sowohl, als die bey ihnen elageganprnen Passfr-Scheine, am Schlusse jeden
Zuartales, bey Abgabe des Impost-Quartal-Registers, hiermit nochmahls erinnert und
tugleich angewiesen, auf dieselbe Weise und gleichzeitig auch Verzeichnisse der von ihnen aus-
gestellten Begleitscheine über in das Auöland versendeten Branntwein, mit Beplegung der
mit dem Ausgangê= Atteste des Impost-Einnehmero des Grenzortes wieder eingegangenen
Begleitscheine einzureschen.

Den von ihnen erhobenen besondern Branntwein-Konsumtions-Impost haben die
Impost-Einnehmer in einer eigenen Unterabtheilung des Kapitels: vom Bra: mtwein, in ihre
Manuale einzutragen und eben so in den Registern zu verrechnen.

Dm Alkoholmeter, welcher dem Impost-Einnehmer zur Abmessung der Prozené-
Stürke des Branntwrines #bergeben wird, hat derselbe so zu brauchen, daß er ihn senl-
recht in ein so tiefes und so welt mit dem zu messenden Branntweine gefülleet, ruhig siehen
deß Gefás allmählig einläßt, daß der Alkobolmeter den Boden nicht berührt, sondern #
dem Branntweine schwimmt. Die Skale des Alkeholmetero geigt die Prozente mit Stri-
chen und Zahlen angegeben. Die Jahl des Prezentes, welches mit der Oberfläche des
Braumtweine gleich stehre, heigt die Prozent-Stärke des Branntweines.
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8. 20.
Der 5. 10 Kapitel VI ded Impost-Regulatives vom 27sten November 1821 georb-

nete Impost von den kleinen so genannten Abziehblasen hört vom usten Januar 1821 an
in so sern gänzlich auf, als diese Blasen nur zur Bereltung von Spiritus von bereitö
gehörig verimpostetem Branntweine, oder zum Abziehen solches Branntweines über Ingre-
dienzen, oder von Apothekern zu pharmazeutischen Gebrauche benutzt werden.

Solche Personen, welche selbst Branntwein-Brennereyen besitzen, dürfen jedoch der-
Fleichen Abziehblasen entweder gar nicht führen, oder sie haben dieselben eben so wie die
Branntwein-Blasen zu verimposten, und es kreten auch hinsichtlich des Konsumtions-Im-
postes von dem Branntweine jeder Prozent-Stärke, den sie auf diesen Abziehblasen produ-
ziren, alle Bestimmungen des gegenwärtigen Regulatives ein.

g. ar.

Impost vom ausländischen Branntwein.
Als Impost-Abgabe vom sremden, aus dem Auslande in das Großherzogthum ein-

gehenden Branntweine sind, gleich bei dessen -. zu eurichien: von jedem Eimer:bis zu 40 Prozent Alkohol=Stärke 9 * · ·4thlk.
von 41 bis 60 Prozent " . . . . . 6

von 61 bis go Prozent und daruber . 6
von jedem Eimer Arak oder Rum, ** Unierschid . .68

8. 22.

Impost vom Essig.

Hinsichtlich besjenigen inländischen, d. h. im Lande fabrizirten Essiges, welcher auf
Branntwein-Blasen gewonnen wird, sey os vom so genannten Nachgange, oder auf andere
Weise, bewendet es in so fern ganz bey der Vorschrift des s. 2 Kapitel VI. des Impost-
Regulatives vom 27ten November 1821, daß es für die Entrichtung des Branntweiu-
Blasen-Impostes keinen Unterschied macht, ob von dem darauf gewonnenen Produkte Essig
oder BVranntwein fabrizirt worden ist, vielmehr der Brenner verpflichtet ist, den geseblichen,
durch das gegenwärtige Regulativ auf zwey Groschen von jedem Weimarischen Scheffel
Getreide erachteter Blasen-Konsumtion herabgesehbten Blasen= Impost ohne allen Unterschied,
jedes Mahl von dem Fage an, wo er den Blasenhut in der Impost-Einnahme abgeholt
hat, bis zu dem Tage, wo er ihn dahin zurückgegeben hat, zu entrichteo. «

Hiernächst sind aber vom usten Januar 1824 an, von jedem Eimer Eslig, welcher
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im Lande fabrizirt und von dem Fabrlkanken an Inlander verkauft oder sonst abgelassen
wird, ohne alle Rücksicht auf die Art der Fabrikation und auf das Material,

seché Groschen
Nonsumtions-Impost von dem Käufer, oder sonstigen Empfänger des Essiges zu
entrichten.

 23.

Behufs der Erhebung dieses Konsumtions-Impostes vom Essig und dessen Kontrolirung
treten vom usten Januar 182. an solgende Vorschriften in Wirksamkeie:

o) Keinem Essig, Fabrikanten, sey er selöst Branntwein-Brenner, oder nicht, ist
gestattef, Essig im Einzelnen unter einem Viertel Eimer, und anders als in Gebinden
zu verkausen, oder sonst an irgend jemand außer selnem Hauswesen abzulassen.

b) Eine KAusnahme hiervon sindet nur Statt:
—) bev denjenigen Branntwein-Brennern, welche den höheren Blasen-Impost, wovon

K. 75 des gegenwärtigen Regulatives handelt, freywillig übernommen haben; iedoch nur
Dinsichtlich des von denselben auf ihren Branntwein. Blasen, im Sinne des 5. 2 Ka-
pitel IV deS Impost-Regulatives, gewonnenen Essiges;

0) bey solchen Essig-Fabrikanten, welche, ohne selbst Branntwein-Brenner zu seyn,
übrigens ohne Unterschied der Art und Weise und des Materiales, wie und wovon sie ihren.
Essig berelten, übernommen haben, den Konsumtions-Impost an sechs Groschen für
jeden Eimer ihrer gesammten Fabrikation selbst zu entrichten.

Dieses bleibt ihnen nähmlich nachgelassen, sie haben sich aber darüber bis zum röten
Januar 1824 bey der Impost, Einnahme #ihres Ortes zu erklären. Die Ermittelung und
Kontrolirung der Ouantität, welche ein solcher Essig-Fabrikant von Zeit zu Zeit gewinnr,
so wie die Erlegung des Impostes in dem hier vorauögesehten Falle, geschiehet auf die bis-
her übliche Weise, zu der bisher üblichen Zeit,

Diejenigen Branntwein-Brenner, welche #iugleich die Fabrikation solches Essiges,
welcher nicht auf Branntwein-Blasen gewonnen wird, z. B. Wein-, Obst= oder andern
Essiges betrelben wollen, haben nothwendig den Korsumtions= Impost von dem Ge-
sammibetrage ihrer Essig-Fabrikation selbst zu erlegen, und müssen auch auf ihre Brannt-
wein=Blasen den erhöheten, den Konsumtions-Impost mit einschließenden Blasen-Impost
4bernehmen, auher dem ist ihnen die Fabrikation solches Essiges, der nicht auf Brannt-
wein--Blasen gewonnen wird, nicht gestattet.

. 24.

Den unter den Ausnahmen sub b. #. 6. des vorstehenden K. begriffenen resp. Brennern
und Essig-Fabrikanten ist nicht nur der Einzelnverkauf des Essiges, in so fern sie sonst
Folizeplich dazu befugt sind, gestattec, sondern sie dürfen denselben auch srey von aller weir



tern n*ä Entrichtung bey'm Verkaufe oder sonstiger Ablassung an drlite Personen ver-
treibe

Hanschtüch der Meldung des Essiges, welcher von solchen Brennern und Fabrikan-
ten an andere Orte des Inlandeö abgelassen, oder versendet wird, bey der Impost' Ein-
nahme des Ortes, von welchem er ausgehet, so wie der Versicgelung der Fässer und der
Ausstellung der erforderlichen Passir= Zettel zum Behufe der Legitimation in dem inländi-
schen Eingangborte, treken allenthalben ein und find zu beobachten alle diejenigen Vorschrif-
ten, welche im §. 13 des gegenwärtigen Regulatives, in Beziehung auf den von Brennern,
welche den erhöheten, den Konsumtions-Impost mit einschließenden Blasen-Impost über-
nommen haben, an andere Orte des Inlandes zu versendenden Branntwein gegeben sind.

 #.25.
Was den aus der Hand solcher Brenner und Essig-Fabrikanten, welche den Konsum-

tions-Impost nicht schon selbst von dem ganzen Betrage shrer Fabrikation enkrichten, wel-
che daher nicht im Einzelnen verkaufen dürfen, weiter in das Inland, sey es an Personen
deoselben Ortes, oder an andere Orte gelangenden, oder in das Ausland gehenden Essig und
im erslen Falle, die Art und Weise der Erlegung des Konsumtions-Impostes davon mit sechs
Groschen pro Eimer anlangt, auch was die Verssegelung der Fässer und das weitere daben
zu beobachtende Verfahren und die eintretenden Kontrole-Einrichtungen belrifft, gilt und
ist genau zu befolgen alle daßjenige, was F. 14 des gegenwärtigen Regulatives in An-
sehung des Branntweines, welcher aus solchen inländischen Brennereyen, deren Inhaber niche
den höheren Blasen- Impost übernommen haben, verkauft wird, oder sonst an deitte Pe#n-
sonen gelangt, resp. weiter in das Inland oder in das Ausland gehet, vorgeschrieben (K.

.26.

Aller Essig, welcher bloß zur eigenen Konsumtion bereitet wird, ist von dem Kon-
sumtions. Imposte des Essiges fren, es darf jedoch davon nichts verkauft, oder, unter wel-
chem Titel es sonst se, an dritte Personen abgetassen werden. Wer dagegen handelt, ohne
selbst Branntwein-Brenner zu seyn, over sich vorher als Essig-Fabrikant bey d.r Impost-
Elnnahme seine5 Ortes gemeldet zu haben, verfällt in die Strafe des 2 Tfachen Betrages-
des Konsumtions" Impostes, gleich viel ob der Essig in das Ausland gegangen, oder im
Inlande geblieben ist. Im Wiederholungofalle, so wie bey Jahlungsunvermögenheit trite
weitere Bestrasung im Sinne F. 8 der allgemeinen Verschristen deg Impost-Regulatioe#n
vom 27 sten November 1821 ein.

Der Branntwein- Breoner oder Essig-Fabrikant, der den höheren, den Konsumrions=
Inpott. mit eiusck liehenden Blasen I#ppost, resr. die Bezahlung des Esfig-Konsumtions.

Inpostes von dem Betrage seiner Fabrikatien selbst übernommen hat, kann davon wegen
der eigenen Konsumtson alchts abrechnen. f
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27.
bäßt eln Essig fabrieirender Branntweln-Brenner, oder ein anderer bereiks legitimirter-

Essig-Fabrikant, welcher den mehrgedachten höheren Blasen= Impost, resp. den Essig-Kon-
sumtions-Impost von seiner Fabrikation nicht übernommen hat, Essig an irgend jemand,
unter welchem Titel es auch sey, ab, ohne davon vorher Unzeige in der Impost.
Einnahme seines OrteS gemacht zu haben, oder giebt er den Essig, wenn er auch die
Meldung gemacht hat, ab, ohne daß die vorschriftmäßige Versiegelung der Fässer von
der Impost-Einnahme bewirkt, auch wenn der Essig in das Inland bestimmt ist, der Kom
sumtions-Impost davon bezahlt worden ist: so wird er als Defraudant betrachtet, und es
treten die g. 16 des gegenwärtigen Regulalives geordneten und dort weiter beslimmten
Ettrafen ein.

. 28.
Uebrigens sind alle Vorschriften und Bestimmungen, welche die k. 17 8. 18 und 8. 19

des gegenwärtigen Regulatives in Beziehung auf den Branntwein und den daven zu ent-
richtenden Impost, auf das diesfallsige Verfahren und sonst enthalten, auch hinsichtlich des
Essige# und des davon zu entrichtenden Impostes so wie des dlesfallsigen Verfahrens und
sonst, gültig, und werden hier wieberholr, in so fern sse nur irgend, der Natur des Gegen-
standes nach, darauf angewendet werden köünen.

##. 20.
Hinlichtlich der Verimpostung des auöländischen Essiges bewendet es lediglich, be der

Borschrift . 1 Kapitel 10 des Impost-Regulatives vom 27sten November 1821.

8. 30.
Wachslichter und Wachsstöcke.

Wachslichter und Wachsslöcke, die im Inlande gesertigt werden, sind vom rsten Ja-
nuar 1824 an völlig Impostfrey, wogegen e, was die Verimpostung der Wachölichter und
Wachsstscke anlangt, welche aus dem Auslande in das Staategebieth eingebracht werden,
bey der Vorschrift §. 3 Kapitel VII des Impost-Regulatives bewendet.

4 Zr.

Impost-Verháltnisse in den Aemtern Allstedt und Oldisleben.
Von dem in gegenwärtigem Regulative enthallenen Vorschriften, welche sich übrigens

auf alle Theile des Grohherzogthumes erstrecken, sin? allein ausgenommen die Aemter All-
stedt und Olvicleben wegen der dort beslehenden ganz eigenthmlichen Verhälenisse. Didse
Aemter werden hinsichklich aller dem Inmposte unterworfenen Gegenstände, dem übrigen
Staatögebiethe gegenüber,alsAuslandbetrachtet.

Nur was den in beyden Aemtern sabrizirten Branntwein anlangt, dessen Bestenerung
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durch das Regulativ vom 24sten Oktober 1823 regulirt ist, bey welchem es auch ferner
allenthalben, jedoch mit der Modisikation bewendet, daß vom isten Januar 1824 an bis
auf Weiteres die den dortigen Branntwein-Brennern nach 8. 33 und §. 40 des nur ge-
dachten Regulatives zugesicherte Exportations-Vergütung vom Branntwein

ven 40 bis 4 Prozent Alkohol mit 11 pf. pro Berliner Quart
-45 409 2 4 r- 12 „ 2 1

* 5o Prozent an mit . 13
bestehet, bleibt die Einführung desselben in alle übrige bete des Stnatögebiethes mittelst
gehöriger Passir-Scheine, gegen Entrichtung bloß des F. 1# des gegenwärtigen Regulatives
festgesebten Konsumtions-Impostes vom inländischen Branntweine, nachgelassen, welcher Im-
postals Ausnahme von der in demselben 5&amp;. enthaltenen Bestimmung erst an dem Orte, wo
er eingeführt wird, von dem Empfänger zu entrichten ist.

. 3o.

Das Impost-Regulativ vom 27sten November 1821 mit allen darin enthaltenen Vor-
schriften jeder Art und in jeder Beziehung, nicht minder die demselben beygesügte Instruk-
tion fur die Impost--Einnehmer, bestehen ferner neben dem gegenwärtigen Regulative in

allen Punkten, in welchen und so weit sie durch das letztere nicht ausdrucklich aufgehoben,

oder abgeändert worden und damit noch *“ sind, in voller Krast und Gültigkeit.
Da# Großherzogliche —i.d’*’*'kX diu ist als Ober-Steuerbehörde mit der

Ausfährung des gegenwärtigen Regulatives beauftragt, und so ermächtiget als verpflichter, alle
diejenigen weiteren Instruktlonen und Kontrolen zu ertheilen und anzuordnen, welche es zu
gedeihlicher und zweckmäßiger Handhabung gegenwärtigen Regulatives überhaupt so-
wohl, als insbesondere auch zu möglichster Sicherung des Impost-Ertrages, nach Maßgabe
der Umstände, oder gemachter Erfahrungen, für nothwendig oder räthlich erachten wird.

Urkundlich haben Wir gegenwärtigen Nachtrag zu dem Impost-Regulative vom 27sten
November 1821 Höchsteigenhändig vollzogen, solchen mit Unsrer Nahmens-Unterschrift ver-
sehen und befohlen, daß derselbe mit Unserm Gropherzgoglichen Staats-= Inssegel bedruckt
und durch das Regierungs-Blatt zur Kenntusß und Nachachtung aller derjenigen, die fol.
cher angehet, als ein vom u#sten Januar 1824 an göltiges Landeögeseh, gebracht werde.

So geschehen und gegeben Weimar den tten 11/nL. S.) Carl gust.C. W. Freyherr von Fritsch. von e D. Schweitzer.

Nachtrag zu dem Impost-Regulative vdt. Erust Möller.
vom 27’ten November 1821.
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M
Begleitschein.

Aus der Brennerey des (Nahme des Brenner"é.)

allhier ist unter heutigem Datum der hierbey solgende Branntwein,

fünf Eimer
in drey Gebinden, alö:

1 Bebinde zu 3 Eimer.

1 Gebinde zu1Eimer.“
1 Gebinde zu 1 Eimer.

abgegangen um über (Nahme des inländischen Grenzortes.) nach

(Nahme des Ortes, wohin die Versendung geschieht.) an (Nahme der Person, an die

er versendet wird.) auögeführt worden.

Die Gebinde sind von unterzeichneter Impost-Einnahme vorschristmßig mit dem hier
beygedruckten Sirgel versiegelt worden.

(Nahme de Ortes der Ausstellung.) den 182

Großherzogliche Sachsische Impost-Einnahme daselbst.

Si (Nahme des Impost-Einnehmeré.)
icget.)



Ausgangszeugniß.

Der in dem umstehenden Begleitscheine verzeichnete Branntwein,

fünf Eimer in drey Gebinden,

UX heute durch hiesigen Ort in daß Ausland geführt? Gebinde und Siegel sind bey ersolg-

ter Untersuchung richtig befunden worden.

(Nahme deé Ausgangsortes.) den 182

Großherzogliche Sächsische Impost= Einnahme daselbst.

(Nahme des Impost-Einnehmeré.)

Drucksehler. Seite 371 Jile 30 ließ: „zuzulassen“ für: „zuhuassen“.
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Großherzogl. S. Weimar-Eisenachisches

Regierungs-Blakk.
Nummer 23. Den 30. Dezember 1828.

Bebanntmachung.
Das nachstehende, von Sr. Königlichen Hoheit, dem Großherzoge, für die Jahre

1824, 1825 und 1826 Hndigst vollzogene Steuer-Patent wird auf höchsten Befehl an-
durch zur ösfentlichen Kunde gebracht.

Weimar am 20ten Dezember 1823.

Großherzogliche Süchsische bLandesregierung.
von Muuller.

Wir Carl August,
von Gottes Gnaden Großherzog zu Sachsen Weimar-Eisenach,

Landgraf in Ehüringen, Markgraf zu Meißen, gefürsteter
Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
. 2c.

entbieten Unseren Prälaten, Grafen und Herren, denen von der Ritterschaft und
Adel, Beamten, Gerichtsherren, Bürgermeistern, Stadtvögten und Räthen in den Stad-
ten, Richtern und Schuldheißen auf dem Lande und insgemein allen Unseren getreuen Unter-
thanen in den gesammten Unseren Großherzoglichen #anden Unsern allergnddigsten Gruß
und fügen ihnen zu wissen:
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baß von ben, den getreuen Landtag bilbenden Abgeordneten der drey Landstande
Unsers Großherzogthumes, zum Behufe der Deckung der von ihnen gepruften und
anerkaunten, im Laufe ber Rechnungöjahre 1824, 1825 und 1826 aus Unserer Haupt-
Landschafskasse, nach Maßgabe der in den Etats dieser Jahre verzeichneten Aus gabegegen-
stände und Summen zu bestreitenden Staats-Bedürfnisse, in Gemäßheit des Grundgesetzes
vom öten May 1816 über die landständische Verfassung Unserer Lande und nach den Be-
stimmungen des Landes-Grundgesetes über die Steuerversassung vom 20sten April #r8a#,
die nachstehend genannten Steuern und Abgaben in dem gesammten Großherzogthume für
jedes der drey Jahre 1824, 1825 und 1826 zu verwilligen für erforderlich ist geachtet
worden, nähmlich:

1) die von Grund und Boden vorzugsweise zu entrichtende Seeuer, alte Land=
steuer, (alte Grundsteuer) im jährlichen Betrage von acht Terminenalt. Wei-
marischer Grundsteuer, nach den weiteren Bestimmungen des +. 73 des Gesetges über
die Steuerversassung vom 2osten April 182, jedoch mit den im §. 15 dieses Ge-
setzes begründeten Modisikationen hinsichtlich der Herrschaft Blankenhapn und der vor-
mahlo Reichöritterschaftlichen Bezirke;

2) als indirekte Steuern:

a) der Impost nach dem Regulative vom 27sten November 1321, nach dem Regu-
latior ver a##sucvein-Steuer in den Aemtern Allstedt und Oldisleben vom 2|ssten
Oktober 1823 und nach dem Nachtrage zum Impost-Regulative vom 16ten De-
zember 1823;

die Stempelabgabe nach dem Stempelgesetze vom 29sten Dezember 1820,
jedoch mit dem Wegfalle der in diesem Gesehe Seite 25 bestimmten Stempel-
abgabe von den Handelöbüchern der Kauf= und Handeltleute;

die Transito-Abgabe in dem Neustädtischen Kreise, wie in den Jahren 182=
und 1823.

6—

3) Allgemeine direkte Steuern, und zwar:

a) vom Einkommen aus Grund und Boden, in jedem der drey Jahre 1824,
1825 und 1836, fünf Termine ale-Weimarischer Grundsteuer, ausgeschlagen
und angelegt nach den Bestimmungen der . 21 und §. o#2 des erwähnten Ge-
sebes über die Steuerverfassung vom 20sten April 1827;
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b) vom Erwerbe fremder Kauf= und Handelsleute, Reisediener u. s. w.
nach dem Gesetze vom 2Ksten Oktober 1823;

von allem übrigen Einkommen nach den weiteren Bestimmungen des Re-
gulatives vom G6ten November 1823 über die Art und Weise der Umlegung und
Vertheilung der Einkommensteuer aus anderen Quellen als der Grund= oder
Gebäude = Rente, in jedem der drey Jahre 1821, 1825 und 1826, acht
Psennige von jedem Thaler des in den Steuerrollen verzeichneten
Einkommen eines jeden der zum ersten Theile der Orks-Quote beytragspfiich.
tigen Individuen sowohl, als von jedem Thaler eines jeben der im Sinne der
g. 5 und g. 6 des erwähnten Regulatives vom Oten November 1823 berichtigten
Ortssteuer-Kapitale zweyten Theileé.

Da Wir nun diesen ständischen Steuer-Verwilligungen Unsere Landeöfürstliche
Sanktion durch Genehmigung derselben durchgehends ertheilt haben:
so begehren Wir allergnädigst, es wollen alle im Eingange dieses Unsers Grohherzoglichen
Steuer-Patentes genannte Behorden, Beamte, Gerichtsherren, Bürgermeister, Stadt-
vögte und Käthe in den Städten, Ober= und Untersteuer oder Impost= und andere
Einnehmer, wie auch gesammte Uniere Unterthanen, aller Stände, sich gemessenst nach dem
Inhalte dieses Steuer-Patentes achten, die Behörden und Beamten, denen es gebähret,
solches publiziren, und Obrigkeiten sowohl als Unterthanen mit Eifer daran seyn, daß die
vorgeschriebenen Steuern und Abgaben in der Maße und in den Terminen und Entrich-
tungsformen, wie solche das Geseh vom 2Ksten Oktober 1823, das Regulativ vom öten
November 1823, das Impost-Regulativ vom 2###sten November 1821, das Regulatio übrr die
Branntweinsteuer in den Aemtern Allstedt und Oldiöleben vom 21sten Oktober 1323 und
der Nachtrag zu dem Impost-Regulative vom rbten Dezember 1823 auêdrücken und fest-
sehen und wie solche, was nahmentlich die alte Landsteuer und die Grund-Einkommen-
steuer betrifft, so wohl überhaupt als insbesondere nach Maßgabe des in den verschiedenen
neuen Landestheilen bisher noch üblichrn verschiedenen Steuersußes, von Unserm Landschafta-
Kollegium unverweilt weiter gemäß dem Gesetze der Steuerverfassung regulirt und ausgeworfen,
auch durch das Regierungo. Blatt zur öffentlichen Kunde werden gebracht werden, — in unzer-
trennten Summen und in patentmäßigen Münzsorten nach dem Gesebe vom 18ten November 1803.
3zu Unseren landschaftlichen Steuer-, Impostk= und sonstigen Einnahmen., zu welchen es sich
gebührek, pünktlichst eingeliesert werden.

Urkundlich haben Wir dieses Steuer-Patent, als ein für die Jahre r824, 1325
und 1826 gültiges allgemeines Landeögeseh, höchsteigenhändig vollzogen und mit

m
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Unserm Großherzoglichen Staats-Insiegel bedrucken lassen, auch besohlen, daß solches
durch den Abdruck im Regierung5-Blatte zur Kunde und Nachachtung aller Unserer Be-
hörden und Unterthanen öffentlich bekannt gemacht werde.

So geschehen und gegeben Weimar am 25östen Dezember 2823.

(L. S.) Karl August.
C. W. Freyherr von Fritsch. Frevherr von Gersdorff. D. Schweizer.

vde. Ernst Maller.
Steuer-Patent

für die Jahre 1824, 1825 und 1826.

Versetzung in den Ruhestand und Pensionirung.
Des Großherzogs, Königliche Hoheit, haben auf geschehenes unterthánigstes Ansuchen

des Herrn Kammer-Direktors August Bernhard Rühlmann, Ritters des Großherzog=
lichen Ordens vom weißen Falken, unter'm 29ten d. M. allergnédigst geruhet, denselben
au6 dem aktiven Staatsdienste in den Ruhestand mit einer lebenslänglichen, angemessenen
Pension zu versehen und bey dieser Gelegenheit demselben Allerhöchstdero besondere guädigste
Zufriedenbeit mit dessen in elner langen Reihe von Jahren unter allen Umständen und in
oft schwierigen Verhältnissen géleisteten treuen und ausgezeichneten Diensten, so wie Aller-
höchsidero Bedauern zu dußern, in Folge des Gesundheitézustandes des Herrn Kammer-
Direktors dessen sernere Wirksamkeit Höchstdero Dienste entzogen sehen zu müssen.

Bef ör derungen.
ESe. Königliche Hoheit, der Großherzog, haben den Geheimen-Kammerrath, auch Kam-

merherrn und Ober, Forstmeister, Herrn Friedrich August, Frepherrn von Fritsch, Ritter
des Ordend vom weißen Falken, sowie den Geheimen= Kammerrath, Herrn Carl Wilhelm Con-
stantin Stichling, Ritter des weißen Falken-Ordens, beyde zu Kammer-Direktoren
und den Kammerrath, auch Kammerjunker, Herrn Julius August Walther von Goethe,
zum Geheimen-Kammerrath mittelst höchster Dekrete vom 29sten d. M. zu ernen-
nen gnadigst geruhet.

Demnächst haben Allerhöchstsieselben im Einverständniß mit des Herzogs zu Sachsen
Gotha und Altenburg, Durchlaucht, auf Höchst- Ihro Gesammt-Akademie Jena, dem
anßerordentlichen Professor der Rechte, Herrn D. August Wilhelm von Schroeter, das
Cyren-Prädikat eines Ordinar-Professors mit den damit verbundenen Vor-
rechten am 23sten d. M. in Gnaden verliehen.
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